Heft ZILL (Seite 1025-1112) 9. Jahrgang Ausgabe A 
8./ 15. Juli 1939 Wochenausgabe 


Deit) 


bereinigt mit 


Juriſtiſche Wochenfchrift 


Herausgeber Dr. Hans Frank 


Jentralorgan des Mational-Hozialiftifchen Rechtswahrerbundes 


Deutſcher Rechtsverlag G. m. b. J. Berlin W35 Leipzig C1. wien I 


Poftverfandort Leipzig 


TTT NEN E V en) Rn ek Sem 
Zitierweiſe: DR. 1939, 129 (-Deutſches Recht, Wochenausgabe) 


Inhaltsverzeichnis 


Aufſätze 


Das Recht als Brücke zwiſchen den Völkern. 
Von Brejjereferent des SRB. Georg 
Pautler 

Die Berufung des Rechtswahrers zur 
rechtspolitiſchen Arbeit. Von Reihs- 


Seite 
Seite] Wilhelm Rhode: Arbeitszeitordnung vom 
30. April 1938; Jugendſchutzgeſetz vom 
30. April 1938: Bäckereiarbeitszeitgeſetz 
vom 29. Juni 1936. (Haſtler ). . 1062 
Robert Deiß: Das Recht der Raſſe. (Schmidt⸗ 
Klevenow) 
Hans Gurski und Heinz Friedrich Schulz: 
Deviſengeſetz v. 12. Dez. 1938 mit Durchf⸗ 


1025 1062 


amtsleiter Heinrich Barth 1026] Beſt., Richtlinien und allen wichtigen 
Die Preisſtrafrechts verordnung v. 3. Juni deviſeurechtlichen Nebengeſetzen. (Leuchs⸗ 
1939. Von LG Dir. Dr. Römer t E 1063 


Zur Handlung des Zuredinungaunjählgen 
in § 330 a Strafgeſetzbuch. 
A. Von Gergtef. Dr. jur. Karl Dollinger 
B. Von Prof. Dr. Boldt 
Verfahrenseinſtellung ſtatt Freiſprechung. 
A. Von AGR. Dr. Schubart 
B. Von AnwAſſ. Rudolf Leppim 
Die Rechtſprechung des Reichsgerichts zu 
dem normativen Schuldelement und 
das unechte Unterlaſſungsdelikt. Von 
Aw. Dr. Rutkowosky 
Die Gebühr des Rechtsanwalts bei Ab⸗ 
ſchluß eines Vergleichs im Privatklage⸗ 
verfahren. Von Ger Aſſ. Dr. Sperlein 
Die Rechte des Abzahlungsverkäufers beim 
Zahlungs verzuge des Abzahlungskäu⸗ 
fers. Von LGdir. Püſchel 
Ein Beitrag zur Methode der Rechtsfin⸗ 
dung am Beiſpiel der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldenregelung. Von Dr. v. Ro⸗ 
zycki⸗v. Hoewel 
Der Einfluß des Erbhofrechts auf ehe⸗ 
und güterrechtliche Erſatzforderungen. 
Von Rechtspfleger Haegele 


Rechtspolitik und Praxis 


Prüfung der politiſchen Zuverläſſigkeit 
auch bei Konzeſſionserteilung für Gaſt⸗ 
wirte. Von Aſſ. Dr. Otto Bez 

Beſtellung von Ehegatten als Pfleger in 
Erbgeſundheitsſachen. Von Aſſ. Hans 
Brand 

Auflagen zu Laſten des Erbhofs. Von 
Ach. Dr. Linkhorſt 


Mitteilungen 


Wolfgang Wilhelm Günther, Referendar 
und Leutnant der Reſerve, gefallen bei 
Frohnleiten am 23. Mai 19338 

Die Reichsgruppe Hochſchullehrer auf dem 
Tag des Dentſchen Rechts 

Richter und Staatsanwälte berichten 

Neuernennung der ordentlichen Mitglieder 
des Reichsgruppenrats Wirtſchafts⸗ 
rechtswahrer 

Tagung der Sachverſtändigen in Karlsruhe 

Aktion gegen den Alkohol⸗ und Tabat- 
mißbrauch 

Neues vom Arbeitswerk des NSRB. 

Recht aus Raſſe, Ehre, Treue 

Anordnung Nr. 23/89 


Schrifttum 


Gerhard Fränk und Werner Hempfing: Die 
Neugeſtaltung deutſcher Städte. (Werner 


Nee MP LIE E R EE 1 


Fritz 


Rechtsbegriff und juriſtiſche Erſcheinung. } 


(Walter Chriſtaller ) 
Jahrbuch 1938. (W. Oppermann 


1040 


Helmut Meins: Die unbeſtimmite Verurtei⸗ 
lung im Jugendſtrafrecht. (Leppin) - 
Leopold Schäfer: Strafgeſetzbuch. (D. S.) 
Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gejep nebſt den wichtigſten ſouſtigen Bor- 
ſchriften aus dem Gebiet des Strafver⸗ 
fahrens und der Gerichtsverfaſſung. (D. S.) 
Leonhard Röſchinger: Der Ausſchluß der 
Strafbarkeit im engliſchen Recht im Ver⸗ 
gleich mit dem deutſchen Strafrecht. (Klee) 1064 


- 1063 
1038 1063 


1035 


1038 
1064 


1041 
Rechtſprechung 
1042 Strafrecht 
Materielles Strafrecht 
1044| 4. Anordnung zur Durchführung des Vier⸗ 


jahresplanes. Wer vor der Erfüllung der An⸗ 
zeigepflicht mit dem Bau beginnt, macht ſich 
ſtrafbar. Das Verbot betrifft jeden, der das 
Bauvorhaben in die Tat umſetzt. RG.: DR. 
1939, 1065 Nr. 1 
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hafte Störung der Geiſtestätigkeit, von der ſich 
Geiſtesſchwäche begrifflich nur dem Grade, nicht 
etwa der Art nach unterſcheidet, ſetzt nicht vor⸗ 
aus, daß die Denktätigkeit geſtört iſt. Es ge⸗ 
nügt auch eine Störung des Willens⸗, Gefühls⸗ 
oder Trieblebens. RG.: DR. 1939, 1066 Nr. 2 

88 153 f. StB. Ein Verſchweigen ohne 
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hebliche Tatſache mit dem Bewußtſein ihrer 
Erheblichkeit verſchwiegen hat. RG.: DR. 1939, 
1066 Nr. 3 

8 211 StGB. erfordert keine ruhige Ubers 
legung; entſcheidend ift, ob der Täter trotz fei” 
ner Erregung noch fo ſehr Herr feines Den” 
kens, Wollens und Tuns iſt, daß er bei der 
Ausführung der Tat verſtandesmäßigen Vor⸗ 
ſtellungen und Erwägungen zu folgen fähig ift 
und folgt. NG.: DR. 1939, 1066 Nr. 4 

8222 StGB. Nach der feſten Ripr. des RG. 
kann die Verurſachung durch Fahrläſſigkeit 
nicht angenommen werden, wenn der rechts⸗ 
widrige Erfolg ohne die Verſchuldung eines 
anderen nicht eingetreten wäre und die Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen Hinzutritts ſo fern lag, 
daß dem Täter die Nichtberückſichtigung dieſer 
Möglichkeit nicht als Verſchulden angerechnet 
werden kann. RG.: DR. 1939, 1066 Nr. 5 

8 230 Abſ. 2 StGB. Es ift im Gegenſatz zur 
ſtändigen Rſpr. des RG. daran feſtzuhalten, 
daß der Kraftwagenfahrer, der feinen Kraft- 
wagen nur zu Nebenverrichtungen feines Be 
rufs, Amts oder Gewerbes benutzt, nicht als 
Berufsfahrer i. S. des 8230 Abſ. 2 StGB. 
angeſehen werden kann, weil er nur eine all- 
gemein gebotene, ihm nicht etwa vermöge ſei⸗ 
nes Gewerbes on Sorgfaltspflicht zu 
060 beobachten hat. OLG. Oldenburg: DR. 1939, 
1066 Nr. 6 
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Die Beiſtandsleiſtung i. S. des § 257 StGB. 
kann in Handlungen aller Art beſtehen, die ge⸗ 
eignet ſind, den erſtrebten Erfolg herbeizu⸗ 
führen, d. h. den Täter der Beſtrafung zu ent⸗ 
ziehen. Daß der beabſichtigte Erfolg auch er⸗ 
reicht wird iſt nicht Vorausſetzung; jedoch muß 
die Lage des Vortäters durch die hierzu be⸗ 
ſtimmte und geeignete Handlung verbeſſert 
werden. RG.: DR. 1939, 1067 Nr. 7 


8 268 StGB.; § 14 StraßVerkzZulaſſO. Eine 
Beſcheinigung nach § 14 Satz 2 Halbſatz 2 
Straß VerkZulaſſO. ift keine öffentliche 
Urkunde. OLG. Jena: DR. 1939, 1067 Nr. 8 


8359 StGB. Die Beamteneigenſchaft der 
Beſchauer, die nach 8 5 Fleiſchbeſchaucß. von 
den Landesbehörden beſtellt worden ſind, iſt in 
der Rſpr. des RG. anerkannt. RG.: DR. 193g, 
1068 Nr. 9 


$ 360 Nr. 11 StGB. Auf die Zahl der Per- 
jonen, die an der Handlung des Täters An- 
ſtoß genommen haben, kommt es beim groben 
Unfug überhaupt nicht an. Vielmehr gehört 
dazu, daß die Allgemeinheit als ſolche, d. h. 
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de e = we die Räume im Innern 
es Hauſes. Hamburg: DR. 193 
Nr. 11 (Gilde) ; Rn 


Strafverfahrensrecht 


88 245, 246 StPO. Die Begründung der 
Ablehnung des an ſich heb chen a: 
trags, daß die Ausſage des Zeugen als Be- 
weismittel völlig ungeeignet ſei, weil gegen 
ihn in einer gleichliegenden Sache ebenfalls 
Anklage wegen Untreue erhoben worden ſei, 
ga allein nicht. RG.: DR. 1939, 1069 

t. 


88 312, 313, 345 GIPO; S1 Ziff. 1 Art. 2 
Kap. I NotBO. v. 14. Juli 1932. Gegen ein 
nach § 1 Teil 1 Kap. 1 Art. 7 NotBOD. vom 
14. Juni 1932 ergangenes Urteil findet ſowohl 
die Berufung als auch die Rev ſtatt. 8 349 
StPO. ift als Prozeß⸗ und Ausnahmevor⸗ 
ſchrift eng auszulegen und deshalb eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung dieſer Vorſchrift auf 
das Verwerfungsurteil ausgeſchloſſen. § 345 
Abſ. 2 ZPO. erfordert, daß ein Verteidiger, 
Rechtsanwalt oder UrkB. ſelbſtändig die ein- 
zelnen Beſchwerdepunkte prüft und ſichtet, um 
zu verhindern, daß die Rev. mit weitſchwei⸗ 
figen grundloſen und unverſtändlichen, die 
Rechtsfrage überhaupt nicht berührenden Re⸗ 
viſionsbegründungen befaßt werden. Eine Re⸗ 
viſtonsbegründung, in der der UrkB. nur auf 
eine privatſchriftliche Erklärung protokollmäßig 
101 nimmt oder verweiſt, entſpricht daher 
nicht der Vorſchrift des §S 345 StPO. OLG. 
Naumburg: DR. 1939, 1069 Nr. 13 


89 359, 370 SIPO.; S51 Steg. Bei der 
Entſch. über die Begründetheit eines zuläſſigen 
Wiederaufnahmeantrags hat das Gericht ſo zu 
entſcheiden, wie es als erſterkennendes Gericht 
entſchieden hätte, wenn ihm das neu vor⸗ 
gebrachte Material bei der Urteilsfällung vor⸗ 
gelegen hätte. Daher hat auch hier der Grund⸗ 
ſatz „in dubio pro reo“ Anwendung zu fin⸗ 


den. OLG. Naumburg: DR. 1939, 1070 Nr. 14 


Zivilreiht 
Eherecht 

849 Ehe.; SS 1567, 1568 BGB. 

1. Hinſichtlich des Begriffs der „ſchweren 
Eheverfehlung“ ſtimmen der frühere § 1568 
und der jetzige § 49 Ehe®. überein. 

2. Sowie nach früherem Recht die Wieder⸗ 
herſtellungsklage nicht nur Vorſtufe für die 
Scheidung wegen böslicher Verlaſſung war, 
ſondern auch dazu diente, für beide Eheleute 
klarzuſtellen, ob ein Recht zum Getrenntleben 
gegeben ſei oder nicht, ſo gilt das letztere man⸗ 
gels einer entgegengeſetzten Beſtimmung auch 
für das neue Recht. RG.: DR. 1939, 1071 
Nr. 15 (Rilk) 

88 50, 54 Ehe®. 

1. Ob durch das Verhalten eines Ehegatten 
die eheliche Geſinnung des die Scheidung be⸗ 
gehrenden anderen Ehegatten derart zerſtört 
worden iſt, daß die Wiederherſtellung einer 
dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebens⸗ 
gemeinſchaft nicht erwartet werden kann, iſt 
im weſentlichen eine Frage der tatſächlichen 
Beurteilung. 

2. Eine Scheidung aus § 50 Ehe®. ſtellt für 
die bekl. Ehegattin ſelbſt im Alter von 64 Jah⸗ 
ren keine außergewöhnliche Härte i. S. des § 54 
Ehe. dar, wenn fie die Ehe erft mit 47 Yah- 
ren geſchloſſen hat und im übrigen die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 69 Abſ. 2, 78 Ehe. und der 
§§ 198 Abſ. 3, 109 Wehrmachtsfürſorge⸗ und 
berjorgungs®. v. 26. Aug. 1938 einen Aus- 
gleich für die ihr durch die Scheidung ent⸗ 
ſtehenden wirtſchaftlichen Nachteile gewähren. 

3. Ein langjähriges eheähnliches Zuſammen⸗ 
leben der Parteien vor der Eheſchließung iſt, 
insbeſ. wenn es durch lange Trennungen un- 
terbrochen war, für die Frage der außer⸗ 
gewöhnlichen Härte i. S. des 854 Ehe®. nicht 
zu berückſichtigen. NG.: DR. 1939, 1072 Nr. 16 

855 Ehe®. Aus dem Umſtande, daß der aus 
8 55 Ehe®. klagende Ehegatte ſich ſehr ſchwerer 
Verſtöße gegen feine ehelichen Pflichten fhul- 
dig gemacht hat, während der bekl. Gatte ihm 
immer wieder durch Verzeihen ſeiner Treue⸗ 
brüche entgegengekommen iſt, kann, wie der 


Hospiz am Bhf. Friedrichstr. 
Albrechtstr 8, 3 Minuten vom Bhf, 
Friedrichstraße. Tel.-Adr.: Friebahn- 
hospiz Berlin, Telephon: 425741 


Hospiz am Askanischen Platz 
Saurlandstraße 74, gegenuber dem 


Anhalter Bhf. Tal.-Adr,.: Askahospiz 
Berlin. Tel.: 196011. Naturgarten 


Berlin 


Für Referendare Z. Assessoreramen | Pen sio n Naumann 
Inh. Frau verw. Rechtsanwalt Käte Burtin 
BERLIN-WILMERSDORF, 
Nikolsburger Platz 6/7, U.-Bhf. 
Hohenzollernpl., Tel.: H7 4704 u. 4705. 
Fließ. Wasser u. Tel. in jedem Zimmer. 
Vorzügl.Verpflegung. Zeitgem. Preise. 


Pension Stengert 
Berlin W 30, Viktoria-Luise-Platz 4 
Telefon: 25 38 65 


U.-Bhf, Viktoria-Luise-Platz v, d. Hause. 
Zimmer mit Frühstück 2,50 RM., mit 


Hospiz am Gendarmenmarkt 


Mohrenstr. 27/28, Station d. Unter- 
grundbahn Friedrichstadt. Tel.-Adr. 
Mohrenhospiz Berlin, Tel.: 166011 
Stöcker-Hospiz 

Saarlandsiraße 59, Siebentes Haus 
vom Anhalter Bahnhof. Tel.- Adr. 
Misslonshosplz Berlin. Tel. 191546 
Alle Beduemilchkeiten d. Neuzelt l. d. Zimm., Ztrhz., Tel., fl. Wasser, Bäder / Sitzungsräuma 
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45.30.9048 
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4. Sen. des RG. wiederholt ausgeſprochen hat, 
ein entſcheidender Grund für die Aufrechterhal⸗ 
tung der Ehe nicht hergeleitet werden. Die 
Aufrechterhaltung einer unheilbar zerrütteten 
und damit wertlos gewordenen Ehe iſt im all⸗ 
gemeinen nicht ſittlich gerechtfertigt, und zwar 
auch dann nicht, wenn einer der Ehegatten 
allein die Zerrüttung verſchuldet hat. RG.: 
DR. 1939, 1073 Nr. 17 


855 Ehe. Ehen, die aufgehört haben, eine 
Lebensgemeinſchaft der Gatten zu ſein und 
für die Zukunft keine dem Ehezweck entſpre⸗ 
chende Entwicklung erwarten laſſen, ſollen 
nicht aus Rechtsgründen als hohle Form fort⸗ 
beſtehen, vielmehr iſt es ſittlich gerechtfertigt, 
ſie zu ſcheiden. Von dieſer Grundanſchauung, 
die 855 Abſ. 1 Ehe®. erkennen läßt, muß auch 
bei Anwendung des 855 Abs. 2 ausgegangen 
werden. Die Beachtung des Widerſpruchs muß 
alſo, ſobald allgemeine Belange für die Schei⸗ 
dung ſprechen, eine Ausnahme bleiben und iſt 
nur zuläſſig, wenn im Einzelfall beſondere 
Gründe es ſittlich rechtfertigen, den aus der 
Ehe ſtrebenden Teil trotz ihrer unheilbaren 
Zerrüttung an den durch die Ehe begründeten 
Pflichten feſtzuhalten. RG.: DR. 1939, 1074 
Nr. 18 (Rilk) 


881 Abſ. 4 Ehe. Nach 881 Abſ. 4 Ehe. 
iſt es auch zuläſſig, nur das Aufenthaltsbeſtim⸗ 
mungsrecht einem Pfleger zu übertragen. Das 
VormGer. hat fih bei Vorliegen der ſonſtigen 
Vorausſetzungen hierauf zu beſchränken, wenn 
ein weitergehender Eingriff in die elterliche 
Gewalt nicht erforderlich ift. KG.: DR. 1939, 
1076 Nr. 19 


831 BO. z. Einf. des großdeutſchen Ehe- 
rechts in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 
22. Dez. 1938 (RGBl. I, 1987). Das neue 
Eherecht läßt die Wirkungen einer vor ſeinem 
Inkrafttreten ergangenen Scheidung, insbeſ. 
die Unterhaltsanſprüche, nach dem bisherigen 
Recht weiterbeſtehen, wenn dieſe Scheidung 
nicht in eine Scheidung nach dem neuen Ehe. 
r. e wurde. RG: DR. 1939, 1077 
Nr. 


Abendessen incl, Tee 3.50 RM. Monats- 
preise billiger, Schöne, sonnige Lage. 
Teilweise flleßendes Wasser. 
Beste Empfehlungen aus Juristenkreisen, 
— 25 Jahre — 


Pension Central am Zoo, Berlin 
Joachimsthaler Str. 11, Ecke Kurfürstend. 
Tel.: 91 55 06. Neuer Besitzer. Renoviert. Cen- 
tralh., fließ. W., Tel. in jed. Zim. Lift. Ab 3 RM. 
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Bürgerliches Geſetzbuch 

88 21 ff., 164 ff. BGB.; Gef. v. 28. März 
1938 (RG Bl. I, 338). Eine von einer jüdiſchen 
Synagogengemeinde durch ihren Vorſtand vor 
dem 1. April 1938 erteilte Generalvollmacht 
bleibt wirkſam, auch wenn die Gemeinde ge- 
mäß 81 Abſ. 2 Gef. über die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der jüdiſchen Kultusvereinigungen vom 
28. März 1938 ihre Stellung als Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts verloren hat und ein 
rechtsfähiger Verein des bürgerlichen Rechts 
geworden ift. KG.: DR. 1939, 1077 Nr. 21 

§ 134 BGB.; 8377 HGB.; PreisſtopBO. 

1. Ein Verſtoß gegen das Preisbildungsrecht 
macht nicht den ganzen Kaufvertrag nichtig, 
ſondern nur die Preisabrede, ſoweit ſie über 
das zuläſſige Maß hinausgeht. . 

2. Die Rügepflicht des Kaufmanns bleibt 
von den Preisbildungsvorſchriften unberührt. 
OLG. Celle: DR. 1939, 1078 Nr. 22 (Römer) 


8254 BGB. Die entſprechende an i 
des § 254 BGB. in Fällen, in denen ledigli 
eine im Geſetz begründete objektive Haft⸗ 
barkeit des Beſchädigten gegeben iſt, erſcheint 
nur dann gerechtfertigt, wenn auch der Schä⸗ 
diger ohne Verſchulden haftet. Beruht daher 
ſeine Schadenshaftung auf ſchuldhaftem Ver⸗ 
halten, ſo kann er ſich dem ohne Verſchulden 
verantwortlichen Beſchädigten gegenüber nicht 
auf 8 254 berufen. RG.: DR. 1939, 1079 
Nr. 23 

8568 BGB. 

1. Die Mietvertragsparteien können jeder⸗ 
zeit formlos vereinbaren, daß das Wohnen⸗ 
bleiben des Mieters über den Endtermin des 
Vertrages hinaus nicht die im § 568 BGB. 
beſtimmte Rechtsfolge haben ſolle, ohne daß es 
erſt der dort vorgeſehenen Erklärung bedarf. 

2. Es kann insbeſ. auch vereinbart werden, 
daß nach Ablauf des urſprünglichen Vertrages 
ein Zwiſchenzuſtand eintreten ſolle, in dem 
beide Parteien freie Hand haben, der Vermie⸗ 
ter alſo weitervermieten und der Mieter aus⸗ 
ziehen kann. LG. Berlin: DR. 1939, 1080 


Nr. 24 (Roquette) 
(Fortſetzung Seite 6 
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Dienstunfähig? 
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durch zeitige Vorsorge bei der 


Bayerischen Beamtenversicherungsanstalt 


Allgemeiner Lebensversicherungsverein a. G. 


München, Lenbachplaiz 4 


varlanıen Sie unvgrbindlich Prospekt 


Die „Blue Gillette Blade” ist aus feinstem Spezial-Stahl 
hergestellt. Eine Kette sorgfältigster Prüfungen verbürgt 
die hohe Qualität jeder Blauen Gillette-Klingel 
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Gillette Klingen sind gute Klingen 


5 Stck.-Packung RM -. 90 
10 Stck. Pockung RM 1.80 


Vartrieb in Deutschland: Gilletta Sofaty Razor Company GmbH., Serlin W9 


Jetzt auch Band g erschienen 


nare: Internationales Privatrecht 


Das bedeutfame Werk von Prof. Raape, einem der erften Autoren dieſes Gebiets, tit mit dem nun vorliegenden 2. Band abgeſchlollen. 
Schon der früher erſchienene 1. Band hatte in den Rreifen der Prarie und Wiſlenſchaft große Beachtung und ausgezeichnete Beurs 
teilung gefunden. Der 2. Gand enthält nun das Rernftück: Die Befonderen Lehren (Perſonen, form des Rechtsgeſchäfts, Familienrecht, 
Erbrecht, Obligationenrecht, Sachenrecht ufm.). „Das Werk Raapes ift das umfaffendfte und neueſte, das wir auf dielem Gebiet 
beſitzen. Es vereint die Vorzüge eines Grundrllles und eines Überſichtlichen hbandbuches, das dem Praktiker klar und fchnell 
die Zufammenhänge und die maßgebenden Befichtspunkte aufweſſt, in vorbildlicher Weile in fich.” (Deutſche Juft. v. 24. 6. 38) 
Band 2: 267 Seiten 8°, Leinen 8,- RM, Band 1 (Die Allgemeinen Lehren): 152 Selten 8°, Leinen 5,- RM. 


HOFFMANN: Urheberrechtsgeletze des Auslandes 


Der bekannte Praktiker, RA. Dr. W. Hoffmann, gibt hier eine klare, Uberſichtl. Darſtellung u. zweckmäß. Gegenüberſtellg. der einſchläg. 


Geletzgebung in den einzeln. Ländern. 331 S. 8°, Lein. 13,60 RM. 


VERLAG FRANZ VAHLEN e BERLIN W9 


Preiswerte Uken ŭ. Ringo f 


mit Garantie. Bei Nichtgefallen | 
Umtausch oder Geld zurück. 


ALLIANZ UND 


VERSICHERUNGS” 


O5 T 

tür Juristen u. Justizheamta 

& nach den neuen Vorschriften 
— Hoheitszeichen — 

empflehlt zu billigen Preisen. 

Muster u. Preise kostenlos. 
Teilzahlung gestattet. 


H. B ENT HK 


BERLIN 80 36 

Dresdener Str. 127 

(U-Bahn Kottbusser Tor). 
Fernruf: 61 33 91. 


Nr. 3. Herrentaschenuhr mit ge- 
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8./15. Juli 1959 


Das Kecht als Brücke zwiſchen den Völkern 


Von Georg Paucker, Preſſereferent des NSRB. 


Seit mehreren Jahren unterhält der National- 
ſozialiſtiſche Rechtswahrerbund die freundſchaftlichſten Be⸗ 
ziehungen zum däniſchen Juriſtforbundet. Auf den Veranſtal⸗ 
tungen des Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbundes, auf 
den Feſtſitzungen der Akademie für Deutſches Recht und bei 
ſonſtigen bedeutſamen Rechtstagungen war der däniſche 
Juriſtforbundet wiederholt durch Vorſtandsmitglieder ver⸗ 
treten. Auch auf dem „Tag des deutſchen Rechts“ in 
Leipzig im Mai dieſes Jahres fah man däniſche Juriſten. 

Eine weitere Vertiefung der engen Beziehungen zwi⸗ 
ſchen deutſchen Rechtswahrern und däniſchen Juriſten be⸗ 
deutete der Beſuch, den der Reichsrechtsführer vom 12. 
bis 14. Juni auf Einladung des Präſidenten des däniſchen 
Juriſtforbundet, Dr. Reitzel⸗Nielſen, Kopenhagen ab⸗ 
ſtattete. Als erſter offizieller Beſuch eines Reichsminiſters 
nach Abſchluß des Nichtangriffsabkommens zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark war der Beſuch auch im allgemeinen 
politiſchen Sinne von großer Bedeutung. Dies wurde durch 
die Audienz bei König Chriſtian X. und den Empfang 
durch Staatsminiſter Stauning beſonders unterſtrichen. 

Im Mittelpunkt des Dänemarkbeſuches der deutſchen 
Rechtswahrerdelegation ſtand ein Vortrag des Reichs⸗ 
führers des Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbundes 
über „Das Recht als Beſtandteil der völkiſchen Kultur“ am 
Montagabend. Dr. Frank führte dabei u. a. aus: „Vor 
wenigen Tagen erſt iſt zwiſchen Deutſchland und Däne⸗ 
mark ein Abkommen zuſtande gekommen, in dem ſich beide 
Länder verpflichten, nie gegeneinander Krieg zu führen 
und alle etwaigen das gemeinſame Jutereſſe berührenden 
Fragen freundſchaftlichſt zu klären. Hinter dieſem juriſti⸗ 
ſchen Staatsakt ſtehen reſtlos die beiden Völker, die durch 
ſo viele gemeinſchaftliche geſchichtliche, kulturelle und 
ſoziale Erlebniſſe verbunden ſind. 

Es war für uns nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer in 
den letzten Jahren ſtets eine große Freude, bei bedeutſamen 
Rechtsveranſtaltungen däniſche Juriſten als Gäſte zu ſehen. 
Immer wieder konnten wir dabei feſtſtellen, wie harmoniſch 
ſich die perſönlichen, geſellſchaftlichen und fachlichen Be- 
ziehungen zwiſchen dem däniſchen und dem national- 
ſozialiſtiſchen Rechtsleben geſtalteten. Ich hoffe zuverſicht⸗ 
lich, daß der Beſuch in Dänemark zu einer Vertiefung 
unſerer im Dienſte des Friedens ſtehenden Zuſammen⸗ 
arbeit beitragen möge. Sehen wir deutſche Rechtswahrer 


doch in der Pflege der Rechtsbeziehungen zum Ausland 
eine der wichtigſten Stützen des gegenſeitigen Verſtehens 
der Völker! 

Im weiteren Verlauf feines Vortrages ſtellte Dr. Frank 
die tragenden Säulen der nationalſozialiſtiſchen Reichs⸗ 
geſetzgebung Raſſe, Boden, Arbeit, Reich und Ehre her⸗ 
aus, wobei er beſonders darauf hinwies, daß nur ein 
ſtarkes Reich, wie es der Führer geſchaffen habe, auch ein 
ſtarkes Recht ſichern könne. „Man kann nicht völkerrecht⸗ 
lich Sklave ſein und zu gleicher Zeit in ſeinem inneren 
Recht eine Herrenſeele zeigen. Erſt mußte die völkerrecht⸗ 
liche Vergewaltigung Deutſchlands beſeitigt ſein, auf daß 
dann ein neues, eigenſtändiges und volksbewußtes Rechts⸗ 
ideal in Deutſchland wieder auferſtehen konnte.“ Bei Er⸗ 
örterung der deutſchen Raſſengeſetzgebung wies Dr. Frank 
auf die Gemeinſamkeit des germaniſchen Blutſtromes der 
beiden Völker hin. „Der deutſche Blutſtrom iſt ein ger⸗ 
maniſcher. Die germaniſchen Völker haben ſich in den 
letzten Jahrzehnten in zunehmendem Maße einer zahlen⸗ 
mäßigen Verminderung entgegenbewegt. Insbeſondere im 
Vergleich mit den Slawen erſcheint das germaniſche 
Element in ſeiner völkiſchen Subſtanz ſtark bedroht. So 
geſehen iſt die Raſſengeſetzgebung des Dritten Reiches mit 
ihrer Förderung des wertvollen Volkstums unter Beſeiti⸗ 
gung und Ausſchaltung fortpflanzungsunwürdiger Elemente 
ein ſtolzer Beitrag zur germaniſchen Geſamtgeſchichte.“ 

Der Vortrag des Reichsminiſters Dr. Frank fand 
den ungeteilten Beifall und das lebhafteſte Intereſſe der 
bäniſchen Hörerſchaft und der Öffentlichkeit. Der Däne⸗ 
markbeſuch des Reichsführers des Fe 
Rechtswahrerbundes wird eine noch intenſivere Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen dem däniſchen Juriſtforbundet und dem 
Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbund zur Folge haben. 
So wird ſich das Wort des Reichsrechtsführers bewahr⸗ 
heiten: „Das Recht iſt Ausdruck der Kultur unſerer Völker. 
Treten wir daher dem Recht nicht immer gegenüber als 
einer Aufgabe rein fachlicher Art, die lediglich hineinge⸗ 
ſtellt ift in den Arbeitsbereich eines beſtimmten Standes, 
ſondern als einer aus der tiefſten Sehnſucht aller echten 
Kulturvölker ſtammenden völkiſchen Leiſtung. So ver- 
ſtanden kann das Recht eine Brücke zwiſchen 
den Bölfern werden, allerdings nur ein Recht, das 
den Lebensnotwendigkeiten der Völker gerecht wird.“ 
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Aufſätze 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


Die Berufung des Kechtswahrers zur rechtspolitiſchen Arbeit 


Von Reichsamtsleiter Heinrich Barth, München 


Die erfolgreiche Durchſetzung des Lebenskampfes unſe⸗ 
res Volkes iſt nur möglich, wenn jeder einzelne im Volke 
feine ganze persönliche Kraft einſetzt, um feine Aufgabe in 
der Geſamtarbeit der Nation ordentlich zu erfüllen. Je 
lebenswichtiger und verantwortungsvoller die Aufgabe iſt, 
um ſo ſchärfer ſind die Anforderungen an Einſatz und 
Leiſtung. Wir deutſchen Rechtswahrer ſind uns bewußt, 
daß uns mit dem Rechtsleben und der Rechtsordnung des 
deutſchen Volkes ſehr bedoutſame Aufgaben anvertraut find. 
Dieſes Bewußtſein laſſen wir uns auch nicht dadurch be⸗ 
einträchtigen, daß da und dort manchmal mit einer Art 
Geringſchätzung von uns und unſerer Arbeit geſprochen 
wird, als ob es ſich bei der Rechtsarbeit heute nur noch um 
eine für das Geſamtleben des Volkes minder wichtige 
Aufgabe, vielleicht nur um ein notwendiges Übel handle. 


Die Funktion des Rechtes und die heutigen 
Schwierigkeiten der Rechtspraxis. 


Ich brauche hier in dieſem Kreiſe keine längeren Er⸗ 
klärungen über die Bedeutung und Funktion des Rechts in 
unſerem Volksleben abzugeben. Ein Volk von 80 Mil- 
lionen auf einem engen Raum mit großen 
politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen. 
Aufgaben kann nur leben in einer klaren und 
ſtarken Rechtsordnung. Je enger der Raum und je 
ſchwerer der Lebenskampf, je gewaltiger die Aufgaben ſind, 
deſto wichtiger iſt die Funktion dieſer Rechtsordnung als 
Lebens⸗ und Arbeitsordnung der Nation. Sie iſt die 
große, umfaſſende Gemeinſchaftsordnung, in der Führung 
und Volk in den verſchiedenſten Lebensbereichen ihre Auf⸗ 
gaben erfüllen, ſie regelt Befehlsgewalt, Einſatz und Zu⸗ 
ſammenarbeit, ſie ſchützt die Gemeinſchaft und jeden einzel⸗ 
nen vor Unrecht und Verbrechen, ſie unterſtützt mit ihren 
Geboten und Verboten, mit ihren Regelungen und Ent⸗ 
ſcheidungen die Erfüllung der politiſchen und weltanſchau⸗ 
lichen Ziele der Volksführung und damit der Lebensgeſetze 
und Lebensintereſſen unſeres Volkes, ſie wahrt den Rechts⸗ 
frieden und die Gerechtigkeit in der Gemeinſchaft und 
dient ſo der Durchſetzung des Rechtsempfindens und des 
Rechtsgewiſſens des deutſchen Volkes. 

Nicht immer war dieſe lebenswichtige Funktion des 
Rechts im Dienſte der Volkserhaltung klar erkannt. So 
hatte man einſtmals unter der Herrſchaft liberaliſtiſcher 
Tendenzen die grundſätzliche Funktion des Rechts weit⸗ 
gehend nur in einem Schutz der Freiheits⸗ und Inter⸗ 
eſſenſphären des einzelnen und deren Abgrenzung gegen⸗ 
über den Freiheits- und Intereſſenſphären der andern wie 
auch gegenüber der Machtſphäre des Staates geſehen. 
Unter dieſem Geſichtsfeld war es die vornehmliche Auf⸗ 
gabe des Rechtswahrers, die Geſetze, die dieſe Abgrenzung 
der einzelnen Rechtsſphären allgemein und möglichſt ein⸗ 
gehend regelten, auf den einzelnen Streitfall anzuwenden. 
Mit der Abſtellung auf die Durchſetzung der Lebensinter⸗ 
eſſen und des Rechtsgewiſſens des Volkes ift aber die 
Rechtsaufgabe weſentlich bedeutender, zweifelsohne aber 
auch weſentlich ſchwerer geworden. Mit der bloßen An⸗ 
wendung geſetzlicher Regeln auf einen einzelnen Streitfall 
iſt es heute nicht mehr getan, ſondern es kommt heute dar⸗ 
auf an, daß das Rechtswollen von Volk und Führung, das 
natürlich vor allem in den Geſetzen einen allgemeinen ver⸗ 
bindlichen Niederſchlag findet, durchgeſetzt wird bis in die 
letzten Lebens⸗ und Rechtsbeziehungen hinein. 

Es iſt verſtändlich, daß eine ſolche Aufgabe in der 
) Vortrag des Leiters des Amtes für Rechtspolitik 
im Reichsrechtsamt der NSDAP. auf dem Großdeutſchen 
Rechtswahrertag. 


heutigen Zeit beſonders ſchwer ſein muß, in der Zeit 
eines ſo gewaltigen Umbruches in unſerem Volksleben im 
weltanſchaulichen, politiſchen wie im wirtſchaftlichen und 
kulturellen Bereich, in einer Zeit, wo ſich auf allen 
Lebensgebieten, auch im Rechtsleben, eine umwälzende 
Erneuerung überwindend und geſtaltend durchſetzt. Es iſt 
ganz unmöglich, bei einer ſo umwälzenden Revolution ein⸗ 
fach die geſamte alte Rechtsordnung in die Verſenkung 
verſchwinden und eine zeit⸗ und entwicklungsgemäße, 
wunderbare neue Rechtsordnung auftauchen zu laſſen. 
Dieſe neue Rechtsordnung muß ſich erſt bilden, und zwar 
nicht allein in der Schaffung neuer Geſetze, ſondern vor 
allem im praktiſchen Rechtsleben, in dem Kampf mit dem 
Alten, in der Auseinauderſetzung mit den neuen Gedanken 
und neuen Aufgaben. Dabei wird erwartet, daß dieſe Ent- 
wicklung der Rechtsordnung Schritt hält mit der Geſamt⸗ 
entwicklung unſeres Volkslebens und das Tempo dieſer 
Entwicklung iſt in der Tat alles andere als gemächlich. 

Während die allgemeine Entwicklung vielfach noch 
ganz im Fluſſe ijt, verlangt man von der Rechtsordnung 
Klarheit und Beſtimmtheit, manchmal geradezu eine Un⸗ 
fehlbarkeit; ſo verlangt man von den Geſetzen klare und 
genaue Regelungen, von der Praxis klare und beſtimmte 
Beurteilungen und Entſcheidungen. In den anderen Be⸗ 
reichen, wie in der politiſchen Arbeit, in der Verwaltung 
oder Wirtſchaft, beſteht vielfach eher die Möglichkeit, Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeiten in beweglicher Weiſe Rechnung zu 
tragen, geſicherte Entwicklungsergebniſſe abzuwarten oder 
in der großen Linie Ausgleich zu ſchaffen. Die Arbeit 
ſpitzt fich hier nicht in der gleichen Weiſe auf einen Einzel⸗ 
fall und ſeine Entſcheidung zu, die Handlungs- und Ent⸗ 
ſcheidungsvollmachten ſind meiſt viel weiter, die Ent⸗ 
ſcheidungen ſelbſt viel leichter wieder korrigierbar. Dagegen 
iſt im Rechtsſektor wie in keinem anderen Bereich not⸗ 
wendig, daß die einzelnen Entſcheidungen eingehend be⸗ 
gründet, und daß damit beſtimmt feſtgelegte und genau 
formulierte und daher einer Kritik leicht offenſtehende 
Stellungnahmen oft zu den ſchwierigſten Fragen der 
Gegenwart abgegeben werden müſſen. 

Die Auseinanderſetzung mit dieſen Schwierigkeiten 
führt bekanntlich in der Praxis oft zu ſehr uneinheit⸗ 
lichen Ergebniſſen. Wir erleben, daß in der gleichen Frage 
der eine Rechtswahrer ſich vorſichtig auf den ihm feſt er⸗ 
ſcheinenden Boden der beſtehenden Rechtsnormen und 
Rechtsanwendungsregeln zurückzieht und dem politiſchen 
Wollen der Volksführung, insbeſondere der Geſetzgebung 
nicht vorgreifen will, während der andere Rechtswahrer 
mutig einmal den Vorſtoß in das Neuland wagt, in der 
Abſicht, gerade ſo dem lebendigen Rechtsdenken des Volkes 
EN dem politiſchen Wollen der Volksführung Rechnung zu 
ragen. 

„Die Rechtsarbeit hat es nie leicht gehabt, all emeine 
Beliebtheit zu erringen. Es iſt dr Dr Aufgabe, den 
einzelnen oft hart anzupacken, ihn zur Pflichterfüllung 
anzuhalten, ihn zu beſtrafen, ihn zu zwingen, ſeine eigenen 
Intereſſen hinter die Geſamtintereſſen zurückzuſtellen, den 
Rechtsfrieden zu halten und vor allem, fid) in eine bee 
ſtimmte Rechtsordnung der Volksgemeiuſchaft einzufügen. 
Las gilt natürlich in einem beſonderen Maße für eine 
Zeit, wo von jedem höchſte Pflichterfüllung und Unterord⸗ 
nung, hoͤchſter Einſatz und Opferſinn verlangt wird. 


Fachwiſſen und innere Verbundenheit mit 
Volk und Führung 

i Es ift, nun für uns und unſere Arbeit eine ent» 

ſcheidend wichtige Frage, welche Vorausſetzungen wir er⸗ 

füllen und was wir tun müſſen, um unſerer ſchweren Auf⸗ 
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gabe wirklich gerecht zu werden. Einſt legte man den maß⸗ 
geblichen Wert auf das fachliche Wiſſen. Wir wollen das 
fachliche Wiſſen auch gewiß nicht unterſchätzen. Es iſt zur 
Aufgabenerfüllung notwendig und unerläßlich. Gerade jetzt 
gilt das Gebot, in allen Arbeitsbereichen zur Erhöhung der 
Leiſtung das fachliche Können zu ſteigern, und zu einem 
fachlichen Können gehört auch das fachliche Wiſſen und 
die fachliche Übung. Das gilt auch für die Rechtsarbeit. 
Allein das fachliche Wiſſen genügt für ſich noch nicht. Es 
genügt daher noch nicht die Kenntnis der geſetzlichen 
Regelungen, der oberſtrichterlichen Rechtſprechung und der 
Auffaſſung der maßgeblichen Kommentare. In der Zeit 
einer ſtürmiſchen Entwicklung können Geſetze oft erſt er⸗ 
laſſen werden, wenn eine geſicherte Entwicklungsſtufe er⸗ 
reicht iſt; oftmals erweiſen ſich Geſetze alsbald nach ihrer 
Erlaſſung ſchon als ergänzungsbedürftig; Geſetze können 
auch heute weniger denn je im voraus ſchon alle in der 
raſch vorwärts ſchreitenden Entwicklung gegebenen künf⸗ 
tigen Möglichkeiten berückſichtigen. Bis ſich in brennenden 
Fragen der Gegenwart eine wegweiſende Rechtſprechung 
ſicher herausgebildet hat, kann nicht immer erſt ab⸗ 
gewartet werden. Auch die vielberühmten Kommentare ſind 
nicht immer gleich zur Stelle oder ſie bringen ebenfalls 
noch keine Klärung. Man denke hier nur an die Erfahrun⸗ 
gen mit dem Reichserbhofgeſetz, mit dem neuen Ehegeſetz, 
mit dem Schuldenbereinigungsgeſetz. Dabei müſſen aber 
die Aufgaben der Praxis täglich und ſtündlich gelöſt wer⸗ 
den, und zwar brauchbar und richtig. Und das iſt gerade 
beſonders wichtig in einer Zeit des Umbruchs, die für die 
ganze künftige Entwicklung grundlegend fein jolt, 

Das fachliche Wiſſen allein genügt aber vor allem 
ſchon deshalb nicht, weil die Rechtsarbeit ja ſo ganz un⸗ 
mittelbar im Dienſt der Lebensintereſſen und des Rechts⸗ 
gewiſſens des Volkes zu ſtehen hat und damit fo ſehr im 
politiſchen und weltanſchaulichen Bereich verankert ſein 
muß. Der Rechtswahrer muß, wenn er ſeine 
Aufgabe wirklich ordentlich erfüllen ſoll, 
auch Beſcheid wiſſen um die Lebensgeſetze und 
Lebensbedürfniſſe des Volkes; er darf dem 
Leben des Volkes nicht irgendwie fernſtehen; das galt 
früher einmal als möglich oder gar als zweckmäßig. Das 
war aber zu jener Zeit, als man mit dem Juriſten den 
Begriff des lebens- und volksfremden Paragraphen⸗ 
menſchen verband. Der Rechtswahrer kann heute feine Muf- 
gabe nur dann wirklich ordentlich erfüllen, wenn er in 
ſteter unmittelbarer innerer Verbindung mit dem Volk und 
ſeiner Führung lebt. Seine innere Eiuſtellung muß ver- 
ankert fein in der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, 
er muß durchdrungen ſein von den großen politiſchen 
Zielen der Führung und getragen ſein von der Ent⸗ 
ſchloſſenheit, dem politiſchen Wollen und dem Lebeng- 
kampf des Volkes zu dienen. Das gilt im allgemeinen 
natürlich für jeden deutſchen Volksgenoſſen, im beſonderen 
Maße aber für einen Träger beſonderer und höherer Ver⸗ 
antwortung, und eine ſolche beſondere und höhere Ver- 
antwortung iſt auch dem deutſchen Rechtswahrer über⸗ 
tragen. 


Das Verhältnis des Rechtswahrers der 
Praxis zur Rechtspolitik 


Für die Volksgemeinſchaft iſt es nun von Wichtigkeit, 
daß ſich dieſe rechte innere Einſtellung auch praktiſch und 
erfolgreich in der Berufsarbeit des Rechtswahrers aus⸗ 
wirkt. Dazu iſt erforderlich, daß der Rechtswahrer 
die Zuſammenhänge zwiſchen feinen beruf⸗ 
lichen Aufgaben und den politiſchen und welt⸗ 
anſchaulichen Zielen der Volksführung er- 
kennt. Er muß fih bewußt fein, welche Forderungen und 
Folgerungen ſich daraus bis ins einzelne für Ziel und In⸗ 
halt ſeiner eigenen Arbeit ergeben. So erſteht hier die 
wichtige Frage des Verhältniſſes des praktiſchen Rechls⸗ 
wahrers zur Rechtspolitik. 
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Die Rechtspolitik iſt ein Stück der Geſamtpolitik. Ihre 
Aufgabe iſt es, im Rahmen der geſamtpolitiſchen Führung 
burch Einwirkungen auf die Rechtſetzung und Rechtsanwen⸗ 
dung dafür zu ſorgen, daß Recht und Rechtspraxis wirklich 
durchdrungen ſind von den weltanſchaulichen Erkenntniſſen 
des Nationalſozialismus, daß ſie wirklich ausgerichtet ſind 
auf die großen politiſchen Ziele der Volksführung, daß 
ſie auch wirklich den Lebensintereſſen des deutſchen Volkes 
und ſeinem Rechtsgewiſſen in brauchbarſter und beſter 
Weiſe dienen. Hier begegnen ſich im Sektor des Rechts⸗ 
lebens die politiſche Arbeit und die beruflich⸗fachliche Ar⸗ 
beit. Für die Durchſetzung der politiſchen Ziele iſt es wich⸗ 
tig, daß die beruflich-fachliche Arbeit ihre lebenswichtige 
Aufgabe im Dieuſte der Rechtsordnung und Rechtsbe⸗ 
treuung des deutſchen Volkes ordentlich erfüllt. Für die 
beruflich⸗fachliche Rechtsarbeit iſt es wichtig und not⸗ 
wendig, daß ſie aus dem politiſchen Bereich die not⸗ 
wendigen politiſchen Impulſe empfangt. 

Dabei iſt das Verhältnis zwiſchen der rechtspolitiſchen 
Arbeit und der beruflich⸗fachlichen Rechtsarbeit nun nicht 
ſo, daß die Rechtspolitik ſich lediglich um die Abfaſſung 
neuer Geſetze bemüht und im übrigen die praktiſche Rechts⸗ 
arbeit nicht beachtet. Auf dieſe Rechtspraxis kommt es ja 
eben entſcheidend an. Das Verhältnis iſt auch nicht ſo, daß 
die Rechtspraxis von der Rechtspolitik nun einfach ihre 
Anweiſungen empfängt, ſondern das Verhältnis beruht auf 
Zuſammenarbeit und Gegenſeitigkeit. Nicht nur die 
Männer der Rechtspolitik haben ſich um die 
Rechtspraxis, ſondern auch die Männer der 
Rechtspraxis haben ſich um die Rechtspolitik 
zu kümmern. 

Es gibt wohl noch eine Gruppe von Rechtswahrern, 
die ſich nicht ſonderlich um die Rechtspolitik kümmern, die 
vielmehr glauben, es genügt, ſich an die Geſetzestexte zu 
halten, oberſtgerichtliche Entſcheidungen nachzuleſen und 
im Zweifelsfalle nach etwa vorhandenen Kommentaren zu 
greifen. Neues Recht exiſtiert für fie erft, wenn ein neues 
Geſetz erlaſſen oder eine neue oberſtgerichtliche Entſcheidung 
erlaſſen iſt. Sonſt warten ſie ruhig die neuen Regelungen 
ab, ſtudieren ſie dann und laſſen nun die Schwierigkeiten 
der Praxis an ſich herankommen, deren ſie dann meiſt nicht 
Herr werden. Dieſe Gruppe muß überwunden werden. Der 
Rechtswahrer der Praxis muß wiſſen, daß das neue Recht 
nicht erſt erſtehen ſoll in neuen Geſetzen, ſondern daß es 
darüber hinaus jetzt ſchon in der geſamten Rechtsordnung, 
in der Praxis und durch die Praxis geſtaltet werden ſoll. 
Er muß bemüht ſein, mit der neuen Rechtsentwicklung 
Schritt zu halten, teilzunehmen an dem rechtspolitiſchen 
Wollen und Geſchehen und ſelbſt einzudringen in die neuen 
Rechtsgedanken. Er muß darauf achten, welche Erkenntniſſe 
und Anforderungen für ihn aus den politiſchen und welt⸗ 
anſchaulichen Zielen erwachſen, was alſo Volk und Füh⸗ 
rung von ihm und ſeiner Arbeit erwarten. 


Es iſt heute dem Rechtswahrer gar nicht 
möglich, bei ſeiner Berufsarbeit zu wirklich 
rechten Ergebniſſen zu kommen, wenn er ſich 
nicht um die politiſchen Tendenzen und die 
Auswirkungen auf die gerade von ihm zu De- 
treuenden oder zu entſcheidenden Fragen 
kümmert. Es wäre unmöglich, daß er z. B. über Hoch⸗ 
und Landesverrat, über heimtückiſche Angriffe gegen die 
Volksführung urteilen könnte ohne innere Verbindung mit 
dem politiſchen Kampf der Volksführung gegen Verrat, 
Sabotage und Verbrechen. Es wäre unmöglich, daß er ohne 
innere Teilnahme an der politiſchen Zielführung der 
Raſſen⸗ und Erbpflege Fragen richtig beurteilen könnte, 
die ſich mit dem Familien⸗ und Eherecht, mit der Feſt⸗ 
ſtellung der blutsmäßigen Abſtammung, mit der Rechts⸗ 
ſtellung der Juden uſw. befaſſen. Es wäre unmöglich, daß 
er über Fragen aus dem Wirtſchaftsbereich richtig ent⸗ 
ſcheidet, wenn er ſich nicht um die wirtſchaftspolttiſchen 
Ziele der Volksführung kümmert. 
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Notwendigkeit der aktiven rechtspolitiſchen 
Mitarbeit des Rechtswahrers der Praxis 


Genügt es nun aber, wenn der einzelne Rechtswahrer 
der Praxis ſich über die politiſchen Notwendigkeiten und 
die rechtspolitiſche Entwicklung unterrichtet und unter⸗ 
richten läßt, ſei es nun durch Teilnahme am politiſchen 
Leben, durch Ausnutzung der Schulungs- und Fortbil⸗ 
dungsmöglichkeiten oder der ſonſtigen Veranſtaltungen der 
Partei und des Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbundes, 
durch Studium des rechtspolitiſchen Schrifttums, der 
rechtspolitiſch geſtalteten Fachpreſſe ſeines Bundes? Es 
mag für den einzelnen oft ausreichen, um ihm im einzel⸗ 
nen Falle eine vernünftige, brauchbare und richtige Be⸗ 
urteilung zu ermöglichen. Manchmal wird er allerdings 
auf Schwierigkeiten ſtoßen, die er von ſich aus nicht über⸗ 
winden kann, auf wirkliche Mängel in der geſetzlichen 
Regelung, auf Mängel der Rechtspraxis oder auf ſonſtige 
Mißſtände und Unvollkommenheiten, auf deren Behebung 
er perſönlich keinen entſcheidenden Einfluß hat. 

Auf der anderen Seite iſt es ja gerade Aufgabe der 
Rechtspolitik, in ſolchen Fällen Abhilfe zu ſchaffen und 
der Rechtsarbeit die erforderlichen Vorausſetzungen, Hand⸗ 
haben oder Impulſe zu vermitteln. Die Männer und 
Dienſtſtellen der Rechtspolitik können aber nicht ſelbſt auf 
allen Gebieten unmittelbare Einſicht haben in die vielge⸗ 
ſtaltigen Nöte und Forderungen des praktiſchen Rechts⸗ 
lebens. Der Rechtswahrer der Praxis aber ſteht dauernd 
dort, wo ſich die Rechtsordnung mit den Notwendigkeiten, 
den Wechſelfällen und den menſchlichen Beſonderheiten des 
Lebens begegnet. Da es uns nun nicht darauf ankommt, 
irgendwie gleichſam aus dem luftleeren Raum Geſetzesent⸗ 
würfe zu verfaſſen oder vom grünen Tiſch her Rechtsbe⸗ 
lehrungen zu erteilen, ſondern allein darauf, dem deutſchen 
Volksleben im Recht und durch das Recht praktiſch zu 
dienen, iſt für unſere rechtspolitiſche Arbeit die ſtete innige 
Verbindung mit der Front der Rechtspraxis von außer⸗ 
ordentlicher Wichtigkeit. Wir brauchen die intenſive 
Unterſtützung durch die Männer der Praxis, 
die in den verſchiedenen Aufgabengebieten 
und in den verſchiedenen deutſchen Gegenden. 
in der praktiſchen Berufsarbeit ſtehen und 
uns aus dieſer praktiſchen Arbeit heraus ihre 
Erfahrungen und ihre Anregungen zur Ver⸗ 
fügung ftellen. 

Damit ergibt ſich folgendes: Gsundſätzlich iſt zu 
dieſer rechtspolitiſchen Mitarbeit eigentlich 
jeder Rechtswahrer der Praxis berufen. Selbſt⸗ 
verſtändlich werden Umfang und Grad der Mitwirkung 
immer verſchieden ſein, je nach der zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Zeit, nach dem beſonderen Arbeitsgebiet, nach dem 
Grad der inneren Bereitwilligkeit und Aktivität und ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch je nach dem perſönlichen Können, oft auch 
nach der größeren oder geringeren Veranlagung zu ſchövfe⸗ 
riſcher Arbeit. Aber zu irgendeiner rechtspolitiſchen Mit⸗ 
arbeit, und fei es auch noch fo kleinen Umfanges, etwa in 
Form der Mitteilung eigener Erfahrungen oder eigener 
Auffaſſung zu dieſer oder jener Frage, müßte eigentlich 
jeder Rechtswahrer der Praxis in der Lage ſein. Es iſt 
natürlich klar, daß hier, wie auch in anderen Arbeits- 
gebieten, wirkliche Aktiviſten mit ihrer Arbeit ſtets noch 
beſonders hervortreten werden. Wenn ich hier von den 
Aktiviſten ſpreche, ſo möchte ich dabei klarſtellen, daß ich 
darunter ſelbſtverſtändlich nicht den Typ des Geſchäfte⸗ 
machers oder eigennützigen Strebers verſtehe, ſondern 
den verantwortungsbewußten und tatkräftigen Mann, den 
der Sache dienenden und ernſtzunehmenden Könner. 


Allgemeine Grundſätze für die Auswertung 
der rechtspolitiſchen Mitarbeit 


Wichtig iſt dabei allerdings ſowohl für die 
rechtspolitiſchen Dienftftellen als auch vor 
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allein für die Mitarbeiter der Praxis, daß die 
geleiſtete Arbeit auch wirklich zur Auswertung 
kommt. Es hat keinen Wert, es iſt vielmehr ſehr be⸗ 
dauerlich, wenn Ausarbeitungen irgendwie in einer Schub⸗ 
lade landen und verſtauben, die von ohnedies beruflich 
augeſtrengt tätigen Männern unter Aufwand ihrer Frei⸗ 
zeit, eines beſonderen Fleißes und eines beſonderen Kön⸗ 
nens gefertigt worden find. Ich weiß, daß manchmal ſchon 
darüber geklagt wurde, daß die oder jene in den Gauen 
geleiſtete rechtspolitiſche Arbeit völlig nutzlos geweſen ſei. 
An einer nutzloſen Arbeit hat natürlich niemand ein Inter⸗ 
eſſe, weder die Mitarbeiter ſelbſt, die ja auch nicht um 
des eigenen Vergnügens oder der eigenen Kenntnisbereiche⸗ 
rung willen, ſondern für den unmittelbaren Dienſt am 
Recht und Volksleben gearbeitet haben, noch die rechtspoli⸗ 
tiſchen Dieuſtſtellen, denen es ja darauf ankommt, bei der 
Löſung ihrer Aufgaben wirklich eine Unterſtützung zu er⸗ 
halten. Wenn unſer geſamtes Arbeitsleben heute von dem 
(Grundfatz des rationellen Arbeitseiuſatzes beherrſcht fein 
ſoll, dann dürfen wir uns auch nicht gerade in der rechts⸗ 
politiſchen Arbeit eine Vergeudung von Arbeitskraft, von 
Arbeitsbereitſchaft und ſelbſtverſtändlich auch von Arbeits⸗ 
freude leiſten. 

Ich muß allerdings auch darauf hinweiſen, daß wir 
natürlich bei der Auswertung der Arbeit ſelbſt abhängig 
find von der geſamten Rechtspolitik des Reiches, in die wir 
ja eingegliedert ſind. Wir können ſelbſt nicht von vorn⸗ 
herein eine Gewähr übernehmen, daß wir mit unſeren 
rechtspolitiſchen Auffaſſungen durchdringen, noch viel we⸗ 
niger können wir dem einzelnen Mitarbeiter garantieren, 
daß ſeine Auffaſſung zur Durchſetzung gelangt. Im übrigen 
erfahren wir ja oft, daß zu den gleichen Fragen von unſe⸗ 
ren Mitarbeitern die verſchiedenſten Auffaſſungen geäußert 
werden. Meiſt kann aber nur eine Auffaſſung die richtige 
oder brauchbarſte fein. Es iſt allerdings dabei auch nicht zu 
überſehen, daß ſich dieſe Auffaſſungen meiſt gerade aus den 
gegenfeitigen Auseinanderſetzungen bilden, aus der Bere 
gleichung der verſchiedenartigſten Erfahrungen und Stel- 
lungnahmen. So können auch Vorſchläge, die ſchließlich 
nicht zur Durchfetzung kommen, doch als Unterſuchungs⸗ 
grundlage recht wertvoll ſein. Auf jeden Fall müſſen wir 
die an uns herangetragenen Anregungen pflichtgemäß im 
Rahmen der geſamten rechtspolitiſchen Richtlinien, Not⸗ 
wendigkeiten und Möglichkeiten auf ihre Brauchbarkeit, 
Verwertbarkeit und Durchſetzbarkeit prüfen. Manchmal 
läßt ſich auch erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt eine prak⸗ 
tiſche Verwertung erreichen. Ich erwähne dieſe Dinge, die 
Ihnen ja ohnedies ſchon geläufig ſind, hier nur deshalb 
noch einmal, um zu verhüten, daß der eine oder andere 
Mitarbeiter fih perfönlich betroffen fühlt, wenn einmal 
eine Auregung von ihm nicht übernommen oder vere 
wirklicht wird. Er kann ſich damit tröſten, daß es uns, 
die wir unmittelbar und hauptberuflich in der rechtspoliti⸗ 
jhen Arbeit ſtehen, ja oft auch nicht anders geht. 

Eine grundlegende Vorausſetzung für 
eine ordentliche Verwertung der geleiſteten 
rechtspolitiſchen Mitarbeit iſt natürlich, daß 
ſich dieſe Arbeit unter einer einheitlichen 
Leitung und Plauung vollzieht. Es hätte wenig 
Wert, wenn überall Arbeitsausſchüſſe wild emporwachſen, 
die ohne ein reales Bedürfnis und ohne die erforderliche 
Verbindung mit der rechtspolitiſchen Entwicklung nun ein⸗ 
fach Geſetzesentwürfe ausarbeiten würden, die dann keine 
praktiſche Verwertung finden können. Es kommt ja nicht 
darauf an, daß gearbeitet wird, daß etwas geſchieht, daß 
ein großer Apparat aufgebaut wird, ſondern es geht dar⸗ 
um, daß die Arbeit möglichſt rationell, brauchbar und er⸗ 
ſolgreich iſt. Wir wollen gewiß nicht in den Gauen die Ent⸗ 
faltung eines regen rechtspolitiſchen Arbeitsbetriebes vere 
hindern, aber notwendig iſt, daß dieſe Arbeit ſtets in Ver⸗ 
bindung ſteht mit der zentralen rechtspolitiſchen Aufgaben- 
erfüllung der Bewegung. 
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Die rechtspolitiſchen Aufgaben des Reichs- 
rechtsamts und des NS.⸗Rechtswahrerbundes 


Die zentrale rechtspolitiſche Arbeit der Bewegung ge⸗ 
hört von Anfang an zu dem Arbeitsbereich des Reichs⸗ 
rechtsamtes als der oberſten zentralen Rechtsſtelle der Be⸗ 
wegung. Das Reichsrechtsamt iſt in umfaſſender Weiſe 
dazu berufen, die politiſche Willensbildung der Bewegung 
in dem Sektor des Rechtslebens vorzubereiten und auszu⸗ 
geſtalten und in der Durchſetzung zu betreuen. Aus dieſer 
Aufgabenſtellung heraus ergibt ſich die enge Verbin⸗ 
dung des Reichsrechtsamtes mit der Dienſt⸗ 
ſtelle des Stellvertreters des Führers, der 
kraft Geſetzes in den geſamten Geſetzgebungsgang einge⸗ 
ſchaltet iſt. Weiter ergibt ſich daraus das Verhältnis 
engſter und kameradſchaftlicher Zuſammen⸗ 
arbeit mit allen Parteidienſtſtellen, mit den 
verſchiedenen Hauptämtern und Amtern, mit den Gliede⸗ 
rungen und angeſchloſſenen Verbänden. Das gilt in beſon⸗ 
derem Maße für die verſchiedenen ſelbſtändigen Rechts- 
ſtellen der Bewegung, die unter der Leitung des 
Reichsrechtsamtes zu einem Reichsarbeitskreis zu⸗ 
ſammengeſchloſſen find, dem in den Gauen ein Gauarbeits⸗ 
kreis unter der Leitung des Gaurechtsamtes entſpricht. 

Ganz ſelbſtverſtändlich iſt die engſte Zu⸗ 
ſammenarbeit zwiſchen den Dienſtſtellen des 
Reichsrechtsamtes und den Dienſtſtellen des 
NSR B. Das ergibt jih ohne weiteres aus dem engen 
Verhältnis zwiſchen Parteiamt und dem der Partei ange- 
ſchloſſenen und von ihr betreuten Verbande und aus der 
Tatſache der in der Leitung des Reichsrechtsamtes und in 
der Führung des Rechtswahrerbundes gegebenen Perſonal⸗ 
union. Der Reichsleiter it Reichsführer des NSNB. 
Sein Stabsleiter iſt ſein Vertreter im Reichsrechtsamt, wie 
auch im angeſchloſſenen Verbande. So beſteht auch eine 
enge Zufammenarbeit im Reichsrechtsamt mit den Dienſt⸗ 
ſtellen des NSRB., vor allem mit der Hauptabtei⸗ 
lung Wiſſenſchaftliche Arbeiten und mit den 
Reichsgruppen der Reichsdienſtſtelle. Die Qei- 
tung des Amtes für Rechtspolitik und der Hauptabteilung 
Wiſſenſchaftliche Arbeiten iſt nunmehr in meiner Hand 
vereinigt. Durch die enge Verbindung in der Zentrale und 
darin, daß in den Gauen alle Fäden zuſammenlaufen in 
der Hand des Gaurechtsamtsleiters und Gauführers des 
NSR B., ift die Gewähr zu ſehen, daß die rechtspolitiſche 
Arbeit im Bereich des Reichsrechtsamtes und des Rechts⸗ 
wahrerbundes innerlich zuſammengehalten und einheitlich 
geplant und geführt wird. 

Das Reichsrechtsamt iſt in die Geſetzgebu ng un⸗ 
mittelbar eingeſchaltet, einmal auf dem Wege über die 
enge Zuſammenarbeit mit dem Stellvertreter des Führers 
und weiter dadurch, daß der Reichsleiter in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Reichsminiſter an der Geſetzgebung beteiligt iſt. 
Zahlreiche Geſetzesentwürfe wurden und werden durch uns 
begutachtet. Bei einer Reihe von Geſetzen, die erlaſſen find 
oder deren Erlaſſung bevoriteht, haben wir maßgeblich 
mitgewirkt. Wir haben natürlich auch ſelbſt die Möglichkeit, 
von uns aus ſelbſtändige rechtspolitiſche Vorſchläge zur 
Rechtſetzung auszuarbeiten, die wir über den Stellvertreter 
des Führers an die zuſtändigen Reichsminiſterien heran⸗ 
tragen. Davon haben wir auch ſchon in vielen Fällen und 
oft auch mit Erfolg Gebrauch gemacht. 

Mit der Mitwirkung bei der Geſetzgebung hängt auf 
das engſte zuſammen die rechtspolitiſche Aufgabe des 
Amtes für Rechtspolitik im Reichsrechtsamt, die vere 
ſchiedenſten rechtspolitiſchen Wünſche, Ve- 
ſchwerden und Anregungen aus Partei⸗ und 
Volkskreiſen, insbeſondere von unſeren Gau- und 
Kreisrechtsämtern, von den Dienſtſtellen des Rechts⸗ 
wahrerbundes, von anderen Parteidienſtſtellen oder auch 
ſonſt aus den Streifen der praktiſchen Rechtswahrer zu fame 
meln, zu ſichten und zu verwerten. Bei der Prüfung dieſer 
Anregungen hören wir gegebenenfalls auch unſere Gau⸗ 
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rechtsämter, die ſich wieder an ihre Kreisrechtsämter und 
ihre ſonſtigen rechtspolitiſchen Mitarbeiter wenden, oder 
wir bitten die Reichsdienſtſtelle des NSR B., insbeſondere 
die Reichsgruppenwalter und die Hauptabteilung Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeiten um ihre Stellungnahme, oder wir 
treten mit anderen beteiligten Parteiſtellen in Verbindung. 
Beſonders parteiwichtige Fragen bringen wir im Reichs⸗ 
arbeitskreis der Rechtsſtellen der Bewegung zur Erörte⸗ 
rung. Bei grundſätzlichen und ſchwerwiegenden Fragen der 
Rechtserneuerung können wir die Hauptabteilung Wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeiten des NSR B. um eine eingehende Wetter- 
bearbeitung bitten. Der Hauptabteilung Wiſſenſchaftliche 
Arbeiten obliegt neben der allgemeinen Betreuung der 
wiſſenſchaftlichen und rechtskundlichen Arbeiten innerhalb 
des Geſamtbereichs des NS BR. die Aufgabe der offi⸗ 
ziellen rechtspolitiſchen Mitarbeit des NSR B., ſelbſtver⸗ 
ſtändlich mit Unterſtützung der beteiligten Reichsgruppen. 
Bei Durchführung ihrer eigenen umfangreichen rechts⸗ 
politiſch⸗wiſſenſchaftlichen Arbeit hält die Hauptabteilung 
Wiſſenſchaftliche Arbeiten ihrerſeits enge Verbindung mit 
dem Amt für Rechtspolitik im Reichsrechtsamt. 


Die Verwertung der im Reichsrechtsamt 
eingehenden Anregungen zur Rechtſetzung er⸗ 
folgt in der Weiſe, daß ſie unmittelbar in laufenden rechts⸗ 
politiſchen Arbeiten berückſichtigt oder daß ſie zum Gegen⸗ 
ſtand einer beſonderen rechtspolitiſchen Aktion gemacht 
oder daß fie künftig bei der ſpäteren Erneuerung des be- 
treffenden Rechtsgebietes ausgewertet werden. Bei vielen 
Arbeiten handelt es ſich allerdings weniger um Fragen 
der Rechtſetzung, als um Fragen der Rechtsaus— 
legung und Rechtsanwendung, alſo um Fragen 
der Praxis. Darauf kommt es aber entſcheidend an, daß 
ſich das neue Recht und Rechtsdenken überall in der Praxis 
durchſetzt, mögen nun neue Geſetze erſchienen ſein oder noch 
die alten Rechtsnormen beſtehen. So kommt es, daß wir 
in ſteigendem Maße unſer Augenmerk gerade auf die 
Rechtsanwendung richten. Soweit nicht Vorſchläge zur 
Rechtſetzung zu machen ſind, bemühen wir uns, die Klä⸗ 
rung von Zweifelsfragen herbeizuführen, die Praxis über 
die rechtspolitiſchen Wünſche, Ziele und Auffaſſungen der 
Bewegung zu unterrichten, Fehlentwicklungen in der 
Rechtsanwendung zu vermeiden oder abzubiegen, eine 
richtige, rechtspolitiſch erwünſchte Entwicklung dagegen mit 
allen Mitteln zu fördern. Der Weg zu dieſer Einwirkung 
beſteht für uns über unſere Gau- und Kreisrechtsämter 
und ihre Hauptſtellen, die wiederum die Möglichkeit der 
allgemeinen Schulung und Unterrichtung und der im- 
mittelbaren perſönlichen Fühlungnahme haben. Wichtig iſt 
vor allem auch der umfaſſende Einflußbereich der Reichs⸗ 
führung, der Reichsgruppen und ſonſtigen Dienſtſtellen des 
NSR B. Beſonders zu erwähnen ift auch die Fachpreſſe 
des NSR B., mit deren Leitung uns ebenfalls in zu- 
nehmendem Maße eine enge, rechtspolitiſche Zuſammen⸗ 
arbeit verbindet und die die beſondere Aufgabe hat, die 
Rechtspraxis im rechtspolitiſchen Sinne fortlaufend zu 
unterrichten und zu betreuen. Bei offenſichtlichen Miß⸗ 
ſtänden haben wir ſelbſtverſtändlich auch die Möglichkeit, 
auf dem Parteidienſtwege den zuſtändigen Reichsminiſte⸗ 
rien die erforderlichen Maßnahmen nahezulegen. 

Es iſt mir im Rahmen dieſes Vortrages nicht möglich, 
einen auch nur einigermaßen umfaſſenden Überblick über 
unſere rechtspolitiſchen Arbeiten zu geben. Viele von Ihnen 
ſind ja ohnedies jhon mehr oder weniger in unſere Arbeit 
eingeweiht. Ich will mich daher darauf beſchränken, hier 
wenigſtens einige Arbeiten, die uns in der letzten Zeit be- 
ſchäftigt haben oder zur Zeit beſchäftigen, beiſpielsweiſe 
anzuführen ). 

Ich glaube, über die einzelnen Möglichkeiten, die ſich 

) Die folgenden Ausführungen des Vortragenden, in 


denen die Arbeiten der letzten Zeit im einzelnen aufgezählt 
ind, mußten leider aus Raummangel fortgelaſſen werden. 
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dem einzelnen Rechtswahrer der Praxis zur politiſchen 
Mitarbeit bieten, brauche ich weiter nichts mehr zu ſagen. 
Er findet ſie, ſei es nun im Arbeitsbereich der Hauptſtelle 
für Rechtspolitik beim Gaurechtsamt oder bei der Haupt⸗ 
abteilung Wiſſenſchaftliche Arbeiten im Gau oder auch in 
berufsſtändiſchen Fragen bei ſeiner Gaugruppe. Auch die 
Art der Mitarbeit kaun ſehr vielſeitig fein. Sie kann be- 
ſtehen in der Mitteilung von Erfahrungen und Feſtſtel⸗ 
lungen, von Anregungen und Vorſchlägen oder auch durch 
Beteiligung an Arbeits- und Beratungsgemeinſchaften oder 
durch Abfaſſung von Gutachten und Stellungnahmen. Er- 
wünſcht iſt natürlich auch eine aktive wiſſenſchaftliche Mit⸗ 
arbeit in der Bundespreſſe, in Form von Abhandlungen 
oder Entſcheidungsbeſprechungen oder ſonſt im Schrifttum. 
An Arbeitsſtoff fehlt es gewiß nicht. Denn die Aufgaben 
ſind groß und die zu löſenden Fragen zahlreich. 

Zum Schluſſe möchte ich nun den rechtspolitiſchen 
Mitarbeitern, die heute erſchienen ſind, für ihre treue und 
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wertvolle Mitarbeit herzlich danken, auch im Auftrage der 
Reichsleitung und der Reichsführung des Rechtswahrer⸗ 
bundes. Ich möchte Sie bitten, auch fernerhin uns bei 
unſerer rechtspolitiſchen Aufgabe tatkräftig zu unterſtützen. 
Darüber hinaus möchte ich an alle die, die noch nicht zu 
den aktiven rechtspolitiſchen Mitarbeitern gehören, den 
Appell richten, ſich ebenfalls in die Reihe der rechtspoli⸗ 
tiſchen Mitarbeiter einzureihen. Dieſer Appell ſoll in be⸗ 
ſonderem Maße den Parteigenoſſen und Berufskameraden 
aus den neu ins Reich heimgekehrten Gebieten der Oſtmark, 
des Sudetenlandes und des Memelgebietes gelten. In der 
Oſtmark hat auch bereits eine rechtspolitische Mitarbeit 
begonnen, die ſehr fruchtbar und wertvoll zu werden ver⸗ 
ſpricht. So wollen wir alle kameradſchaftlich zuſammen⸗ 
arbeiten an der Löſung bedeutſamer Fragen der Rechts⸗ 
erneuerung, an der ſchöpferiſchen Neugeſtaltung des deut⸗ 
ſchen Rechtes, im Dienſte unſeres Führers und zum Wohle 
des deutſchen Volkes. 


Die Preisſtrafrechtsverordnung vom 3. Juni 1939 
(RGB. 1939, 999) 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Römer, Berlin 


Der Reichskommiſſar für die Preisbildung hat zu⸗ 
ſammen mit dem Reichsjuſtizminiſter und dem Reichs⸗ 
innenminiſter am 3. Juni 1939 eine Verordnung über 
Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen 
Preisvorſchriften erlaſſen. Zweck der Verordnung iſt es, die 
verſchiedenartigen Strafvorſchriften in den bisherigen Ver⸗ 
ordnungen und Anordnungen des Reichskommiſſars für 
die Preisbildung ſowie der ihm nachgeordneten Behörden, 
ferner die Strafvorſchriften, die in den Verordnungen des 
früheren Reichskommiſſars für die Preisüberwachung ſowie 
aller anderen mit Preisbefugniſſen ausgeſtatteten Stellen 
einheitlich zu geſtalten. Die bisherige Rechtslage auf dem 
Gebiete des Preisſtrafrechts war uneinheitlich und unüber 
ſichtlich. In einzelnen Verordnungen wurden nur vorſätz⸗ 
liche Verſtöße, in anderen daneben auch fahrläſſige Ver⸗ 
ſtöße unter Strafe geſtellt. Teils konnte eine Strafver⸗ 
folgung nur nach Stellung eines Strafautrages ſtattfinden, 
teils ohne eine ſolche. In einzelnen Verordnungen wurden 
lediglich gerichtliche Beſtrafungen angedroht, in anderen 
nur Ordnungsſtrafen, endlich in einer Reihe von Verord⸗ 
nungen ſowohl gerichtliche wie auch Ordnungsſtrafen. Auch 
die Art und die Höhe der angedrohten Strafen war ver⸗ 
ſchieden. Die neue Verordnung beſeitigt alle dieſe Ungleich⸗ 
heiten und ſchafft nicht nur für das Altreich, ſondern auch 
für die Oſtmark und das Sudetenland ein einheitliches 
Preisſtrafrecht. 

Sie enthält im erſten Teil (88 1—7) die Vorſchriften 
des allgemeinen Strafrechts, alſo über die Vorausſetzungen, 
unter denen gerichtliche Strafen ausgeſprochen werden 
können. Der zweite Teil behandelt das Ordnungsſtrafrecht. 
Hier ſind nicht nur die materiellen Vorausſetzungen für 
die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe geregelt, ſondern dar⸗ 
über hinaus alle weiteren Maßnahmen, die von den Ber- 
waltungsbehörden neben einer Ordnungsſtrafe getroffen 
werden können. Ferner ſind für das Ordnungsſtrafverfah 
ren eingehende Vorſchriften gegeben. 

Durch die Verordnung, die am 1. Juli 1939 in Kraft 
tritt, ſind alle von den obengenannten Stellen bisher er⸗ 
laſſenen Straf⸗ und Strafverfahrensvorſchriften, abgeſehen 
von einigen Ausnahmen, aufgehoben. In Zukunft werden 
daher Strafen auf dem Gebiete des Preisrechts nur nach 
fe der neuen Verordnung ausgeſprochen werden 
önnen. 


I. Allgemeines Strafrecht 
In 81 iſt beſtimmt, daß jede vorſätzliche oder fahr⸗ 


läſſige Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften oder An⸗ 
ordnungen des Reichskommiſſars für die Preisbildung oder 
der von ihm mit der Preisbildung beauftragten Stellen 
mit Gefängnis und Geldſtrafe oder mit einer dieſer Stra⸗ 
fen beſtraft wird. Das Höchſtmaß der Geldſtrafe iſt un⸗ 
beſchränkt. Dieſe weitgefaßte Vorſchrift bedeutet alſo, daß 
in allen Fällen, in denen vorſätzlich oder fahrläſſig gegen 
irgendwelche Maßnahmen auf dem Gebiete des Preisrechts 
verſtoßen wird, eine gerichtliche Strafe ausgeſprochen wer⸗ 
den kaun. Da die neuen Strafvorſchriften fih ohne Cin- 
ſchränkung auf alle Zuwiderhandlungen gegen die bis⸗ 
herigen Preisvorſchriften erſtrecken, iſt es nicht mehr zu⸗ 
läſſig, auf die einzelnen in den bisherigen Verordnungen 
enthaltenen Strafandrohungen zurückzugreifen. Ebenſowenig 
iſt es aber erforderlich, daß in den in Zukunft ergehenden 
Preisvorſchriften noch irgendwelche Strafvorſchriften ent⸗ 
halten ſind. Der Strafrahmen iſt außerordentlich weit. Es 
muß dem Gericht überlaſſen bleiben, innerhalb dieſes wei⸗ 
ten Strafrahmens die angemeſſene Strafe feſtzuſetzen. 

Die Strafandrohungen gelten auch für Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Vorſchriften anderer ſtaatlicher oder ſtaatlich 
ermächtigter Stellen über reife, Preisſpannen, Bu- oder 
Abſchläge, Zahlungsbedingungen, Preisauszeichnungen, 
Preisbindungen oder andere der Preisbildung oder dem 
Preisſlop dienende Maßnahmen. Es ſind alſo unter Strafe 
geftellt auch die Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriften des 
früheren Reichskommiſſars für die Preisüberwachung, 
oberſter Reichsbehörden, der Zuſammenſchlüſſe des Reichs⸗ 
nährſtandes, der Überwachungsſtellen und der Marktver⸗ 
bände der deutſchen Forſt⸗ und Holzwirtſchaft. Eine Aus⸗ 
nahme iſt allerdings in § 39 für eine Reihe von Vor⸗ 
ſchriften, die nur für einen feſtumriſſenen organiſierten 
Perſonenkreis verbindlich ſind und überwiegend dem Schutz 
dieſes Perſonenkreiſes gegen Preisunterbietungen dienen, 
getroffen. Verſtöße gegen ſolche Vorſchriften nach der neuen 
Verordnung zu beſtrafen, wird von dem Reichskommiſſar 
für ae Preisbildung ebenſowenig für erforderlich gehalten, 
als Verſtöße gegen die vom Reichskommiſſar für das 
Kreditweſen erlaſſenen Vorſchriften. Ausgenommer iſt fer- 
ner eine Reihe in 8 39 im einzelnen aufgeführter Einzel⸗ 
verordnungen, auf die verwieſen wird. 

Wie in allen bisherigen Preisverordnungen bereits 
beſtimmt iſt, ſoll als Zuwiderhandlung auch jede Hand⸗ 
lung beſtraft werden, durch die die Vorſchriften oder Au⸗ 
ordnungen mittelbar oder unmittelbar umgangen werden. 
Auch der Verſuch ift in allen Fällen für ſtrafbar erklärt, 
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Das gilt ſelbſtverſtändlich nur für Vorſatz, nicht für Fahr⸗ 
läſſigkeit. 

Ein mefentlich weiterer Strafrahmen, nämlich Zucht⸗ 
haus bis zu 10 Jahren, iſt für ſolche Fälle vorgeſehen, in 
denen der Täter wiſſentlich oder gewiſſenlos aus grobem 
Eigennutz handelt oder in denen er vor Begehung der 
neuen vorſätzlichen Tat jhon einmal wegen vorſätzlichen 
Vergehens gegen die Preisvorſchriften rechtskräftig ver⸗ 
urteilt iſt. Ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, muß das 
Gericht prüfen. Anhaltspunkte ergeben ſich beiſpielsweiſe 
aus den gleichliegenden Vorſchriften des Sabotagegeſetzes 
v. 1. Dez. 1936. 

Wenn auch die Anordnung von Zuchthausſtrafe bisher 
im Preisrecht nur vereinzelt angedroht war, fo gab es 
immerhin bereits Fälle, in denen für beſonders ſchwere 
Verſtöße gegen die Preisvorſchriften Zuchthausſtrafen und 
daneben Geldſtrafen vorgeſehen waren (z. B. § 49 Abſ. 2 
DD. zur Ordnung der Getreidewirtſchaft). 

Die Strafverfolgung tritt nach § 5 VO. regelmäßig 
nur auf Antrag ein. Antragsberechtigt iſt der Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung oder die von ihm oder mit 
ſeiner Zuſtimmung hierzu ermächtigte Behörde. Wegen der 
Form und der Friſt dieſes Antrages gelten die allgemeinen 
Vorſchriften des StGB. Ein Antrag ift nicht mehr zu- 
läſſig, wenn wegen der gleichen Handlung eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe rechtskräftig feſtgeſetzt iſt. Der Antrag kann jederzeit 
zurückgenommen werden, ſolange nicht das Gericht eine 
Strafe durch Urteil rechtskräftig feſtgeſetzt hat. 

Wird ein Strafantrag nicht geſtellt, ſo ſind die ordent⸗ 
lichen Strafbehörden nicht befugt, auf Strafe zu erkennen. 
Das gilt auch, wenn es ſich um einen beſonders ſchweren 
Fall i. S. des $ 1 Abſ. 5 handeln würde. Die Verfolgung 
eines mit Zuchthaus bedrohten Verbrechens nur auf An⸗ 
trag it im Strafrecht auch ſonſt bekannt (z. B. § 179 
StGB.). Es liegt daher ganz im Ermeſſen des Reihs- 
kommiſſars für die Preisbildung oder der von ihm bevoll⸗ 
mächtigten Stellen, Preisverſtöße ſelbſt durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen zu ahnden oder die Eutſcheidung dem Gericht zu 
übertragen. Antrag wird in der Regel dann geſtellt wer⸗ 
den, wenn ſchwere Verſtöße gegen die Preisvorſchriften 
vorliegen, die ein auch ſittlich verwahrloſtes Verhalten er⸗ 
kennen laſſen, ſowie in allen den Fällen, in denen an⸗ 
zunehmen iſt, daß eine Orduungsſtrafe den Strafzweck 
nicht erfüllen würde, ferner wenn durch die Zuwiderhand⸗ 
lung gegen Preisvorſchriften zugleich Vorſchriften anderer 
krimineller Strafgeſetze verletzt werden. Schließlich wird 
in der Regel Strafantrag daun geſtellt werden, wenn eine 
eingehende Klärung von Verſtößen ohne umfangreiche eid⸗ 
liche Vernehmungen von Zeugen vorausſichtlich nicht zu 
erreichen ſein wird. 

86 BO. regelt im einzelnen, welche Behörde für den 
Strafantrag örtlich zuſtändig iſt. Regelmäßig iſt das die 
Behörde, in der der Täter ſeinen Wohnſitz bzw. die Unter⸗ 
nehmung, in der die Zuwiderhandlung begangen iſt, ihren 
Sitz hat. Bei Grundſtücken iſt entſcheidend die Lage des 
Grundſtücks. Bei mehreren Zuſtändigkeiten iſt die Behörde 
zuſtändig, die zuerſt mit der Sache befaßt iſt. In Zweifels⸗ 
fällen beſtimmt die übergeordnete Behörde, erforderlichen⸗ 
falls der Reichskommiſſar für die Preisbildung, wer für 
den Antrag zuſtändig iſt. 

Das Gericht kann im Urteil außer auf Strafe noch 
auf weitere Nebenfolgen erkennen. Nach 83 VO. kann 
auf Einziehung derjenigen Gegenſtände erkannt werden, 
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht oder die durch 
die ſtrafbare Handlung erlangt ſind. Die Einziehung iſt 
nicht zuläſſig, wenn der von ihr Betroffene nachweiſt, daß 
er von der Straftat weder Kenntnis hatte noch haben 
konnte und daß er von der Straftat keinen Vorteil gehabt 
hat. Die Vorſchriften entſprechen im weſentlichen den 
entſprechenden Vorſchriften des Geſetzes über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung und deſſen Durchſührungsverordnung. 

Das Gericht kann weiter anordnen, daß die Ver⸗ 
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urteilung auf Koſten des Verurteilten öffentlich befannt- 
gemacht wird. Neben dieſen Vorſchriften gilt die allge⸗ 
meine Vorſchrift des § 42e St B., wonach dem Schul⸗ 
digen die Ausübung des Berufes, Gewerbes oder Gewerbe⸗ 
zweiges auf die Dauer von 1—5 Jahren unterſagt werden 
kann, wenn dies erforderlich iſt, um die Allgemeinheit 
vor weiterer Gefährdung zu ſchützen, vorausgeſetzt, daß auf 
eine Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Monaten er⸗ 
kannt ift.. 

In 8 7 iſt endlich vorgeſehen, daß die Anklage auch 
vor den auf Grund der Verordnung der Reichsregierung 
v. 21. März 1933 errichteten Sondergerichten erhoben 
werden kann. Dieſe Vorſchrift ift an fidh bereits im 8 4 
des Geſetzes zur Durchführung des Vierjahresplans v. 
29. Okt. 1936 enthalten. Da ſich über deren Anwendung 
hinſichtlich einiger Geſetze Zweifel ergeben haben, war es 
erforderlich, daß 87 BD. dieje Möglichkeit ausdrücklich 
für alle Preisverſtöße vorſieht. 

Damit iſt das gerichtliche Verfahren auf eine klare 
überſichtliche Rechtsgrundlage geſtellt. Den Gerichten iſt 
hierdurch eine verantwortungsvolle große Aufgabe über⸗ 
tragen, die im Intereſſe der Durchführung des Vier⸗ 
jahresplans einerſeits, der Rechtsſicherheit andererſeits von 
nicht zu unterſchätzender Bedeutung iſt. 


II. Ordnungsſtrafrecht 


Soweit ein Antrag auf gerichtliche Beſtrafung nicht 
geſtellt iſt, können von ſeiten der Preisbehörden wegen 
Verſtößen gegen das Preisrecht Ordnungsſtrafen feſtgefetzt 
werden. Die materiellen Vorausſetzungen dieſer Ordnungs⸗ 
ſtrafen ſind die gleichen wie die einer gerichtlichen Be⸗ 
ſtrafung. Die Streitfrage, ob auch gegen einen Teilnehmer 
an einer Zuwiderhandlung eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt 
werden kann, iſt von der Verordnung dahin gelöſt, daß 
dies ausdrücklich als zuläſſig erklärt iſt. Die Höhe der 
Geldſtrafe iſt unbeſchränkt. Die Feſtſetzung einer Erſatz⸗ 
Freiheitsſtrafe an Stelle einer nicht beitreibbaren Geld⸗ 
ſtrafe iſt unzuläſſig. Neben der Beſtrafung können ebenſo, 
wie beim gerichtlichen Verfahren, beſtimmte Gegenſtände 
eingezogen werden, auch kann die Beſtrafung öffentlich 
bekanntgemacht werden. 

Die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe iſt nicht nur 
gegen Einzelperſonen zuläſſig, ſondern auch gegen Handels⸗ 
geſellſchaften, juriſtiſche Perſonen oder ſonſtige Perſonen⸗ 
vereinigungen. Das ordentliche Strafrecht kennt eine ſolche 
Verurteilung nicht, da beiſpielsweiſe ein Verſchulden einer 
Aktiengeſellſchaft nicht möglich iſt. Dagegen kannte auch 
das bisherige Ordnungsſtrafrecht eine ſolche Beſtrafung 
von Unternehmungen (3. B. § 15 Preisüberwachungs VO. 
v. 11. Dez. 1934, § 22 Abſ. 2 Spinnſtoffc g., § 4 der BO. 
über das Verbot von Preiserhöhungen v. 26. Nov. 1936 
und andere). Das dringende Intereſſe des Staates er⸗ 
fordert, Strafen auch gegen juriſtiſche Perſonen oder 
andere Perſonenvereinigungen feſtſetzen zu können. Die 
geſetzlichen Vertreter einer juriſtiſchen Perſon würden ſonſt 
in vielen Fällen nicht ſo beſtraft werden können, wie es 
dem Vorteil, den die juriſtiſche Perſon aus der ſtrafbaren 
Handlung möglicherweiſe erlangt hat, entſpricht. j 

Wenn die Zuwiderhandlung in einem Geſchäftsbetrieb 
begangen iſt, beſteht die Möglichkeit, den Inhaber oder 
Leiter des Geſchäftsbetriebes zu beſtrafen, und zwar ent⸗ 
weder allein oder neben der ſchuldigen Perſon. Sowohl in 
dieſem Falle wie im Falle der Straffeſtſetzung gegen eine 
Perſonenvereinigung beſteht aber die Möglichkeit, daß der 
Leiter oder Inhaber des Betriebes den Nachweis erbringt, 
daß er alle vernünftigerweiſe zu erwartenden Maßfregeln 
zur Beachtung der Preisvorſchriften getroffen hat. Es ge⸗ 
nügt der Nachweis, daß die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt zur Verhütung der ſtrafbaren Handlung ange⸗ 
wendet iſt. 

Die Verordnung lieht vor, daß bei geringfügigen 
Verſtößen gegen Preisvorſchriften an Stelle einer Ord⸗ 


1032 


Auſſätze 


Deutſches Recht ver. mit JW. 


nungsſtrafe eine ſchriftliche gebührenpflichtige Verwar⸗ 
nung ausgeſprochen werden kann. Wird von dieſer Maß⸗ 
nahme Gebrauch gemacht, ſo findet hiergegen ein Rechts⸗ 
mittel nicht ſtatt. 

Um zu vermeiden, daß jemand wegen Zuwiderhaud⸗ 
lung gegen Preisvorſchriften von verſchiedenen Behörden 
mehrmals zu einer Strafe verurteilt wird, iſt in 89 bes 
ſtimmt, daß, wenn ein und dieſelbe Handlung auch gegen 
andere Vorſchriften des Ordnungsſtrafrechts verſtößt, allein 
die Preisbehörden zur Beſtrafung zuftändig find. Diefer 
Grundſatz entſpricht dem § 73 StGB. Da der nach der 
Preisverordnung vorgeſehene Strafrahmen ſtets höher iſt 
als der anderer Ordnungsſtrafvorſchriften, war es nur 
natürlich, die Regelung in dieſer Weiſe zu treffen. Soweit 
andere Stellen befugt find, ſonſtige nach der Preisverord⸗ 
nung nicht zuläſſige Maßnahmen zu verhängen, bleibt 
dieſe Befugnis unberührt. 

Neben der Ordnungsſtrafe oder neben einer rechts⸗ 
kräftigen gerichtlichen Beſtrafung oder auch ohne einer 
dieſer Maßnahmen ſind die Preisbehörden berechtigt, die 
völlige oder teilweiſe Schließung des gewerblichen We- 
triebes des Schuldigen oder des Betriebes, in dem die Zu⸗ 
widerhandlung begangen worden ift, auf beſtimmte Zeit 
oder für immer zu verfügen. Ebenſo kann den ſchuldigen 
Perſonen die Tätigkeit oder Betriebsführung teilweiſe oder 
ganz unterſagt werden. Dieſe Nebenſtrafmaßnahmen ent⸗ 
ſprechen im weſentlichen den ſchon bisher geltenden. Neu 
iſt, daß ſtatt der Unterſagung der Berufstätigkeit bei 
weniger erheblichen Zuwiderhandlungen lediglich die Unter⸗ 
ſagung der Betriebsführung verhängt werden kaun. 

Neben der den Preisbehörden nach § 10 eingeräum⸗ 
ten Befugnis bleibt weiterhin die Verordnung über Handels⸗ 
beſchränkungen v. 13. Juni 1923 in der Faſſung der BD. 
v. 26. Juni 1924 und 19. Juni 1926 beſtehen, wonach die 
zuſtändige Behörde berechtigt ift, den Handel mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarfs zu unterſagen, wenn Tat⸗ 
ſachen die Annahme rechtfertigen, daß der Handeltreibende 
die für den Handel erforderliche Zuverläſſigkeit nicht be⸗ 
ſitzt. Ebenſo bleiben die Vorſchriften des früheren Reichs⸗ 
kommiſſars für Preisüberwachung aufrechterhalten, wonach 
die Fortführung von Betrieben unterſagt werden kann, 
wenn die Annahme gerechtfertigt iſt, daß der Inhaber oder 
Leiter des Betriebes die für den Betrieb erforderliche Zu⸗ 
verläſſigkeit nicht beſitzt. Es beſteht hiernach alſo die Mög⸗ 
lichkeit, derartige Maßnahmen zu treffen, auch wenn Ver⸗ 
ſtöße gegen die Preisvorſchriften nicht vorliegen. 

Die Geſchäftsſchließung oder die Tätigkeitsunter⸗ 
ſagung kann nur dann mit Erfolg durchgeführt werden, 
wenn ſtrenge Rechtsfolgen an die Zuwiderhandlung gegen 
dieſe Maßnahmen geknüpft werden. In § 14 iſt daher 
beſtimmt, daß derjenige, der entgegen einem ſolchen Verbot 
ſelbſt oder durch eine vorgeſchobene Perſon die Geſchäfte 
weiter fortführt, mit Gefängnis bis zu 2 Jahren und mit 
Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft wird. Die 
gleiche Strafe trifft den Mittelsmann, der in Kenntnis der 
Maßnahme für einen anderen deſſen geſchäftliche Tätig⸗ 
keit weiterführt. Die Strafverfolgung tritt in dieſem Falle 
ohne Antrag ein. Da es ſich um eine kriminelle Strafe 
handelt, iſt die Verhängung einer Ordnungsſtrafe in dieſem 
Fall unzuläſſig. Darüber hinaus beſtimmt $ 13, daß alle 
Rechtsgeſchäfte, die entgegen den getroffenen Maßnahmen 
abgeſchloſſen werden, nichtig ſind. Dieſe zivilrechtliche Nich⸗ 
tigkeit umfaßt Nechtsgeichäfte jeder Art, lediglich der- 
jenige, der gutgläubig iſt, ſoll hiervon nicht betroffen wer 
den. Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, zugunſten 
derer, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten 
11 050 88 932—934 BGB., § 366 HOB.) bleiben alfo 
gültig. 


III. Verfahrens vorſchriften 


In den 88 15-87 find eingehende Vorſchriften für 


das Verfahren bei Feſtſeßzung von Ordnungsſtrafen ge- 


geben. Dieſe Vorſchriften, die erſtmalig auf dem Gebiet 
des Ordnungsſtrafverfahrens in ſo eingehender Weiſe ge⸗ 
regelt ſind, entſprechen im weſentlichen den analogen Be⸗ 
ſtimmungen der StPO. Zuſtändig für das Ermittlungs⸗ 
verfahren ſind die Preisbehörden und die Beamten der 
Polizei. Ihnen iſt in weiteſtem Maße die Befugnis ein⸗ 
geräumt, von allen öffentlichen Behörden, Berufsvertre⸗ 
tungen ſowie natürlichen und juriſtiſchen Perſonen Aus⸗ 
kunft zu verlangen. Die zur Auskunft verpflichteten Per⸗ 
ſonen ſind weiter verpflichtet, Urkunden und Schriftſtücke 
ſowie Geſchäftsbücher zur Einſicht und Nachprüfung vorzu⸗ 
legen. Ferner haben die Auskunftspflichtigen Einſicht in 
Räume und verſchloſſene Behältniſſe zu gewähren, die ſie 
den Zuwiderhandelnden überlaſſen haben. Es beſteht die 
Möglichkeit, alle dieſe Maßnahmen zwangsweiſe durchzu⸗ 
führen. Beſchlagnahmen und Durchſuchungen im Sinne 
der StPO. können von den Beamten der Preisüber⸗ 
wachung nicht vorgenommen werden. Sind ſolche Ermitt⸗ 
lungen erforderlich, ſo müſſen Polizeibeamte hinzugezogen 
werden, die Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft find. Falls 
dies erforderlich ift, muß Strafantrag geſtellt werden, 
damit nunmehr im gerichtlichen Verfahren alle der Staats⸗ 
anwaltſchaft zu Gebote ſtehenden Mittel angewendet wer⸗ 
den. Die Einſicht in die Ermittlungsakten kann Rechts⸗ 
anwälten, die von Beſchuldigten mit ihrer Vertretung be- 
auftragt ſind, geſtattet werden, wenn hierdurch eine Ver⸗ 
zögerung des Verfahrens nicht zu befürchten iſt und beſon⸗ 
deren Intereſſen an der Geheimhaltung der Akten nicht 
entgegenſtehen. Dem Erſuchen der ordentlichen Straf⸗ 
behörden um Überſendung von Ordnungsſtrafakten iſt in 
allen Fällen nachzukommen (8 161 StPO.). 


Im Intereſſe des Beſchuldigten iſt vorgeſchrieben, 
daß dieſer eingehend über die ihm zur Laſt gelegte Zu⸗ 
widerhandlung zu vernehmen iſt, daß ihm auch Gelegenheit 
gegeben werden muß, Verdachtsgründe zu beſeitigen. Die 
Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen entſpricht 
den Vorſchriften der StPO., ebenſo die Vorſchriften über 
die Auskunftsverweigerung. Beſonders hervorgehoben iſt, 
daß der Sachverſtändige über das, was ihm durch ſeine 
Tätigkeit bekaunt wird, Verſchwiegenheit zu bewahren hat, 
insbeſondere iſt ihm auch unterſagt, Betriebs⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsgeheimniſſe, die er in Ausübung ſeiner Sachverſtän⸗ 
digentätigkeit erfährt, ſelbſt unbefugt zu verwerten. Zu⸗ 
widerhandlungen hiergegen werden mit Gefängnis bis zu 
2 Jahren beſtraft, jedoch tritt die Strafverfolgung in 
dieſem Falle nur auf Antrag ein. 


Der Strafbeſcheid iſt zuzuſtellen. Dem Betroffenen 
ſteht hiergegen die Beſchwerde zu, die innerhalb einer 
Woche einzulegen iſt. Ein weiteres Rechtsmittel beſteht 
nicht. Eine rekormatio in pejus it auch im Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren vorgeſehen. Die Entſcheidungen ſind mit 
Gründen zu verſehen. 


Neben dem gewöhnlichen Ordnungsſtrafverfahren ſieht 
die VO. ein ſogenanntes beſchleunigtes Unterwerfungs⸗ 
verfahren vor. In § 33 iſt beſtimmt, daß der Beſchul⸗ 
digte, falls er die Zuwiderhandlung einräumt, ſich in einer 
die weſentlichen Tatumſtände und verletzten Vorſchriften 
enthaltenen Niederſchrift einer zugleich feſtzuſetzenden Ord⸗ 
nungsſtrafe unterwerfen kann. Die Unterwerfung ſteht der 
rechtskräftigen Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe gleich. End- 
lich ſind Beſtimmungen getroffen über die Strafvollſtreckung 
und die Koſten des Verfahrens. Die Preisſtrafrechts⸗BDO. 
überträgt die Vollſtreckung den Verwaltungsbehörden, die 
nach Landesrecht für das Verwaltungszwangsverfahren 
zuſtändig ſind. 


Die Verordnung, auf deren Einzelheiten im Rahmen 
dieſes Aufſatzes nicht näher eingegangen werden kann, 
bietet eine feſte Grundlage für das geſamte Preisſtrafrecht. 
Sie dürfte geeignet ſein, eine ſchnelle und ſcharfe, aber 
auch ſicher geführte Waffe in der Hand der Preisbehörden 
und der Gerichte zu werden. 
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Zur Handlung des Furechnungsunfähigen in $ 330 a Strafgeſetzbuch 


A. 
Von Gerichtsreferendar Dr. zur. Karl Dollinger 


Die Entſcheidung des RG. in JW. 1939, 545 und 
die Anmerkung von Klee hat erneut die Frage nach der 
Berückſichtigung der ſubjektiven Seite der Rauſchtat auf- 
geworfen. Die Entſcheidung verdient um fo mehr Beah- 
tung, als aus der bisherigen Rechtſprechung bereits deutlich 
eine Klärung dahingehend zu verſpüren war, daß auch der 
innere Tatbeſtand der Rauſchtat einſchließlich des rauſch⸗ 
bedingten Irrtums zu berückſichtigen ſei. In Übereinſtim⸗ 
mung mit der weitaus überwiegenden Anſicht der Lehre 
ſchien dieſe Meinung feſtſtehende Rechtſprechung zu wer⸗ 
den. Das RG. nimmt zwar in der genannten Entſcheidung 
mit Recht an, daß es in dieſer Frage noch durch keine end⸗ 
gültige Stellungnahme gebunden ſei und deshalb auch den 
Großen Senat für Straffachen nicht anzurufen brauche. 
Immerhin ſcheint aber mit dieſer Entſcheidung für die Be⸗ 
antwortung der Frage nach der Relevanz des rauſchbeding⸗ 
ten Irrtums ein neuer Weg eingeſchlagen zu werden. Es 
handelt ſich dabei um eine nicht nur theoretiſch inter⸗ 
eſſante, ſondern um eine äußerſt aktuell werdende praktiſche 
Frage, deren eindeutige Beantwortung muf die Dauer nicht 
umgangen werden kann. 


Das NG. ſtand bekanntlich, abgeſehen von einigen 
früheren ſchwankenden Entſcheidungen, auf dem Stand⸗ 
punkt, daß grundſätzlich auch die innere Tatſeite zu be⸗ 
rückſichtigen fei. So führt das RG. in einer Entſcheidung 
(DStrafr. 1936, 181, 52) aus, daß zwar nicht Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit im eigentlichen Sinne vorzuliegen hätten, 
daß aber doch auch beim Zurechnungsunfähigen die Willens⸗ 
richtung und die Beſchaffenheit des Bewußtſeinsinhaltes 
feſtgeſtellt werden müſſe. Und in Fortentwicklung dieſes 
Gedankens wendet das NG. in Höchſtginſpr. 1936 Nr. 1550 
dann auch § 59 StGB. auf die Handlung des Zurech— 
nungsunfähigen an. Es gibt dafür zwei verſchiedene Be⸗ 
gründungen. Einmal foll der Zurechnungsunfähige nicht 
ſchlechter geſtellt werden als der geſunde Menſch. „Der 
Irrtum bei vorſätzlichen Handlungen muß ihm ebenſo 
zugute kommen, .. gleichviel ob der Irrtum die Folge 
des Rauſchzuſtandes oder anderer Umſtände geweſen iſt; 
denn der Volltrunkene hat nach § 330a StGB. nicht 
ſchlechter geſtellt werden ſollen, als andere Täter, bei 
dieſen aber iſt die Nichtkenntnis von Tatumſtänden, die 
zum geſetzlichen Tatbeſtande gehören oder die Strafbarkeit 
erhöhen, immer zu ihren Gunſten zu berückſichtigen, auch 
wenn der Irrtum auf einen ſelbſtverſchuldeten Rauſch zu⸗ 
rückzuführen oder für ihn aus ſonſtigen Gründen unent⸗ 
ſchuldbar ift.” Einen anderen Grund glaubt das RG. darin 
zu finden, daß bei einer vorſätzlichen Handlung für das 
Wiſſen und Wollen des Täters nur der Zeitpunkt in Be⸗ 
tracht kommen könne, zu dem er die mit Strafe bedrohte 
Handlung begehe. Befinde er ſich in dieſem Zeitpunkte in 
erheblichem Irrtum, ſo müſſe dies ihm zugute kommen 
(RG.: DStrafr. 1936, 53). 

Dieſe Rechtſprechung fand die Billigung der über⸗ 
wiegenden Mehrheit der Strafrechtswiſſenſchaft, aber von 
Anfang an Widerſpruch von ſeiten der Praxis, der meiſt 
mit dem Hinmeis auf den Zweck des Geſetzes begründet 
wurde (vgl. Schlosky: JW. 1936, 3425; Nebel: 
IW. 1935, 2374). Dieſer Hinweis wurde aber von der 
Gegenanſicht mit der reſignierenden Feſtſtellung zurück⸗ 
gewieſen, daß „eine weſentliche Durchbrechung eines ſonſt 
mit Recht anerkannten Grundſatzes“ eben nicht mit dem 
Zweckgedanken einer Strafbeſtimmung gerechtfertigt werden 
kaun (Klee: JW. 1939, 549). Es müſſe daher jeder Irr⸗ 
tum, wie beim Zurechnungsfähigen, berückſichtigt werden. 

Iſt nun § 330 a StGB. wirklich derartig gefaßt, daß 


man trotz des unzweifelhaft in Erſcheinung tretenden 
Zweckgedankens infolge allgemeiner Erwägungen, dieſen 
Zweck nicht foll erreichen können? Es ift dabei nicht 8 330a 
für ſich zu betrachten, ſondern nur in Gemeinſchaft mit 
§ 42 b Abi. I StGB., die beide fidh einheitlich mit Hand- 
lungen Zurechnungsunfähiger befaſſen. Beide Paragraphen 
ſind erſt mit dem Gewohnheitsverbrechergeſetz in das 
Strafgeſetzbuch eingeführt worden und haben den Charakter 
des Strafgeſetzbuches inſofern geändert, als der Straf⸗ 
richter nunmehr im Gegenſatz zu früher auch Handlungen 
Zurechnungsunfähiger zu erfaſſen hat. Wenn der Geſetz⸗ 
geber von „Straftaten“ Zurechnungsunfähiger ſpricht, ſo 
iſt ohne weiteres erkennbar, daß eben die allgemeinen 
Lehren im bisherigen Sinne nicht uneingeſchränkt auf 
§ 42 b und § 330 a StGB. übertragen werden können; 
denn unbeſtrittenermaßen konnte nach bisherigem Recht 
ein Zurechnungsunſähiger eine Straftat nicht begehen. 
Mit der gegenfeitigen Anpafſung des Begriffes der Hu- 
rechnungsunfähigkeit und des Begriffes der „Straftat“ 
wird der in den neuen Geſetzesbeſtimmungen enthaltene 
ſcheinbare Widerſpruch beſeitigt und auch dem Zweck des 
Geſetzes entſprochen werden können. Wie ſind nun dieſe 
Begriffe der Straftat und der Zurechnungsunfähigkeit auf 
eine gemeinſame Linie zu bringen? Die Zurechnungsun⸗ 
fähigkeit ſchließt die Schuld aus, grundſätzlich aber nicht 
ſämtliche Elemente der Schuld. Unabhängig von der Zu⸗ 
rechnungsunfähigkeit müſſen daher die Gründe, die die 
Tat entſchuldigen, auch für den Zurechnungsunfähigen 
Geltung beanſpruchen. Es fehlt deshalb dann an einer 
„ſtraſbaren Handlung“ des Zurechnungsunfähigen, wenn 
infolge Notſtandes oder eines anderen entſchuldigenden 
Grundes, der von der Zurechnungsunfähigkeit unabhängig 
iſt, die Tat zwar rechtswidrig, aber entſchuldigt iſt. In⸗ 
ſoweit aber der Zuſtand der Zurechnungsunfähigkeit mit 
dem Vorliegen von Schuldelementen unvereinbar iſt, muß 
ein Übergreifen vermieden und die einerſeits erforderte 
Zurechnungsunfähigkeit mit der anderſeits erforderten 
„Straftat“ zu einem einheitlichen Ganzen verbunden wer⸗ 
den. Setzt nun der Geſetzgeber voraus, daß die mit Strafe 
bedrohte Handlung im Zuſtande der Zurechnungsunfähig⸗ 
keit begangen werde, ſo muß umgekehrt daraus der Satz 
gefolgert werden, daß die ſubjektive Seite der ſtrafbaren 
Handlung ſoweit erfüllt ſein muß, als dieſe nicht gerade 
durch den Umfang der Zurechnungsunfähigkeit ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Daraus ergibt ſich ein weiterer wichtiger 
Schluß: Iſt das Vorliegen eines ſubjektiven Merkmals 
einer ſtrafbaren Handlung nicht gerade durch die beim 
Täter vorhandene Zurechnungsunfähigkeit ausgeſchloſſen, 
ſo muß dieſes vorhanden ſein, andernfalls ſind die ſub⸗ 
jektiven Vorausſetzungen der in Frage ſtehenden Straftat 
nicht erfüllt. 


Wieweit kann nun die im Einzelfall vorhandene Zu⸗ 
rechnungsunfähigkeit in das Gebiet der Schuld eingreifen 
und damit die Annahme einer „Straftat“ rechefertigen, 
obwohl nach den bisherigen Lehren ein Mangel im ſub⸗ 
jektiven Tatbeſtande vorliegen würde? Voraus ſei be⸗ 
merkt, daß der Geſetzesbeſtimmung ohne weiteres zu ent⸗ 
nehmen iſt, daß ſtets eine Handlung im natürlichen Sinne 
vorliegen muß und jede Tätigkeit, die unter völliger Aus⸗ 
ſchaltung des Bewußtſeins erfolgt, eine Anwendung des 
§ 330a ausſchließt. In bedenklicher Weiſe verläßt 
Schlosky a. a. O. dieſen Boden, wenn er aus an ſich 
durchaus einleuchtenden, praktiſchen Erwägungen den be⸗ 
ſtrafen will, der im volltrunkenen Zuſtande ſich an der 
Mauer entlang nach Hauſe taſtet und dabei torkelnd in 
eine Schaufenſterſcheibe hineinfällt oder einen Kinder⸗ 
wagen umreißt. Das Hauptgewicht iſt indes der Frage zu⸗ 
zuwenden, wie ſich die Zurechnungsunfähigkeit auf Vor⸗ 
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ſatz und Fahrläſſigkeit auszuwirken vermag und inwiefern 
trotz des Fehlens ſubjektiver Elemente noch eine Straftat 
vorliegen kann. 

Zum Vorſatz im ſtrafrechtlichen Sinne gehört ein 
„Wollen“ des Täters und eine beſtimmte Kenntnis. Ob 
wir hier die ſogenannte Willens- oder Vorſtellungstheorie 
zugrunde legen, iſt gleichgültig; wir ſprechen jedenfalls 
dann von einer vorſätzlichen Handlung, wenn jemand die 
tatſächlichen Umſtände und die Tragweite ſeiner Handlung 
kennt und trotz dieſer Kenntnis die Tat willentlich ausge⸗ 
führt hat. Die herrſchende Lehre fordert zur Tatſachen⸗ 
kenntnis mit Recht auch die Kenntnis der Rechtswidrigkeit. 
Jedenfalls ſteht aber allein ſchon auf Grund des 8 59 
SGB. feſt, daß zum Inhalt des Handlungswillens beim 
vorſätzlich handelnden Täter eine beſtimmte auf den Tat⸗ 
beſtand bezogene Tatſachenkenntnis gehört, wozu dann eine 
nach den einzelnen Lehren mehr oder weniger erforderliche 
Bedeutungskenntnis hinzukommt. Dieſes intellektuelle Ele⸗ 
ment des Vorſatzes it nun bei all den Zurechnungs⸗ 
unfähigen geſtört oder ausgeſchloſſen, bei denen die in⸗ 
tellektuelle Seite des Geiſteslebens beeinträchtigt, alſo das 
Wahrnehmungs⸗ und Denkvermögen geſtört iſt. Liegt eine 
relevante Beeinträchtigung dieſer Art vor, ſo fehlt dem 
Täter die mangelnde Einſicht in das Strafwürdige der 
Tat. Von einer vorſätzlichen Handlung kann hier nicht 
mehr geſprochen werden. Anders dagegen, wenn ſich die 
Störung auf das Handeln und Wollen auswirkt und die 
intellektuelle Seite nicht oder nur wenig berührt. Die not⸗ 
wendige Intelligenz, das Vermögen der Kenntnis der in 
Frage kommenden Tatſachen und der Bedeutung der Hand⸗ 
lung, kann hier dem Zurechnungsunfähigen nicht einfach ab⸗ 
geſprochen werden. Der triebhaften Handlung fehlt weder 
der Tatwille noch die erforderliche Kenntnis. Was dieſe 
gegenüber der normalen Handlung des Zurechnungsfähigen 
auszeichnet, iſt, daß ſie nur durch einen Gefühlston, ver⸗ 
bunden mit den entſprechenden Vorſtellungsgebilden, ver⸗ 
anlaßt wird. Eine vorſätzliche Handlung bei Zurechnungs⸗ 
unfähigen dieſer Art iſt möglich. 

Das Erſcheinungsbild des infolge Alkoholeinfluſſes 
Berauſchten beſteht gewöhnlich in einer Beeinträchtigung 
der Auffaſſung, des Wahrnehmens, des Denkens, Ver⸗ 
minderung der Verſtandestätigkeit, Erleichterung der 
motoriſchen Reaktionen, alſo eine Beeinträchtigung der ge⸗ 
ſamten geiſtigen und ſeeliſchen Funktionen. Das ſchließt 
aber nicht aus, daß beim einzelnen mehr die Verjtandes- 
oder die Willensſeite beeinflußt wird und z. B. der Voll⸗ 
trunkene bei klarem Bewußtſein jeder Hemmung ſeiner 
Triebe durch das Vorſtellungs⸗ oder Gefühlsleben ent- 
behrt. Wirkt ſich der Alkohol im Einzelfall derart aus, ſo 
ſteht auch der Annahme der vorſätzlichen Verwirklichung 
eines Tatbeſtandes nichts im Wege. 

Der Vorſatz braucht nun inſoweit nicht vorzuliegen, 
als er gerade durch die beim Volltrunkenen vorhandene 
Zurechnungsunfähigkeit ausgeſchloſſen wird. Es iſt nun 
keinesfalls mit der Irrelevanz des Vorſatzausſchluſſes ge⸗ 
ſagt, daß die Willensrichtung, die dem Vorſatze innewohnt, 
unbeachtlich ſei. Unbeachtlich iſt in den erwähnten Fällen 
das Fehlen des Vorſatzes im ſtrafrechtlich⸗techniſchen Sinne, 
als zuſammengeſetzter Begriff von intellektuellen und 
emotionalen Elementen. Der oben angeführte Grundſatz, 
daß die ſubjektiven Merkmale ſoweit vorhanden ſein müſſen, 
als ſie nicht durch die Zurechnungsunfähigkeit ausge 
ſchloſſen find, oder, wie man auch jagen kann, daß ſie in⸗ 
ſoweit vorliegen müſſen, als fie trotz der Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit vorliegen können, hat auch hier Geltung. Kann 
der Vorſatz deshalb nicht vorliegen, weil der Zurechnungs⸗ 
unfähige auf Grund ſeines fehlenden Unterſcheidungsver⸗ 
mögens keine Kenntnis vom Unwertgehalt der Handlung 
hatte, ſo bleibt trotzdem noch die Kenntnis der Tatumſtände 
als Inhalt des Handlungswillens beim Vorſaß erforder- 
lich. Die Willensrichtung, die im Vorſatze enthalten iſt und 
die durch den Ausſchluß des Vorſatzes infolge des Fehlens 


des Unterſcheidungsvermögens nicht beeinflußt wird, hat 
alſo auch in dieſem Falle vorzuliegen. Aber ſelbſt dann, 
wenn ein durch die Zurechnungsunfähigkeit bedingter Tat⸗ 
ſachenirrtum vorliegt und der Vorſatz beim Zurechnungs⸗ 
unfähigen deshalb nicht vorliegen kann, ſo muß die 
Willensrichtung doch näher unterſucht und von der der 
Fahrläſſigkeit abgegrenzt werden. Der Zurechnungsunfähige 
muß inſoweit vorſätzlich handeln, als nicht der durch die 
Zurechnungsunfähigkeit bedingte Irrtum vorliegt. Nur der 
durch die Zurechnungsunfähigkeit bedingte Irrtum iſt 
außer acht zu laſſen, demgemäß hat der Vorſatz in allen 
feinen ſonſtigen Beſtandteilen vorzuliegen, er müßte ge- 
geben fein, wenn nicht der Irrtum hinzukäme. Die „ſtraf⸗ 
bare Handlung“ iſt alſo in den Fällen, wo der Vorſatz 
durch einen infolge Zurechnungsunfähigkeit bedingten Irr⸗ 
tum ausgeſchloſſen ift, eine „vorſätzliche“, trotzdem der 
Vorſatz an ſich nur dann gegeben wäre, wenn die Kenntnis 
der Tatumſtände ergänzt wird. Das ift wichtig für die 
Fälle, wo der Geſetzgeber nur eine vorſätzliche Begehung 
mit Strafe bedroht (Hausfriedensbruch, Beleidigung, Sad- 
beſchädigung uſw.). 

Ahnlich iſt auch auf dem Gebiete der fahrläſſigen 
Straftat vorzugehen, iſt doch unter einer „mit Strafe be⸗ 
drohten Handlung“ keineswegs nur eine vorſätzliche Tat 
zu verſtehen, ſondern eben jede im Strafgeſetzbuch oder 
ſeinen Nebengeſetzen für ſtrafbar erklärte Handlung. Dafür, 
daß ein fahrläſſiges Delikt nicht ausreichend ſei, fehlt jeder 
geſetzliche Anhaltspunkt. Das Gebiet der fahrläſſigen Straf⸗ 
tat als Strafbarkeitsbedingung in § 330 a hat beſondere 
Schwierigkeiten bereitet und auch in der reichsgerichtlichen 
Judikatur nicht immer zu glücklichen Formulierungen ge⸗ 
führt (vgl. RG.: DStrafr. 1936, 181). Soviel dürfte fejt- 
ſtehen, daß der ſtrafrechtlich-techniſche Fahrläſſigkeitsbegriff 
beim Zurechnungsunfähigen nicht anwendbar iſt und man 
ſich vor kaum lösbare Schwierigkeiten geſtellt ſehen würde, 
müßte man die Frage beantworten, ob der Zurechnungs⸗ 
unfähige noch zur Anwendung pflichtgemäßer Sorgfalt im⸗ 
ſtande geweſen wäre. Feſtſtellen können wir beim Zurech⸗ 
nungsunfähigen nur, daß objektiv die erforderliche Sorg⸗ 
falt nicht vorgelegen hat. Inwieweit der Täter bei Berück⸗ 
ſichtigung ſeiner Fähigkeiten trotz der Zurechnungsunfähig⸗ 
keit hätte anders handeln können, iſt der ſtrafrichterlichen 
Beurteilung entrückt. Die Zurechnungsunfähigkeit ſchließt 
alſo gerade dieſes individuelle Element der Fahrläſſigkeit 
aus, nicht beeinflußt wird dagegen das objektive Element, 
daß nämlich im konkreten Fall die notwendige Sorgfalt 
nicht angewandt wurde. Wir gelangen alſo dadurch beim 
Zurechnungsunfähigen zu einer Objektivierung des Fahr⸗ 
läſſigkeitsbegriffes. Wir werden hier zwar nicht zu der 
ſtrengen Objektivierung, wie ſie dem bürgerlichen Rechte 
eigen iſt, kommen. Dieſe würde unter Umſtänden zu un⸗ 
gerechtfertigten Benachteiligungen führen. Was wir im 
Strafrecht hier unter Fahrläſſigkeit verſtehen, iſt die 
Außerachtlaſſung einer generell⸗beſtimmten Sorgfalt, einer 
Sorgfalt, „die in der gleichen Lage ein rechtſchaffener und 
gewiſſenhafter Menſch angewandt hätte, ſelbſtverſtändlich 
ein rechtſchaffener und gewiſſenhafter Menſch gleichen Ge⸗ 
ſchlechts, gleichen Alters, gleichen phyſiſchen Geſundheits⸗ 
und Kräftezuſtandes“ (Kadecka: Schw Str W. 50, 362). 
Dieſe generell⸗objektive Fahrläſſigkeit kommt dem in- 
dividuell⸗ſubjektiven Fahrläſſigkeitsbegriff am nächſten. 

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch kurz auf die ſo⸗ 
genannten ſubjektiven Tatbeſtandselemente eingegangen. 
Sie gehören inſofern in dieſen Zuſammenhang, als fie 
zur ſubjektiven Seite zählen, jedoch in erſter Linie 
der Rechtswidrigkeit und nicht der Schuld zuzurechnen 
ſind. Dieſe ſubjektiven Tatbeſtandselemente können auch 
beim Zurechnungsunfähigen vorliegen. Im einzelnen ſei 
dabei auf die Ausführungen von Lang in Deutſche Juſtiz 
1937, 1217 verwieſen und nur zuſammenfaſſend bemerkt, 
daß eine „Straftat“ des Zurechnungsunfähigen nur dann 
vorliegt, wenn ein in einem geſetzlichen Tatbeſtand er⸗ 
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fordertes ſubjektives Unrechtselement auch beim Zurech⸗ 
nungsunfähigen vorliegt. Die Rechtswidrigkeit einer Hand⸗ 
lung wird durch das Nichtvorhandenſein der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit beim Täter grundſätzlich nicht berührt. Fehlt aber 
infolge der Zurechnungsunfähigkeit ein zur Rechtswidrig⸗ 
keit gehörendes ſubjektives Element, fo fehlt es an den 
objektiven Vorausſetzungen einer rechtswidrigen Tat. 

Mit vorſtehenden Ausführungen ſollte die Richtigkeit 
der Anſicht bewieſen werden, daß der rauſchbedingte Irr⸗ 
tum bei der Rauſchtat des § 330 a StGB. unbeachtlich 
ſei, ohne daß damit eine ungeſetzliche Durchbrechung der 
allgemeinen Lehren des Strafgeſetzbuches verbunden wäre. 
Die Notwendigkeit einer derartigen veränderten Anwen⸗ 
dung allgemeiner Grundſätze auf die Handlung des Zu⸗ 
rechnungsunfähigen ergibt fih unmittelbar aus den Ge- 
ſetzesbeſtimmungen ſelbſt. Die in der Strafrechtspraxis fih 
einbürgernden Begriffe, daß beim Zurechnungsunfähigen 
ein „natürlicher“ Vorſatz oder eine „natürliche“ Fahrläſſig⸗ 
keit oder endlich eine „natürliche“ Schuld vorliegen müſſe, 
ſind m. E. zu unbeſtimmt, als daß damit etwas Brauch⸗ 
bares angefangen werden könnte. In jedem pſpychologiſch 
nicht einfach gelagerten Fall wird die Erforſchung der 
ſogenannten „natürlichen“ Willensrichtung ins Leere fiogen. 
Der rechtspolitiſche Zweck, die Erfaſſung der in Trunken⸗ 
heit verübten Straftaten, verlangt andererſeits, daß der 
Strafrichter nicht ſchon dort halt zu machen braucht, wo 
der Täter infolge ſeiner Trunkenheit etwa irgendeinen 
Rechtsfertigungsgrund irrtümlich annimmt. Der Vorwurf, 
den wir einem Volltrunkenen machen, iſt gleich groß, ob 
dieſer nun eine ſtrafbare Handlung irrtumsfrei oder in 
einem rauſchbedingten Irrtum begeht. Wenn der Boll- 
trunkene ſich ſchuldhaft in dieſen Zuſtand verſetzt hat, in 
dem er keine zutreffenden Vorſtellungen mehr hat, ſo wirkt 
das ebenſo ſchwer, wie wenn er in anderer Weiſe infolge 
ſeines Rauſchzuſtandes ein Verbrechen begeht, für das er 
nicht mehr verantwortlich gemacht werden kann. Auch die 
Gefährlichkeit iſt in beiden Fällen gleich groß. Die reichs⸗ 
gerichtliche Entſcheidung in JW. 1939, 545 bedeutet daher 
nicht nur nicht eine unzuläſſige Durchbrechung geſetzlicher 
Vorſchriften, ſondern trägt dem Zweckgedanken des Ge⸗ 
ſetzes in einer jich aus dem Strafgeſetzbuche ſelbſt ergeben- 
den Weiſe Rechnung. 


B. 
Von Profeſſor Dr. Boldt, Königsberg i. Pr. 


Die vom Verf. des vorſtehenden Aufſatzes in Überein⸗ 
ſtimmung mit RG.: JW. 1939, 545 (= Akad. 1939, 274 
= 2%. 1939, 923) verfochtene Auffaſſung über die Nicht⸗ 
berückſichtigung des ſogenannten rauſchbedingten Irrtums 
bei § 330a StGB. halte auch ich im Ergebnis für zu⸗ 
treffend. Nur ſcheint mir eine etwas andere Begründung 
notwendig zu ſein. Dieſe Begründung auf beſchränktem 
Raum zu geben und zugleich die Diskuſſion über den 
ganzen Fragenkreis in eine andere Richtung, auch hinſicht⸗ 
lich der geſetzgeberiſchen Löſung des Problems der Voll- 
trunkenheit, zu lenken, iſt der Zweck der folgenden kurzen 
Bemerkungen. 


1. Für die übliche Auffaſſung iſt der Tatbeſtand des 
8 330 a ein durchaus monſtröſes Gebilde. Er beſteht danach 
im Grunde aus zwei „Tatbeſtanden“, die nur in eigen⸗ 
artiger Weiſe derart miteinander verkoppelt ſind, daß der 
eine, die Rauſchtat, die Bedingung der anderen, der Voll⸗ 
trunkenheit, darſtellt. Gleichwohl ſoll der Trunkene in 
einer doppelten Verſchuldung ſtehen: ſowohl hinſichtlich des 
Sichberauſchens wie hinſichtlich der Herbeiführung des 
rechtswidrigen Erfolges. Da aber, ſo ſchließt man weiter, 
die Beſtrafung aus dem zweiten Tatbeſtand nicht erfolgen 
kann, und zwar gerade wegen eines Umſtandes, der den 


Inhalt des erſten ausmacht, ſo muß von der Verſchuldung 
des zweiten Tatbeſtandes ſoviel abgezogen werden, als den 
Grund der Strafloſigkeit beſtimmt und durch die Schuld 
des erſten ausgeglichen wird. Von dieſem Gedankengang 
her will auch Dollinger „die Begriffe Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit (wegen Volltrunkenheit) und Straftat (die 
Rauſchtat) gegenſeitig anpaſſen, auf eine gemeinſame Linie 
bringen“. Und die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm 
und anderen (z. B. Kohlrauſch, zu § 330 Anm. 5, 
zu 8 42 b Anm. 2; aber auch RG.: HöchſtRRſpr. 1936 
Nr. 1550) beſteht nur darin, wieviel von den Erforder⸗ 
niffen des inneren Tatbeſtandes der Rauſchtat fortzulaſſen 
it: ob nur die Vorausſetzung der Zurechnungsfähigkeit 
oder auch weitere ſubjektive Anforderungen, deren Mangel 
im Einzelfall auf dem gleichen Umſtand, der Volltrunken⸗ 
heit nämlich, beruht, der auch den Mangel der Zurech⸗ 
nungsfähigkeit bedingt. 

Ich halte dieſe Auffaſſung ſchon in ihrem Ausgangs⸗ 
punkt für abwegig und insbeſondere das Verfahren der 
Subtraktion bei Ermittelung des „inneren Tatbeſtandes“ 
der Rauſchtat für undurchführbar. Die eben gegebene Dar⸗ 
ſtellung zeigt, daß man von dieſer Baſis aus ſtändig der 
Gefahr von Zirkelſchlüſſen ausgeſetzt iſt und vor allem 
keinen ſicheren Standort hat, von dem das richtige Maß 
an „Subtraktion“ zu beſtimmen iſt. Darum zieht man 
andere Argumente heran: wer den vollen inneren Tatbe⸗ 
ſtand abzüglich nur der Zurechnungsunfähigkeit fordert, 
will damit den Schuldgedanken retten; wer auch den 
rauſchbedingten Irrtum für nicht berückſichtigenswert hält, 
beruft ſich auf den Zweck des Geſetzes. Aber über dieſen 
Zweck ſollte doch Einigkeit beſtehen; und daß § 330 a einen 
Ausnahmefall darſtellt, der mit den überkommenen Schuld⸗ 
vorſtellungen nicht ganz zu erfaſſen iſt, haben die Er⸗ 
örterungen ſeit dem Vorentwurf von 1909 nicht weniger 
erwieſen als die heutige Diskuſſion. 


Der Irrtum, der in dieſe Sackgaſſe geführt hat, liegt 
eben in der falſchen Annahme, als könne man mit den 
üblichen Anforderungen auch dort herangehen, wo § 51 zu⸗ 
trifft, wenn man nur dies in Rechnung ſtellt, gleichſam 
inſoweit ein Auge zudrückt. Aber hier ſollte doch die Auf⸗ 
faſſung der „Straftat als Ganzes“ ſich bewähren: die Zu⸗ 
rechnungsſähigkeit ift eine grundlegende Strafbarkeitsvor⸗ 
ausſetzung, deren Mangel es verbietet, das Geſchehen als 
„Straftat“ mit im übrigen denaturierten Tatbeſtands⸗ 
elementen zu begreifen — mag man der Meinung ſein, 
der Zurechnungsunfähige könne gar nicht rechtswidrig 
handeln, oder mag man ihn für unfähig halten, ſchuldig 
zu werden. Deshalb iſt es auch verfehlt, hier von einem 
„natürlichen Vorſatz“ und einer „natürlichen Fahrläſſig⸗ 
keit“ zu reden, beſonders zu einer Zeit, in der man den 
Vorſatz normativ, d. h. durch ein Unrechtsbewußtſein be- 
inhaltet, faſſen will. Wenn es Frank, dem wir den 
„Aufbau des Schuldbegriffes“ verdanken, für möglich hielt, 
auch bei Unzurechnungsfähigen von vorſätzlichem oder fahr⸗ 
läſſigem Handeln zu ſprechen, ſo doch nur „in einem rein 
pſychologiſchen Sinne“ (Aſchrott⸗Liſzt, „Reform des 
Reichsſtrafgeſetzbuches“, Bd. I S. 227/28. Dann ſollte 
man aber auch für diefe pſychologiſchen Sachverhalte die 
Verwendung der mit ſpezifiſch ſtrafrechtlichen Wertgehalten 
erfüllten Begriffe von Vorſatz und Fahrläſſigkeit ver⸗ 
meiden; denn beide ſind Formen der Schuldverwirklichung, 
es gibt aber keine „natürliche“ Schuld. Wie notwendig 
dieſe Begriffsbereinigung iſt, offenbart ſich, wenn man 
ſieht, wie von einem „Als⸗ob“⸗Standpunkt aus etwa die 
Beſtandteile des normalen Vorſatzbegriffes auf ihr Vor⸗ 
handenſein oder Fehlen beim Trunkenen geprüft werden 
(ſo Dollinger) oder die angebliche Möglichkeit eines 
„natürlichen“ Vorſatzes beim Trunkenen als Argument da⸗ 
für benutzt wird, daß zum Vorſatz das Unrechtsbewußtſein 
gehört (jo Kohl rauſch zu § 59 Anm. II 2 b) oder end- 
lich die doch wirklich auf den ſchuldfähigen Täter gemünzte 
Vorſchrift des § 59 im Bereich der ſchuldloſen Rauſchtat 
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Verwendung findet (fo RG.: HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 1550), 
und dazu noch mit der Unterſcheidung von ſtrafrechtlichem 
und außerſtrafrechtlichem Irrtum (fo RG.: DStrR. 1936, 
53). Es wäre da ſchon richtiger geweſen, der Mahnung der 
Begründung des Entwurfes von 1925 Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken, wonach für die Feſtſtellung, daß ein ſinnlos Be⸗ 
rauſchter vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt habe, „kein 
Raum bleiben“ ſollte. Und mich dünkt, daß auch das Geſetz 
dies zum Ausdruck bringen wollte, wenn es die Rauſchtat 
nicht als „Straftat“ bezeichnete, ſondern von der „mit 
Strafe bedrohten Handlung“ ſprach, womit gleichſam nicht 
auf die Kategorien des allgemeinen Verbrechensbegriffes 
und der Tatbeſtandslehre, ſondern auf die Tatbeſtände des 
Beſonderen Teils und die in ihr enthaltenen Verbote ver⸗ 
wieſen wurde. 

Die Dinge können m. E. nicht anders betrachtet wer⸗ 
den, wenn man völlig mit dem Gedanken Ernſt macht, daß 
die Rauſchtat bloße Strafbarkeitsbedingung iſt, nicht ein 
mit einem anderen Tatbeſtand (der Volltrunkenheit) eigen⸗ 
artig konſtruktiv verkoppelter Tatbeſtand. Man muß klar 
erkennen und davon ausgehen, daß das Schwergewicht, 
auch der Verſchuldung, auf die Volltrunkenheit verlegt iſt, 
und die Rauſchtat „Anlaß“ ihrer Beſtrafung. Wenn die 
gegenteilige Auffaſſung möglichſt weitgehende Anforderun⸗ 
gen auch an den inneren Tatbeſtand der Rauſchtat ſtellt, ſo 
tut ſie dies offenbar, weil ihr die Verſchuldung der Voll⸗ 
trunkenheit als ſolche und für ſich allzu dürftig erſcheint 
und auf dieſe Weiſe auch der Schimmer einer Erfolgshaf⸗ 
tung vermieden werden full (vgl. auch Frank a. a. O. 
S. 249, 252). Aber ſchon in den früheren Diskuſſionen iſt 
deutlich geworden (vgl. die „Zuſammenſtellung der gut- 
achtlichen Außerungen über den VE.“ vom Reichsjuſtizamt, 
Berlin 1911, S. 145f.), daß der Gedanke eines Riſikos 
und eines Einſtehens für den Erfolg hier gar nicht ausge⸗ 
ſchieden werden kann und dies ſeinen Ausgleich findet in 
der gefährlichen Dispoſition des Volltrunkenen für be- 
ſtimmte Delikte, in der gewiſſen Gefährdung, die ſein 
Weſen für die Rechtsordnung und den Rechtsfrieden in ſich 
trägt. Was aber die Verſchuldung des Sichberauſcheus an- 
langt, fo kann man zweifeln, ob angeſichts unſerer heutigen 
ſtrengeren Anſchauungen hier von einem „an ſich“ unver⸗ 
botenen, bloß ordnungswidrigen Verhalten geſprochen wer⸗ 
den darf. In jedem Falle iſt das Sichbetrinken poſitiv⸗ 
rechtlich zu einer Pflichtwidrigkeit geſtempelt, die um der in 
ihr liegenden Gefährdung willen geſtraft wird, und man 
hat es durchaus in der Hand, an die Selbſtverſchuldung 
der Trunkenheit einen ſtrengeren Maßſtab anzulegen, dieſe 
alſo etwa dort zu verneinen, wo der Täter „auf Grund 
früherer Erfahrungen annehmen durfte, daß er keinerlei 
Ausſchreitungen begehen werde“ (jo richtig Kohl rauſch 
zu § 330a Anm. 4). 

2. Geht man von dieſer Auffaſſung des Tatbeſtandes 
des 8 330 a aus, fo ift der Weg frei, um das Maß der 
Anforderungen an die „mit Strafe bedrohte Handlung“ 
nicht nach einer „natürlichen“ Tatbeſtandslehre, ſondern 
aus Zweck und Weſen der Vorſchrift ſelbſtändig zu be⸗ 
ſtimmen. Hierfür iſt der vielgebrachte Hinweis, daß § 330 a 
eine Lücke zwiſchen der fahrläſſigen actio libera in causa 
einerſeits, der ganz unverſchuldeten Trunkenheit anderer⸗ 
ſeits ſchließen wolle, wenig geeignet. Denn im Strafrecht 
laſſen ſich nicht Abſtände oder Lücken zwiſchen den Tat⸗ 
beſtänden mit dem Metermaß meſſen, und es kommt ent⸗ 
ſcheidend allein darauf an, die einzelnen als ſtrafwürdig 
erkannten Sachverhalte zu erfaſſen. Dazu wiederum wird 
vielfach darauf hingewieſen, daß der Trunkene etwa in 
gleichem Umfange haften ſolle wie der Nüchterne. Doch 
dieſer Gedanke berückſichtigt nicht die pofitive Verſchuldung 
des Trunkenen und kann allenfalls negativ für die Grenze 
der Haftung von Bedeutung ſein. 

Der Sinn der Haftung iſt doch aber, den Berauſchten, 
um der pflichtwidrigen Gefährdung willen, zu ſtrafen, 
wenn ihm „etwas paſſiert“ iſt. Das, was „paſſiert“ ſein 


muß, die Rauſchtat alſo, wird vom Geſetz zunächſt — in 
Auswahl unter allen denkbaren Schadenſtiftungen und 
Ordnungsſtörungen — eingrenzend dahin feſtgelegt, daß 
ſich die Rauſchtat rein objektiv (äußerlich) als eine Ver⸗ 
botsübertretung im Rahmen der Strafgeſetze des Be- 
ſonderen Teils darſtellen muß. Da jedoch, wie hier mit 
der allgemeinen Überzeugung angenommen werden darf, 
die Verbotsübertretung gar nicht „rein“ objektiv, d. h. 
ohne Bezugnahme auf die Subjektivität des Handelnden, 
feſtgeſtellt werden kann und auch eine Nichtberückſichtigung 
der ſubjektiven Lage den Bereich des Strafwürdigen uns 
gebührlich ausdehnen würde, muß eine zweite Eingrenzung 
durch die Aufſtellung innerer Taterforderniſſe vorgenom⸗ 
men werden. Das Maß dieſer Anforderungen darf aber 
niemals weiter gehen, als es der tragende Gedanke des 
8 330 a zuläßt. Dieſer Gedanke ift, daß der Täter für eine 
unverantwortlich begangene Verbotsverletzung einzuſtehen 
hat, ſoweit er durch eigene Schuld feine Unverantwortlich— 
keit verurſacht hat. „Involuntarium ex voluntario ortum 
habens moraliter pro voluntario habetur“ — dieſer Satz 
des Hugo Grotius weiſt die gleiche Wurzel der Haf— 
tung für § 330 a wie für die actio libera in causa auf. 
Nur hatte im Zuge der geſchichtlichen Entwicklung die 
Verfeinerung des Schuldgedankens dazu geführt, aus dem 
großen Kreiſe der actiones liberae in causa diejenigen 
als echt vorſätzliche und dann auch fahrläſſige Tatbe⸗ 
gehungen auszuſondern, bei denen eine beſtimmte Rechts⸗ 
verletzung vorausgeſehen wurde oder werden konnte und 
mußte. Wenn man aber dieſe Verfeinerung nicht mit dem 
Verzicht auf die Beſtrafung ſtrafwürdiger Fälle erkaufen 
wollte, konnte nur unter Rückgriff auf jenen alten Ge⸗ 
danken und in der Ausgeſtaltung als „pflichtwidrige Ge⸗ 
fährdung“ das Sonderdelikt der Volltrunkenheit geſchaffen 
werden (vgl. meinen Aufſatz in ZStW. 55, 44f., 53/5). 

Von dieſen Überlegungen aus, und wenn man dazu 
fi von einer Anknüpfung an die eigentlichen Schuld- 
formen freimacht (wie zu 1 gefordert), kann m. E. der 
Umfang der ſubjektiven Anforderungen an die Rauſchtat, 
beſonders was die hier zur Debatte ſtehenden Irrtumsfälle 
angeht, richtig beſtimmt werden. Zugleich ordnen ſich zu 
einem Teil die von Lehre und Rechtſprechung bisher er⸗ 
arbeiteten Ergebniſſe ein. Demnach kann von einer „mit 
Strafe bedrohten Handlung“ nicht die Rede ſein, wo ſich 
das Geſchehen überhaupt nicht als Willensakt darſtellt, wie 
etwa beim Torkeln des Trunkenen. Im übrigen iſt ein 
ſolches Maß au „Wille und Vorſtellung“ zu verlangen, als 
erforderlich ift, um die Rauſchtat als beſtimmte Berbots- 
übertretung im Sinne eines Deliktstypus kennzeichnen zu 
können. Dieſe Individualiſierung der Rauſchtat muß ent- 
ſcheidend im Hinblick auf (den oder) die in Betracht kom 
menden Tatbeſtände vorgenommen werden. Darum ſcheidet 
wieder eine ſolche Rauſchtat aus, bei der es an denjenigen 
geſetzlichen Vorausſetzungen ſubjektiver Art fehlt, die maß⸗ 
geblich zur Kennzeichnung des Unrechtsgehaltes der Tat 
oder der Perſönlichkeit des Täters gehören, wie z. B. vor 
allem bei den Abſichts-, Geſinnungs⸗, Tendenzdelikten u. ä. 
Sonſt aber reicht es aus, daß auf Grund pſychologiſcher 
Feſtſtellungen über Bewußtſeinsinhalt und Willensrich⸗ 
tung des Trunkenen die Zuordnung ſeines Verhaltens zu 
einem beſtimmten Tatbeſtand möglich iſt. So muß wohl, 
wenn der Berauſchte ein Mädchen angefallen hat, ermittelt 
werden, ob er ſie berauben, mißhandeln oder notzüchtigen 
wollte (RG.: JW. 1936, 1911, ähnlich ebenda 3003). 
Aber wenn ſich die Rauſchtat äußerlich als ein Verſtoß 
gegen § 183 darſtellt, genügt jedenfalls ein den Tatbe⸗ 
ſtandskern, das unzüchtige Treiben nämlich, umfaſſendes 
Bewußtſein, ohne daß weitere Vorſtellungen über die 
Modalitäten des Verhaltens (Öffentlichkeit, Argernis⸗ 
erregung) der Feſtſtellung bedürfen (RG. 70, 159). 

Hier ſetzt dann auch die Frage nach der Bedeutung 
von intellektuellen Fehlvorſtellungen oder emotionalen 
Fehlleitungen ein, wie ſie beim Volltrunkenen wohl ganz 
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überwiegend infolge Trübung ſeines Verſtandes- und Gc- 
mütslebens in irgendeiner Weiſe obwalten: er weiß nicht, 
daß er auf einen Menſchen zielt, daß er eine Waffe in der 
Hand hat, daß dieſe geladen iſt; er hat eine falſche Bor- 
ſtellung vom Alter der Kinder, die er unzüchtig berührt; 
er meint fälſchlich einem Angreifer gegenüber zu ſtehen, 
den er abwehren oder feſthalten muß; er glaubt irrtümlich, 
das von ihm attackierte Mädchen ſei mit der Beiwohnung 
einverſtanden. Soweit ein ſolcher „Irrtum“ wirklich der 
beſchriebenen Einordnung der Rauſchtat von der ſubjektiven 
Seite her überhaupt entgegenſteht, gilt es, das oben eut- 
wickelte, auch dem § 330a zugrunde liegende Haftungs⸗ 
prinzip zur Anwendung zu bringen, das von allem An⸗ 
fang an das Maß der ſubjektiven Anforderungen an die 
Rauſchtat einſchränkte: Fehlvorſtellungen und Fehlleitun⸗ 
gen bleiben ſoweit unbeachtlich und der Trunkene iſt in⸗ 
ſoweit pſychologiſch als Nüchterner zu betrachten, als ber 
Grund dafür beim Handelnden, in ſeinem ſelbſtverſchulde⸗ 
ten Rauſch, zu ſuchen iſt. Umgekehrt ergibt ſich auch, daß 
alle ſolche Irrtümer, die nicht rauſchbedingt ſind und auch 
dem Nüchternen unterlaufen wären, von jenem Grund⸗ 
gedanken nicht getragen werden; die Handlung iſt inſoweit 
gar nicht eigentlich „Rauſchtat“. Daß damit hier — aber 
auch nur in dieſem Punkte (vgl. RG.: DStR. 1936, 
52)! — ein hypothetiſches Urteil gefällt wird, liegt ur 
der Natur des Tatbeſtandsaufbaues. Auch Dahm, der 
ſich für die Berückſichtigung des rauſchbedingten Irrtums 
ausspricht, will den Vorwurf der Fahrläſſigkeit doch ſchon 
immer dann begründet ſein laſſen, „wenn anzunehmen iſt, 
daß der Täter, wenn er nüchtern geweſen wäre, nach 
feinen Anlagen und Fähigkeiten den Erfolg hätte ver⸗ 
meiden können“ (Akad Z. 1939, 269; vgl. auch NRG.: 
DStR. 1936, 181 und Dollinger oben). Es ift aber 
nicht einzuſehen, warum nicht vom Grundgedanken des 
8 330 a her das gleiche auch für den „Vorſatz“ zu gelten 
hat. Wohin dagegen im praktiſchen Ergebnis die Anwen⸗ 
dung des § 59 im Bereich der Rauſchtat führt, hat die 
Rechtſprechung gezeigt: Soll es, wenn als Rauſchtat ein 
militäriſches Wachvergehen in Betracht kommt, wirklich 
darauf ankommen, ob der Trunkene in ſeinem Rauſch die 
„äußeren Merkmale der Wache, vor allem den Wach⸗ 
anzug“ nicht erkannt (dann § 59) oder nur „nicht den. 
richtigen Schluß gezogen hat, daß er es mit einer militärt- 
ſchen Wache zu tun hatte“ (dann unbeachtlicher Straf⸗ 
rechtsirrtum), RG.: DStR. 1936, 53? Soll ernſtlich der 
Soldat nicht nach 8 330 a beſtraft werden können, wenn er 
einen Vorgeſetzten angriff, aber in ſeiner Beſoffenheit die 
Rangabzeichen nicht fah, RG.: Höchſtyigſpr. 1936 
Nr. 1550 Und dies im Bereich des Wehrſtrafrechts, in 
dem ſeit Jahrhunderten „Trunkenheit nicht entſchuldigt“?! 
Und zu einer Zeit, wo ſich der Geſetzgeber fogar entſchloſſen 
hat, Volltrunkenheit ſelbſt unter Strafe zu ſtellen?! 

3. Gegen dieſes, auch von Dollinger mit RG.: 
IW. 1939, 545 vertretene Ergebnis hat neueſtens Dahm 
bei Beſprechung des gleichen Urteils: Akad. 1939, 267 
zwei Einwände formuliert. Der eine bezieht ſich auf den 
Verſuch der Rauſchtat: hier wenigſtens müſſe ein voller 
„natürlicher Vorſatz“ feſtgeſtellt werden, damit überhaupt 
von einer ſtrafbaren Handlung die Rede ſein konne. Dieſer 
Einwand trifft unſere Auffaſſung nicht. Denn auch wir 
fordern eine auf einen Straftatbeſtand weiſende Willens- 
verwirklichung. Nur hat dies m. E. nichts mit dem „Vor⸗ 
ſatz“ zu tun, und darum gilt freilich auch für uns der tech⸗ 
niſche Begriff des Verſuches nicht. Das muß auch ſo ſein; 
denn anders ſchlägt der Hinweis auf § 43 gerade die 
Gegenmeinung. Nach richtiger Auffaſſung iſt es nämlich 
beim Verſuch vor allem der vom Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit getragene Wille, der das Unrecht des Verſuchs 
ausmacht. Will man alſo für die Faufchtat einen „Vor- 
ſatz“ fordern, ſo würde für die Annahme einer verſuchten 
ſtrafbaren Handlung der bloß „natürliche“ Vorſatz gerade 
nicht ausreichen. Es zeigt ſich wieder, daß die üblichen 
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Kategorien der allgemeinen Verbrechenslehre an der Rauſch⸗ 
tat zuſchanden werden. 

Der zweite Einwand nimmt ſeinen Ausgang von der 
Tatfache, daß nur ein kleiner Teil von Straftaten fahr⸗ 
läſſig begehbar iſt: die Nichtberückſichtigung des rauſch⸗ 
bedingten Irrtums würde im Ergebnis dazu führen, daß 
der Trunkene bei Delikten, für die Vorſatz erforderlich iſt, 
wegen fahrläſſiger Begehung beſtraft würde, auch dort, wo 
eine fahrläſſige actio libera in causa ſtraffrei bleiben 
müßte, und alſo in weiterem Umfange als der Nüchterne. 
Aber damit iſt im Grunde nur die ganze Problematik einer 
geſetzgeberiſchen Löſung des Fragenkreiſes berufen. Zu⸗ 
nächſt iſt freilich zu beſtreiten, daß unſere Auffaſſung zu 
einer ungerechten Erweiterung des Haftungsumfanges 
führe. Denn der Irrtum iſt ja nur infoweit unbeachtlich, 
als er im ſelbſtverſchuldeten Rauſch ſeine Urſache hat; der 
Nüchterne würde ihm gar nicht auheimfallen. Auch hier 
bildet der „Vorwurf, der dem Täter aus der Herbei⸗ 
führung des die Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden 
Rauſchzuſtandes gemacht werden kann“ (Dahm a. a. O.), 
gleichſam eine Kompenſation; und der Trunkene, der in der 
durch den Rauſch verurſachten falſchen Annahme, der 
Revolver in ſeiner Hand ſei ungeladen, eine Fenſterſcheibe 
zertrümmert, würde, wie Dollinger von ſeinem Stand⸗ 
punkt mit Recht betont, gleichwohl „vorſätzliche“, nicht 
„fahrläſſige“ Sachbeſchädigung begehen. Eher ſcheint mir 
gerade umgekehrt eine Ungerechtigkeit darin zu liegen, daß 
für die Rauſchtat ausſchlaggebend ſein ſoll, ob das Delikt 
auch zu den fahrläſſig begehbaren gehört. Der Trunkene, 
der ſich in ſeinem Wahn von jemand angegriffen glaubt, 
ſoll, wenn er den vermeintlichen Angreifer an der Ge⸗ 
ſundheit beſchädigt, nach Dahm wegen fahrläſſig be⸗ 
gangener Rauſchtat beſtraft werden können. Wenn er aber 
eine Freiheitsberaubung oder Nötigung verübt, ſoll er 
ſtraffrei bleiben, obwohl es doch allein vom Zufall ab⸗ 
hängt, daß er das eine oder andere tat! 

Damit erhebt ſich aber die letzte Frage, die hier nur 
angedeutet werden ſoll, ob nicht überhaupt alle erörterten 
Schwierigkeiten über den „inneren Tatbeſtand“ der Rauſch⸗ 
tat beſeitigt werden können und ſollen, indem man für 
$ 330 a alle Delikte für fahrläſſig begehbar anſpricht oder 
doch den Kreis der Fahrläſſigkeitsdelikte erweitert, wie es 
ſchon früher bei Erörterung des Vorentwurfes von 1909 
ſelbſt von zurückhaltenden Autoren für angängig gehalten 
wurde (ogl. die Zuſammenſtellung der gutachtlichen Auße⸗ 
rungen uſw. a. a. O. S. 148/9). Zugleich müßte man 
freilich auch die heute gemeinhin über die Konſtruktion der 
fahrläſſigen actio libera in causa erfaßten Fälle allgemein 
zu 8 330 a ziehen. Denn es wäre in der Tat, wenn im 
Bereich des § 3308 kein Unterſchied zwiſchen vorſätzlicher 
und fahrläſſiger Begehung beſtünde, ſchwer erträglich, daß 
derjenige, der beim Sichbetrinken damit rechnen muß, daß 
er eine beſtimmte Straftat begehen wird, nicht beſtraft 
werden kann, wenn das Delikt nicht fahrläſſig begehbar iſt, 
während ein Trinker, der nach ſeinen Erfahrungen nur un⸗ 
beſtimmt mit einer Verbotsübertretung rechnen kann, über 
8 330 a einer Strafe zugeführt wird. Der hier zutage 
tretende Gegenſatz der Folgen iſt nicht durch ein ver⸗ 
ſchiedenes Maß des Verſchuldens gerechtſertigt. Häufig iſt 
auch praktiſch gar nicht zu unterſcheiden, ob der bekannte 
Raufbold im Wirtshaus hätte vorherſehen müjfen, daß er 
den Maßkrug am Kopf des Zechkumpanen landen laſſen 
würde (fahrläſſige Körperverletzung) oder ſich „nur“ ohne 
genauere Vorherſehbarkeit eine ſolche Tätlichkeit oder 
eine Demolierung des Mobiliars oder eine Widerſetzlich⸗ 
keit gegenüber dem Gendarm würde zuſchulden kommen 
laſſen ($ 330 a). Der einzige Unterſchied beſteht darin, daß 
im Fall der actio libera in causa noch eine — wenn auch 
dürftige — Bezogenheit der Fahrläſſigkeit auf den ſpäteren 
Erfolg im Sinne des allgemeinen Schuldprinzips ange⸗ 
nommen werden kann. Aber im Grunde hat der Geſetzgeber 
ſchon mit der Einführung des § 330 a neben jenes Schuld⸗ 
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prinzip ein zweites anderes geſtellt, indem er ein leicht⸗ 
fertiges Sichbetrinken als pflichtwidrige Gefährdung unter 
Strafe ſtellte und damit in letzter Auswirkung des Prinzips 
des versari in re illicita, der Haftung für die Folgen 
eines verbotenen, gefährlichen Tuns, neben den einzelnen 
crimina culposa in einem Sonderfall ein crimen culpae 
mit Strafe belegte. Es iſt ganz die gleiche Erſcheinung, 
wie ſie ſich nach den Planungen der amtlichen Strafrechts⸗ 
kommiſſion in Zukunft auch für die ſogenaunte Rechtsfahr⸗ 
läſſigkeit ergeben wird. Danach ſoll zur vollen Erfaſſung 
eines Täters, der in einem die Beſtrafung wegen vorſätz⸗ 
licher Begehung hindernden Verbotsirrtum ein ſonſt nicht 
fahrläſſig begehbares Delikt verübt, wegen Rechtsfahrläſſig⸗ 
keit nach einem Sonderſtrafrahmen geſtraft werden (vgl. 
„Das kommende deutſche Strafrecht“, Allg. Teil 2, Aufl. 
1935, S. 71). Abgeſehen davon, daß hier nach der Geſetzes⸗ 
faſſung geradezu ein fahrläſſiges Verhalten als ſolches 
unter Strafe geſtellt wird, iſt der Grundgedanke in beiden 
Fällen der gleiche: Der Täter wird beſtraft, weil er leicht⸗ 
fertig eine ſubjektive Lage (Mangel des Vorſatzes bzw. 


der Zurechnungsfähigkeit) herbeigeführt hat, die die Bor- 
ſatzſtrafe unmöglich macht, aber doch mit Rückſicht auf die 
zugrunde liegende, für die Rechtsordnung gefährliche 
Pflichtwidrigkeit Strafe verdient (vgl. zu allem meinen 
Aufſatz: BOW. 55, 14 f., bei. S. 71 f.). Um allerdings bei 
der Volltrunkenheit nicht übers Ziel hinauszuſchießen, wird 
eine gewiſſe Einſchränkung in doppelter Hinſicht notwendig 
ſein: einmal ſind an Art und Maß der Selbſtverſchuldung 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, wie ſie ſchon oben mit 
Kohlrauſch (zu § 380a Anm. 4) für richtig gehalten 
wurden; zum andern werden von der fahrläſſigen Begeh⸗ 
barkeit der Rauſchtat ſolche Delikte auszuſcheiden ſein, bei 
denen, wie z. B. der Sachbeſchädigung, die Grenze der 
Strafwürdigkeit unterſchritten iſt. Bei einer neuen geſetz⸗ 
geberiſchen Löſung könnte auch umgekehrt daran gedacht 
werden, als fahrläſſig begehbar für § 330 a diejenigen 
Rauſchtaten aufzuzählen, beſonders die Gewalt- und Gitt- 
lichkeitsdelikte, zu denen der Berauſchte erfahrungsgemäß 
neigt und die ihn kriminalpolitiſch gefährlich erſcheinen 
laſſen. 


verfahrenseinſtellung ſtatt Freiſprechung 


A. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Schubart, Berlin 


Eine bedeutſame Frage knüpft ſich an 8 153 Abi. 3 
StPO., nämlich ob es ſtatthaft ift, ohne Hauptverhand⸗ 
lung ein Strafverfahren dann zu beenden, wenn nach der 
Eröffnung des Hauptverfahrens die Nichtſchuld des An⸗ 
geklagten ſich klar herausgeſtellt hat. Das Für und Wider 
verlohnt eine Betrachtung. 


I. 


In Erwägung kommen kann nur eine entſprechende 
(analoge) Anwendung des § 153, denn unmittelbar an- 
wendbar iſt er hier nicht; das ergibt ſein Wortlaut: 


„8153. Übertretungen werden nicht verfolgt, wenn 
die Schuld des Täters gering und die Folgen der Tat un⸗ 
bedeutend ſind, es ſei denn, daß ein öffentliches Intereſſe 
an der Herbeiführung einer gerichtlichen Entſcheidung 
beſteht. 


Iſt bei einem Vergehen die Schuld des Täters gering 
und find die Folgen der Tat unbedeutend, jo kann die 
Staatsanwaltſchaft mit Zuſtimmung des Amtsrichters von 
der Erhebung der öffentlichen Klage abſehen. 


Iſt die Klage bereits erhoben, ſo kann das Gericht 
mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft das Verfahren 
einſtellen; der Beſchluß kann nicht angefochten werden.“ 


Der Geſetzestext bringt völlig klar zum Ausdruck, daß 
der dritte Abſatz ſich auf die beiden erſten Abſätze zurück⸗ 
bezieht, alſo deren nachträgliche ſinngemäße Anwendung 
auch dann noch ermöglicht, wenn bereits eine öffentliche 
Klage erhoben worden iſt, deren Erhebung nach den bei⸗ 
den erſten Abſätzen beſſer unterblieben wäre. 


pi 


Der Kerngedanke des Mbf.3 ift alfo der, daß raſch, 
einfach und dennoch unter hinreichenden Rechtsgarantien 
ein Fehler berichtigt werden ſoll, der in dem Erheben der 
öffentlichen Klage lag. Von einem „Fehler“ wird man 
inſofern ſprechen dürfen, als eben keine volle Aufklärung 
des Tatbeſtandes oder keine zutreffende Bewertung ſeiner 
Schwere bei der Erhebung der öffentlichen Klage vorgelegen 


hat — wie ſich nachträglich herausſtellt, ſobald es zur 
Einſtellung nach Abſ. 3 kommt. 

Daß ein in dieſem Sinne „fehlerhafter“ Verlauf ſehr 
wohl auch ohne Verſchulden der Staatsanwaltſchaft ein⸗ 
treten kann, etwa infolge unzulänglicher oder ſäumiger 
Einlaſſung des Beſchuldigten, irreführender Angaben von 
Belaſtungszeugen, oder aus anderen Urſachen — bedarf 
kaum der Erwähnung. 


Ein weit ſtärkerer „Fehler“ in dem bezeichneten Sinne 
iſt dann vorhanden, wenn gegen einen Nichtſchuldigen die 
öffentliche Klage erhoben und das Hauptverfahren er⸗ 
öffnet wurde; und ſo liegt für die unbefangene Betrach⸗ 
tung der Gedanke nahe, daß dann erſt recht die Möglich⸗ 
keit beftehen müßte, in den Formen des § 153 Abf. 3 zu 
einem Ende zu kommen. 

Zur Verdeutlichung ſeien einige Beiſpiele aus der 
Praxis gegeben. 

A. Ein Hotelangeftellter legt eine Steuerkarte des 
Finanzamts Breslau vor, die beanſtandet wird und ihm 
eine Anklage wegen Urkundenfälſchung einträgt; denn das 
Finanzamt erklärt, der Vordruck uſw. ſei zwar echt, aber 
die Handſchrift der Ausfüllung ſei ihm fremd und es wiſſe 
nichts von der Karte; ein Schriftſachverſtändiger begut- 
achtet verdächtige Ahnlichkeiten der Schrift mit der des 
Beſchuldigten. Dieſer gab ſogleich an, er habe während 
einer längeren Abweſenheit von Breslau an den Ge⸗ 
ſchäftsführer des Hotels, in dem er dort war, geſchrieben, 
er möge ihm ſeine Steuerkarte nachſenden; darauf ſei ohne 
Begleitſchreiben nicht die vorjährige, ſondern die überein⸗ 
ſtimmende für das neue Jahr lautende Steuerkarte an⸗ 
gekommen; er habe keinerlei Bedenken gehabt. Inzwiſchen 
war der Geſchäftsführer verſtorben. Nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens benennt der Verteidiger eine Hotel- 
angeſtellte, die bei kommiſſariſcher Vernehmung als Zeugin 
beſtätigt, daß der Geſchäftsführer ſolche Vordrucke vorrätig 
hatte und daß ſie ſtatt ſeiner, während ſeiner Erkrankung, 
den Brief erledigt und arglos mit unverſtellter Handſchrift 
die neue Steuerkarte gemäß der alten ausgeſchrieben und 
abgeſandt habe. Ihre Schriftprobe entſprach genau der Karte. 


B. Gegen einen Architekten und die Eigentümerin 
eines Sommerhauſes ergehen Strafbefehle, weil er ohne 
baupolizeiliche Erlaubnis einen Teilumbau des Hauſes 
vorgenommen, ſie dazu Auftrag erteilt habe; der Architekt 


— 
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läßt den Strafbefehl rechtskräftig werden; die Eigen⸗ 
tümerin erhebt Einſpruch und legt bei der Vernehmung 
an ihrem entfernten Wohnſitze den ganzen Schriftwechſel 
mit dem Architekten vor zum Nachweiſe, daß ſie lediglich 
ſchriftlich mit ihm über den Umbauplan verhandelt und 
noch gar keinen Ausführungsauftrag erteilt hat, weil die 
Preisfrage noch ungeklärt war. 


C. Während des Weſtbaus ereignet ſich an einem be⸗ 
ſchrankten Eiſenbahnübergang ein Verkehrsunfall, der zum 
Hauptverfahren gegen einen Lokomotivführer, einen Rad⸗ 
fahrer und den Kraftfahrer Sch. führt; dieſem wird vor⸗ 
geworfen, er habe beim Weiterrücken der Laſtwagenkolonne 
voreilig die Bahn überquert, obwohl drüben noch zu 
wenig Platz war, ſo daß ſein Anhänger einen Schritt weit 
im Bahnraum verblieb und dadurch das Schließen der 
Schranke hinderte. Bei der kommiſſariſchen Vernehmung 
erklärt Sch., er habe ſchon eine Viertelſtunde vorher dem 
zweiten Kraftfahrer M. den Laſtzug übergeben, um in⸗ 
zwiſchen das Baubüro aufzuſuchen, ſei alſo weder bei dem 
Vorrücken noch beim Unfall anweſend geweſen. Der als 
Zeuge miterſchienene M. beftätigt das. 


III. 


a) In dem erſten Falle dürfte für Anhänger der Zu⸗ 
läſſigkeit der Gedanke naheliegen, dieſen Weg zu wählen, 
Denn als erwünſcht kann das Stattfinden der Hauptver⸗ 
handlung in dieſem Falle kaum betrachtet werden. Mag 
fie auch noch fo ſehr vereinfacht und abgekürzt werden, 
mögen Angeklagter und Zeugen fernbleiben, jedenfalls 
wird das Schriftgutachten zur Verleſung kommen müſſen, 
dazu die verblüffende Ausſage der vereidigten Zeugin. 
Dann der Freiſprechungsantrag des Staatsanwalts — 
einiges Aufſehen im Saale wird kaum ausbleiben! 


Der Angeklagte wird ſicherlich nichts dagegen haben, 
wenn ihm durch Beſchluß ſtatt durch Urteil feine Nicht- 
ſchuld beſcheinigt wird. 


b) In dem zweiten Falle wirkt die Zweifelsfrage zu 
8153 Abſ. 2 fidh deshalb nicht aus, weil ein Strafbefehl 
erlaſſen war, alfo durch 8411 der Staatsanwaltſchaft er- 
möglicht iſt, angeſichts des Schriftwechſels die Klage gegen 
die Hauseigentümerin fallen zu laſſen. Hierzu bedarf es 
nicht einmal der Mitwirkung des Gerichts; iſt es da als 
ſehr befriedigend anzuſehen, daß die Hauptverhandlung un⸗ 
vermeidlich ſein ſoll, falls — doch einigermaßen zu⸗ 
fälligerweiſe! — der gewöhnliche Anklageweg gewählt wor⸗ 
den wäre?! 


c) In dem dritten Falle bleibt eine Hauptverhand⸗ 
lung gegen den Lokomotivführer und den Radfahrer er⸗ 
forderlich, auch wenn hinſichtlich des Sch. das Verfahren 
eingeſtellt wird. Sch. kann von der Verpflichtung zum Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden und in ſeiner 
Abweſenheit freigeſprochen werden. Gegner der Einſtellung 
koͤnnen deshalb hier ein praktiſches Bedürfnis verneinen. 
Immerhin kann die Staatsanwaltſchaft ſelbſt den Wunſch 
haben, den Sch. aus dem Verfahren ſchon vor dem Haupt⸗ 
verhandlungstermine auszuſchalten, etwa weil ſie den Teil⸗ 
freiſprechungsantrag im Termine vermeiden möchte — 
oder weil der von Sch. s Verſicherungsgeſellſchaft ihm be- 
ſtellte Verteidiger vorſichtigerweiſe weitere Beweisanträge 
zeitraubender Art ſtellt — oder im Hinblick auf 8 467 
Abſ 2 StPO. Beantragt fie alfo die Einſtellung gegenüber 
Sch., fo ergibt fih folgendes: Teilt das Gericht die Mei- 
nung, daß bei Nichtſchuld die entſprechende Anwendung 
des § 153 Abſ. 3 ausgeſchloſſen ſei, dann hat es mit dieſer 
Begründung den Antrag abzulehnen; teilt es aber die 
entgegengeſetzte Rechtsanſicht, dann hat es zu prüfen, ob 


in dem Anklagefalle es ſich um „unbedeutende Folgen“ 
handelt. Nur wenn das der Fall iſt, kann überhaupt der 
analogen Anwendung des § 153 Abj. 3 nähergetreten mwer- 
den. Auch wenn ein Verbrechen zur Aburteilung durch den 
Eröffnungsbeſchluß geſtellt iſt, kommt ſie nicht in Frage 
hinſichtlich derjenigen Angeklagten, die des Verbrechens 
bezichtigt ſind; zuläſſig bleibt ſie für Mitangeklagte, denen 
nur eine Übertretung oder ein Vergehen mit unbedeuten⸗ 
den Folgen zur Laſt gelegt iſt. 


IN 


Es gibt Gegner des 8153 Abi. 3 StPO., die fein 
Vorhandenſein bedauern, weil ſie aus grundſätzlichen Er⸗ 
wägungen die Verfahrenseinſtellung nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens nicht für erwünſcht halten; wer ſo denkt, 
wird naturgemäß abgeneigt ſein, einer analogen, alſo er⸗ 
weiternden Anwendung der ihm ohnehin anſtößigen Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung das Wort zu reden. Immerhin pflegen 
auch dieſe Gegner einzuräumen, es ſei eine gewiſſe Un⸗ 
ſtimmigkeit, daß zwar beim Übrigbleiben einer geringen 
Schuld nach gewonnener beſſerer Sachaufklärung der Weg⸗ 
fall der Hauptverhandlung mittels Einſtellung ſtatthaft iſt 
— daß aber das gleiche bei völligem Schuldwegfall, alſo 
klargeſtellter Freiſprechungsreife, nicht gelten ſoll. 


Andere hegen das Bedenken, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in allzu ſtarkem Maße Herr des Verfahrens werde, 
wenn man jene Analogiepraxis zulaſſe; fie empfinden es 
als einen Übelſtand, daß nach geltendem Rechte ein Fallen⸗ 
laſſen der öffentlichen Klage noch in einem ſehr ſpäten 
Prozeßabſchnitte der Staatsanwaltſchaft dann möglich iſt, 
wenn ſie gegen ein freiſprechendes Urteil erſter Inſtanz 
Berufung eingelegt hat und die Berufungsverhandlung 
ſchon zu Ende geht; in der Tat bedarf es dann keiner Ein⸗ 
willigung des Gerichts für eine Berufungszurücknahme des 
Staatsanwalts; wohl aber ift im Bereiche des 8 153 Abi. 3 
ſtets das Einverſtändnis des Gerichts notwendig; mithin 
iſt jener Einwand unbegründet. 


V. 


Während 8153 Abſ. 3 neueren Datums ift, hat etwas 
Ahnliches ſeit jeher im Wiederaufnahmerechte gegolten; 
nämlich nach § 371 Abſ. 2 StPO. kann ein lebender Ver⸗ 
urteilter ohne Hauptverhandlung im ſchriftlichen Ver⸗ 
fahren mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft dann frei⸗ 
geſprochen werden, wenn dazu genügende Beweiſe bereits 
vorliegen. 


VI. 


In der Praxis find Anregungen von Verteidigern auf 
Verfahrenseinſtellung nach § 153 Abſ. 3 häufig; vielfach 
haben ſie Erfolg. 


Manchmal ſcheuen ſich aber Verteidiger, wenn ſie in 
der Schutzſchrift auf „Nichtſchuld“ plädieren, zugleich eine 
Verfahrenseinſtellung nach § 153 vorzuſchlagen — weil 
ſie das Bedenken haben, daß eine ſolche Anregung das 
Vorhandenſein einer Schuld ihres Klienten vorausſetze, 
und ſomit eine ſolche von ihnen gewiſſermaßen damit ein⸗ 
geräumt würde. 


Dieſe Beſorgnis der Verteidiger enthält dann etwas 
Richtiges, wenn man davon ausgeht, es gebe keine 
analoge Anwendung des 8153 in Fällen, die zur Frei⸗ 
ſprechung wegen Nichtſchuld reif ſind. Dagegen erledigt 
ſich jenes Verteidigerbedenken dann, wenn man die 
analoge Anwendung des § 153 Abf. 3 bei inzwiſchen Mare 
geſtellter Nichtſchuld — alſo Einſtellung ſtatt Freiſprechung 
in kleineren Sachen — für ſtatthaft erachtet. 
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B. 
Von Anwaltsaſſeſſor Rudolf Leppin, Berlin 


Gegen die von Dr. Schubart vorgeſchlagene Aus⸗ 
dehnung des § 153 Abi. 3 StPO. beſtehen grundſätzliche 
Bedenken, die m. E. ſtärker wiegen als die für die Aus⸗ 
dehnung ins Feld geführten praktiſchen und prozeßökono⸗ 
miſchen Gründe. 


I. 


Zunächſt überzeugt nicht ganz, daß der Kerngedanke 
des Abi. 3 der fcin foll, „daß raſch, einfach und dennoch 
unter hinreichenden Rechtsgarantien ein Fehler berichtigt 
werden ſoll, der in der Erhebung der öffentlichen Klage 
lag“. Bei $ 153 StPO. handelt es ſich weder um eine 
Muß⸗ noch um eine Sollvorſchrift, ſondern lediglich um 
eine Kannbeſtimmung, die Entſcheidung iſt alſo in das 
pflichtmäßige Ermeſſen von Staatsanwaltſchaft (Abf. 2) 
oder Gericht (Abſ. 3) geſtellt. Wenn dieſe Eutſcheidung 
vor Klageerhebung anders ausfällt als nachher, kann man 
keineswegs von einem Fehler ſprechen. Daß noch keine 
volle Aufklärung des Tatbeſtandes oder keine zutreffende 
Bewertung ſeiner Schwere bei der Erhebung der öffent⸗ 
lichen Klage vorgelegen hat, iſt nichts Beſonderes, ſondern 
das Kriterium jeder Anklage. Es genügt zur Anklage⸗ 
erhebung ſtets, daß der Angekl. der Tat hinreichend ver⸗ 
dächtig iſt, ein Mehr iſt in keinem Fall erforderlich. Die 
vollſtändige Aufklärung des Tatbeſtandes bringt in (von 
ganz ſeltenen Ausnahmen abgeſehen) jedem Fall erſt die 
Hauptverhandlung, und ſie erſt alſo gibt die Möglichkeit 
der richtigen Beurteilung der Tat und des Täters, ihrer 
Schwere und damit auch ihrer Folgen; denn man darf 
§ 153 StPO. nicht fo eng auslegen, daß etwa nur die 
äußerlich ſichtbaren Folgen (Verletzungen, wirtſchaftliche 
Schäden uſw.) unter Abſ. 1 und 2 fallen. Hierher gehören 
auch die ideellen Folgen, die Bedeutung der Tat für die 
Rechtsordnung ſchlechthin, z. B. Gefahr der Wiederholung, 
Wirkung auf die Allgemeinheit uſw. Wollte man etwas 
anderes annehmen, etwa, daß der Tatbeſtand von der 
Staatsanwaltſchaft ſtets ſchon erſchöpfend aufgeklärt wäre, 
ſo brauchten wir das Inſtitut der Hauptverhandlung kaum 
noch, dann genügte regelmäßig ein ſchriftliches Verfahren. 


Mir ſcheint der Grundgedanke des Abſ. 3 des § 153 
StPO. danach nicht der zu fein, einen „Fehler“ zu be⸗ 
richtigen, ſondern — immer unter Vorausſetzung der Mög⸗ 
lichkeit einer Schuld, meiſt ſogar unter der Gewißheit von 
der Schuld des Täters — mit einer Bagatellſache nicht 
den Staat zu belaſten und dem durch eine Bagatell- 
angeletzenheit zum Angekl. Gewordenen nicht durch die 
Tatſache einer Verurteilung zum „Vorbeſtraften“ zu ſtem⸗ 
peln und ihn allein hierdurch — nicht durch das Straf⸗ 
maß — ſtärker zu ſtrafen und zu ſchädigen, als die ganze 
Sache wert iſt und erfordert. Neben dem fiskaliſchen 
Grund, die Arbeits- und Geldkraft des Staates nicht über 
Gebühr zu belaſten, ſteht alſo ein weiterer, mindeſtens 
ebenſo wichtiger Grund für die Beſtimmung des 8 153 
Abf. 3 StPO., nämlich das Intereſſe des Staates daran, 
wegen einer Lappalie nicht den nur mit unbedeutender 
Schuld belaſteten Volksgenoſſen ſchwer zu ſchädigen. Der 
Schluß, den Dr. Schubart zieht, daß bei Anklageerhebung 
gegen einen Nichtſchuldigen ein „ſtarkerer Fehler“ vor- 
liege und deshalb § 153 Abſ. 3 StPO. entſprechende An- 
wendung finden müſſe, kann daher m. E. nicht gezogen 
werden. 


IM, 


Darüber hinaus aber ſcheint mir eine eutſprechende 
Auwendung dieſer Beſtimmung auch keineswegs erwünſcht. 
Eine Einſtellung iſt kein Freiſpruch. Die Einſtellung eines 
Strafverfahrens, zumal nach Anklageerhebung, auf Grund 
des § 153 StPO. hat doch ſtets einen unangenehmen Bei⸗ 
geſchmack; gewiß fehlt bei ihr oft die eindeutige Schuld⸗ 
feſtſtellung, es bleibt alfo in ſolchen Fällen offen, ob der 
Beſchuldigte auch wirklich ſchuldig ift, aber gerade in dieſer 
Zweffelhaftigkeit liegt der bedeutſame Unterſchted zum 
Freiſpruch. Die Bedeutung eines Freiſpruches gegenüber 
einer Einſtellung des Verfahrens iſt auch im Volke ganz 
allgemein bekannt, und dementſprechend iſt die Beurteilung 
des Betroffenen durch das Volk, je nachdem, ob Freiſpruch 
oder Verfahrenseinſtellung erfolgt. Es iſt hier wie bei 
der Einſtellung durch Amneſtie, wo auch regelmäßig das 
Urteil vorherrſcht: „Es wird ſchon etwas au der Sache 
dran geweſen ſein, er hat nur Glück gehabt, daß eine 
Amneſtie kam.“ Bei Amneſtieeinſtellung und Einſtellung 
nach § 153 StBO. gilt das Wort semper aliquid haeret. 
Mit guten Gründen iſt daher vom Schrifttum gefordert 
und nunmehr auch vom Geſetzgeber anerkannt worden, daß 
die Amneſticeinſtellung nicht gegen den Willen des Angekl. 
erfolgen darf, daß er vielmehr die Durchführung des 
Verfahrens und. ſeinen Freiſpruch verlangen kann. Wer 
um der Volksgenreinſchaft willen vom Staate angeklagt 
wird, aber unſchuldig iſt, der hat auch ein volles Recht 
darauf, vom Richter in allen Ehren freigeſprochen zu 
werden. Und dieſes Verlangen nach einem freiſprechenden 
Urteil — denn nur ein Urteil ift ein Freiſpruch — ift 
bei den von ihrer Unſchuld überzeugten Volksgenoſſen auch 
ſehr ſtark, ſo daß ich der Anſicht Schubarts wider⸗ 
ſprechen muß, der Angekl. werde nichts dagegen haben, 
wenn ihm durch Beſchluß ſtatt durch Urteil ſeine Nicht⸗ 
ſchuld beſcheinigt wird. Im Gegenteil, er hat dagegen 
wichtige Gründe vorzubringen, den eben erwähnten aus 
der Ehrauffaſſung herrührenden Grund, ferner die Be⸗ 
urteilung durch die anderen Volksgenoſſen und ſchließlich 
auch ſehr praktiſche Gründe, nämlich die Regiſtrierung des 
Verfahreusausganges. In Regiſtern und Zählkarten er⸗ 
ſcheint die Notiz: „Eingeſtellt aus 8153 StpO.“ Die 
Gründe, die zur Einſtellung geführt haben, werden hier⸗ 
bei nicht vermerkt. Dementiprechend find ſpäter die Aus⸗ 
künfte, die auf Grund dieſer Regiſtrierungen gegeben were 
den; ſie beſagen alſo regelmäßig, daß ein Weniger als 
ein Freiſpruch vorliegt. Daß das den Intereſſen — und 
zwar den berechtigten — des Unſchuldigen zuwiderläuft, 
liegt auf der Hand. Wollte man hier eine Anderung tref⸗ 
fen, ſo müßte eine Zweiteilung der Regiſtrierung, der 
Mitteilungen durch die Staatsanwaltſchaft uſw. erfolgen, 
deren Durchführung die hinſichtlich Koſten und Arbeit bei 
entſprechender Anwendung des § 153 StPO. möglicher⸗ 
weiſe zu erzielenden Einſparungen wohl wieder aufhebt. 


III. 


Mir ſcheint danach der entſprechenden Anwendung 
des 8 153 SPD. nicht das Wort geredet werden zu 
dürfen. Vielmehr muß aus ideellen und aus ſehr nüchtern⸗ 
praktiſchen Gründen die Beſtimmung des § 153 SPD. 
in Angleichung an die für die Amneſtie nunmehr getroffene 
Regelung dahin — alfo einengend — geändert werden, 
daß die Ausſchließung der Anfechtung des Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes fortfällt und dem Angekl. das Recht gegeben 
wird, die Durchführung des Verfahrens mit dem Ziele 
des Freiſpruchs zu verlangen. 
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Die Kechtſprechung des Reichsgerichts 
zu dem normativen Schuldelement und das unechte Unterlaſſungsdelikt 
Von Anwaltsaſſeſſor Dr. Rutkowsky, Berlin 


Die Beurteilung der Straftat unter dem Geſichts⸗ 
punkt, ob dem Täter ein anderes Verhalten als das den 
Straftatbeſtand erfüllende zumutbar war, alſo die Be⸗ 
jahung eines ſog. übergeſetzlichen normativen Schuld⸗ 
elementes, iſt nicht nur für den Theorienſtreit der Lehr⸗ 
meinungen, ſondern auch für die Praxis des Strafrechts 
von grundſätzlicher Bedeutung. Es iſt für den Strafver⸗ 
teidiger außerordentlich wichtig, ob es juriſtiſch die Mög⸗ 
lichkeit gibt, unter dieſem Geſichtspunkt einen Freiſpruch 
zu begründen, oder ob nur die Möglichkeit beſteht, mil⸗ 
dernde Umſtände zu begründen. 

Da für den Praktiker die Rechtſprechung des NG. 
entſcheidend iſt, ſoll auf die einzelnen Lehrmeinungen nicht 
eingegangen werden. Das NG. hatte die Richtigkeit der 
Zumutbarkeitslehre urſprünglich ſowohl für die Schuld⸗ 
form der Fahrläſſigkeit (in dem fog. Leinenfängerfall 
RGSt. 30, 25), als auch für den Vorſaßzbegriff anerkannt 
(RGSt. 58, 97; 60, 101; 63, 233). Dieſe Entwicklung der 
höchſtrichterlichen Rechtſprechung des RG. wird dann 
plötzlich dadurch unterbrochen, daß das RG. in zwei grund⸗ 
ſätzlichen Entſcheidungen feſtſtellt, „daß ein über die geſetz⸗ 
lich umſchriebenen Fälle hinausreichender übergeſetzlicher 
Entſchuldigungsgrund der Nichtzumutbarkeit nicht an⸗ 
erkannt werden könne. Nach geltendem Recht können dem 
Täter bei vorſätzlichen Straftaten andere als die 
im Geſetz umſchriebenen Entſchuldigungsgründe nicht zuge⸗ 
billigt werden“ (JW. 1933, 1329 und RGSt. 66, 399). 

Die Wiſſenſchaft ſah darin einen endgültigen Ab⸗ 
ſchluß in der Stellungnahme des RG. zu dem Problem 
des normativen Schuldelementes (Mezger, „Deutſches 
Strafrecht“, 1936, S. 55; vgl, ferner Jobſt, „Der 
Streit um die Zumutbarkeit im Strafrecht“, München 
1935, S. 47, der „die Anſicht des RG. zum Zumutbar⸗ 
keitsproblem für unverrückbar feſtſtehend“ anſieht). Es liegt 
nahe, daß dieſe Anderung der RG.⸗Rechtſprechung im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Auffaſſung ſteht, daß das normative 
Schuldelement ein Rückſtand liberaliſtiſcher Strafrechts⸗ 
auffaſſung fei und daher fallen gelaſſen werden müſſe. 
Daran iſt inſoweit etwas Wahres, als der Gedanke der Zu⸗ 
mutbarkeit die Gefahr in ſich birgt, dieſe als ein Mittel 
weichherziger Beurteilung jeglichen Verbrechens zu miß⸗ 
brauchen, auch wenn der Täter durch ein vorſätzliches 
Delikt die Rechtsordnung ſtört. 

Trotz dieſer ſcheinbar „unverrückbar“ feſtgelegten Ver⸗ 
neinung des Zumutbarkeitsgedankens bei vorſätzlichen De- 
likten hat nun das RG. in feiner neueſten Entſcheidung 
zu dieſem Problem wiederum die Zumutbarkeitsidee inner⸗ 
halb des Vorſatzes bejaht (JW. 1939, 400 ). Es ift aber 
bei genauerer Prüfung feſtzuſtellen, daß keineswegs ein 
unſicheres Schwanken der Rechtſprechung des RG. vorliegt, 
das darauf ſchließen ließe, daß das RG. fich über feine 
Stellungnahme zu dieſem Rechtsproblem noch nicht recht 
klar ſei. 

Vergleicht man einmal die oben zitierten Entſcheidun⸗ 
gen des RG., in denen es den Gedanken der Zumutbarkeit 
bei vorſätzlichem Tun anerkaunt hat, mit den Entſcheidun⸗ 
gen, die kategoriſch dieſen Rechtsbegriff leugnen, ſo ergibt 
ſich folgendes. Abgeſehen von den Entſcheidungen zu $ 257 
SGB. handelt es fih bei den Fällen, in denen die Bu- 
mutbarkeitsidee Berückſichtigung fand, um ſog. unechte 
Unterlaſſungsdelikte, in den entgegengeſetzten Entſcheidun⸗ 
gen dagegen um Tätigkeitsdelikte. Unter dieſem Geſichts⸗ 


punkt betrachtet, ift die jüngſte Entſcheidung des RG. 
(JW. 1939, 400 ) eine ſinnvolle Fortſetzung der ur⸗ 
ſprünglichen Rechtſprechung des RG. und ſteht keineswegs 
im Gegenſatz zu den Entſcheidungen im 66. Bd. S. 399 
und in JW. 1933, 1329. Meines Erachtens hat die Recht⸗ 
ſprechung des RG. nunmehr — vielleicht unbewußt — die 
folgerichtige Einſtellung zu der Frage, ob man den Zumut⸗ 
barkeitsgedanken bei vorſätzlichem Tun berückſichtigen ſoll, 
gefunden. Soweit der Geſetzgeber ein Verbot ausſpricht, 
gebietet er etwas Abſolutes. Das „Nichttun“ iſt ein klarer 
Begriff, ſeine Grenzen ſind im allgemeinen ohne weiteres 
erkennbar. Man wird davon ausgehen müſſen, daß nur 
ſolche Handlungen verboten ſind, von denen der Geſetz⸗ 
geber unter allen Umſtänden erwarten darf, daß ihr Unter⸗ 
laſſen zumutbar iſt (ähnlich Lobe, „Gerichtsſaal“, 
Bd. 106, S. 387). Nur die geſetzlich zugelaſſenen Entſchul⸗ 
digungsgründe (88 52, 54 StGB.) werden einen Ein⸗ 
griff in fremde Rechtsgüter durch poſitives Tun entſchul⸗ 
digen können. Anders iſt es jedoch bei der Verpflichtung, 
durch ein poſitives Tun den Eintritt eines beſtimmten 
Erfolges zu verhindern. Hier liegt kein beſtimmter, ab⸗ 
ſoluter Begriff vor, es iſt unbeſtimmt und auf den einzel⸗ 
nen Fall abzuſtellen, wie weit die Handlung gehen muß, 
um den gewünſchten Erfolg herbeizuführen (dieſe Ab⸗ 
ſtellung auf den Einzelfall hebt Mezger, „Deutſches 
Strafrecht“, 1936, S. 55 mit Recht hervor, jedoch ohne 
auf die grundſätzlich bedeutſame Trennung zwiſchen Tätig⸗ 
keitsdelikt und Kommiſſivdelikt durch Unterlaſſen einzu⸗ 
gehen). Dieſe Relativität des Verhaltens zur Abwendung 
eines beſtimmten Erfolges durch poſitives Tun hat übrigens 
der Geſetzgeber in 8 330 e StGB. ſelbſt anerkannt. Danach 
iſt die Nothilfe nur geboten, ſoweit der Betreffende „der 
Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne Ver⸗ 
letzung anderer wichtiger Pflichten genügen kann“. 

Man kann einfach nicht an der Tatſache vorbei, daß 
es klar und einfach iſt, ein Verbot inhaltlich feſtzuſtellen 
und abzugrenzen, daß aber der Rahmen, wie weit ein be⸗ 
ſtimmtes poſitives Tun im einzelnen Fall zu gehen hat, 
ſchwankend iſt. Zur Erreichung des erwünſchten Erfolges 
ſind verſchiedene Handlungen denkbar, darunter ſchließlich 
auch ſolche, die für den Betroffenen derart mit Gefahren 
oder Opfern verbunden ſind, daß man ihre Vornahme 
nicht verlangen kann. Es iſt hier auch das pfychologiſche 
Moment zu werten, daß ein poſitives Handeln immer die 
Überwindung gewiſſer Hemmungen durch abwägende Ent⸗ 
ſchlüſſe fordert, das Nichttun dagegen nicht. Verlangt ſchon 
der Geſetzgeber in $ 3300 StGB., der eine ausgeſprochene 
Gebotsnorm iſt, kein Einſchreiten ohne Begrenzung auf das 
Zumutbare, ſo wird dieſe Grenze erſt recht innezuhalten 
ſein, wo die Rechtſprechung ſonſt aus der Rechtsordnung 
die Pflicht zum Einſchreiten zur Abwendung eines ſtraf⸗ 
würdigen Erfolges herleitet. Dieſer Grundgedanke ſcheint 
mir nunmehr in der Rechtſprechung des RG. klar hervor⸗ 
zutreten. Es wird demnach bei jedem unechten Untere 
laſſungsdelikt das Verſchulden erſt dann bejaht werden 
können, wenn es feſtſteht, daß ein Tätigwerden überhaupt 
oder ein weitergehendes Tun dem Täter nach den geſamten 
Umſtänden des konkreten Falles zugemutet werden konnte. 
Dieſe Abwägung iſt durch das RG. in der Entſcheidung: 
JW. 1939, 400 ſorgfältig erfolgt. Mit Recht hat das 
NO. die Pflicht zu einem Einſchreiten gegen das eigene 
Kind den Eltern nicht bis zur äußerſten Grenze des Mög⸗ 
lichen zugemutet. 
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[Deutſches Recht ver. mit JW. 


Die Gebühr des Rechtsanwalts bei Abſchluß eines Vergleichs 
im Privatklageverfahren 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Sperlein, Nürnberg 


Der Abſchluß eines Vergleichs über den Privatklage⸗ 
anſpruch iſt in jeder Lage des Privatklageverfahrens denk⸗ 
bar. Die gebührenrechtliche Stellung des Rechtsanwalts 
hinſichtlich der Mitwirkung bei einem ſolchen Vergleich iſt 
im Geſetz nicht unmittelbar geregelt und wird demzufolge 
in der Praxis recht unterſchiedlich gehandhabt. Feſtzuhal⸗ 
ten iſt in den folgenden Ausführungen immer daran, daß 
dem Verteidiger des Privatbekl. gebüͤhrenrechtlich die gleiche 
Stellung zukommt wie dem Vertreter des Privatkl. (8 73 
NAGED.). 


I 


Wird von den Parteien vor Einreichung der Privat 
klageſchrift unter Mitwirkung eines Rechtsanwalts über 
einen Privatklageanſpruch ein Vergleich geſchloſſen, ſo 
ſind zwei Fälle zu unterſcheiden: 


1. Der Rechtsanwalt wurde nach Weiſung ſeines Auf⸗ 
traggebers nur tätig zum Abſchluß eines Vergleichs. Hier 
ift für die Anwendung der RAGebO. kein Raum; denn 
der Rechtsanwalt wird weder in einem Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten, auf welches die in 8 1 RAGebd. 
aufgezählten Geſetze Anwendung finden, tätig, noch handelt 
es ſich um eine beratende Berufstätigkeit, welche den Be⸗ 
ginn oder die Fortſetzung eines ſolchen Verfahrens be⸗ 
trifft. Seine Tätigkeit bezweckt vielmehr die Prozeßver⸗ 
hütung und Prozeßverhinderung. Mit der bewußten Nicht⸗ 
regelung des Gebührenanſpruchs für dieſe Tätigkeit iſt 
daher für die Geſetzgebung der einzelnen Länder die Mög⸗ 
lichkeit der Sonderregelung offen. Die preußiſche Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 
28. Okt. 1922 trifft für dieſen Fall keine unmittelbare 
Regelung, ſondern beſtimmt im § 14 a. a. O. die ent- 
ſprechende Anwendung der Reichsgebührenordnung. Als 
entſprechend anzuwendende reichsrechtliche Gebührenvor⸗ 
ſchriften können nur die 88 67 und 73 RAGebd. in Frage 
kommen. Dem Rechtsanwalt iſt alſo eine Gebühr von 
20 RM zuzubilligen. 


Nach bayeriſchem Recht (Bay O. die Gebühren der 
Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Rechtspflege 
betr. v. 26. März 1902) ſteht dem Rechtsanwalt nach 
Art. 4 in Verbindung mit Art. 11 a. a. O. die volle Ge⸗ 
bühr zu. Für den Begriff der vollen Gebühr verweiſt 
Art. 5 a. a. O. auf SI AAGEbD. Der Geſetzgeber hat 
alſo offenbar bei dieſer Regelung nur an einen Vergleich 
über zivilrechtliche Anſprüche gedacht, nicht aber an einen 
Vergleich in Privatklageſachen. Als volle Gebühr iſt hier 
die Gebühr von 40 AM in entſprechender Ausdehnung des 
Begriffs „volle Gebühr“ anzunehmen (§ 63 RAGebd.). 


In Ländern, in denen keine ſolche Regelung ge⸗ 
troffen iſt, kann die Vergütung durch jeweilige Verein⸗ 
barung zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem Auftraggeber 
feſtgeſetzt werden. Liegt keine Vereinbarung vor, ſo gilt 
nach § 612 BGB. der übliche Lohn als vereinbart. Als 
übliche Gebühr kann man in dieſem Falle unbedenklich 
die Sätze der RAGebdO. zugrunde legen. 


2. War dagegen der Rechtsanwalt über den Fall 1 
hinaus nicht nur beauftragt, einen Vergleich über den 
Privatklageanſpruch zu ſchließen, ſondern war er auch be- 
rechtigt und verpflichtet, Privatklage zu erheben, ſei es, 
daß er dieſe Privatklage in erſter Linie erheben ſollte 
neben der Pflege von Vergleichsverhandlungen, ſei es daß 
die Klagerhebung nur für den Fall des Scheiterns der 
Vergleichsverhandlungen vorgeſehen war, jo kommt dem 


Rechtsanwalt, wenn er die Privatklage erhoben hat, nur 
die Vorverfahrensgebühr nach 8 67 RAGebO. zu; denn 
die Vergleichsverhandlungen bilden gleichſam einen orga⸗ 
niſchen Beſtandteil des Vorverfahrens, alſo des Teils des 
Strafverfahrens, das vor der Eröffnung des Hauptver⸗ 
fahrens liegt. Dabei darf man nicht überſehen, daß es 
im Privatklageverfahren kein eigentliches Ermittlungs⸗ 
verfahren gibt. Aus dieſem Geſichtspunkt der Einheitlich⸗ 
keit des Strafverfahrens kann für das Privatklagever⸗ 
fahren die für bürgerlich⸗rechtliche Streitigkeiten entwickelte 
Unterſcheidung keine Bedeutung haben, ob der Auftrag 
zur Erhebung der Privatklage unbedingt vorlag oder nur 
für den Fall, daß die Vergleichsverhandlungen ſcheiterten. 
Im übrigen hat die Unterſcheidung zwiſchen prozeßvor⸗ 
bereitender und prozeßverhindernder Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts bei Vergleichsverhandlungen hinſichtlich eines 
Privatklageanſpruchs die gleiche Bedeutung für die An⸗ 
wendung des § 1 RAGEHD. wie für reine Zivilſachen. 


Zu 1 und 2: Es kann übrigens auch der gewiß nicht 
ſeltene und gebührenrechtlich intereſſante Fall eintreten, 
daß in einem Vergleich, der ſich auf Privatklagedelikte be⸗ 
zieht, zugleich auch zivilrechtliche Anſprüche mit abgegolten 
werden ſollen. Man denke nur an die Privatklagedelikte 
aus dem Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb und aus 
den urheberrechtlichen Geſetzen. Hier müſſen dem Rechts⸗ 
anwalt nach den allgemein gültigen Grundſätzen zwei Ge⸗ 
bühren zugebilligt werden, nämlich die Gebühr aus dem 
Vergleich über den Privatklageanſpruch und die Gebühr 
aus dem Vergleich über die zivilrechtlichen Anſprüche 
(88 13, 63, 67 RAGebd.). 


II. 


Ein Vergleich über den Privatklageanſpruch kann 
unter Mitwirkung eines Rechtsanwalts auch im Sühne⸗ 
termin zuſtande kommen, der nach 8 380 StPO. unter ge- 
wiſſen Vorausſetzungen ſtattfinden muß. Dieſes Sühne⸗ 
verfahren gehört prozeſſual betrachtet in keiner Weiſe zum 
Strafverfahren; es iſt vielmehr bei gewiſſen Privatklage⸗ 
delikten nur die Vorausſetzung dafür, daß eine Privat⸗ 
klage erhoben werden darf. Wenn der Rechtsanwalt in 
einem ſolchen Termin tätig wird, jo ift die RAGebd. 
jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar. Die Ausgeſtaltung 
des Sühneverfahrens ift der Landesgeſetzgebung überlaſſen. 
Es ſpielt ſich in der Regel vor einer Verwaltungsbehörde 
ab, z. B. in Preußen vor einem Schiedsmann, in Bayern 
vor dem Bürgermeiſter. Das Verfahren kann auch dem 
AG. ſelbſt übertragen werden, aber immer handelt es ſich 
um ein Verwaltungsverfahren, in dem die Behörde nicht 
als Spruchbehörde tätig wird. Die herrſchende Lehre bil⸗ 
ligt nun dem Rechtsanwalt für ſeine Mitwirkung in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der §8 63, 67, 89 RAGebdO. die 
halbe Gebühr in Höhe von 20 RM zu (vgl. Willen- 
bücher, „Komm. z. RAGCD.“, 12. Aufl., Vorbem. 2g 
vor § 63 und Anm. 2 zu § 89). Die unmittelbare An- 
wendung des § 89 RAGCHD. auf dieſen Fall anwalt⸗ 
ſchaftlicher Tätigkeit halte ich jedoch für bedenklich, da die 
Beiſtandſchaft im Sühnetermin nach 8 380 StO. nicht 
unter den Aufgabenkreis des 8 1 RAGebO. fällt. Für 
Länder mit eigenen Gebührenordnungen iſt daher zunächſt 
eine darin enthaltene Vorſchrift hinſichtlich der bei einem 
Sühnetermin anfallenden Gebühr maßgebend. So muß 
in Bayern bei der Mitwirkung eines Rechtsanwalts im 
Sühneverſuch vor dem Bürgermeiſter in unmittelbarer 
Anwendung der BD. die Gebühren der Rechtsanwälte in 
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den Angelegenheiten der Verwaltung und der Verwal⸗ 
tungsrechtspflege betr. v. 26. März 1902 dem Rechts⸗ 
anwalt die Gebühr des Art. 6 a. a. O. ſelbſt dann zu⸗ 
erkannt werden, wenn es in dieſem Termin zu keinem Ver⸗ 
gleich kommt, ſondern wenn demnächſt das Privatklage⸗ 
verfahren anhängig gemacht wird; denn auch hier muß 
der Grundſatz gelten, daß die prozeßhindernde Tätigkeit 
des Rechtsanwalts nicht ohne weiteres von einer damit 
in Zuſammenhang ſtehenden alsbald entfalteten prozeß⸗ 
vorbereitenden Tätigkeit gebührenrechtlich abſorbiert wird. 
In dieſen Grenzen iſt der Entſcheidung des OLG. Kiel 
in JW. 1932, 2907 nicht beizutreten, zumal wenn die in 
Frage kommenden Verfahren ſich vor weſensverſchiedenen 
Behörden abſpielen. 


III. 


Nicht ſelten kommt es vor, daß das Gericht trotz er⸗ 
folgloſen Sühneverſuchs nach $ 380 StPO. nach Einlauf 
der Privatklageſchrift einen eigenen Sühnetermin vor Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens anberaumt. Ob ein ſolches 
Verfahren nach der StPO. einwandfrei iſt, erſcheint mit 
Rückſicht auf die ſtrenge Formengebundenheit des Straf⸗ 
verfahrens zweifelhaft. Dieſe Übung ſetzt ſich jedoch in der 
Praxis immer mehr durch und wird auch in der Theorie 
als zuläſſig anerkannt (vgl. Günder, 19. Aufl., Anm. 13 
zu § 380 StPO Komm.). Gegebenenfalls dient dieſer Ter- 
min auch der Vorbereitung der Entſcheidung über ein et⸗ 
waiges Armenrechtsgeſuch, ſo daß in der Praxis die An⸗ 
ſetzung eines derartigen gerichtlichen Sühnetermins ge⸗ 
radezu unter Hinweis auf § 118 a BPD. in Verbindung 
mit § 379 Abſ. 3 StPO. erfolgt. 


Ein in dieſem Termin unter Mitwirkung eines Rechts⸗ 
anwalts abgeſchloſſener Vergleich über einen Privatklage⸗ 
anſpruch dient zwar nicht eigentlich der Prozeßvorbereitung 
oder der Prozeßförderung, zumal die Initiative vom Ge⸗ 
richt ausgeht, ſondern der Prozeßverhütung. Trotzdem iſt 
die RAGebO. anzuwenden; denn das Verfahren ift mit 
der Einreichung der Privatklageſchrift ja bereits rechts⸗ 
hängig geworden und unterliegt wenigſtens dem äußeren 
Rahmen nach den Vorſchriften der StPO. Der beſagte 
Sühnetermin iſt ohne Zweifel ein Teil des Vorverfahrens, 
ſo daß dem Rechtsanwalt die Vorverfahrensgebühr des 
5 67 RAcGebdO. zusteht, auch wenn er vorher im Bor- 
verfahren noch nicht zur Verteidigung tätig geworden war. 
Darüber hinaus kann ihm aber keine eigene Vergleichs⸗ 
gebühr zugebilligt werden, etwa im Hinblick auf 8 89 in 
Verbindung mit § 13 RAGebD. Dies erſcheint zwar als 
eine gewiſſe Härte, hauptſächlich mit Rückſicht darauf, daß 
der Rechtsanwalt häufig für ſolche Vergleichsverhand⸗ 
lungen bedeutend mehr Zeit und Arbeit aufwenden muß 
als für das durchgeführte Hauptverfahren, was er meiſt 
ohne Schwierigkeit durch einen entſprechenden Rat gegen⸗ 
über ſeinem Auftraggeber erreichen könnte. Aber nach dem 
klaren Wortlaut des Geſetzes, das in den 88 63 und 67 
RAcebO. nur zwiſchen einer Vorverfahrensgebühr und 
der Gebühr, die durch die Verteidigung bzw. durch die 
Vertretung in der Hauptverhandlung anfällt, unterſcheidet 
und das eine eigene Vergleichsgebühr nur in bürgerlich⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten kennt, kann dem Rechtsanwalt 
keine eigene Vergleichsgebühr in dieſem Zuſammenhang 
zugebilligt werden. Dieſe Auffaſſung eutſpricht durchaus 
der herrſchenden Meinung und ergibt ſich auch durch Um⸗ 


kehrſchluß aus § 73 RAGO. Auch unter dem Geſichts⸗ 
punkt, daß der Vergleich nicht im eigentlichen Vorver⸗ 
fahren abgeſchloſſen, wurde, ſondern in einem Termin, der 
gegebenenfalls zur Entſcheidung über ein eingereichtes 
Armenrechtsgeſuch angeſetzt war, iſt eine eigene Vergleichs⸗ 
gebühr nicht begründet; denn auch ein ſolches Armen⸗ 
rechtsverfahren muß zum Vorverfahren i. S. des § 67 
NRAGEHD. gerechnet werden, da ein Armenrechtsgeſuch nie- 
mals für ſich allein losgelöſt von dem im Armenrecht zu 
führenden Rechtsſtreit geſtellt werden kann. Dem Rechts⸗ 
anwalt ſteht alſo, wenn ein Vergleich im Stadium des 
Vorverfahrens, d. h. im Verfahren bis zur Eröffnung 
des Hauptverfahrens geſchloſſen wird, lediglich eine Ge⸗ 
bühr von 20 RM zu (88 63, 67 RUGED.). 


IV. 


Erledigt ſich das Verfahren erſt nach Erlaſſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes durch Vergleich, ſo ſind zwei Fälle 
zu unterſcheiden: 

1. War das Verfahren bereits bis zur Hauptverhand⸗ 
lung gediehen, ſo iſt vom Rechtsanwalt die Gebühr des 
§ 63 RAGEhD. verdient. Eine eigene Vergleichsgebühr 
kann er nach den unter III entwickelten Grundſätzen eben⸗ 
ſowenig beanſpruchen wie bei einem im Vorverfahren 
abgeſchloſſenen Vergleich. Daß er daneben unter Um⸗ 
ſtänden die Gebühr des § 67 NAGEbD. verlangen kann, 
wenn er die Verteidigung des Privatbekl. ſchon im Vor⸗ 
verfahren geführt hat, ſteht außer Zweifel. 

2. Wird jedoch der Vergleich ſchon vor der Hauptver⸗ 
handlung, aber nach Eröffnung des Hauptverfahrens, ge⸗ 
ſchloſſen und war der Rechtsanwalt mit der Verteidigung 
in der Hauptverhandlung beauftragt, ſo iſt ihm in enk⸗ 
ſprechender Anwendung der 88 14, 89, 90 RAGebD. die 
halbe Gebühr zuzubilligen. (So die herrſchende Lehre: 
vgl. Willenbücher, Anm. 2a vor 8 63, und Ritt⸗ 
mann⸗Wenz, Anm. 3 zu § 63 RAGEbD.) Im letzteren 
Falle wird dem Rechtsanwalt auch die Gebühr des 8 67 
RAGO. zu gewähren fein. 

Zu I—IV: Die Darlegungen unter I—IV zeigen, 
daß die Gebührenfrage beim Vergleichsabſchluß mangels 
einer unmittelbaren geſetzlichen Regelung in keiner Weife 
einheitlich zu löſen iſt. Sehr oft laſſen ſich gewiſſe Härten 
für den Rechtsanwalt nicht vermeiden, der einerſeits dar⸗ 
auf bedacht ſein ſoll, den Prozeß womöglich zu vermeiden 
oder wenigſtens vergleichsweiſe zu beendigen, während 
andererſeits dieſe ſeine ſchlichtende Tätigkeit, die häufig 
mehr Zeit in Anſpruch nimmt als das durchgeführte 
Hauptverfahren, zu einer Kürzung ſeiner Gebühren führt. 
Eine unmittelbare geſetzliche Regelung, die bei der Häufig⸗ 
keit der hier behandelten Fragen dringend notwendig wäre, 
müßte dahin gehen, daß dem Rechtsanwalt für die Mit⸗ 
wirkung beim Abſchluß eines Privatklagevergleichs min⸗ 
deſtens die volle Gebühr zuzubilligen wäre, gleichgültig, 
in welchem Stadium des Verfahrens er geſchloſſen wird. 
Dies würde nicht nur die wohlverſtandenen Intereſſen der 
Rechtsanwaltſchaft wahren, ſondern auch die Parteien in 
der Regel im Hinblick auf die anderenfalls noch ent⸗ 
ſtehenden Prozeßkoſten, Parteiauslagen und Zeugenge⸗ 
bühren im Ergebnis nicht ſchwerer belaſten, ganz zu 
ſchweigen von dem ideellen Vorteil, daß durch den Ver⸗ 
gleichsabſchluß das Bekanntwerden von Dingen vermieden 
wird, die meiſt für die Parteien peinlich ſind. 
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[Deutſches Recht ver. mit JW. 


Die Rechte des Abzahlungsverkäufers beim Fahlungsverzuge des 
Abzahlungskäufers 


Von Landgerichtsdirektor Püſchel, Berlin 


Das Reichsgeſetz betreffend die Abzahlungsgeſchäfte 
v. 16. Mai 1894 enthält keine Beſtimmung des Begriffes 
„Abzahlungsgeſchäft“ :). Er ift aus dem Inhalte des 
Geſetzes ſelbſt und aus ſeiner Begründung zu entnehmen. 
Weſentlich iſt, daß die Parteien die Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes in einer Reihe von Raten vereinbart haben. Aus 
84 Abf. 2 folgt, daß es mindeſtens drei Teilzahlungen 
ſein müſſen. Nicht weſentlich iſt die Abrede eines Eigen⸗ 
tumsvorbehalts. Nicht jeder Kauf, bei dem der Verkäufer 
ſich das Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreiſes vor⸗ 
behalten hat, iſt ein Abzahlungsgeſchäft im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes. Denn bei einem Kauf mit Eigentumsvorbehalt 
brauchen nicht notwendig Teilzahlungen vereinbart zu wer⸗ 
den. Und umgekehrt: Nicht jedes Kaufgeſchäft, bei dem die 
Zahlung des Kaufpreiſes in Raten vereinbart iſt, enthält 
einen Eigentumsvorbehalt. Iſt keine Zahlung in Raten, 
wohl aber ein Eigentumsvorbehalt vereinbart, ſo findet 
§ 455 BOB. Anwendung und nicht das Abzahlungsgeſetz. 
Dann iſt nur „im Zweifel“ anzunehmen, daß der Ver⸗ 
käufer zum Rücktritte von dem Vertrage berechtigt iſt, ſo⸗ 
bald der Käufer mit der Zahlung im Verzuge iſt. Im 
übrigen gilt das Abzahlungsgeſetz überhaupt nicht, wenn 
der Käufer als Kaufmann im Handelsregiſter einge⸗ 
tragen iſt. 

In den Abzahlungsverträgen wird regelmäßig geſagt, 
daß der Verkäufer von dem Vertrage zurücktreten kann, 
wenn der Käufer ſeine Pflichten aus dem Kaufvertrage 
nicht erfüllt. Es genügt, wenn der Käufer auch nur eine 
Rate nicht zahlt. 5 1 Abzahlungs G. macht das Recht zum 
Rücktritt nicht davon abhängig, daß der Käufer mit min- 
deſtens zwei aufeinanderfolgenden Raten ganz oder teil⸗ 
weiſe in Verzug geraten iſt. Dies wird nur verlangt, 
wenn die ganze Reſtſchuld auf einmal fällig fein foll. In 
dieſem Falle muß weiter der Betrag, mit deſſen Zahlung 
der Käufer im Verzuge iſt, mindeſtens dem zehnten Teile 
des Kaufpreiſes gleichkommen. Die Abzahlungskäufer den⸗ 
ken oft nicht daran, daß die ihnen günſtigen ſtrengen Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 4 AbzahlungsG. jih nur auf die 
Fälligkeitsklauſel beziehen, nicht dagegen auf den Rücktritt 
des Verkäufers. 

Leiſtet der Käufer eine fällig gewordene Rate nicht, ſo 
gerät er nach 8 284 BGB. in Verzug. Der Verkäufer 
braucht ihn vorher nicht beſonders zu mahnen. Denn die 
einzelnen Raten werden in den Abzahlungsverträgen regel- 
mäßig ſo feſtgeſetzt, daß ihre Fälligkeit ſich nach dem Ka⸗ 
lender beſtimmen läßt. Beim Verzuge des Käufers kann 
der Verkäufer zunächſt die Erfüllung des Vertrages fordern. 
Er kann die fällig gewordene Rate einklagen und, wenn 
die beſonderen Vorausſetzungen des § 4 AbzahlungsG. 
gegeben ſind, die Zahlung der geſamten Reſtſchuld im 
Wege der Klage geltend machen. Der Verkäufer iſt aber 
nicht auf dieſen Erfüllungsanſpruch angewieſen, ſondern er 
kann auch den im Abzahlungsgeſchäft vorgeſehenen Rück⸗ 
tritt vom Vertrage erklären. 4 

Es fragt ſich, ob der Abzahlungsverkäufer die Klage 
auf Zahlung der rückſtändigen Kaufpreisraten oder der 
ganzen Reſtſchuld mit der Rücktrittsklage auf Herausgabe 
der Abzahlungsſachen verbinden kann. Das iſt zu ver⸗ 
neinen. 

Die Unzuläſſigkeit einer ſolchen Verbindung ergibt ſich 
aus folgenden Grundgedanken, von denen das Abzahlungs⸗ 
geſetz ausgeht. 


1) Vgl. zum Fragenſtreit Abzablungsgeſchäft weiter 
Liebiſch! DR. 1939, 616. 3 gsgeſchäf 


Das Geſetz will den Abzahlungskäufer ſchützen, weil 
er meiſt der wirtſchaftlich Schwächere iſt. Darüber laſſen 
die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes und ſeine Be⸗ 
gründung keinerlei Zweifel. Deshalb ſoll nach dem Willen 
des Geſetzes die Rechtslage für beide Parteien in jedem 
Abſchnitt des Abzahlungsgeſchäftes eine möglichſt klare 
ſein. Entweder Rücktritt oder Erfüllung. Vor dem Rück⸗ 
tritt beſtehen beiderſeits nur Anſprüche auf Erfüllung. 
Und nach dem Rücktritt haben beide Parteien nur die⸗ 
jenigen Anſprüche, die als Wirkungen des Rücktritts in 
den 88 1, 2, 3 AbzahlungsG. vorgeſehen find. Oder mit 
anderen Worten: Der Verkäufer hat nach erklärtem Rück⸗ 
tritt nur den Auſpruch anf Rückgabe der Abzahlungs⸗ 
ſachen ſowie auf Zahlung einer angemefſenen Vergütung 
für die Be⸗ und Abnutzung, und zwar Zug um Zug gegen 
Erfüllung ſeiner eigenen, aus dem Rücktritt folgenden Ver⸗ 
bindlichkeiten. Und der Abzahlungskäufer hat nur den An⸗ 
ſpruch auf Rückgewähr der geleiſteten Ratenzahlungen, 
Zug um Zug gegen Rückgabe der Sachen. Niemals aber 
kann der Verkäufer neben den Folgen ſeines Rücktritts 
noch die Erfüllung des Kaufgeſchäftes geltend machen. 
Und ebenſowenig kann er in der gleichen Klage die Erfül⸗ 
lung des Vertrages durch Zahlung der Raten und da⸗ 
neben noch die Herausgabe der Sachen, d. h. die Folgen 
eines Rücktritts, fordern. Die Rechte und Pflichten der 
Parteien im Falle eines Rücktritts des Verkäufers ſind 
außerdem im Abzahlungsgeſetz abſchließend geregelt (RGR. 
138, 32). Dieſe Folgen richten ſich auch dann nach dem 
Abzahlungsgeſetz, wenn der Verkäufer nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften des BGB. zurückgetreten iſt. 

Der Rücktritt muß klar, beſtimmt und unbedingt er⸗ 
klärt werden, denn fonft kann er nicht den Zweck erreichen, 
ſogleich einen beſtimmten und zweifelsfreien Zuſtand zu 
ſchaffen. Nach dem Rücktritt iſt der Anſpruch eines jeden 
Teiles davon abhängig, daß er gleichzeitig ſeine Verbind⸗ 
lichkeiten erfüllt (§ 3 AbzahlungsG.). 

Schließlich ſoll verhindert werden, daß der Abzah⸗ 
lungskäufer durch den Abzahlungsverkäufer Beſitz und 
Nutzungen der Sache verliert, aber trotzdem für die Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes weiter haftet (8 5 AbzahlungsG.). 

Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob die 
obengenannten Grundſätze des Abzahlungsgeſetzes be⸗ 
achtet ſind. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß nachſtehende Klage⸗ 
anträge unzuläſſig, weil mit den Grundgedanken des Ab⸗ 
zahlungsgeſetzes nicht vereinbar ſind: 

a) Antrag auf Zahlung, evtl. auf Rückgabe der Abzah⸗ 
lungsſachen. 

b) Antrag auf Zahlung oder Herausgabe der Sachen. 

c) Antrag auf Zahlung, im Unvermögensfalle oder im 

Nichtbeitreibungsfalle auf Herausgabe der Sachen. 


d) Antrag auf Herausgabe oder Zahlung. 
e) Antrag auf Zahlung oder nach Wahl des Klägers auf 
Herausgabe. 


1) Antrag auf Zahlung oder nach Wahl des Beklagten 
auf Herausgabe. 


Der Kläger will in ſolchen Fällen einen Eventual⸗ 
antrag überhaupt nicht ſtellen. Denn bei einem Even⸗ 
tualantrage wünſcht der Kläger, daß das Gericht zunächſt 
nur über ſeinen Hauptantrag befinden ſoll. Erſt wenn es 
die Überzeugung gewinnt, daß der Hauptantrag unbe- 
gründet iſt, ſoll das Gericht nach dem Willen des Klägers 
über ſeinen Eventualantrag erkennen. In dem Urteilstenor 
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erſcheint dann immer nur eine Verurteilung, d. h. nach 
einem von beiden Anträgen. Wenn aber ein Abzahlungs⸗ 
verkäufer einen Antrag auf Zahlung, eventuell auf Rück⸗ 
gabe der Abzahlungsſachen oder auf Zahlung, im Unver⸗ 
mögensfalle auf Herausgabe oder dergleichen ſtellt, ſo geht 
ſein Wille dahin, daß in dem Urteilstenor zwei Verurtei⸗ 
lungen erſcheinen ſollen, ſowohl nach dem einen wie nach 
dem andern Antrage. Eine Verurteilung, die eine Erfül⸗ 
lung des Vertrages darſtellt, und eine zweite, die die Auf⸗ 
löſung des Kaufvertrages vorausſetzt. Dieſes Nebenein⸗ 
ander iſt nach dem Abzahlungsgeſetz nicht möglich. Der 
Abzahlungsverkäufer muß ſich in der Klage entſcheiden, 
ob er bei dem Vertrage ſtehen bleiben und Erfüllung ver⸗ 
langen oder ob er vom Vertrage zurücktreten will. Es gibt 
nur ein Eutweder⸗Oder. Erfüllung und Rücktritt wider⸗ 
ſprechen ſich. Das eine ſetzt das Beſtehen des Vertrages 
voraus, das andere ſeine Auflöſung. Ein und dasſelbe Ab⸗ 
zahlungsgeſchäft kann nicht gleichzeitig beſtehen und auf⸗ 
gelöſt fei Einen bedingten Rücktritt aber gibt es ebenſo⸗ 
wenig wie eine bedingte Klage. Ein bedingter Rücktritt 
würde eine Ungewißheit der Rechtslage mit ſich bringen, 
die mit einem Schutze des wirtſchaftlich ſchwachen Ab⸗ 
zahlungskäufers ſchlechthin unvereinbar iſt. 

An der Tatſache, daß der Rücktritt ein klarer, be⸗ 
ſtimmter und unbedingter ſein muß, ſcheitern alle übrigen 
obengenannten Anträge. Entweder iſt der Rücktritt erklärt, 
dann gibt es nur den Anſpruch auf Herausgabe. Oder es 
fehlt an der Rücktrittserklärung des Verkäufers. Dann 
kann er nur die Zahlung der Kaufpreisraten fordern. Der 
Rücktritt hebt den Vertrag von Anfang an auf. Er be⸗ 
ſeitigt den Rechtsgrund der beiderſeits bereits bewirkten 
Leiſtungen. Das urſprüngliche Vertragsverhältnis beſteht 
nicht mehr. An ſeine Stelle iſt das beſondere Schuldver⸗ 
hältnis aus §§ 1, 2, 3 AbzahlungsG. getreten. 

Aus dieſen Gründen liegt in der Stellung eines An⸗ 
trages auf Zahlung, eventuell auf Herausgabe oder auf 
Zahlung, im Unvermögensfalle auf Herausgabe überhaupt 
nicht die vom Geſetz verlangte unzweideutige Erklärung 
des Rücktritts durch den Verkäufer, weder bedingt noch 
unbedingt. Der Richter hat in ſolchen Fällen nur nach dem 
Zahlungsantrage zu erkennen und im übrigen die Klage 
abzuweiſen, wenn der Kläger trotz Belehrung des Gerichtes 
bei ſeinem urſprünglichen Antrage bleibt. 

Selbſt wenn die Herausgabe der Sachen nach dem 
Antrage des Klägers in die Wahl des Beklagten ge⸗ 
ſtellt wird, muß der Richter den Herausgabeantrag ab- 
weiſen. Denn fonft würde hier ebenfalls ein ungewiſſer 
Rechtszuſtand geſchaffen werden, den das Abzahlungs⸗ 
geſetz vermeiden will. Ein ſolcher Antrag läßt ſich 
auch nicht mit folgender Erwägung rechtfertigen: Der 
Verkäufer hat durch die Klage den Rücktritt noch nicht er⸗ 
klärt. Er bietet jedoch dem Beklagten an, in der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz ſeinerſeits den Rücktritt zu erklären 
und dann die Herausgabe der Sachen zu wählen. Eine 
ſolche Konſtruktion wäre gekünſtelt. Urteile ſind nicht dazu 
da, um Angebote des Klägers aufzunehmen, wie Cri⸗ 
folli2) richtig ſagt. 

Iſt der Kläger vom Vertrage zurückgetreten und be⸗ 
antragt er ſchlechthin die Herausgabe der Sachen, ſo hat 
der Richter zu beachten, daß der Verkäufer einen Anſpruch 
auf Rückgabe der Sachen nur Zug um Zug gegen die Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtungen aus dem Rücktritt hat. Das 
heißt der Richter muß von Amts wegen berückſichtigen, daß 
der Verkäufer die empfangenen Raten zurückzuzahlen hat, 
abzüglich eines angemeſſenen Entgeltes für die Be⸗ und 
Abnutzung der Sachen. Oder mit anderen Worten, der 
Kläger muß in ſeiner Klage genau angeben, wieviel Reichs⸗ 
mark der Käufer insgeſamt ſchon gezahlt hat und welcher 
Betrag nach 8 2 Abzahlungs G. auf die Be- und Abnutzung 


2) Criſolli, „Das Reichsgeſetz betr. die Abzahlungs⸗ 
geſchäfte“, 4. Aufl., Anm. 26 zu 8 3. 


zu rechnen iſt. Ergibt der Abzug der zweiten Summe von der 
erſten, daß von dem erſten Betrage nichts übrigbleibt oder 
daß die zweite Summe ſogar höher iſt als die erſte, ſo iſt der 
Anſpruch des Klägers auf Herausgabe der Sachen ſchlüſſig, 
und der Richter kann das Verſäumnisurteil auf Heraus⸗ 
gabe der Sachen erlaſſen. Bleibt bei dem Vergleich der bei⸗ 
den Summen ein Überſchuß der Ratenbeträge, ſo muß der 
Kläger ſeinen Antrag dahin faſſen, daß der Beklagte zur 
Herausgabe der Sachen Zug um Zug gegen Rückgabe des 
überſchießenden Betrages zu verurteilen iſt. Stellt er 
keinen dahingehenden Antrag, ſondern bleibt er bei ſeinem 
Antrage auf glatte Verurteilung des Beklagten zur Her⸗ 
ausgabe der Sachen, ſo hat der Richter die Klage als nicht 
ſchlüſſig abzuweiſen. So auch Crifolli a. a. O. Anm. 3 
zu 83 AbzahlungsG. 

Ob die Abzahlungsſachen, deren Herausgabe der 
Kläger auf Grund des von ihm erklärten Rücktritts ver⸗ 
langt, für den Beklagten unentbehrlich ſind oder nicht, 
ſpielt im Prozeſſe keine Rolle. Das Abzahlungsgeſetz 
kennt hier keinen Unterſchied. Es gewährt dem Abzahlungs⸗ 
verkäufer das Rücktrittsrecht und damit den Anſpruch auf 
Rückgabe der Abzahlungsſachen auch dann, wenn dieſe für 
den Abzahlungskäufer unentbehrlich ſind. 

Die Frage der Entbehrlichkeit der Abzahlungsſachen 
wird erſt in dem Zwangsvollſtreckungsverfahren von Be⸗ 
deutung. Hier kommt es darauf an, ob das Urteil, das 
der Abzahlungsverkäufer erwirkt hat, auf Zahlung der 
Kaufpreisraten und damit auf Geld oder auf Herausgabe 
der Sachen lautet. 

§ 811 3PO., mit dem ein Schuldner die Unentbehr⸗ 
lichkeit der gepfändeten Sachen geltend macht, gilt nur für 
Geldanſprüche, nicht aber für Individualanſprüche, aljo 
nicht bei einer Verurteilung auf Herausgabe von Sachen. 
Deshalb kann der zur Rückgabe der Abzahlungsſachen ver⸗ 
urteilte Abzahlungskäufer fih nicht auf 8 811 BPO. be- 
rufen. Wohl aber kann er fih auf das VollſtrMißbrG. 
v. 13. Dez. 1934 ſtützen, indem er geltend macht, es De- 
deute eine unbillige Härte, wenn ihm die für ſeinen Haus⸗ 
halt oder für die Ausübung ſeines Berufes unentbehrlichen 
Abzahlungsſachen fortgenommen würden. Naturgemäß ſind 
die Anforderungen an die Unentbehrlichkeit in einem ſolchen 
Falle ſtrengere als im Falle von § 811 ZPO. Es muß 
ſich wirklich um völlig unentbehrliche Sachen und um einen 
groben Mißbrauch des Abzahlungsverkäufers handeln. Als 
Beiſpiel diene folgender Fall: 

Eine Frau mit drei minderjährigen Kindern hat mit 
ihrem Manne zuſammen ein Kinderbett und einen Kinder⸗ 
wagen für das jüngſte Kind auf Abzahlung gekauft. Der 
Mann ſtirbt. Die Witwe kann die Raten nicht weiter⸗ 
zahlen. Der Verkäufer tritt vom Vertrage zurück, verrech⸗ 
net den in Raten gezahlten halben Kaufpreis auf Be- und 
Abnutzung und will auf Grund eines Herausgabeurteils 
die beiden Sachen wieder an ſich nehmen. Die Frau hat 
keine andere Schlafgelegenheit für das Kind. Auf 8 811 
Ziff. 1 ZPO. kann fie ſich nicht berufen. In einem ber- 
artigen Falle kann das Gericht nach dem Geſetz v. 13. Dez. 
1934 in der Weiſe Vollſtreckungsſchutz gewähren, daß die 
Fortnahme der Sachen zu unterbleiben hat, wenn die vom, 
Vollſtreckungsgericht beſtimmten Raten in der von ihm 
feſtgeſetzten Weiſe künftig gezahlt werden. 

Allerdings iſt bei dieſer Entſcheidung eine gewiſſe 
Schwierigkeit vorhanden. Wenn der Abzahlungsverkäufer 
mit dem vom Vollſtreckungsgericht gewährten Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz nicht einverſtanden ift, kann die Schuldnerin 
gegen ſeinen Willen nicht Eigentümerin der Sachen wer⸗ 
den. Aber dieſer Nachteil muß mit in Kauf genommen 
werden. Regelmäßig wird das Gericht den Verkäufer dazu 
beſtimmen können, ſeine Zuſtimmung zu dem Vollſtreckungs⸗ 
ene e ee 
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käufer wegen feines auf Zahlung der Kaufpreisraten er⸗ 
gangenen Urteils in die im Beſitze des Käufers befindlichen 
Abzahlungsſachen vollſtreckt. Was kann der Abzahlungs⸗ 
käufer gegen eine ſolche Pfändung unternehmen? Hat er 
die Klage aus § 767 ZPO., weil der Abzahlungsverkäufer 
durch die Pfändung der Abzahlungsſachen vom Vertrage 
zurückgetreten ſei? Oder hat er in analoger Anwendung 
von § 771 ZPO. eine Widerſpruchsklage, mit der er 
geltend macht, er habe ein Recht zum Beſitz und zur 
Nutzung der gepfändeten Abzahlungsſachen und damit ein 
die Veräußerung hinderndes Recht? 

Oder hat der Käufer ſchließlich den Rechtsbehelf aus 
8 766 3PO., weil niemand feine eigene Sache pfänden 
könne oder weil ihm jedenfalls dem pfändenden Gläu⸗ 
biger gegenüber ein Recht auf Beſitz und Nutzung der 
Sachen zuſtehe? 

§ 767 kommt nicht in Frage. Denn in der Pfändung 
der Abzahlungsſachen liegt kein Rücktritt vom Vertrage. 
Ebenſowenig in einem Auftrag des Verkäufers an ben 
Gerichtsvollzieher, einen Verſteigerungstermin für die ge⸗ 
pfändeten Abzahlungsſachen anzuberaumen, oder in einem 
Antrag des Verkäufers aus § 825 3PO. s). Denn in 
allen dieſen Fallen will der Verkäufer durchaus beim 
Vertrage ſtehenbleiben. Er ſtützt ſich gerade auf ſeinen 
durch Urteil feſtgeſtellten Anſpruch auf Zahlung der 
Raten, d. h. auf Erfüllung des Vertrages. Und er will 
dieſes auf Erfüllung des Vertrages gerichtete Urteil voll⸗ 
ſtrecken. Darum iſt es nicht möglich, in einem auf Er⸗ 
füllung gerichteten Vorgehen des Verkäufers einfach das 
genaue Gegenteil, d. h. den Willen zur Aufhebung des 
Vertrages zu erblicken. Dies iſt um ſo weniger möglich, 
als die Wirkungen eines mit dem Rücktritt verbundenen 
Herausgabeverlangens des Verkäufers bei einem Abzah⸗ 
lungskaufgeſchäft weſentlich andere ſind, als in ſonſtigen, 
Fällen eines Rücktritts oder eines vorbehaltenen Eigen⸗ 
tums. Wer als Verkäufer von einem Abzahlungsgeſchäft 
zurücktritt und die Abzahlungsſachen an ſich herausver⸗ 
langt, der muß die erhaltenen Leiſtungen des Käufers 
zurückgewähren. Er verliert alſo praktiſch dann gerade den 
Zahlungstitel, aus dem er vollſtrecken will. Und das will 
der Verkäufer nicht. 


Man kann auch nicht ſagen, daß ein Fall von 8 5 
Abzahlungs®. gegeben ift. Denn in der Pfändung der 
Abzahlungsſachen liegt noch kein „Wiederanſichnehmen“, 
das einem Rücktritt vom Vertrage gleichzuachten wäre. 
Der Sinn von 8 5 ift folgender: Es foll verhindert wer⸗ 
den, daß der Käufer auf Veranlaſſung des Verkäufers 
den Beſitz und die Nutzungen der Sache verliert, obwohl 
er für die Zahlung des Kaufpreiſes weiter haftet (RG.: 
JW. 1933, 909 °). Oder mit anderen Worten die Anwen- 
dung von 8 5 ſetzt voraus, daß der Käufer den Beſitz 
und die Nutzungen der Sache bereits endgültig verloren 
hat. Erſt in dieſem Augenblick und nicht ſchon vorher 
treten die Wirkungen des Rücktritts ein. Deshalb kann der 
Abzahlungskäufer auch nicht den § 5 AbzahlungsG. als 
Grundlage für eine Klage aus 8 767 gegenüber der 
Pfändung des Abzahlungsverkäufers benutzen. 

Eine Klage nach § 771 BPD., auch in analoger 
Anwendung, ſcheidet aus. Denn der Abzahlungskäufer iſt 
und bleibt der Vollſtreckungsſchuldner. Er kann niemals 
ein „Dritter“ im Sinne einer Widerſpruchsklage ſein. 


Schließlich bleibt noch die Erinnerung gegen die Art 
und Weiſe der Zwangsvollſtreckung aus § 766 BPO. Der 
Gerichtsvollzieher kann und darf nicht entſcheiden, ob die 


3) Bgl. Püſchel: JW. 1938, 3208. 


Sachen wirklich Eigentum des Gläubigers oder des Schuld⸗ 
ners ſind. Er darf auch einen Auftrag des Abzahlungsver⸗ 
käufers, die Abzahlungsſachen wegen ſeines Zahlungstitels 
zu pfänden, nicht mit der Begründung ablehnen, eine 
ſolche Pfändung ſei unzuläſſig, weil der Verkäufer an 
ſeiner eigenen Sache kein Pfandrecht erwerben könne. Es 
iſt vielmehr ausſchließlich Sache des Schuldners, der 
die Sachen im Gewahrſam hat, die nötigen Schritte zu 
tun, wenn er die Pfändung als eine Verletzung des ihm 
zuſtehenden Beſitz- und Nutzungsrechtes anfieht 608. TN 
244). Gerade für dieſen Fall ift § 766 ZPO. nach der An- 
ſicht des RG. anwendbar. Eine Verletzung des Beſitz⸗ und 
Nutzungsrechtes iſt gegeben. Nach dem Abzahlungsgeſchäfte, 
bei dem beide Teile beſtehen bleiben wollen, iſt der Abzah⸗ 
lungsverkäufer verpflichtet, dem Abzahlungskäufer Beſitz 
und Nutzung der Sachen zu belaſſen. Dieſe Pflicht beſteht 
jedenfalls, ſolange der Verkäufer ſein Rücktrittsrecht nicht 
ausgeübt hat. Und in der Pfändung liegt noch keine Rück⸗ 
trittserklärung. Der Käufer erhält durch das Abzahlungs⸗ 
geſchäft außer dem Beſitz der Sachen ein Anwartſchaftsrecht 
auf das volle, ihm erſt bedingt übertragene Eigentum. Der 
Verkäufer darf während des Schwebezuſtandes, der durch 
die Bedingung entſtanden iſt, das Anwartſchaftsrecht des 
Käufers nicht verletzen. Die Wegnahme der bedingt über⸗ 
eigneten Sache iſt ſogar verbotene Eigenmacht, wenn der 
Käufer fie nicht geſtattet (RG.: Seuff Arch. 66, 16; RGR- 
Komm., Note 6 u. 7 zu § 455 BGB.). 

Aus dieſen Gründen kann der Abzahlungskäufer 
während des Beſtehens des Abzahlungsvertrages mit Er⸗ 
folg § 766 geltend machen und erreichen, daß die Pfän⸗ 
dung des Abzahlungsverkäufers in die Abzahlungsſachen 
für unzuläſſig erklärt wird. Mag es ſich um entbehrliche 
oder unentbehrliche Sachen handeln. 

Macht der Käufer von der Erinnerung aus § 766 
keinen Gebrauch, jp nimmt die Zwangsvollſtreckung ihren 
gewöhnlichen formellen Verlauf, obwohl der Verkäufer 
als Eigentümer der Pfandſachen daran ein materielles 
Pfändungspfandrecht nicht erlangt hat. Erſteigert der Ver⸗ 
käufer ſelbſt die Sachen, ſo liegt darin ein „Wiederanſich⸗ 
nehmen“ nach 85 Abzahlungsc᷑h. Das gleiche muß aber 
gelten, wenn ein Dritter die Sachen in der Verſteigerung 
erwirbt. Denn auch in dieſem Falle büßt der Käufer durch 
das Vorgehen des Verkäufers den Beſitz und die Nutzun⸗ 
gen der Sachen endgültig ein. Und das genügt zur An⸗ 
wendung von § 5 Abzahlung3®. In beiden Fällen treten 
die Wirkungen des Rücktritts aus dem Abzahlungsgeſetz 
munmehr ein. Der Verkäufer verliert ſeinen Zahlungs⸗ 
anſpruch und muß die erhaltenen Summen, abzüglich einer 
angemeſſenen Vergütung für Be- und Abnutzung, zurück⸗ 
zahlen. 


Soweit die vom Verkäufer wegen ſeines Zahlungs⸗ 
anſpruches gepfändeten Abzahlungsſachen unentbehrlich 
ſind, hat der Käufer außerdem in jedem Falle die Mög⸗ 
lichkeit, feine Erinnerung aus § 766 BPO. auf 8 811 
zu ſtützen. Denn der Gläubiger behandelt durch die Pfän⸗ 
dung die Sachen als ſolche, die dem Schuldner gehören. 
Er nimmt damit von der Geltendmachung ſeines Eigen⸗ 
tums einſtweilen Abſtand. Im übrigen macht 8 811 
BPD- keinen Unterſchied, ob die Sachen im Eigentum 
des pfändenden Gläubigers ſtehen oder nicht). Mag auch 
regelmäßig der Fall ſo liegen, daß der Schuldner Eigen⸗ 
tümer der Sachen iſt oder ſein Beſitzrecht von einem 
Dritten ableitet ë). 


) Vgl. DLG. Königsberg: JW. 1930, 177; DLG. Stutt- 
gart: JW. 1933, 1735. 
5) Ach. Wedding v. 24. Juni 1935, 28 M 2169/35. 
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Ein Beitrag zur Methode der Kechtsfindung am Beifpiel 
der landwirtſchaſtlichen Schuldenregelung 


Von Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, Magdeburg 


Die Grundſätze, nach denen die Auslegung der Geſetze 
fih richtet, find nichts anderes als Rechtsregeln, Rechts⸗ 
regeln, die geſchrieben ſein mögen, oder Regeln, die durch 
die übung in der Rechtspraxis herausgebildet und von 
Generation zu Generation überliefert worden find. Da das 
Recht ausſchließlich die Aufgabe hat, auf ſeinem Gebiete 
der Sicherung und der Entfaltung des Lebens der Volks⸗ 
geſamtheit zu dienen, ſo kommen für die Auslegung der 
Geſetze nur ſolche Regeln in Frage, die geeignet ſind, ein 
jenem Zweck der Rechtsordnung entſprechendes Ergebnis 
zu ermöglichen. Für die Geſetzesauslegung muß daher das 
Ergebnis entſcheidende Bedeutung beſitzen. Es ſoll hier 
an Hand einiger weniger Beiſpiele gezeigt werden, zu 
welchen Irrungen eine das Ergebnis, d. h. das Leben 
nicht berückſichtigende Rechtſprechung führen kann. 

Für eine ſolche Unterſuchung iſt kaum ein anderes 
Rechtsgebiet ſo geſchaffen wie die landwirtſchaftliche Schul⸗ 
denregelung, eine aus der Not der Stunde geborene Zu⸗ 
ſammenfaſſung von Geſetzen, durch die den mit ihrer An⸗ 
wendung betrauten Stellen der umfaſſende Auftrag erteilt 
worden war, der durch eine verfehlte Wirtſchaftspolitik 
vergangener Jahre notleidend gewordenen Landwirtſchaft 
im weſentlichen von der Schuldenſeite her im Intereſſe der 
Ernährungsſicherung unſeres Volkes eine wirtſchaftlich ge⸗ 
feſtigte Grundlage zu ſchaffen. Das Rechtsgebiet der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schuldenregelung mit ſeinen weitgreifenden 
und ſeinen weitverzweigten, nicht immer gerade überſicht⸗ 
lichen Beſtimmungen kann ein idealer Tummelplatz des 
Begriffsjuriſten ſein; es kann aber auch ein Prüfſtein für 
die Fähigkeit des deutſchen Rechtswahrers bilden, einen 
ihm erteilten Auftrag mit überwiegend wirtſchaftlicher 
Zielſetzung von der Seite des Rechts her in lebensnaher, 
wirtſchaftlich vernünftige Ergebniſſe zeitigender Methode 
der Rechtsfindung auszuführen. Wer die Ergebniſſe der 
Entſchuldungspraxis feit dem Jahre 1935 überſchaut, muß 
zugeben, daß ſie trotz der Vielgeſtaltigkeit des Rechts⸗ 
gebiets außerordentlich einheitlich und faſt durchweg zu 
brauchbaren Ergebniſſen gelangt iſt. Eine Feſtſtellung, die 
um ſo mehr zu begrüßen iſt, als der Rechtſprechung keine 
Zeit zum Ausbalancieren einander widerſprechender Mei⸗ 
nungen zur Verfügung geſtanden und eine höchſtrichterliche 
Rechtſprechung ſich nicht gebildet hat. Demgegenüber iſt es 
ohne weſentliche Bedeutung, daß die theoretiſche Unter⸗ 
mauerung der Ergebniſſe der Entſchuldungspraxis unter⸗ 
ſchiedlich iſt. 

In die in allem Grundſätzlichen im weſentlichen ein⸗ 
heitliche Front der Entſchuldungsrechtſprechung hat ſich das 
gemeinſchaftliche Beſchwerdegericht in Halle (Saale) vielfach 
nicht eingefügt. Gerade in grundſätzlichen, für die Durch⸗ 
führung der landwirtſchaftlichen Entſchuldung entſcheiden⸗ 
den Fragen hat es ſich in Gegenſatz zur geſamten übrigen 
Praxis geſtellt. Zu einigen ſeiner Grundſätze ſei hier Stel⸗ 
lung genommen, weil ihnen über den Einzelfall des Rechts⸗ 
gebiets hinaus unter dem in dieſem Aufſatz behandelten 
Geſichtspunkt der Methode der Rechtsfindung allgemeine 
Bedeutung zukommt. 0 

1. In ſeinem Beſchluß v. 9. April 1937, 10T 4/37), 
hat es folgendes ausgeführt: In der Pächterentſchuldung 
ſei es regelmäßig nicht als zuläſſig zu erachten, mehrere 
Verpächter desſelben Pächters bei Anwendung des Art. 23 
Abſ. 1 Nr. 2 PächtEntſch O. ungleichmäßig zu behandeln, 
d. h. die ihnen geſchuldeten Pachtzinſen nicht ſämtlich in 
demſelben Verhältnis zu ſenken, oder gar den einen oder 


1) Vgl. dazu NONN. 1937, 527f. 


den anderen von der Pachtzinsſenkung auszunehmen. Dies 
ſei in dem vorliegenden Falle anſcheinend aus dem Grunde 
geſchehen, weil die Entſchuldungsſtelle der Anſicht geweſen 
ſei, die vom Pächter an einen anderen Verpächter zu zah⸗ 
lenden Pachtzinſen ſeien angemeſſen und deshalb einer 
Neufeſtſetzung nicht zugänglich. Der das Konkurs⸗ und 
Vergleichsrecht beherrſchende Grundſatz der gleichmäßi⸗ 
gen Behandlung aller nicht bevorrechtigten oder nicht 
beteiligten Gläubiger (8 181 KO., § 8 Vergl.) müſſe 
auch im Rechte der Schuldenregekung Anwendung finden, 
ſoweit nicht das Geſetz Ausnahmen beſtimme (8 29 
Sch Rh.). 

Dieſe Entſcheidung iſt ein Schulbeiſpiel für eine Me⸗ 
thode der Rechtsfindung, wie ſie nicht ſein ſoll. Ausgangs⸗ 
punkt der Entſcheidung iſt die Behauptung, das Schulden⸗ 
regelungsverfahren ſei dem Konkurs⸗ und Vergleichsver⸗ 
fahren weſensähnlich. Da in dieſen Verfahren der Grund⸗ 
ſatz der gleichmäßigen Behandlung der Gläubiger gelte, 
jo müſſe dieſer Grundſatz auch in der landwirtſchaftlichen 
Schuldenregelung, insbeſondere auf eine Neufeſtſetzung von 
Pachtzinſen nach Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 PfächtEntſch VO. 
Anwendung finden. Es handelt ſich hierbei um eine Be⸗ 
trachtungsweiſe, welche am rein konſtruktiven Denken haf⸗ 
ten bleibt, und das Ergebnis, zu dem ſie führt, nicht be⸗ 
rückſichtigt. Wie unbrauchbar der vom LG. Halle (Saale) 
aufgeſtellte Grundſatz iſt, zeigt folgender der täglichen 
Praxis entnommener — vereinfachter — Fall: Der im 
Schuldenregelungsverfahren befindliche Pächter hat von 
A. und von B. je 10 Morgen Acker gepachtet. Mit dem 
Verpächter A., der ſelbſt in ſchwierigſten wirtſchaftlichen 
Vermögensverhältniſſen lebt, iſt ein objektiv angemeſſener 
Pachtzins von 30 AM den Morgen vereinbart worden, 
während B. einen objektiv unangemeſſen hohen Pacht⸗ 
zins von 50 RM den Morgen verlangt und bewilligt er- 
halten hat, ſo daß ſein Pachtzins den objektiv angemeſſe⸗ 
nen um 20 AM den Morgen überſteigt. Eine Entſchul⸗ 
dung iſt nur dann durchführbar, wenn die Pachtzinſen auf 
den objektiv angemeſſenen Betrag zurückgeführt werden, 
d. h. auf den Betrag, der für einen normalen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb gerecht und wirtſchaftlich tragbar iſt. 
Für eine unbefangene Betrachtungsweiſe wäre nichts na⸗ 
türlicher, als anzunehmen, daß der dem A. geſchuldete 
Pachtzins als angemeſſen unverändert zu laſſen, während 
der von B. verlangte auf 30 RM den Morgen zu ermäßi⸗ 
gen ſei. Der vom LG. Halle (Saale) aufgeſtellte Grund⸗ 
ſatz nötigt jedoch zu folgendem Ergebnis: Die vom Pächter 
geſchuldeten Pachtzinſen müſſen insgeſamt um 200 RM 
(10mal 20 AM) ermäßigt werden. Die dem A. und dem B. 
zuſtehenden Pachtzinſen ſind gleichmäßig ſoweit zu ſenken, 
daß der Pächter an Pachtzinſen insgeſamt 200 RM ein- 
ſpart. Es ſind mithin die ſämtlichen Pachtzinſen um 250%, 
d. h. der dem A. zuſtehende um 75 RM und der von B. 
zu beanſpruchende um 125 AM zu kürzen. Das Ergebnis 
dieſer „Entſchuldungsmaßnahme“ iſt alſo, daß in Zukunft 
der in ſchlechten Vermögensverhältniſſen lebende Ver⸗ 
pächter A. einen objektiv unangemeſſen niedrigen Pachtzins 
von 225 RM und der gut ſituierte Verpächter B. einen 
unangemeſſen hohen Pachtzins von 375 RM erhält. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein ſolches Ergebnis eine 
den A. verbitternde Ungerechtigkeit bedeutet und von dem 
Geſetzgeber nicht gewollt ſein kann. Wenn das LG. Halle 
(Saale) zu ihm dennoch gelangt, ſo liegt das daran, daß 
es auf das Ergebnis der Rechtsfindung entweder nicht 
genügend Wert gelegt oder es überſehen hat. 


Art. 23 Abi. 1 Nr. 2 PächtEntſchVO. geſtattet, den 
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Pachtzins nen feſtzuſetzen. Sachliche Einſchränkungen hin- 
ſichtlich des Ausmaßes der Anderung des Pachtzinſes ent⸗ 
hält die Vorſchrift nicht. Sie bedeutet mithin für das Ent⸗ 
ſchuldungsamt eine Ermächtigung, im Rahmen des zur 
Durchführung der Entſchuldung Notwendigen eine Sen⸗ 
kung des Pachtzinſes herbeizuführen. Im Rahmen dieſes 
ihm vom Gejebgeber erteilten Auftrages hat es Geſichts⸗ 
punkte der Billigkeit und der Gerechtigkeit walten zu laſſen. 
Es iſt daher lediglich eine Selbſtverſtändlichkeit, daß die 
Entſcheidung des Entſchuldungsamts den Umſtand berück⸗ 
ſichtigen muß, ob ein Pachtzins objektiv angemeſſen oder 
unangemeſſen iſt, ebenſo, ob die Vermögenslage des einen 
Verpächters günſtig, die eines anderen ungünſtig iſt. Alles 
dieſes iſt ſo zwingend richtig, daß es nicht ſollte ausge⸗ 
ſprochen werden müſſen. Angeſichts dieſer Rechts⸗ oder, 
wenn man ſo will, Sachlage kann es nur bedeutungslos 
ſein, ob das Schuldenregelungsverfahren dem Konkurs⸗ 
verfahren weſensähnlich iſt 2). 

Die konſtruktive Beweisführung des LG. Halle (Saale) 
überſieht u. a. den Zweck juriſtiſcher Konſtruktionen. Sie 
ſollen lediglich die Möglichkeit gewähren, eine gleichmäßige 
Entſcheidung gleichliegender Fälle zu erleichtern. Sie führen 
aber kein Sonderleben; ſie ſind etwas durchaus Willkürliches, 
Zweckbeſtimmtes. Die Konſtruktion iſt nicht der Anfang, 
ſondern der Schluß einer Beweisführung. Zunächſt iſt zu 
prüfen, welches Ergebnis eine geſunde völkiſche Lebens⸗ 
ordnung erfordert; und erſt dann, wenn dieſes Ergebnis 
gefunden iſt, darf gefragt werden, welche juriſtiſche Regel 
ein ſolches Ergebnis ermöglicht. In einer Vielzahl der 
Fälle kann das Ergebnis auf ſehr verſchiedenartigen ſpezi⸗ 
fiſch juriſtiſchen Wegen gerechtfertigt werden. Von dieſen 
Wegen iſt der Vorzug demjenigen zu geben, deſſen logiſche 
Entwicklung die größte Zahl befriedigender Ergebniſſe auch 
in den Ausſtrahlungen desjenigen rechtlichen Problems 
logiſch zu rechtfertigen erlaubt, das urſprünglicher Anlaß 
und Anwendungsfall der Konſtruktion geweſen iſt. Führt 
die Konſtruktion bei Anwendung auf einzelne jener Aus⸗ 
ſtrahlungen zu unbilligen oder ſonſt unbrauchbaren Er⸗ 
gebniſſen, ſo iſt ſie entweder durch eine ſolche zu erſetzen, 
die in weitergehendem Umfange gerechte Löſungen ermög⸗ 
licht, oder aber ſie iſt durch Zulaſſung einer Ausnahme 
zu durchbrechen. In jedem Falle wäre es unrichtig, einer 
Konſtruktion zuliebe unbrauchbare Ergebniſſe in Kauf zu 
nehmen. Das Leben iſt nicht für die Konſtruktion da, ſon⸗ 
dern umgekehrt dieſe für das Leben. 

2. Nach Art. 23 Abſ. 1 Nr. 1 PächtEntſch VO. kann 
das Entſchuldungsamt im Schuldenregelungsverfahren 
eines Pächters die von ihm geſchloſſenen Pachtverträge auf 
die zur Vereinigung der Schulden erforderliche Dauer ver⸗ 
längern. Zweck dieſer Vorſchrift iſt, dem zu entſchuldenden 
Pachtbetriebe eine ſeiner weſentlichſten wirtſchaftlichen 
Grundlagen zu ſichern. In der RIRN. 1937, 305 aug- 
führlicher wiedergegebenen Entſcheidung, die feine ſtändige 
Rechtſprechung zu einer für die Pächterentſchuldung über⸗ 
aus wichtigen Frage eingeleitet hat, iſt vom LG. Halle 
(Saale) folgender Rechtsgrundſatz aufgeſtellt worden: Eine 
Anwendung des Art. 23 Abſ. 1 Nr. 1 PächtEntſch VO. 
komme nicht in Frage, wenn das Schuldenregelungsver⸗ 
fahren undurchführbar iſt; undurchführbar ſei es ſchon 
dann, wenn nach Ablauf des Zeitraums, für den eine 
Pachtzinsſenkung nach Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 Pächténtſch⸗ 
VO. (jetzt auch nach GR. Nr. 79) zuläſſig ift, die von der 
Entſchuldungsſtelle feſtgeſetzte Zinsleiſtungsgrenze infolge 
Erhöhung der vom Betriebsinhaber zu zahlenden Pacht⸗ 
zinſen auf den urſprünglich geſchuldeten Betrag weſentlich 


überſchritten würde. Dieſer Rechtsgrundſatz, welchem dem 


Anſchein nach wirtſchaftliche Erwägungen zugrunde liegen, 
führt, folgerichtig zu Ende gedacht, dazu, daß eine An⸗ 
wendung des Art. 23 Abſ. I Nr. 2 PächtEntſch VO. ge- 


?) Im übrigen ift auch die Ausgangsbehauptung des 
LG. Halle a. d. S. unrichtig (vgl. KG.: JW. 1934, 1246 
—HoöchſtRRſpr. 1934 Nr. 342). 
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rade in den Fällen unzuläſſig iſt, in denen ſie am not⸗ 
wendigſten iſt und am häufigſten ſtattfindet. 

An einem einfachen Beiſpiel aus der täglichen Praxis 
wird dies ſofort klar. Der Betriebsinhaber hat einen ord⸗ 
nungsmäßig bewirtſchafteten, lebensfähigen Pachthof. Die 
Zinsleiſtungsgrenze des Betriebs beträgt 2100 RM und 
kann damit als normal angeſprochen werden. Zur Verzin⸗ 
fung und Tilgung der Schulden müſſen 1100 RM auf- 
gewendet werden. 1000 %% ftehen danach für die Bezah⸗ 
lung der Pachten zur Verfügung. Dieſer Betrag entſpricht 
gerade dem objektiv angemeſſenen Pachtzins. Das Entſchul⸗ 
dungsamt möchte daher den auf 1300 RA, alfo unane 
gemeſſen hoch vereinbarten Pachtzins unter Anwendung 
des Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 PächtEntſchVO. auf 1000 AM 
ermäßigen. Hieran iſt es aber durch den oben mitgeteilten 
Rechtsgrundſatz des LG. Halle (Saale) gehindert. Das Ent- 
ſchuldungsamt kann nach den zur Zeit geltenden Vorſchriften 
die Pachtzinsſenkung z. B. nur bis zum Jahre 1941 anordnen. 
Nach Ablauf dieſer Zeit würde nach der gegenwärtigen 
Rechtslage der alte überhöhte Pachtzins in Kraft treten. 
Es würde dann die dem Betriebsinhaber obliegende Jahres⸗ 
laſt nur bis zum Jahre 1941 der Zinsleiſtungsfähigkeit 
des Betriebs entſprechen. Nach Ablauf jener Zeit würde 
nach der gegenwärtigen Rechtslage die vom Betrieb aufzu⸗ 
bringende Jahreslaſt feine Leiſtungsfähigkeit um 300 AM, 
d. h. gerade um jenen Betrag überſchreiten, um den der 
Pachtzins über dem objektiv angemeſſenen, mithin gerechten 
Pachtzins liegt. Wenn das Entſchuldungsamt glaubt, den 
vom LG. Halle (Saale) aufgeſtellten Rechtsgrundſatz be- 
folgen zu müfſen, fo bleibt ihm nichts anderes übrig, als 
das Schuldenregelungsverfahren erfolglos aufzuheben und 
damit einen tüchtigen Betriebsinhaber und einen geſunden 
leiſtungsfähigen Betrieb feinem Schickſal, d. h. dem wirt- 
ſchaftlichen Zuſammenbruch zu überliefern. Jener Rechts⸗ 
grundſatz nötigt dazu, eine Anwendung des Art. 23 Abſ. 1 
Nr. 2 PächteEntſchVO. und ſomit eine Durchführung des 
Schuldenregelungsverfahrens in allen den Fällen abzu⸗ 
lehnen, in denen der Pachtzins unangemeſſen hoch iſt. 
Denn aus dem Begriff des angemeſſenen Pachtzinſes folgt 
ohne weiteres, daß ein höherer als der angemeſſene Pacht⸗ 
zins für den Betrieb nicht tragbar iſt. Eine Anwendung 
des Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 PächtEntſch VO. ift allenfalls 
dann zuläſſig, wenn es ſich darum handelt, einen ange⸗ 
meſſenen Pachtzins vorübergehend zu ſenken, um dem Ye- 
trieb eine Anlaufszeit zur Erlangung der normalen Zins⸗ 
leiſtungsfähigkeit zu verſchaffen. Folgt man dem LG. Halle 
(Saale), jo iſt eine Durchführung der meiſten Pächterent⸗ 
ſchuldungsverfahren lediglich deshalb nicht möglich, weil 
der Verpächter nach der augenblicklichen Rechtslage dem⸗ 
nächſt einen ungerecht hohen Pachtzins beanſpruchen darf. 
Die Vorſchrift des Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 PächteEntſch VO. 
ſteht ſomit im weſentlichen auf dem Papier. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß der Geſetz⸗ 
geber ein ſolches Ergebnis nicht gewollt hat, ein Ergebnis, 
das Ungerechtigkeit zum Recht erhebt. Der Fehler des LG. 
liegt in folgendem: Es hat überſehen, daß die Vorſchrift 
des Art. 23 Abſ. 1 Nr. 2 PächteEntſch VO. nur eine por- 
läufige Regelung enthält, daß der Geſetzgeber die Entwick⸗ 
lung des Pachtweſens hat abwarten wollen und weitere 
Maßnahmen zur Sicherung der entſchuldeten Betriebe zu 
gegebener Zeit zu erlaſſen, ſich vorbehalten hat. Daß ſolche 
Maßnahmen zur rechten Zeit kommen werden, ſofern ſie 
notwendig ſein ſollten, darauf darf füglich vertraut wer⸗ 
den. Für eine Übergangszeit iſt inzwiſchen durch die GR. 
Nr. 79 eine Regelung getroffen worden. 

Sollte das LG. Halle (Saale) geglaubt haben, dieſen 
T allgemein anerkannten — Grundſätzen nicht folgen zu 
können, ſo hätte es angeſichts des Ergebniſſes ſeiner 
Rechtsfindung nach einer anderen Löſung ſuchen müſſen, 
einer Löſung, die nicht im Ergebnis eine Aufhebung eines 
von der Staatsführung erlaſſenen Geſetzes bedeutete. 


Inzwiſchen hat die Rechtſprechung des LG. Halle 
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(Saale) zu einer Gefährdung einer ganzen Reihe vor 
einigen Jahren entſchuldeter Pachtbetriebe geführt. Bei 
Durchführung jener Verfahren waren die Pachtzinſen für 
den nach der damaligen Rechtslage höchſtzuläſſigen Zeit⸗ 
raum, z. B. bis zum 30. Sept. 1937 geſenkt worden. 
Da auf die Dauer kein Pachtbetrieb, mag er auch noch ſo 
geſund fein, einen höheren als den angemeſſenen Pachtzius 
zu tragen vermag, hatte die Entſchuldungsſtelle in jenen 
Fällen ſpäter auf Grund der inzwiſchen erlaſſenen GR. 
Nr. 79 den Autrag geſtellt, die Pachtzinſen z. B. bis zum 
30. Sept. 1941 zu ſenken. Nach den eingehenden, unter 
Zuziehung der Landesbauernſchaft, der Kreisbauernſchaft 
und der Deutſchen Pachtbank an Ort und Stelle getroffe⸗ 
nen Ermittlungen hatten die entſchuldeten Betriebe trotz 
bisweilen ſchlechter Ernten und anderer ſich ungünſtig aus⸗ 
wirkender Momente ſich ſeit der Entſchuldung faſt durch⸗ 
weg ſo entwickelt, daß die Sachverſtändigen übereinſtim⸗ 
mend zu dem Ergebnis gekommen waren, die Betriebe 
jeien lebensfähig, wenn ihnen keine höheren als die ane 
gemeſſenen Pachtzinſen auferlegt würden. Sie hatten ſich 
ſo entwickelt, daß ſie insbeſondere auf dem Gebiet der 
Viehhaltung ihren Aufgaben im Rahmen der Erzeugungs⸗ 
ſchlacht in erfreulicher Weiſe gerecht geworden waren. 
Einen höheren als den angemeſſenen Pachtzins vermögen. 
aber auch ſie nicht zu tragen. In einigen Fällen, in denen 
das LG. Halle (Saale) infolge von Beſchwerden gegen 
die nach Antrag der Entſchuldungsſtelle erfolgte Pacht⸗ 
zinsfeſtſetzung des Entſchuldungsamts Gelegenheit gehabt 
hat, ſich mit dem Fragenkomplex zu befaſſen, hat es unter 
Aufhebung der Beſchlüſſe des Entſchuldungsamts die An⸗ 
träge der Entſchuldungsſtelle auf Neufeſtſetzung der Pacht⸗ 
zinſen abgelehnt, und zwar mit folgender Begründung ): 
Die vom Entſchuldungsamt vorgenommene Neufeſtſetzung 
des Pachtzinſes ſei unzuläſſig, da ſie kein geeignetes Mittel 
zur Sicherung des Erfolges der Entſchuldung ſei; unge⸗ 
eignet ſei fie deshalb, weil fie bereits im Jahre 1941 
ablaufe und dann der alte Pachtzins in Kraft trete, der 
bewirke, daß die dem Betrieb obliegende Jahreslaſt ſeine 
Zinsleiſtungsfähigkeit überſchreite. Hieran iſt richtig, daß 
die Zinsleiſtungsfähigkeit in jenem Zeitpunkt überſchritten 
werden wird. Dieſe Überſchreitung liegt jedoch nur daran, 
daß der alte Pachtzins nach dem Urteil ſämtlicher Sach⸗ 
verſtändigen weder für den entſchuldeten Pachtbetrieb noch 
für einen anderen wirtſchaftlich geſunden Betrieb, deſſen 
weſentliche Wirtſchaftsgrundlage das Pachtland bildet, auf 
die Dauer tragbar ift. Andererſeits ift es gänzlich ausge- 


3) Vgl. u. a. den Beſchluß v. 9. März 1939, 10 T 341/38. 


ſchloſſen, daß der Geſetzgeber zu gegebener Zeit nicht Maß⸗ 
nahmen treffen wird, die eine Senkung des Pachtzinſes auf 
einen angemeſſenen Betrag auch für die Zeit nach dem 
30. September 1941 ermöglichen werden. Unterbleiben 
ſolche Maßnahmen, ſo hätte kein einziges Pächterentſchul⸗ 
dungsverfahren durchgeführt werden dürfen, bei dem der 
Betriebsinhaber ſeinerzeit einen unangemeſſen hohen 
Pachtzins vereinbart hatte. Dieſe Fälle überwiegen zum 
mindeſten in weiten Gebieten des Reichs derart, daß 
ſie als die Regel anzuſprechen ſind. Die Pächterentſchul⸗ 
dungsverordnung wäre ſomit mehr ein Geſetz für den 
Bücherſchrank, nicht aber für die Praxis. Schon dieſe Er⸗ 
wägungen zeigen, daß ſämtliche Pachtzinsſenkungen als 
Entſchuldungsmaßnahmen unter dem Geſichtspunkt be⸗ 
urteilt und verſtanden werden muſſen, daß der Geſetzgeber 
zu gegebener Zeit diejenigen Maßnahmen treffen wird, 
die zur Erhaltung entſchuldeter, lebensfähiger, in ſich ge⸗ 
ſunder Pachtbetriebe notwendig ſind. 


Die Rechtſprechung des LG. Halle (Saale) zwingt 
die betroffenen Pachtbetriebe, einen Pachtzins aufzubrin⸗ 
gen, der unangemeſſen hoch, nach den jetzigen Anſchauun⸗ 
gen als Bodenwucher zu beurteilen iſt. Lediglich dadurch 
geraten dieſe Betriebe in die Gefahr, wirtſchaftlich zuſam⸗ 
menzubrechen, und ihre Inhaber, in der Zwangsverſteige⸗ 
rung ihr meiſt in einem Wohnhaus und in Wirtſchafts⸗ 
gebäuden beſtehendes Eigentum zu verlieren. Die Zahl 
derer, die eine landwirtſchaftliche Exiſtenz mit einer Arbeit 
in der Induſtrie vertauſchen, wird vermehrt werden. Dies 
wird geſchehen, obgleich es ſich überwiegend um überaus 
tüchtige und fleißige Menſchen handelt, die mit der ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeit in der Landwirtſchaft ſo verwurzelt ſind, 
daß ſie ihr hartes und entbehrungsreiches Leben auf der 
Scholle der gegenüber ihrer jetzigen Exiſtenz weſentlich 
ſorgenfreieren und leichteren eines Fabrikarbeiters vor⸗ 
ziehen. 


Der Weg, den das LG. Halle (Saale) zur Herbei⸗ 
führung einer Senkung des Pachtzinſes auf den angemeſſe⸗ 
nen Betrag angeregt hat, nämlich eine Anrufung des 
Pachteinigungsamtes, iſt in einer Vielzahl der Fälle nicht 
gangbar, einmal, weil der dafür erforderliche Antrag in 
der Annahme nicht rechtzeitig geſtellt worden iſt, eine Her⸗ 
abſetzung des Pachtzinſes auf den angemeſſenen Betrag ſei 
eine Entſchuldungsmaßnahme, zu ihr ſeien daher die Ent⸗ 
ſchuldungsbehörden befugt; zum anderen, weil angeſichts 
der Eigenart der Entſchuldungsfälle eine Anrufung des 
Pachteinigungsamts aus fachlichen Gründen den erſtrebten 
Erfolg nicht erreichen wird. 


Der Einfluß des Erbhofrechts auf ehe⸗ und güterrechtliche 
Erſatzforderungen 
Von Rechtspfleger Haegele, Ulm a. d. D. 


Unter ehe- und güterrechtlichen Erſatzforderungen wer- 
den ſolche Forderungen verſtanden, die einem Ehegatten 
gegen den anderen Ehegatten auf Grund ſchuld⸗ 
oder güterrechtlicher Vorſchriften zuſtehen. Der 
Frage, wie ſolche Erſatzforderungen zu behandeln und zu 
bewerten find, wenn einem der Eheleute oder beiden Ehe- 
leuten ein Erbhof gehört, kommt in der Praxis — ins⸗ 
beſondere der Nachlaßgerichte, der Anerbenbehörden und 
der Notare — weſentliche Bedeutung zu, ohne daß darüber 
bisher in Rechtſprechung und Schrifttum viel zu finden 
wäre. 


1. Entſtehung ehe- und güterrechtlicher Erſatzforderungen 


1. Erſatzforderungen ehe- oder güterrechtlicher Art 
können beim geſetzlichen Güterrecht der Nutzver⸗ 


waltung (88 1363 ff. BGB.) dadurch entſtehen, daß ein 
Ehegatte Teile ſeines eingebrachten Gutes (die Frau auch 
ihres Vorbehaltsguts) dem anderen Ehegatten für deſſen 
Zwecke (etwa zur Bezahlung von ihn belaſtenden Ver⸗ 
bindlichkeiten) zur Verfügung ſtellt. Dieſer andere Ehegatte 
wird ſo dem die Mittel zur Verfügung ſtellenden Ehegatten 
erſatzpflichtig. Unerheblich iſt, welchen Rechtsgrund man 
dieſer Erſatzforderung beilegt; man kann allgemein von 
einer Ausgleichs ſchuld ſprechen, aber auch von einer 
Darlehensſchuld. Im Gegenſatz zu einer fremden Verbind⸗ 
lichkeit handelt es ſich aber, von Ausnahmefällen (ugi. 
98 1391, 1394 BGB.) abgeſehen, um eine während des 
n i: und ſolange nicht fäl⸗ 
ige Schuld (88 , 1383, 256 Sa B. : 

1421, 157 BGB.). eee e, 
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2. Bei Gütertrennung ($$ 1426 ff. BGB.) fön- 
nen Erſatzforderungen zwiſchen Mann und Frau entſtehen, 
wenn ein Ehegatte dem anderen Ehegatten für deſſen 
Zwecke Teile ſeines Vermögens zur Verfügung ſtellt (Aus⸗ 
nahmen f. 88 1429, 1430 BGB.). Eine unmittelbare Une 
verzinslichkeit und Stundung der Erſatzforderungen wäh⸗ 
rend der Ehe beſteht hier nicht, ſie iſt aber regelmäßig im 
Wege der Auslegung der Rechtsbeziehungen nach Treu 
und Glauben anzunehmen (§ 157 BGB.). 

3. Allgemeine Gütergemeinſchaft (88 1437ff. 
BGB.) kommt auf dem Lande häufig vor. Dabei ift dann, 
wenn es fih um einen vor Inkrafttreten des REG ge- 
ſchloſſenen Ehevertrag handelt, in der Regel nur eine Ver⸗ 
mögensmaſſe, nämlich das Geſamtgut, vorhanden (alſo 
nicht auch Vorbehalts⸗ oder Sondergut) 1). Meiſt liegt der 
Fall ſo, daß der eine Ehegatte den (aus Anlaß der Ehe⸗ 
ſchließung von den Eltern übernommenen) Hof eingebracht 
und ihm der andere Ehegatte ſein Barvermögen zur teil⸗ 
weiſen Tilgung der Hofesverbindlichkeiten zur Verfügung 
geſtellt hat. Dadurch iſt — wie beim geſetzlichen Güter⸗ 
recht — zunächſt für den betreffenden Ehegatten eine Er⸗ 
faßforderung gegen den anderen Ehegatten (Hofeseigen⸗ 
tümer) entſtanden. Mit Abſchluß des Ehevertrags auf all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft ſind aber ſowohl der Grund⸗ 
beſitz und die Erfaßforderung wie auch die Erſatzſchuld 
gemeinſchaftliches Vermögen bzw. gemeinſchaftliche Ver⸗ 
mögenslaſt geworden, die Erſatzforderung iſt mithin erloſchen. 
Wenn kein Vorbehalts⸗ oder Sondergut vorhanden iſt, 
ſind alſo bei Beſtehen von allgemeiner Gütergemeinſchaft 
ehe⸗ oder güterrechtliche Erſatzforderungen nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Sofern außer dem (auch den Hof umfaſſenden) Ge⸗ 
ſamtgut auch Vorbehaltsgut vorhanden war, das zu Ge⸗ 
ſamtgutszwecken verwendet worden iſt, iſt für den betr. 
Ehegatten eine gegen das (in der Hauptſache durch den 
Hof verkörperte) Geſamtgut gerichtete Erſatzforderung ent⸗ 
ſtanden (58 1466, 812 ff. BGB.). Für die Unverzinslich⸗ 
keit und Stundung dieſer Forderung gilt das unter Ziff. 1 
Geſagte entſprechend. 

Gehört der vorhandene Hof zum Sondergut eines 
der Eheleute (vgl. Fußnote 1) oder zu ſeinem Vorbehalts⸗ 
gut und werden Teile des Geſamtguts für Hofeszwecke 
verwendet, ſo entſteht eine gegen den Inhaber des Son⸗ 
derguts (Vorbehaltsguts) gerichtete, während des Be⸗ 
ſtehens der Ehe grundſätzlich unverzinsliche und geſtundete 
Erſatzforderung des Geſamtgutes (SS 1439 ff., 1466, 
812 ff. BGB.). 

4. Bei Beſtehen von Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft (88 1519 ff. BGB.) hat regelmäßig der eine Ehe- 
gatte den Hof in die Ehe gebracht, der andere Ehegatte 
Barvermögen. Der Hof iſt meiſt eingebrachtes Gut des 
betr. Ehegatten geblieben. Hat in einem ſolchen Falle der 
andere Ehegatte Teile ſeines eingebrachten Gutes für 
Hofeszwecke zur Verfügung geſtellt, fo ift eine Erſatzforde⸗ 
rung wie beim geſetzlichen Güterſtand entſtanden. Soweit 
aus Geſamtgutsmitteln Vermögenswerte für Zwecke des 
eingebrachten Gutes eines der Eheleute oder des Vor⸗ 
behaltsgutes der Frau verwendet worden ſind, iſt ein ent⸗ 
ſprechender Erſatzanſpruch des Geſamtguts gegen den In⸗ 
haber des eingebrachten Guts (Vorbehaltsguts) entſtanden 
(88 1525, 1526, 1539 BGB.). 

Der Grundbeſitz kann aber auch zum Geſamtgut der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft gehören, ſei es, daß er, ſo⸗ 
lange er noch nicht Erbhof war, von dem ihn einbringen- 
den Ehegatten an dieſes Geſamtgut abgetreten worden iſt, 
ſei es, daß er als Nichterbhof während des Beſtehens der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft von beiden Eheleuten erwor⸗ 
ben worden ift. Im erſtgenannten Falle wird im İlber- 

1) Der Erbhof ift dagegen Sondergut eines Ehegatten, 
wenn er von dieſem als Erbhof während Beſtehens der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft erworben worden iſt. 
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tragungsvertrag (Ehevertrag) meiſt feſtgeſtellt ſein, welche 
Beträge das Geſamtgut dem einzelnen Ehegatten für die 
auf das Geſamtgut übertragenen Vermögenswerte ſchuldet. 
Aber auch wenn eine derartige Vereinbarung nicht ge⸗ 
troffen iſt, iſt das Geſamtgut den Ehegatten erſatzpflichtig 
(vgl. 88 1539, 1525 Abſ. 2, 1466 BGB.). Wegen Un- 
verzinslichkeit und Stundung derartiger Erſatzforderungen 
gilt dasſelbe wie beim geſetzlichen Güterſtand (Ziff. 1). 

5. Auf den Güterſtand der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft braucht nicht eingegangen zu werden, da er auf 
dem Lande kaum einmal vorkommen dürfte. 

6. Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß ehe⸗ 
und güterrechtliche Erfaßforderungen in drei Arten vote 
kommen können: 


a) Dem einen Ehegatten ſteht eine ſolche Erſatz⸗ 
forderung gegen den anderen Ehegatten zu (oben 
Ziff. 1, 2 und 4 Abſ. 1); 

b) dem einen Ehegatten oder beiden Ehegatten 
ſteht eine ſolche Erſatzforderung gegen das Geſamt⸗ 
gut der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft zu (oben Ziff. 3 Abſ. 2 
und 4 Abſ. 2); 

c) das bei allgemeiner Gütergemeinſchaft oder bei Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft vorhandene Geſamtgut 
(gemeinſchaftliche Vermögen) hat eine ſolche Erſatz⸗ 
forderung gegen einen oder gegen jeden der Ehe⸗ 
leute (oben Ziff. 3 Abſ. 3 und 4 Abſ. 1). 


Die Erſatzforderungen können ſowohl vor dem Zeit⸗ 
punkt entſtanden ſein, in dem der vorhandene Grund⸗ 
beſitz Erbhofeigenſchaft erlangt hat, als auch nach diefem 
Zeitpunkt. 


II. Einfluß des Erbhofrechts auf ehe- und güterrechtliche 
Erſaßforderungen 


Wie aus dem I. Abſchnitt hervorgeht, werden ehe⸗ 
und güterrechtliche Erſatzforderungen zwiſchen Eheleuten 
in der Regel erft mit Auflöſung der Ehe, d. h. im alle 
gemeinen erſt mit dem Tode eines der Eheleute, fällig. 
Auch der Umſtand, daß einem der Eheleute oder beiden 
Eheleuten ein Erbhof gehört, ändert hieran nichts, denn 
das Erbhofrecht greift in die Eigentums- und Güterrechts⸗ 
verhältniſſe der Eheleute zu ihren Lebzeiten grundſätz⸗ 
lich nicht ein. Unterſucht zu werden braucht daher nur, 
welchen Einfluß das Vorhandenſein eines Erbhofs auf 
die im I. Abſchnitt dargeſtellten Erſatzforderungen im 
Falle des Todes eines der Eheleute oder im Falle der 
(eine Vorwegnahme der Anerbenfolge bildenden) Über- 
gabe des Erbhofs zu Lebzeiten der Ehegatten hat. Von 
weſentlicher Bedeutung für dieſe Unterſuchung iſt insbe⸗ 
ſondere, ob der vorhandene Erbhof in Alleineigentum 
eines der Eheleute ſteht oder ob es fih um einen Ehe- 
gat ten erbhof handelt. 


1. Einfluß des Erbhofrechts im Falle des 
Todes eines der Eheleute 

A. Der Erbhof ſteht in Alleineigentum 

a) Beſteht ein Erſatzanſpruch eines Ehegatten 
gegen den anderen Ehegatten, ſo iſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob der Gläubiger oder der Schuldner (Erbhof⸗ 
eigentümer) der Erſatzforderung zuerſt ſtirbt. 

Stirbt der forderungsberechtigte Ehegatte zuerſt, 
ſo bildet die Erſatzforderung einen Teil ſeines Nachlaſſes, 
geht alſo auf ſeine Erben über. Dieſe können die nunmehr 
fällig gewordene Forderung gegenüber dem überlebenden 
Ehegatten (Erbhofeigentümer) geltend machen. Dieſer wird 
allerdings vielfach ſelbſt Miterbe des verſtorbenen Che- 
gatten fein, fo daß er nicht den vollen Betrag der Erſatz— 
forderung herauszuzahlen hat. Weiterhin iſt zu beachten, 
daß, ſoweit es ſich bei den Erben um gemeinſchaftliche 
Abkömmlinge handelt, deren ſpätere erbhofrechtliche Ver⸗ 
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ſorgungsanſprüche nach 8 30 REG ſich inſoweit mindern, 
als ſie aus ſonſtigem Vermögen, namentlich aus ihrem 
Erbteil am Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten, erfüllt 
werden können. 

Stirbt der Schuldner der Erſatzforderung (Erbhof 
eigentümer) zuerſt, ſo kann der überlebende Ehegatte 
(Gläubiger) — der in keinem Falle geſetzlicher Anerbe 
wird — feine nunmehr fällig gewordene, gegen den Nach 
laß des verſtorbenen Bauern gerichtete Erſatzforderung 
nur dann geltend machen, wenn er ſeinen Altenteil 
nach § 31 RES nicht beanſprucht, denn dieſer Altenteil 
ſteht ihm nur zu, wenn er auf alle Anſprüche an den 
Nachlaß des verſtorbenen Bauern verzichtet. Der über 
lebende Ehegatte kann alſo nur entweder den Altenteil 
oder ſeine Anſprüche an den Nachlaß des verſtorbenen 
Bauern geltend machen, nicht aber beide Anſprüche zu- 
ſammen. Welchen Anſpruch er erheben will, richtet ſich 
nach Lage des einzelnen Falles, insbeſondere auch danach, 
ob und wieviel erbhoffreier Nachlaß vorhanden iſt. Macht 
der Überlebende ſeine Erſatzforderung (und ſeinen Erb⸗ 
anſpruch) an den Nachlaß des verſtorbenen Bauern geltend, 
ſo iſt ſie als Nachlaßverbindlichkeit in erſter Linie aus 
deſſen erbhoffreiem Vermögen zu berichtigen ?). Soweit 
dieſes allerdings nicht ausreicht, iſt der Anerbe den Piit- 
erben gegenüber verpflichtet, fie allein zu tragen (§ 34 
RES). Der Anerbe wird aber dadurch wieder einiger⸗ 
maßen entlaſtet, daß er einen — vielfach mit Zahlung 
eines Taſchengeldes verbundenen — Altenteil nicht zu 
leiſten braucht). 


p) Beſteht — bei allgemeiner Gütergemeinſchaft oder 
Errungenſchaftsgemeinſchaft — eine Erſatzforderung des 
Geſamtguts dieſer Gemeinſchaft gegen einen der Eh e- 
leute oder gegen beide, ſo wird nach Ableben eines der 
Ehegatten in der Regel cine Auseinanderſetzung des Ge- 
ſamtguts erfolgen (die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft bleibt 
hier außer Betrachtung). Zum Attivvermögen des Ge- 
ſamtguts gehört dabei die dieſem zuſtehende Erſatzforde⸗ 
rung. Die Auseinanderſetzung erfolgt in der Weiſe, daß 
der nach Bereinigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten ver⸗ 
bleibende überſchuß beiden Eheleuten zu gleichen Teilen 
gebührt (88 1474 ff., 1546 BGB.). Angenommen, das 
reine Geſamtgut betrage 3000 AM und deſſen Erſatzfor⸗ 
derung 1000 AM, fo gebührt an dem verteilbaren Ge⸗ 
ſamtgut von 4000 AM jedem Ehegatten die Hälfte mit 
2000 RM. Dieſe 2000 RM zuzüglich deffen, was der ver⸗ 
ſtorbene Ehegatte außerdem an Sondervermögen beſeſſen 
hat, bilden ſeinen Nachlaß. Die Vererbung dieſes Nach⸗ 
laſſes erfolgt nach den Vorſchriften des BGB.) falls der 
Erbhofeigentümer zuerſt ſtirbt, auch nach denen des RES. 
In letzterem Falle iſt insbeſondere 8 31 NEO zu be 
achten, wonach der überlebende Ehegatte dann, wenn er 
den Altenteil nach dieſer Vorſchrift beanſpruchen will, auf 
alle Anſprüche an den Nachlaß des verſtorbenen Bauern 
verzichten muß. Dieſer Verzicht hat auch ſeinen Anteil 
an der teilweiſe im Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 


2) Dadurch vermindert fi) der reine erbhoffreie Nach- 
laß des Bauern und damit auch der Erbteil des über- 
lebenden Ehegatten an dieſem Nachlaß. j 

) Der umgetehrte Fall, daß der den Erbhof beſitzende 
Ehegatte eine ir yei gegen ben anderen Ehegatten 
hat, wird nur fetten vorkommen. Die Rechtslage wäre hier 
folgende: Stirbt der Forderungsberechtigte (Erbhofeigen⸗ 
tümer) zuerſt, ſo können feine Erben die nunmehr fällig 
gewordene Erſaßforderung als Teil ſeines Nachlaſſes un⸗ 
beſchränkt gegen den überlebenden Ehegatten, geltend 
machen; der Anerbe iſt allerdings an der Erſatzforderung 
nur nach Maßgabe des g 35 Abj,2 NEG berechtigt. Da der 
überlebende Ehegatte — Schuldner — in der Regel Miterbe 
ſein wird, hat er nicht die ganze Erſaßſchuld zu erfüllen. 
Stirbt der Schuldner der Erſatzſorderung zuerſt, ſo iſt dleſe 
als Nachlaßverbindlichkeit von ſeinen Erben an den über⸗ 
lebenden Ehegatten zu erfüllen; erbhofrechtlich gilt hier 
nichts Beſonderes. 
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enthaltenen Erſatzforderung zu umfaſſen (im vorbenutzten 
Beiſpiel bei geſetzlicher Erbfolge ein Viertel aus der Hälfte 
der Erſatzforderung von 500 RM = 125 RM). Nicht er- 
forderlich dagegen iſt — dies wird des öfteren über⸗ 
ſehen —, daß der überlebende Ehegatte auch auf ſeinen 
Anteil am Geſamtgut (im Beiſpiel 2000 RM) verzichtet, 
denn hierbei handelt es ſich um einen güter rechtlichen 
und nicht um einen gegen den Nachlaß des verſtorbenen 
Bauern gerichteten Anſpruch !). 

Erbhofrechtlich intereſſiert nur der Fall weiter, daß 
der Erſatzanſpruch des Geſamtguts gegen den Eigene 
tümer des Erbhofs gerichtet iſt. Stirbt in dieſem 
Falle der den Erbhof nicht beſitzende Ehegatte zuerſt, ſo 
ermäßigt ſich die Erſatzſchuld des Erbhofeigentümers ohne 
weiteres um die Hälfte, da ihm inſoweit die gegen ihn 
ſelbſt gerichtete Forderung auf Grund güterrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften zufällt s). Stirbt dagegen der Erbhofeigentümer 
zuerſt, ſo vererbt ſich ſein Nachlaß (halber Geſamtguts⸗ 
anteil zuzüglich ſeines ſonſtigen erbhoffreien Sonderver⸗ 
mögens) auf ſeine Erben, der Anerbe iſt aber an dieſem 
Nachlaß nach 8 35 Abſ. 2 REG nur ſelten beteiligt, ſo 
daß eine Entlaſtung für ihn und den Erbhof nicht ein⸗ 
tritt. Im Gegenteil, der Anerbe muß die eine Schuld des 
verſtorbenen Bauern bildende Erſatzforderung inſoweit 
allein erfüllen, als ſie aus dem erbhoffreien Nachlaß 
nicht berichtigt werden kann (8 34 REG) e). Nur dann 
braucht er die Erſatzſchuld nicht voll zu erfüllen, wenn der 
überlebende Ehegatte infolge Inanſpruchnahme des Alten⸗ 
teils nach S 31 REG gemäß den in Abſ. 1 hiervor ge 
machten Ausführungen auf ſeine Anſprüche an den Nach⸗ 
laß des verſtorbenen Bauern verzichten muß 7). 


B. Es handelt ſich um einen Ehegattenerbhof 


a) Beſteht bei Vorliegen eines Ehegattenerbhofs eine 
Erſatzſorderung des einen Ehegatten gegen den 
anderen, ſo iſt der Einfluß des Erbhofrechts auf ſie 
verſchieden, je nachdem der Gläubiger oder der Schuldner 
der Erſatzforderung zuerſt ſtirbt und je nachdem, wer An⸗ 
erbe des Ehegattenerbhofs wird. 

Steht die Forderung der zuerft ſterbenden Ehefrau 
zu, iſt alſo der Ehemann Schuldner der Erſatzforderung, 
ſo können ihre Erben die Erſatzforderung gegen den ge⸗ 
ſetzlicher Anerbe des Ehegattenerbhofs gewordenen Ehe⸗ 
mann geltend machen. Die Rechtslage iſt hierbei die 
gleiche, wie ſie oben in Ziff. 1 A Buchſt. a Abſ. 2 bdar- 
geſtellt iſt. Iſt — infolge entſprechender Verfügung von 
Todes wegen — eine andere Perſon als der überlebende 
Ehemann Anerbe des Erbhofs geworden, ſo ändert ſich 
hierdurch nach allgemeinen Vorſchriften daran, daß der 
Ehemann Schuldner der Erſatzforderung iſt, nichts. Dieſe 
Rechtslage wäre aber inſofern nicht befriedigend, als in 
einem ſolchen Falle auch die Eigentumsrechte des über⸗ 
lebenden Ehegatten an den Erbhofgrundſtücken ſchon zu 
ſeinen Lebzeiten auf den Anerben des Verſtorbenen über⸗ 
gehen, die Erſatzſchuld aber in aller Regel infolge Auf⸗ 
wendungen auf dieſe Grundſtücke entſtanden ſein wird. Der 
Übergang der Grundſtücke oder Grundſtücksanteile des 
noch lebenden Ehemanns auf den Anerben des Ehegatten⸗ 
erbhofs muß daher wohl hinſichtlich der Schulden des 
überlebenden Ehegatten, alſo insbeſondere hinſichtlich deſſen 


4) Val. Haegele: DRechtspfl. 1938, 186. 

5) Außerdem erbt er in der Regel an feinem verſtorbe⸗ 
nen Ehegatten mit, wodurch ſich ſeine Erſatzſchuld noch wei⸗ 
ter ermäßigt. 

6) Die Erſatzforderung darf alfo bei der Auseinander⸗ 
febung nicht etwa als uneinbringlich außer Betracht gelaffen 
werden. i 

1) Steht — bei Alleineigentum⸗Erbhof — einem de 
Eheleute eine Erfaßforberung gegen i en 
ift dieſe bei deſſen Auseinanderſetzung als Verbindlichkeit 


abzuſetzen. Erbhofrechtli ilt für di i 
9 hofrechtlich gilt für dieſen Fall nichts Be⸗ 
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Erſatzſchuld, gerade fo behandelt werden, wie wenn der 
überlebende Ehegatte mitverſtorben wäre s). Es dürfte da- 
her die Erſatzſchuld des überlebenden Ehemanns, ſoweit 
ſie nicht aus deſſen erbhoffreiem Vermögen gedeckt werden 
kann, als Nachlaßverbindlichkeit zu betrachten und ent- 
ſprechend, d. h. nach $ 34 REG, zu behandeln fein. Zum 
mindeſten wird dieſe Gleichſtellung der Erſatzſchuld des 
überlebenden Ehemanns in Höhe des Werts ſeines Eigen⸗ 
tums an den Erbhofgrundſtücken zu erfolgen haben. Der 
überlebende Ehemann haftet zwar für ſeine Erſatzſchuld 
nach außen hin weiter; er dürfte aber einen Auſpruch an 
den Anerben haben, daß dieſer ihn von der Erſatzſchuld 
im oben genannten Umfang befreit. 

Steht die Erſatzforderung dem zuerſt ſterbenden 
Ehemann zu, iſt alſo die Ehefrau Schuldnerin der 
Erſatzforderung, fo vererbt fich dieſe als Teil des Nad- 
laſſes des Ehemanns auf feine Erben ?). Dieſe können die 
Forderung nach allgemeinen Vorſchriften gegen die — 
nicht geſetzlicher Anerbe des Ehegattenerbhofs gewordene — 
Ehefrau geltend machen, ſoweit letztere nicht ſelbſt Miterbin 
iſt und ſich Forderung und Schuld daher inſoweit ver⸗ 
einigen. Dieſes Ergebnis iſt aber in gleicher Weiſe un⸗ 
befriedigend, wie in dem in Abſ. 2 hiervor genannten 
Falle, daß der Ehegattenerbhof nach dem Tode der Ehefrau 
auf einen anderen Anerben als den Ehemann übergeht. 
Es gelten daher die über dieſen Fall gemachten Aus- 
führungen ſinngemäß auch hier. Wird dagegen die Ehe⸗ 
frau infolge entſprechender Verfügung von Todes wegen 
Anerbe des Ehegattenerbhofs, fo ift das Ergebnis durd- 
aus befriedigend, daß die Erben des verſtorbenen Ehe⸗ 
manns gegen fie die Erſatzforderung geltend machen kön⸗ 
nen, ſoweit dieſe nicht infolge Vereinigung von Gläubiger 
und Schuldner in einer Perſon erliſcht. 

Stirbt der Ehemann als Schuldner der Erſatz⸗ 
forderung zuerſt, ſo kann die nicht Anerbe gewordene 
Ehefrau ihre Forderung gegen den Nachlaß des Mannes 
geltend machen. Die Erſatzforderung iſt als Nachlaßver⸗ 
bindlichkeit in erſter Linie aus dem erbhoffreien Nadh- 
laß zu berichtigen. Soweit dieſer dazu nicht ausreicht, iſt 
aber der Anerbe den Miterben gegenüber verpflichtet, dieſe 
von der Verbindlichkeit zu befreien (§ 34 REG). Will die 
Ehefrau allerdings den Altenteil auf dem Hofe nach § 31 
NEG beanſpruchen, jo muß fie auf alle ihr gegen den 
Nachlaß des Mannes zuſtehenden Anſprüche, alſo auch auf 
die Erſatzforderung, verzichten 10). Ahnlich liegt der Fall, 
wenn die erſatz pflichtige Ehefrau zuerſt ſtirbt und 
zufolge letztwilliger Verfügung ein anderer als der Ehe⸗ 
mann Anerbe wird. In dieſem Falle ſtehen dem Ehemann 
die Rechte zu, die im eingangs genannten Falle der Ehe- 
frau zuſtehen. 

Stirbt dagegen der erſatzpflichtige Ehemann zuerſt, 
und iſt die Ehefrau zufolge entſprechender letztwilliger 
Verfügung Anerbe, ſo kann ſie grundſätzlich ihre Er⸗ 
faßforderung gegen die Erben des Ehemanns geltend 
machen. Dieſe Geltendmachung iſt aber nur inſoweit mög⸗ 
lich, als der erbhoffreie Nachlaß zur Befriedigung aus- 
reicht, denn bezüglich eines Mehrbetrags haben die Mit⸗ 
erben gegen die Anerbe gewordene Ehefrau nach § 34 
Abſ. 2 NEG einen Befreiungsanſpruch !!). Sinngemäß 
das gleiche gilt, wenn die erſatzpflichtige Ehefrau 
zuerſt ſtirbt und der Ehemann geſetzlicher Anerbe wird. 

b) Beſteht — beim Ehegattenerbhof — eine Erſatz⸗ 
forderung eines oder jedes Ehegatten gegen das 
Geſamtgut der allgemeinen Gütergemeinſchaft oder der 


8) Vgl. dazu § 15 Abſ. 3 EH RV. 

9) Wegen Beteiligung des Anerben f. § 35 Abſ. 2 NCG. 

10) Das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht nach § 22 
Abſ. 3 EHNV verbleibt aber dem überlebenden Ehegatten. 

11) Dieſes Ergebnis befriedigt nicht voll, denn mit dem 
Erbhof erhält die Ehefrau den weſentlichſten Vermögensteil, 
das übrige Vermögen ſollte daher den übrigen Erben un- 
geſchmälert zufallen. 


Aufſätze 


Errungeuſchaftsgemeinſchaft, fo wird nach dem Tode eines 
der Ehegatten eine Auseinanderſetzung des Geſamtguts 
nach den Vorſchriften der 88 1474 ff., 1546 BGB. ſtatt⸗ 
finden. Dabei find zunächſt die Geſamtgutsverbindlich— 
keiten zu bereinigen, zu denen auch die genannten Erſatz⸗ 
forderungen gehören. Der verbleibende Überſchuß des Ge- 
ſamtguts gebührt jedem Ehegatten zur Hälfte. Sit z. B. 
— außer dem vorweg auf den Anerben übergehenden 
Ehegattenerbhof — ein Geſamtgut von 4000 HM vor- 
handen und beſteht eine Erſatzforderung des Mannes an 
das Geſamtgut von 1500 AM und eine ſolche der Frau 
von 500 AM, jo verbleibt ein verteilbares reines Geſamt⸗ 
gut von 2000 AM, das jedem Ehegatten zur Hälfte ge- 
bührt. Iſt der Ehemann zuerſt geſtorben, ſo beſteht ſein 
Nachlaß — ſofern er nicht noch beſonderes eigenes Bet- 
mögen hatte — in dem Geſamtgutsanteil von 1000 RAM 
und der Erſatzforderung gegen das Geſamtgut von 
1500 AM, zuſammen in 2500 AM (der Nachlaß der erft- 
verſtorbenen Ehefrau würde 1500 RM betragen). Dieſer 
Nachlaß vererbt ſich auf die kraft BB. berufenen Erben, 
auf den Anerben (ſei dies der überlebende Ehegatte oder 
ein anderer) allerdings nur mit der in § 35 Abſ. 2 
REG enthaltenen Einſchränkung 12). Soweit der über- 
lebende Ehegatte nur als Miterbe (nicht zugleich als Une 
erbe) beteiligt iſt, kann er nur entweder den Altenteil 
des 8 31 REG oder feine Anſprüche an den Nachlaß des 
verſtorbenen Ehegatten geltend machen. Macht der über⸗ 
lebende Ehegatte den Altenteil geltend, ſo geht er mithin 
auch ſeines Erbteils an der Erſatzforderung des verſtorbenen 
Ehegatten zugunſten des Anerben verluſtig. 


Hat der überlebende Ehegatte ſelbſt eine — bei 
der Auseinanderſetzung zu berückſichtigende — Erſatzfor⸗ 
derung an das Geſamtgut, fo verbleibt ihm dieſe nach dem 
Tode des erſtſterbenden Ehegatten, auf ſie braucht im Falle 
der Inanſpruchnahme des Altenteils des § 31 REG nicht 
verzichtet zu werden. Ebenſowenig braucht der überlebende 
Ehegatte im Falle der Ausübung des Altenteils auf ſeinen 
eigenen Geſamtgutsanteil zu verzichten, da es ſich hierbei 
nicht um einen gegen den Nachlaß des verftorbenen Ehe- 
gatten gerichteten Anſpruch, ſondern um einen güterrecht⸗ 
lichen Anſpruch handelt (ſ. Fußnote 4). 

Vielfach wird das vorhandene Geſamtgut nur aus 
dem Erbhof beſtehen, der vorweg auf den Anerben 
übergeht, ſo daß eine Geſamtgutsauseinanderſetzung nicht 
praktiſch wird. Der Anerbe haftet aber neben den übrigen 
Miterben für die auf dem Geſamtgut (Erbhof) ruhenden 
Erſatzforderungen der Eheleute. Man wird fiir diefe Fälle 13) 
in entſprechender Anwendung des § 34 Abſ. 2 REG da- 
von ausgehen müſſen, daß der Anerbe den Miterben gegen⸗ 
über verpflichtet ift, die Erſatzforderungen allein zu tragen, 
ſoweit das ſonſtige Geſamtgut hierzu nicht ausreicht 10 16). 
12) Iſt der überlebende Ehegatte Anerbe geworden, ſo 
braucht er ſich aber nicht den Ertragswert des geſamten 
Erbhofs anrechnen zu laſſen, ſondern nur den des nach dem 
Tode des verſtorbenen Ehegatten auf ihn übergegangenen 
Teils. Entſprechendes gilt auch für eine andere als Anerbe 
in Frage kommende Perſon, die den Teil, der bereits bei 
Lebzeiten des überlebenden Ehegatten auf ſie übergegangen 
iſt, erſt bei deſſen Tod zur „Ausgleichung“ zu bringen hat. 

13) Von einer Unzulänglichkeit des Geſamtguts kann 
man in einem ſolchen Falle nicht fprechen. 

14) Ganz befriedigend ift dieſes Ergebnis allerdings 
nicht, da es ſich immerhin um familien rechtliche Forde- 
rungen handelt, von denen der Anerbe möglichſt befreit 
werden ſollte. Eine ſolche Befreiung tritt allerdings in dem 
Falle ein, daß Anerbe und erſatzberechtigter Ehegatte Dies 
ſelbe Perſon ſind. 

16) Abſchließend iſt noch auf folgende eigenartige Tat⸗ 
ſache hinzuweiſen: Hat (was vielfach von Zufälligkeiten der 
verſchiedenſten Art abhängig war) zwiſchen den Ehegatten 
allgemeine Gütergemeinſchaft ohne Vorbehaltsgut beſtan⸗ 
den, fo ift wegen des Fehlens von Erſatzforderungen (f. 
J. Abſchu. Ziff. 3 Abſ. 1) in vielen Fällen ein ſonſtiger Rad- 


9. Jahrgang 1939 Heft 21/22] 


2. Einfluß des Erbhofrechts im Falle der 
Erbhofübergabe 


Die Anerbenfolge wird vielfach durch Übergabe des 
Erbhofs an den künftigen Anerben vorweggenommen die 
837 Abſ. 3 NEO). Bei dieſer Übergabe iſt zu beach⸗ 
ten, daß alle vorhandenen Verbindlichkeiten in irgend⸗ 
einer Weiſe geregelt werden. Hinſichtlich der fremden 
Verbindlichkeiten und der Verſorgungsanſprüche 
nach 88 30, 31 NEG ift das fait ſtets der Fall, ſelten 
aber findet man in einem Übergabevertrag auch Erſatz⸗ 
forderungen der hier beſprochenen Art geregelt. Eine 
ſolche Regelung erſcheint aber ſchon deshalb notwenbig, 
weil der Übernehmer nur daun weiß, mit welchen Se 
ſamtverpflichtungen er endgültig zu rechnen hat und weil 
auch das ACG nur dann beurteilen kann, ob der Erbhof 
nicht letzten Endes über ſeine Kräfte belaſtet wird. Auch 
im Hinblick darauf, daß — wenigſtens heute noch — ein 
nennenswerter Nachlaß auf Ableben des Altbauern oft 
nicht vorhanden ſein wird, dem Übernehmer daher Haf⸗ 
tung nach 8 419 BGB. droht, ſollten etwaige Erſatz⸗ 
forderungen che- oder güterrechtlicher Art im Übergabe⸗ 
vertrag unbedingt geregelt werden. Dabei wird es, zumal 
die Anſprüche des Übergebers und feines Ehegatten — und 
der Abkömmlinge, die u. U. Erben der Erſatzforderungen 
werden — im übrigen im Übergabevertrag erſchöpfend ge⸗ 
regelt zu werden pflegen, vielfach notwendig ſein, zu ver⸗ 
anlaſſen, daß von den Beteiligten auf die Geltendmachung 
von Erſatzforderungen ganz verzichtet wird, zum min- 
deſten dem Hofübernehmer gegenüber 16). Ff nach dem Tode 
eines der Altbauern ſpäter noch Vermögen vorhanden, ſo 
mag der einen Erſatzanſpruch beſitzende Ehegatte daran 


laß nicht vorhanden. Beſtand dagegen Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft, ſo iſt wegen der Möglichkeit der Geltend⸗ 
machung von Erſatzſorderungen des öfteren ein neunens⸗ 
werter Nachlaß vorhanden. Die Vererbung des Erbhofs da⸗ 
gegen iſt in beiden Fällen die gleiche. 

16) Auch im Falle des Übergangs des Erbhofs nach dem 
Tode des Bauern muß der überlebende Ehegatte auf ſeine 
Erſatzforderung vielfach verzichten, vgl. die Ausführungen 
in Abſchn. II Ziff. 1. 


prüfung der politiſchen Zuverläſſigkeit auch bei 
Konzeſſtonserteilung für Gaſtwirte 


In der Praxis kommt es häuſig vor, daß von den 
Verwaltungsbehörden bei der Erteilung von Konzeſſionen 
für Gaſtwirte die Frage der politiſchen Zuverläſſigkeit nicht 
geprüft oder ihr eine erhebliche Bedeutung nicht beigemeſ⸗ 
ſen wird. 

Die Prüfung der politiſchen Zuverläſſigkeit ſpielt aber 
gerade im Gaſtſtättengewerbe eine große Rolle Aus der 
Rechtſprechung der Soudergerichte und aus Beobachtungen 
des täglichen Lebens iſt zu entnehmen, daß ſich häufig un⸗ 
zuverläſſige Elemente gerade in ſolchen Gaſtwirtſchaften und 
Hotels treffen, deren Beſitzer entweder mit dieſen Kreiſen 
offen ſympathiſieren oder als politiſch unzuverläſſig anzu⸗ 
ſprechen find; ſolche Wirte bieten dieſen Leuten Unterſchlupf 
und helfen mit dazu, die Nachforſchungen der Staatspolizei 
zu erſchweren und gar unmöglich zu machen. 

Es ift daher politiſch geſehen im Staatsintereſſe un⸗ 
bedingt erforderlich, die Frage der politiſchen Zuverläſſig⸗ 
keit im Gaſtſtättengewerbe vor der Konzeſſionserteilung zu 
prüfen. 

Wie kommt es, daß die politiſche Zuver⸗ 
läſſigkeit in vielen Fällen nicht geprüft oder 
ihr die zukommende Bedeutung nicht beigemeſ⸗ 
ſen wird? 

Nach 8 19 Gaftftätt®. v. 28. April 1930 ſind vor Er⸗ 
teilung der Erlaubnis die örtliche Polizei⸗ und die Ge⸗ 
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miterben, es muß aber unterbunden werden, daß er ſpäter 
noch einen Erſatzanſpruch geltend machen kann, der in der 
Regel weit höher iſt als der vorhandene Nachlaß, und der 
daher nach § 419 BGB. (vgl. auch 8 34 Abf. 2 NEO) 
den Erbhof bedrohen kann. 


Auf keinen Fall aber darf zugelaſſen werden, daß auf 
dem Wege der Geltendmachung einer durch den Hofesnach⸗ 
folger zu übernehmenden Erſatzforderung die Zahlung einer 
Art Gutsabſtandsgeldes durch den Übernehmer erreicht 
wird, womöglich noch mit der Verpflichtung für dieſen, 
über die Dauer der Stundung Zinſen zu zahlen 1). 


III. Bereinigung ehe- und güterrechtlicher Erſatz⸗ 
forderungen während der Ehe 


Vielfach wird die Frage aufgeworfen, wie einem Ehe⸗ 
gatten, dem eine ehe- oder güterrechtliche Erſatzforderung 
zuſteht, während der Ehe für dieſen Anſpruch ganz 
oder teilweiſe ein Ausgleich gewährt werden kann. 
Dies iſt insbeſondere durch Zuwendung von — nicht in 
Erbhofvermögen — beſtehenden Vermögenswerten unter 
Lebenden, durch Anlage eines Sparguthabens, Abſchluß 
einer Lebensverſicherung, Schließung eines Ehevertrags 
und Einräumung von Verwaltungs und Nutznießungs⸗ 
rechten am Erbhof möglich 1s). 


17) Solche Fälle find tatſächlich vorgekommen. Bemerkens⸗ 
wert ift eine Entſcheidung des CHG Bamberg v. 9. Nov. 
1938 (Ed Rſpr. 837 Nr. 115), in der mit Recht die Zuläſſig⸗ 
keit der Vereinbarung in einem Übergabevertrag verneint 
worden iſt, nach der der Hofesübernehmer das Heiratsgut 
der zweiten Frau des übergebers als Schuld übernehmen 
ſollte. Das EHG hat insbeſondere darauf abgeſtellt, daß der 
übernehmer durch den Übergabevertrag nicht ſchlechter ge⸗ 
ſtellt werden darf, als er bei Eintritt der Erbfolge ſtünde. 
Beim Erbfall würde aber die Erſatzforderung als Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit in erſter Linie aus dem erbhoffreien Ver⸗ 
mögen zu berichtigen ſein, falls der Gläubiger nicht wegen 
Beanſpruchung des Altenteils ganz auf die Erſatzforderung 
verzichten muß. 

16) Nähere Ausführungen hierüber find in dem Auffatz 
des Verf. in RdRN. 1936, 786 enthalten. 


meindebehörden, vor ihrer Zurücknahme die örtliche Polizei⸗ 
behörde zu hören. Nach den Ausf Beſt. der deutſchen Länder 
ſind meiſtens auch der gewerbliche Aufſichtsbeamte, das 
Wohlfahrtsamt und die DAF. (nach Beſeitigung der früheren 
Berufsvertretungsverbände) zu hören. Bei Ausſchank von 
geiſtigen Getränken iſt die Anhörung der DAF. und des 
Jugendamtes zwingend vorgeſchrieben. 

Nach einem Erlaß des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters 
des Junern v. 28. Febr. 1936, der allerdings nur für 
Preußen gilt, iſt von der Anhörung anderer als der in § 19 
Gaſtſtättch. bezeichneten Stellen abzuſehen, um eine un⸗ 
nötige Verzögerung der Entſcheidung von Konzeſſtonsgeſuchen 
zu vermeiden, ſofern nicht nach Lage des Falles eine be⸗ 
ſondere Ausnahme gerechtfertigt erſcheint. 

Dies hat daher dazu geführt, daß häufig andere Stel⸗ 
len nicht angehört werden, insbeſondere nicht der zuſtändige 
Hoheitsträger der NSDAP., ſo daß häufig die Frage der 
politiſchen Zuverläſſigkeit nicht oder nicht genügend geprüft 
wird. Die Ortspolizeibehörde oder die DAF. ſind nicht in 
der Lage, die Frage der politiſchen Zuverläſſigkeit ord⸗ 
ne 1 u a davon wären fie 
azu auch nicht zuſtändig, da dieſe Prüfung ausſchließli 
Hoheitsrecht der NEDAR. ift. eee 

Ift die Frage der politiſchen Zuverläſſig⸗ 
keit nach geltendem Recht en a: 

Dieſe Frage ift unbedingt zu bejahen. 

Nach 8 2 Ziff. 1 Gaſtſtättch. ift die Erlaubnis nur 
dann zu verſagen, wenn Tatſachen die Annahme rechtfer⸗ 


1054 


tigen, daß der Antragſteller die für den Gewerbebetrieb er- 
forderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. Das Geſetz führt eine 
lange Reihe von Fällen auf, wann „insbeſondere“ eine 
ſolche Unzuverläſſigkeit anzunehmen iſt. Unter dieſen Bei⸗ 
ſpielen iſt die politiſche Unzuverläſſigkeit nicht enthalten. 
Dies iſt nicht verwunderlich, da das Geſetz aus dem Jahr 
1930 ſtammt. Für die Stellvertretererlaubnis gilt der gleiche 
Grundſatz (5 6 Abſ. 2). 

Nach der vor der Machtübernahme herrſchenden Mnf- 
faſſung find die Verſagungsgründe in $2 Ziff. 1 Gaſtſtättch. 
erſchöpfend aufgezählt (vgl. Weiß und Mayer, „Gaſt⸗ 
ſtättG.“, 1932, S. 6). Dies wurde offenſichtlich aus dem 
Wörtchen nur geſchloſſen. Dieſer Standpunkt iſt jedoch 
nicht haltbar. Aus dem Umſtand, daß die im 8 2 Ziff. 1 
aufgeführten Beiſpiele mit dem Wort „insbeſondere“ ein⸗ 
geleitet werden, muß geſchloſſen werden, daß der Geſetzgeber 
nur einzelne Beiſpiele aufzahlen wollte, ohne dieſen Punk⸗ 
ten eine ausſchließliche Bedeutung beizumeſſen. Zur Frage 
der persönlichen Zuverläſſigkeit im Sinne des Gaſtſtätth. 
gehört daher auch die politiſche Zuverläſſigkeit. 

Die politiſche Zuverläſſigkeit des Antragſtellers iſt da⸗ 
her von den Verwaltungsbehörden bei Erteilung der Erlaub- 
uig zum Betrieb einer Gaſtwirtſchaft nach geltendem Recht 
zu prüfen; denn auch frühere Geſetze ſind unbeſtritten nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung auszulegen (vgl. auch 88 1,2 
St AnpG.). 

Die Frage der politiſchen Zuverläſſigkeit kann aber 
allein vom Hoheitsträger der Partei entſchieden werden, das 
ift der zuſtändige Kreisleiter der NSDAP.; zur Prüfung 
ſind nicht zuſtändig die Verwaltungsbehörden, auch nicht 
die oberen Verwaltungsgerichte. Daraus ergibt ſich, daß vor 
jeder Konzeſſionserteilung der Kreisleiter der NSDAP. 
neben den in 5 19 Gajtftätt®. vorgeſehenen Stellen zu 
hören iſt. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen wäre eine Ergänzung des 
819 Gaſtſtätt GG. erforderlich, daß neben den dort aufgezähl⸗ 
ten Stellen auch der zuſtändige Kreisleiter der NSDAP. zu 
hören iſt. Damit würde keine Anderung des Geſetzes er⸗ 
folgen, ſondern es würde lediglich hinſichtlich des Verfahrens 
der richtige Weg aufgezeichnet. 

Auch bei der Erteilung der vorläufigen Schankerlaub⸗ 
nis nach 88 und der vorläufigen Weiterführungsbefugnis 
i. S. des §7 Gaſtſtättch. wäre die politiſche Zuverläſſigkeit 
ſchon zu prüfen. 

Die Konzeſſionserlaubnis muß auch zurückgenommen 
werden, wenn die politiſche Zuverläſſigkeit des Gaſtwirtes 
nicht mehr beſteht oder nachträglich feſtgeſtellt wird, daß 
die Frage vor der Erteilung nicht genügend geklärt wurde 
und bei nachträglicher Prüfung zu verneinen iſt. Das Geſetz 
ſpricht im § 12 Abſ. 2 Gaſtſtättch. davon, daß die Erlaubnis 
in einem folmen Falle (8 2 Abſ. 1 Ziff. 1 oder 2 GaſtſtättG.) 
zurückgenommen werden kann. Die Zurücknahme ift daher 


in das pflichtmäßige Ermeſſen der Verwaltungsbehörden 


geſtellt. Sie wird daher auf jeden Fall einſchreiten müſſen, 
wenn ſie nicht ihr pflichtmäßiges Ermeſſen verletzen will. 

Zur Antragſtellung und zum Hinweis auf evtl. Miß⸗ 
ſtände in dieſer Richtung iſt der zuſtändige Kreisleiter der 
NSDAP. als Hoheitsträger berufen. 

Auf jeden Fall ift auf die Prüfung der politiſchen Bu- 
verläſſigkeit durch die Verwaltungsbehörden ein erheblich 
größerer Wert zu legen, als dies bisher geſchieht. 

Dipl.⸗Volkswirt Aſſeſſor Dr. Otto Betz, 
Referent im Reichsrechtsamt der NSDAP., München. 


Beſtellung von Ehegatten als Pfleger 
in Erbgeſundheitsſachen 


Im Rechtsſchrifttum wurde bereits vor Jahresfriſt die 
Frage aufgeworfen, ob Ehegatten in Erbgeſundheitsſachen 
als Verfahrenspfleger beſtellt werden können (vgl. JW. 1938, 
1702 f.). Es wurde einerſeits auf die Gefahren hingewieſen, 
die ſich aus der Pflegerbeſtellung des Ehegalten im Einzel⸗ 
et ſowohl wie auch im Hinblick auf das Vertrauen zu den 

rbgeſundheitsgerichten überhaupt ergeben können. Denn in 
der Mehrzahl der Fälle wird ein Ehegatte die Ehe mit dem 
kranken Ehepartner zu löſen ſuchen, ſobald feſtgeſtellt wird, 
daß dieſer an einer Erbkrankheit leidet. Trägt er ſich mit 
dieſer Abſicht, dann iſt er aber nicht mehr die geeignete 


Aufſätze 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


Perſon, die im Erbgeſundheitsverfahren die Intereſſen des 
Kranken wahren und gegebenenfalls gegen den die Un⸗ 
fruchtbarmachung anordnenden Beſchluß Beſchwerde ein⸗ 
legen ſoll. Andererſeits wurde betont, daß ſich in vielen 
Fällen gerade Ehegatten als Pfleger ſehr gut bewährt und, 
getragen vom Vertrauen des Erbkranken, deren Belange 
gewiſſenhaft wahrgenommen haben, ſo daß die Erbgeſund⸗ 
heitspflege einen großen Verluſt erleiden würde, wenn ſie 
auf dieſen ganzen Teil von bewährten Mitarbeitern ver⸗ 
zichten ſollte. 

Nun nahm der Reichsjuſtizminiſter ſelbſt in einer AV. 
am 19. Mai 1939 (DJ. S. 917) zu dieſem Fragenkreis Stel 
lung, und zwar in einer Weiſe, die dem Hin und Wider der 
geäußerten Meinungen Rechnung trägt. Es heißt dort u. a.: 
„Kommt eine Pflegerbeſtellung in Betracht, ſo wird das 
Gericht alsbald ermitteln müſſen, wer gegebenenfalls zum 
Pfleger beſtellt werden foll, Tunlichſt folt ein näherer 
Familienangehöriger, mit dem der Unfruchtbar⸗ 
zumachende in gutem Ein vernehmen lebt, zum 
Pfleger beſtellt werden. Wird das Jugendamt um einen 
Vorſchlag gebeten, ſo iſt in dem Erſuchen ausdrücklich darauf 
hinzuweiſen, daß in erſter Linie ein näherer Familien⸗ 
angehöriger vorzuſchlagen iſt.“ 

Dieſe AV. bringt alſo zum Ausdruck, daß der Ehegatte 
zum Verfahrenspfleger beſtellt, unter Umſtänden aber auch 
übergangen werden kann, wenn ſich ein anderer naher Fa⸗ 
milienangehöriger beſſer eignet. Immer muß das Gericht 
prüfen, was am eheſten dem Wohle des Unfruchtbar⸗ 
zumachenden dient; in Beachtung dieſes oberſten Leitſatzes 
muß es aber auch darauf bedacht ſein, daß der in Ausſicht 
genommene Pfleger mit dem Unfruchtbarzumachenden in 
gutem Einvernehmen lebt. Ein Ehegatte, der — was ihm 
übrigens nicht zu verargen iſt — nach Durchführung des 
Erbgeſundheitsverfahrens die Aufhebung der Ehe be⸗ 
antragen will, erfüllt dieſe Vorausſetzungen nicht. Dieſe 
mitunter geheimen Abſichten des Ehegatten werden dem 
Gericht jedoch meiſt nicht offenbar. Darum iſt es zweckmäßig, 
in allen zweifelhaften Fällen ſtatt des Ehegatten einen der 
nächſten Verwandten des Unfruchtbarzumachenden zum Pfle⸗ 
ger zu beſtellen. Keineswegs dürfen ſich die Fälle wieder⸗ 
holen, in denen die Pfleger gegen den Willen ihrer un⸗ 
fruchtbarzumachenden Ehegatten auf Rechtsmittel verzich⸗ 
teten und ſodann, geſtützt auf den rechtskräftigen Beſchluß 
der Erbgeſundheitsgerichte, die Aufhebung ihrer Ehen be⸗ 
trieben. 

Aſſeſſor Hans Brand, 
Referent im Reichsrechtsamt der NSDAP., München. 


Auflagen zu Laſten des Erbhofs 


Die Eutſcheidung über die Genehmigung von Qof- 
überlaſſungsverträgen bildet einen weſentlichen Teil des an- 
erbengerichtlichen Arbeitsgebietes. Nicht ſelten findet ſich 
hierbei die Höhe der vereinbarten Ausſtattungen und Alten⸗ 
teilsreichniſſe zu beanftanden. Das ACH erteilt alsdann 
nach Erörterung in aller Regel die Genehmigung unter der 
Auflage einer beſtimmten, von den Beteiligten nachträglich 
zu vereinbarenden Kürzung. In der Praxis hat fih nun die 
Frage erhoben, ob auch umgekehrt nach Sachlage das NEG 
die Genehmigung unter der Auflage ausſprechen könne, daß 
der Hofübernehmer die vereinbarten Leiſtungen in beſtimm⸗ 
ter Weiſe erhöhe. Eine alleinſtehende alte Bäuerin beiſpiels⸗ 
weiſe überträgt ihren Hof zum Zwecke einer beſſeren Be⸗ 
wirtſchaftung dem ſeit Jahren bereits darauf arbeitenden 


Schweſterſohn. Im notariellen Überlafjungsvertrag wird ihr 


unter den Verſorgungsleiſtungen ein monatliches Taſchen⸗ 
geld von zehn Reichsmark zugeſtanden. Dieſes Taſchengeld iſt 
jedoch, worauf die Bäuerin zunächſt durch den KrBß auf- 
merkſam gemacht wird, im Hinblick auf die erheblichen Kräfte 
des laſtenfreien Hofes und unter Berückſichtigung der üb- 
rigen vereinbarten Leiſtungen des Übernehmers offenbar un⸗ 
zulänglich. Sie bittet darauf das ACG, die Genehmigung 
nur unter der Auflage einer Erhöhung des monatlich zu 
zahlenden Taſchengeldes auf zwanzig Reichsmark zu be⸗ 
ſchließen. Der übernehmer widerſpricht dem, indem er die 
Tragbarkeit eines höheren Taſchengeldes beſtreitet. Es ſteht 
indeſſen feſt, daß auch mit dem begehrten Mehrbetrage das 
Taſchengeld den Hof nicht ungebührlich beanſpruchen würde. 

Die gewünſchte Auflage zu Laſten des Erbhofs muß 
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für zuläſſig erachtet werden. Gegen ſie iſt geltend gemacht 
worden, daß die Bäuerin an die Vereinbarungen des nota⸗ 
riellen Vertrages gebunden feit und das AEG lediglich nach⸗ 
zuprüfen habe, ob der Übergabevertrag den Hof nicht über 
ſeine Kräfte belaſte; das Gericht könne daher keine zu 
Laſten des Hofes gehenden Auflagen machen, ſelbſt wenn 
durch deren Erfüllung der Hof nicht übergebührlich beein⸗ 
trächtigt werden würde. Das iſt jedoch nicht zutreffend. 

Gegen den Willen beider Vertragſchließenden freilich 
wird das ACG kaum Auflagen zu Laſten des Erbhofs 
machen können, es ſei denn, es handele ſich um den Schutz 
der nach 88 30, 31 REG aus dem Hofe verſorgungsberech⸗ 
tigten Perſonen (vgl. NEHS in JW. 1935, 2566 16). Im 
übrigen aber ſchließt ſchon die Faſſung des 837 NEG, der 
da in Abſ. 2 Satz 2 lediglich lautet: „Die Genehmigung kann 
auch unter einer Auflage erteilt werden“, Auflagen zu 
Laſten des Erbhofs nicht aus. Das iſt auch begründet. Denn 
von ihnen faun nicht felten der künftige Frieden auf dem 
Hofe abhängig ſein. So werden insbeſondere zu knappe Ver⸗ 
ſorgungsleiſtungen immer wieder den Ausgedinger miß⸗ 
ſtimmig machen und zu Zerwürfniſſen mit dem Übernehmer 
Anlaß geben. Bittet der Hofabgeber ſolchenfalls um eine 
ſachgemäße Auflage, ſo iſt dieſe auch unter Mehrbelaſtung 
des übernehmers dem Hofe im ganzen dienlich. Die Bin⸗ 
dung der Beteiligten au den notariellen Überlaſſungsvertrag 
aber bedeutet nicht das Verbot, eine angemeſſene Ab⸗ 
änderung desſelben zu erſtreben. 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird durch $ 36 EN RV 
beſtätigt. Hiernach ift das ACG für die Entſcheidung von 
Streitigkeiten auch über vertraglich feſtgelegte Verſorgungs⸗ 
anſprüche, die dem Hofübergeber oder ſeinen Familien⸗ 
angehörigen aus Anlaß der Hofesübergabe gegen den Über- 
nehmer zuſtehen, zuſtändig und unter anderem insbeſondere 
befugt, die Leiſtungen unter Berückſichtigung der Umſtände 
des Falles je nach Billigkeit herab- oder heraufzuſetzen. 
Soweit aber die Verſorgungsanſprüche, wie namentlich bei 
Genehmigung eines Hofübergabevertrages, bereits Gegen⸗ 
ſtand anerbengerichtlicher Entſcheidung geweſen ſind, be⸗ 


ſtimmt Abſ. 4 der bezeichneten Vorſchrift, daß eine ander- 
weitige Feſtſetzung nur dann zuläſſig ift, wenn die Verhält- 
niſſe, welche für die Bemeſſung der Leiſtung maßgebend 
waren, ſich ſeit Erlaß der Entſcheidung weſentlich verändert 
haben. Der offenbare Sinn dieſer Einſchränkung iſt, eine 
doppelte Befaſſung des AEG mit dem Inhalt der Ber- 
tragsregelung bei im weſentlichen gleichgebliebener Sachlage 
auszuſchließen (vgl Vogels, 836 E hRV Anm. 8 b). Dar- 
aus, daß in ſolchem Falle ohne weiteres auch die Erhöhung 
der übernommenen Leiſtungen ausgeſchloſſen iſt, ergibt ſich 
mit völliger Sicherheit, daß das ACH bereits bei Genehmi⸗ 
gung des Übergabevertrages eine ſolche aufzugeben befugt 
ſein muß. Denn ohne dieſe Befugnis würde eine ſpätere 
Ablehnung der Erhöhung im Verfahren nach § 36 EN RV 
mit der Begründung, die Verſorgungsanſprüche hätten be⸗ 
reits bei Genehmigung des Übergabevertrages den Gegen⸗ 
ſtand anerbengerichtlicher Entſcheidung gebildet, ſinnlos ſein. 

Damit iſt nun nicht geſagt, daß jeder Hofabgeber ohne 
weiteres gegen Anſtand und Sitte im Widerſpruch mit den 
zuvor vereinbarten Überlaſſungsbeſtimmungen deren Ab⸗ 
änderung zu ſeinen Gunſten im anerbengerichtlichen Ge⸗ 
nehmigungsverfahren erſtreben konnte. Vielmehr wird es 
ſchon gewichtiger Gründe bedürfen, um den Übergeber für 
berechtigt zu erachten, die ſoeben noch als zulangend er⸗ 
achteten Reichniſſe als unzulänglich oder unangemeſſen nied⸗ 
rig zu rügen. Solche Gründe ſind aber anderſeits durchaus 
möglich, ſei es nur, daß der abgebende Teil in völliger 
Vertragsungewandtheit allzu leicht und unter dem Einfluß 
des Übernehmers ohne reifliche Überlegung von offenbar 
berechtigten Anſprüchen abgelaſſen hat. Der Beſtimmung des 
837 REG wird man baher erft mit der Anerkennung voll 
gerecht, daß das AEG bei Genehmigung von überlaſſungs⸗ 
verträgen unter anderem nicht nur zu prüfen verpflichtet iſt, 
ob die dem Übernehmer auferlegten Leiſtungen die Kräfte 
des Hofes nicht überſteigen, ſondern auch auf Verlangen 
berechtigt iſt, im Intereſſe des Überlaſſers Auflagen zu 
Laſten des Hofes zu beſchließen. 

AGR. Dr. Linkhorſt, Lieberoſe. 


Mitteilungen 


Wolfgang Wilhelm Günther, Referendar und 
Leutnant der Reſerve, gefallen bei Frohnleiten 
am 25. Mai 1938 


Mehr als ein Jahr iſt ins Land gezogen, ſeit in der 
Steiermark die Frühjahrswildwaſſer die Mur in einen 
reißenden Strom verwandelten, der große Zerſtörungen an⸗ 
richtete und viele der eben erſt in das Reich heimgekehrten 
Volksgenoſſen in höchſte Lebensgefahr brachte. Selbſt die 
an dieſe Gefahren gewohnten Bergbauern und Holzknechte 
waren ſolchem Wüten der Elemente allein nicht gewachſen 
und es wurde daher SA. und Wehrmacht alarmiert, um 
in gemeinſamem Einſatz zu retten, was noch zu retten war. 

Mit dem Gebirgsartillerieregiment 79 kam am 22. Mai 
1938 von Bad Reichenhall her auch der ſoeben zum Leut⸗ 
nant der Reſerve ernaunte Referendar Wolfgang Wilhelm 
Günther, Sohn eines Insbrucker Univerſitätsprofeſſors, 
an die meiſtgefährdete Stelle, die Papierfabrik von Frohn⸗ 
leiten. Fünfzig Menſchen in drei Häuſern waren dort von 
der tobenden Flut eingeſchloſſen. Nach vielſtündigem Mühen 
gelang es Günther mit ſeinen Soldaten und SA Kameraden, 
einundzwanzig Männer, Frauen und Kinder auf das Feſt⸗ 
land zu bergen. 

Am nächſten Tage wurde das Rettungswerk fortgeſetzt. 
Drei ſchwere Luftleitungskabel, die von dem Kraftwerk der 
Fabrik über den Fluß führten, wurden zur behelfsmäßigen 
Schwebebahn hergerichtet und auch auf dieſem Wege ſchon 
Volksgenoſſen aus den Häuſern gerettet. Leutnant Günther 
will ſein rettendes neues Tagewerk damit beginnen, daß er 
ſich ſelbſt hinüberhantelt zum meiſtgefährdeten Haus, um 
deſſen Bewohner ſo bald wie irgend möglich in Sicherheit 
zu bringen. Schon hat er ſich auf ſeinem Seilſitz bis über 
die Flußmitte gezogen, da neigt ſich der als Kabelträger 
dienende eiſerne Maſt, unterſpült, zur Seite. In Erkennt⸗ 
nis der neuen Lage ſchneidet Günther fein Sicherungsſeil 


ab, ſpringt in das eiskalte Wildwaſſer, um zum Ponton zu 
ſchwimmen, den die Pioniere ſchon fahrklar gemacht haben. 
Aber da verfängt ſich das abgeſchnittene Sicherungsſeil im 
Steuerruder des Pontons, und Günther wird abgetrieben. 
Die Pioniere jagen das Boot dem Leutnant nach, Kame⸗ 
raden ſpringen todverachtend ins Waſſer: Vergebens! Acht⸗ 
hundert Meter noch hält er ſich mit übermenſchlicher An⸗ 
ſtrengung über Waſſer. Dann verſinkt er vor den Augen 
ſeiner Kameraden, die infolge des Opfers ſeines Lebens das 
begonnene Rettungswerk vollenden können. 

Die höchſte Ehrung für einen Deutſchen, die durch den 
Führer, ward Wolfgang Wilhelm Günther an ſeinem Grabe 
zuteil. Generäle, Gauleiter, Oberſte Richter und Rektoren 
ſtanden an ſeiner Bahre, zuſammen mit dem ganzen Volk 
unſeres Großdeutſchen Reiches, in deſſen Dienſten er fein 
Leben zur Rettung anderer opferte. 


Die Reichsgruppe Hochſchullehrer auf dem Tag 
des deutſchen Rechts 


Die Reichsgruppe Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft⸗ 
liche Hochſchullehrer hat ihre Arbeit entſprechend der dem 
rechts⸗ und wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer als 
politiſchem Wiſſenſchaftler und als Glied des Rechtswahrer⸗ 
ſtandes geſtellten Aufgabe ſeit ihrem Beſtehen vor allem auf 
zwei Ziele ausgerichtet: Auf den Einſatz der Reichsgruppe 
und jedes einzelnen Hochſchullehrers im politiſch⸗wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kampf ſowie auf die Förderung der fachlichen Be⸗ 
ſtrebungen im Sinne der Neuordnung der deutſchen Rechts⸗ 


und Wirtſchaftswiſſenſchaft durch eine i 225 
ſchaftsarbeit. | ine intenſive Gemein 


Die Sondertagung der Reichsgruppe gele i 
gelegentlich des 
Tages des deutſchen Rechts brachte dieſe Aufgabenstellung 
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in ihren verſchiedenen Veranſtaltungen wirkſam zum Mus- 
druck. Eine große Geſamtkundgebung am Schlußtage des 
Tages 'des deutſchen Rechts in der Aula der Univerſität fo- 


wie zwei Sondertagungen der rechts- und wirtſchaftswiſſen⸗ 


ſchaftlichen Hochſchullehrer behandelten die politiſch-wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Ziele und Aufgaben, während verſchiedene Git- 
zungen der Arbeitsgemeinſchaften der Reichsgruppe die be⸗ 
ſondere Arbeit auf den einzelfachlichen Gebieten, vor allem 
auch im Zuſammenwirken mit der Praxis, zum Gegeuſtaud 
hatten. 

„über den Beruf unſerer Zeit zur Wiſſeuſchaft“ war 
das Thema der großen Kundgebung der rechts- und wirt- 
ſchaftswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer, die am Sonntag, 
dem 21. Mai, in feierlicher Weiſe in Auweſenheit des Reichs⸗ 
rechtsführers, des Reichsdozentenführers, des Rektors der 
Univerſität Leipzig ſowie der Mitglieder der Reichsgruppe 
ſtattfand. Die Reichsgruppe hat von jeher eine ihrer Haupt⸗ 
aufgaben darin geſehen, den Gedanken der akademiſchen 
Wiſſenſchaft und des Hochſchullehrers als ihres berufenen 
Vertreters auf das nachdrücklichſte zu vertreten und zu 
ſtärken. Gegenüber gelegentlichen Verſuchen, die Bedeutung 
der Univerſität zugunſten einer reinen Fachſchule herabzu⸗ 
mindern, hat ſie es ſich ſtets zum Ziel geſetzt, für den 
Gedanken einer echten Wiſſenſchaft als einer geiſtigen Ge⸗ 
ſamthaltung zu kämpfen. Durch dieſen Einſatz für den Hoch⸗ 
ſchulgedanken und die Stellung des Hochſchullehrers dient 
die Reichsgruppe vor allem auch der nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsidee, denn Aufgabe des Hochſchullehrers iſt es ja ge⸗ 
rade, dem jungen Rechtswahrer die geiſtig⸗wiſſenſchaftliche 
Geſamthaltung zu vermitteln, die ihn ſpäter in die Lage 
ſetzen ſoll, die Rechtsidee jederzeit ſicher verwirklichen zu 
können. Es war daher ganz beſonders bedeutſam, daß der 
Reichsdozentenführer, Z4-Brigabeführer Prof. Dr. Schultze, 
ſelbſt zu dem Thema der Kundgebung „über den Beruf 
unſerer Zeit zur Wiſſenſchaft“ ſprach. In grundſätzlichen 
Ausführungen ging er davon aus, daß die deutſche Wiſſen⸗ 
ſchaft, die noch zur Zeit der Freiheitskriege mit Perſönlich⸗ 
keiten wie Fichte, Schleiermacher u. v. a. mit Begeiſterung 
und unbedingter Einſatzbereitſchaft in der vorderſten Front 
des politiſchen Volkskampfes geſtanden habe, bei der gewal⸗ 
tigſten aller Revolutionen, dem nationalſozialiſtiſchen Um⸗ 
bruch, bedauerlicherweiſe nicht in dem gleichen Maße be⸗ 
teiligt geweſen ſei. Die z. T. gerechte Kritik, die an dieſer 
Haltung geübt worden ſei, habe ſich jedoch zu einer Gefahr 
für die Volksgemeinſchaft entwickelt, als man die Wiſſen⸗ 
ſchaft als ganze und ihre Heimſtätte, die deutſche Univerſität, 
und darüber hinaus die deutſche Akademikerſchaft ange⸗ 
griffen habe. Es ſei heute an der Zeit, für die deutſche 
Wiſſenſchaft eine Lanze zu brechen, die ſich bei der Durch: 
führung des Vierjahresplanes in ihrer Einſatzfähigkeit und 
Einſatzbereitſchaft glänzend bewährt habe. Die Wiſſenſchaft 
fei heute wieder hineingeſtellt in das Volk und feine Bebeng- 
notwendigkeiten. Sie fei aber auch, wie die Kunſt, eine An- 
gelegenheit des ganzen Volkes. Echte Wiſſenſchaft könne nur 
dort gedeihen, wo im Volk eine weltanſchauliche Einheit und 
Gemeinschaft beſtehe. So liege in der durch den National- 
ſozialismus wiedergewonnenen geiſtigen Gemeinſchaft un⸗ 
ſeres Volkes der Beruf unſerer Zeit zur Wiſſenſchaft. Unter 
Hinweis auf die rechtswiſſenſchaftliche Auseinauderſetzung, 
die unter dem Thema der Kundgebung vor 125 Jahren 
zwiſchen Thibaut und Savigny ſtattfand, ſchloß Profeſſor 
Schultze mit den Worten: „Wenn wir Nationalſozialiſten 
im Begriff ſtehen, ein neues aus dem Geiſt der Gemeinſchaft 
geborenes Gemeinrecht zu ſchaffen, dann mögen die deutſchen 
Rechtsgelehrten mit dem Mut und der Begeiſterung Thibauts 
und mit dem tiefen Einblick in die Erkenntniſſe Karl Fried⸗ 
rich Savignys ans Werk gehen.“ we. 4 

Reichsgruppenwalter Magnifizenz Prof. Dr. Ritter- 
buſch brachte im Namen der Mitglieder der Reichsgruppe, 
die mit Begeiſterung den Ausführungen des Reichsdozenten⸗ 
führers gefolgt waren, ſeinen Dank für die bedeutſame 
Anſprache zum Ausdruck. Der anſchließende Vortrag von 
Prof. Dr. Dahm über „Die Stellung der Rechtswiſſenſchaft 
in der Gegenwart und ihre Bedeutung für die Rechtsgeſtal⸗ 
tung“ behandelte das Thema der Kundgebung unter dem 
beſonderen Geſichtspunkt der Rechtswiſſenſchaft. Wegen des 
Inhalts des Vortrages, der insbeſ. auch durch feine Er- 
örterungen über das Verhältnis der Wiſſenſchaft zur Praxis 
bedeutſam war, wird auf die Veröffentlichung im DR. 1989, 
824 ff. verwieſen. Hatten diefe beiden Referate die Wiſſen⸗ 
ſchaft und die Rechtswiſſenſchaft im beſonderen progran- 
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matiſch umriſſen, ſo legte das Referat von Prof. Dr. Groh 
die Rechtsſtellung des zur Arbeit an der Wiſſenſchaft vor 
allem berufenen deutſchen Hochſchullehrers dar, die durch 
den Vortragenden an Hand des akademiſcheu Lebenslaufes 
von der Habilitation bis zur Emeritierung veranſchaulicht 
wurde unter beſonderer Hervorhebung der durch den natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Geſetzgeber eingetretenen Veränderungen. 
Er betonte beſonders, daß die Rechtsſtellung der Hochſchul— 
lehrer als Beamte heute in allen weſentlichen Punkten reichs⸗ 
einheitlich geordnet ift. Dennoch exiſtiere eine Kodifikation 
eines rein akademiſchen Korporationsrechtes nicht. Wenn 
man tatſächlich zu einer derartigen Maßnahme ſchreiten 
würde, ſo müſſe, wenn die deutſche Wiſſenſchaft ihre Auf⸗ 
gabe, Dienerin des deutſchen Volkes zu ſein, weiterhin er⸗ 
füllen ſolle, dem Eigenleben jeder Hochſchullehre unter Wah⸗ 
rung der Reichseinheitlichkeit genügend Spielraum zu freier 
Entwicklung gegeben werden. 

Während die Geſamtkundgebung am Sonntag alle 
rechts- und wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer ver- 
einigt hatte, fand am Sonnabend, dem 20. Mai, vormittags, 
je eine Sonderſitzung der rechtswiſſenſchaftlichen und der 
wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer ſtatt. Bei der 
Sondertagung der rechtswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer im 
Collegium Juridicum erſtattete der Reichsgruppenwalter, Prof. 
Dr. Ritterbuſch, zunächſt den Tätigkeitsbericht der Reichs⸗ 
gruppe. In drei Vorträgen wurde ſodann die Neuordnung 
der Rechtswiſſenſchaft von den verſchiedenſten Geſichtspunk⸗ 
ten behandelt. Prof. Dr. Larenz ſprach über das Thema 
„Die Rechtsordnung als völkiſche Lebensordnung“, Prof. 
Dr. Jahrreiß über „Politiſche Verfaſſung und völkiſche 
Lebensordnung“ jowie Prof. Dr. Siebert über „Rechts⸗ 
ſyſtem und Studienordnung“. Gerade dieſe Zuſammenord⸗ 
nung der Themen, die jeweils ineinander übergriffen, war 
beſonders eindrucksvoll und geeignet, die Neuordnung der 
deutſchen Rechtswiſſenſchaft in jeder Hinſicht zu erörtern. 
Prof. Dr. Larenz zeigte, wie die Neuordnung des völkiſchen 
Lebens auch in der begrifflichen Geſtaltung der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ihre Ausprägung gefunden hat. Ausgehend von 
den Schwierigkeiten, denen die Neugliederung des völkiſchen 
Rechtes vor allem infolge der bisherigen Trennung von 
öffentlichem und privatem Recht ſowie wegen der Viel⸗ 
fältigkeit und der wechſelſeitigen Überſchneidung der ein⸗ 
zelnen Lebensgebiete der Volksgemeinſchaft gegenüberſteht, 
gelangte er zu vier Lebensbereichen, die als Rechtsgebiete 
auerkannt werden müßten, nämlich 1. die politiſche Drd- 
nung — ſie decke ſich ungefähr mit dem früheren öffent⸗ 
lichen Recht, ausgenommen das Völker- und Kirchenrecht, 
hinzukomme aber das Partei- und Wehrmachtsrecht, 2. die 
ſoziale Ordnung, welche das Arbeits- und Berufsleben der 
Volksgenoſſen regele und in enger Verbindung die Grund- 
züge der Boden und Wirtſchaftsordnung enthalte, 3. die 
Familie, welche neben der Volksgemeinſchaft als Zelle der⸗ 
ſelben die einzige natürlich beſtimmte und auf Blutzuſam⸗ 
menhang beruhende Gemeinſchaft ift und deshalb einer 
geſonderten Stellung bedarf, 4. das volksgenöſſiſche Recht, 
welches die Rechtsbeziehungen der Volksgenoſſen unterein⸗ 
ander, d. h. den Rechtsverkehr umfaßt. Prof. Dr. Jahrreiß 
erörterte die Probleme, die durch die Worte „Staat“ und 
„Führung“ umriſſen ſind, wobei er zu dem Ergebnis kam, 
daß die Herrſchaft (Staat) heute im Dienſte der Führung 
ſteht. Die Führung, nicht die Herrſchaft, habe die große 
Kriſe des deutſchen Volkes gemeiſtert. Was Führung zu⸗ 
ſammen mit Herrſchaft zu leiſten vermögen, das habe ſich 
ſeit der Machtübernahme erwieſen. Herrſchaft geſtaltet und 
ſichert das Volk, Führung und Volk aber geſtalten die 
Herrſchaſt. Das deutſche Volk habe ſich in einem doppelten 
Sinn fein Reich geſchaffen. Es habe, die Verkrampfung 
lockernd, die Deutſchen hinter der einen Grenze vereinigt 
und, die innerſtaatliche Lähmung löſend, wirkliche Reichs- 
herrſchaft aufgerichtet. 

Zu gleicher Zeit fand in dem überfüllten Feſtſaal des 
Geſellſchaftshauſes „Harmonie“ die Fachtagung der wirt 
ſchaftswiſſenſchaftlichen Hochſchullehrer unter der Leitung 
des Reichsuntergruppenwalters Prof. Dr. Jens Jeſſen 
ſtatt, bei der der Reichsrechtsführer, Reichsminiſter Dr. 
Frank, eine bedeutſame Anſprache hielt. In grundlegen⸗ 
den Ausführungen behandelte er die Aufgaben des Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftlers im Rahmen des deutſchen Rechtsſtau⸗ 
des. Wenn der Jude Rathenau einmal den Ausſpruch getan 
habe, die Wirtſchaft ſei das Schickſal der Nation, ſo gelte 
im nationalſozialiſtiſchen Reich das Primat der Politik über 
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die Wirtſchaft, die im weſentlichen heute durch jtaatliche Ge⸗ 
ſetze an Stelle der bisherigen individuellen Losgelöſtheit be⸗ 
ſtimmt ſei. Hier liege auch die wichtige Aufgabe des Wirt⸗ 
ſchaftsrechtswahrers, der heute gleichberechtigt in den deut⸗ 
ſchen Rechtsſtand eingeorduet ſei. Aus der Ausrichtung, die 
der Wirtſchaftswiſſenſchaft dadurch gegeben ſei, folge aber 
auch, daß die Wirtſchaftswiſſenſchaft ſich auf dieſes Ziel ein⸗ 
zuſtelleu habe. Es jet untragbar, daß die bisherige Form 
der Meinungskämpfe, der Niederknüppelung des wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Gegners mit allen Mitteln, die zu dem Verfall 
der Wirtſchaftswiſſenſchaft in der Zeit vor dem Umbruch 
geführt habe, noch in irgendeiner Form weiter beſtehen 
bleiben könne. Profeſſor ſein, heiße Bekenner ſein; Be⸗ 
kenner für die Idee des Nationalſozialismus. Nur auf die⸗ 
ſem Wege könne die Wirtſchaftswiſſenſchaft den geiſtig 
führenden Platz einnehmen und behaupten, der ihr zukomme. 

In dieſem Zuſammenhang ging der Reichsrechtsführer 
insbeſondere auch auf den Ausbildungsgang des Wiſſen⸗ 
ſchaftlers im allgemeinen ein. Unter Hinweis auf die Be⸗ 
ratungen, die zur Zeit in dem bei dem Reichsrechtsamt ge⸗ 
bildeten parteiamtlichen Ausſchuß für die Neuordnung des 
rechtswiſſenſchaftlichen Studiums erfolgen, forderte er, daß 
der Student nur ſeinem Studium verpflichtet ſein dürfe, 
fo wie der Soldat auch nur dem Wehrdienſt verpflichtet ijt. 
Nur auf dieſe Weiſe könne ſichergeſtellt werden, daß die Aus⸗ 
bildung des jungen Wiſſenſchaftlers zu der Gründlichkeit und 
Leiſtungsfähigkeit führe, die für die Behauptung der deut⸗ 
ſchen Stellung gegenüber der ausländiſchen Wiſſenſchaft er- 
forderlich ift. von dem Wiſſenſchaftler müſſe verlangt wer⸗ 
den, daß er etwas wiſſe und daß er etwas könne. Durch 
dieſe ſeine wiſſenſchaftliche Leiſtung erfülle er ſeine national⸗ 
ſozialiſtiſche Pflicht an der Volksgemeinſchaft. 


Prof. Dr. Jens Jeſſen ſprach dem Reichsrechts⸗ 
führer im Namen der verſammelten wirtſchaftswiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchullehrer, die den Ausführungen mit Begeiſte⸗ 
rung gefolgt waren, ſeinen beſonderen Dank aus. 


Auſchließend hielt Staatsſekretär Staatsrat Dr. Neu- 
mann bei dem Beauftragten für den Vierjahresplan einen 
Vortrag, in dem er die praktiſchen Fragen der deutſchen 
Wirtſchaftspolitik behandelte. Er würdigte eingangs die 
glänzenden Erfolge der nationalſozialiſtiſchen Aufbaupolitik, 
die vor allem in der beträchtlichen Steigerung der Eigen⸗ 
erzeugung in Landwirtſchaft und Gewerbe ſichtbar werden. 
Nach dieſem Rückblick, in dem er auch die mannigfaltigen 
Schwierigkeiten aufzeigte, die bei der beſchleunigten Durch⸗ 
führung des Vierjahresplaues überwunden werden mußten, 
wandte er ſich den herandrängenden neuen Aufgaben zu, 
namentlich der weiteren Sleigerung der Produktion und der 
zweckmäßigen Bewirtſchaftung der wichtigſten Rohſtoffe, der 
Deviſenfrage, die von der Entwicklung des deutſchen Exports 
entſcheidend abhängt, ferner dem Arbeitseinſatz und den 
Erforderniſſen der Ergänzung unſeres Verkehrsapparates. 
Er ſchloß mit dem Hinweis auf das große Ziel, ein ſtarkes 
wehrhaftes Reich auf geſicherter wirtſchaftlicher Grundlage 
zu ſchaffen, das feine Lebensrechte allen Widerſtänden zum 
Trotz durchſetzen kann. 

Von den Arbeitsgemeinſchaften der rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchullehrer trat die Arbeitsgemeinſchaft für Rechts⸗ 
geſchichte unter der Leitung von Prof. Dr. Beyerle zu 
einer Sitzung zuſammen, deren Gegenſtand die Aufgabe der 
Rechtsgeſchichte in der Gegenwart war. In Referaten der 
Profeſſoren Schönfeld über „Die geſchichtliche und welt⸗ 
anſchauliche Grundlegung des Rechtes“, Thie me über „Der 
Wert der antiquariſchen und humaniſtiſchen Einſtellung 
(1814) für unſere heutige Lehr⸗ und Forſchungsaufgabe“ ſo⸗ 
wie Michaelis über „Zeitnähere Poſitionen der Geſchichte 
gegenüber“ wurden Theſen aufgeſtellt, die die Grundlagen 
für die anſchließende ausgedehnte Diskuſſion bildeten. Hier 
betonte Prof. Dr. Ritterbuſch die Einheit von geiſtiger 
und geſchichtlicher Tat, die im Führer in höchſter Voll⸗ 
endung ſichtbar geworden ſei. Die Profeſſoren Koſchaker 
und Herbert Meyer erörterten insbeſondere die Be⸗ 
deutung der Rechtsgeſchichte für das Rechtsſtudium ſowie in 
dieſem Zufammenhaug auch die Stellung des römiſchen 
Rechtes. 

Von den Arbeitsgemeinſchaften der wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchullehrer traten die Ausſchüſſe für Finanz⸗ 
politik, Geld und Bankpolitik, Finanz- und Steuerrecht und 
Volkswirtſchaftslehre unter der Leitung des jeweiligen Vor⸗ 


ſitzenden zuſammen. Hierbei ging auch ſchon aus der ſtarken 
Beteiligung von Vertretern der Praxis hervor, daß das 
Ziel dieſer Arbeitsgemeinſchaften, nämlich eine intenſive 
Gemeinſchaftsarbeit von Wiſſenſchaft und Praxis zu ermög⸗ 
lichen, als geſichert angeſehen werden kann. Der Ausſchuß 
für Finanzpolitik, unter der Leitung von Prof. Schmöl⸗ 
ders, erörterte, ausgehend von den Konflikts möglichkeiten 
zwiſchen Steuerpolitik und Preispolitik, eine Reihe von 
konkreten Fragen der Preispolitik. In dem Ausſchuß für 
Geld⸗ und Bankpolitik unter der Leitung von Prof. Hero 
Moeller hielt Prof. Stucken, Hamburg, in Anweſen⸗ 
heit je eines Beauftragten des Reichsbankpräſidenten ſowie 
des Reichskommiſſars für das Kreditweſen ein Referat 
über Gegenwartsfragen der Bankenliquidität, an das ſich 
eine allgemeine Ausſprache anſchloß. Der Ausſchuß für 
Finanz⸗ und Steuerrecht unter der Leitung von Profeſſor 
Boesler befaßte fich mit der Vorbereitung einer Arbeits⸗ 
ſitung bei dem Rechnungshof des Deutſchen Reiches in 
Potsdam. Gegenftand der Sitzung des Arbeitsausſchuſſes für 
Volkswirtſchaftslehre unter der Leitung von Profeſſor von 
Stackelberg bildete das Referat von Profeſſor Jeſſen 
„Der gerechte Preis im Nationalſozialismus“ Übereinſtim⸗ 
mend kamen die Tagungsteilnehmer zu dem Ergebnis, daß 
auch in der ſtaatlich gelenkten Wirtſchaft das Problem des 
Preiſes von großer Bedeutung ift. Spezielle Probleme aus 
dem Bereich der Preisbildung werden den Gegenſtand wei⸗ 
terer Sitzungen bilden. 


Die Untergruppe Betriebswirtſchaftliche Hochſchullehrer 
veranſtaltete unter der Leitung des Reichsuntergruppen⸗ 
walters Profeſſor Dr. Hummel eine Sonderſitzung, in der 
vor allem organiſatoriſche Fragen erörtert wurden. Die 
Teilnehmer der Sitzung kamen zu dem einmütigen Ergeb⸗ 
nis, daß die zur Zeit herrſchende organiſatoriſche Zerſplitte⸗ 
rung auf die Dauer untragbar iſt und überwunden werden 
muß, wenn die betriebswirtſchaftlichen Hochſchullehrer zu 
der erforderlichen wirkſamen fachlichen Zuſammenarbeit ge⸗ 
langen ſollen. 


Richter und Staatsanwälte berichten 


Im Laufe der letzten Monate hatte die Reichsgruppe 
eine große Anzahl von Anfragen der Wiſſenſchaftlichen Ub- 
teilung zu erledigen. Die Beantwortung dieſer alle Sach⸗ 
gebiete berührenden Anfragen wurde dadurch erleichtert, 
daß Mitarbeiter in den Gauen zur Vorbereitung von Stel⸗ 
lungnahmen hinzugezogen wurden. Im übrigen war die 
Tätigkeit der Reichsgruppe und der Gaugrup⸗ 
pen in Anſpruch genommen durch die Erledigung von Ar⸗ 
beiten auf dem Gebiete des Streitrechts und des Strafver⸗ 
fahrenrechts, die im weſentlichen als abgeſchloſſen gelten 
können. Auf dem Gebiete der vorſorgenden Gerichtsbarkeit 
fehlt noch die Mehrzahl der Stellungnahmen aus den 
Gauen. 

Der Reichsgruppenwalter Richter und Staatsanwälte 
war vom Schulungsamt des Reichsrechtsamts aufgefordert 
worden, auf einer Schulungstagung der führenden 
Richter des Gaues Sudetenland zu ſprechen. Im Rahmen 
dieſer Veranſtaltung nahmen der Reichsgruppenwalter Vize⸗ 
präf. Dr. Geffroy und fein Vertreter LGDir. Dr. Schmidt 
an der Eröffnung des Schulungskurſus durch den Reichs⸗ 
rechtsführer Dr. Frank und Gauleiter Henlein in Leit⸗ 
meritz teil. Die eigentliche Schulungsveranſtaltung begann 
mit dem Vortrag des Reichsgruppenwalters Richter und 
Staatsanwälte über „Aktuelle Berufsfragen der Richter und 
Staatsanwälte“ unter beſonderer Berückſichtigung ſudeten⸗ 
deutſcher Fragen, wobei er auch auf die Bedeutung der 
Tätigkeit und die Aufgaben des NSR B. hinwies. 

Im Rahmen dieſes Schulungskurſes fanden Verſamm⸗ 
lungen im LG. Brüx, im AG. Komotau, im AG. Karlsbad 
und LG. Eger ſtatt. Nicht nur aus den Orten, in denen 
die Vorträge ſtattfanden, ſondern auch von den benachbarten 
Gerichten waren die Berufskameraden herbeigeeilt, um ihren 
Reichsgruppenwalter kennenzulernen. Bei allen Zuſammen⸗ 
künften legte der Reichsgruppenwalter beſonders die Ziele 
des NSgiB. und die Aufgaben der Reichsgruppe dar und 
ſchilderte, wie eine ſtändige Verbindung zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Mitgliedern und der Reichsgruppe und die Erörte⸗ 
rung berufsſtändiſcher und fachwiſſenſchaftlicher Fragen ficher- 
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zuſtellen ſei. Insbeſondere wurde auf die unbedingte Not⸗ 
wendigkeit weltanſchaulicher Ausrichtung auf das Partei⸗ 
programm und die nationalſozialiſtiſche Weltauſchauung hin⸗ 
gewieſen und dargelegt, wie bei Zugrundelegung dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkte die Richter und Staatsanwälte ſtändig ihre 
Aufgaben beſtens erfüllen und nicht zu unrichtigen Ent- 
ſcheidungen kommen könnten. Ferner wurde die Entwicklung 
des Zeitſchriftenweſens des NSRB. und die Berückſichtigung 
der ſudetendeutſchen Belange im Rahmen dieſes Zeitſchriften⸗ 
weſens erörtert. 

Sämtliche Veranſtaltungen haben ihren Zweck voll er⸗ 
reicht, den NSRB., feine Aufgaben und Ziele im weiten 
Kreiſe bekannt zu machen und vor allem den Angehörigen 
der Reichsgruppe das Gefühl enger Verbundenheit mit 
allen im NENB. zuſammengeſchloſſenen Rechtswahrern zu 
geben. Außer Richtern und Staatsanwälten waren auch 
Angehörige der übrigen Reichsgruppen geladen und er⸗ 
ſchienen. Der Reichsgruppenwalter konnte durch Beantwor⸗ 
tung an ihn gerichteter Fragen Zweifel oder Unklarheiten 
ſeiner Ausführungen beſeitigen. 

Die Vorbereitung zum Tag des deutſchen 
Rechts nahm weiter einen erheblichen Teil der Arbeiten 
der Reichsgruppe in Anſpruch. Die Werbung für dieſen Tag 
war von großem Erfolg gekrönt, konnte doch der Reichs⸗ 
gruppenwalter bei der Arbeitstagung der Richter, Staats⸗ 
anwälte, Amtsanwälte und Rechtswahrer der Wehrmacht⸗ 
gerichte dem Reichsrechtsführer 4000 angetretene Angehörige 
der Reichsgruppe melden. Die Arbeitstagung war durch 
eine Beſprechung der Gaugruppenwalter und Mitglieder des 
Reichsgruppenrats in Leipzig noch beſonders vorbereitet 
worden. Sie hatte einen ſtarken Erfolg, wie von ver⸗ 
ſchiedenſten Seiten berichtet wurde und auch aus dem 
ganzen Verlauf der Veranſtaltung ſelbſt geſchloſſen werden 
konnte. Ebenſo war die Tagung der Untergruppe 
Rechtswahrer der Wehrmachtgerichte, auf der 
der Reichsuntergruppenwalter Oberkriegsgerichtsrat Dom- 
browski, der Reichsrechtsführer, ferner das Mitglied des 
Reichsgruppenrats Richter und Staatsanwälte Miniſterial⸗ 
direktor Lehmann und General der Artillerie, Präſident 
des Reichskriegsgerichts Heitz das Wort ergriffen, nicht nur 
von Mitgliedern der Untergruppe ſtark beſucht, ſondern auch 
von entſprechendem Erfolg gekrönt. Die Untergruppe Amts⸗ 
anwälte hatte eine eigene Tagung nicht einberufen, jedoch 
hat Reichsuntergruppenwalter Sarkamm ſeine Beauftrag⸗ 
ten zuſammengefaßt und die Richtlinien für die Arbeit des 
kommenden Jahres ihnen nahegebracht. 

Die Arbeiten der nächſten Zeit werden ſich im weſent⸗ 
lichen auf die Vorbereitung und die Durchführung der vom 
Reichsrechtsamt einberufenen Schulungstagung der Mit- 
glieder des Reichsgruppenrats und der Gaugruppenwalter 
in Hohenwerfen bei Salzburg erſtrecken. 


Neuernennung der ordentlichen Mitglieder des 
Reichsgruppenrats Wirtſchaftsrechtswahrer 


In der vom Reichsminiſter Dr. Frank in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Reichsführer des NSRB. am 16. Juni 1939 er- 
laſſenen Anordnung Nr. 24/39 heißt es: 

„In Durchführung meiner Anordnung Nr. 23/36 vom 
2. Sept. 1936 (Informationsdieuſt 10/11 1936) ernenne ich 
zu ordentlichen Mitgliedern des Reichsgruppenrats Wirt- 
ſchaftsrechtswahrer: 

1. Wirtſchaftsprüfer Dr. van Aubel, Berlin. 

2. Wirtſchaftsprüfer Dr. Beuck, Berlin. 

3. Wirtſchaftsprüfer Dr. Brönner, Verlin. 

4. Dr. Guth, Hauptgeſchäftsführer der Reichsgruppe Jn- 
duſtrie, Berlin. 

5. Fritz Kranefuß, Z4-Standartenführer, Vorſtands⸗ 
mitglied der Braunkohle⸗Benzin A.-G., Berlin. 

6. Dr. Merkel, Stabshauptabteilungsleiter im Reichs⸗ 
nährſtand. 

7. Dr. Schüler, Generalſekretär des deutſchen Hand⸗ 
werks, Berlin. 

8. Dr. Sogemeyer, Geſchäftsführer der Bezirksgruppe 
Ruhr der Fachgruppe Steinkohlenbergbau, Effen. 

9. Dr. eee der Hermann⸗Göring⸗Werke, 

erlin. 


10. Wilhelm Arendts, Generaldirektor, München. 

11. Dr. Erdmann, Hauptgeſchäftsführer der Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer, Berlin. 

12. Wirtſchaftsprüfer Dr. Karoli, Berlin.“ 


Tagung der Sachverſtändigen in Karlsruhe 


Anläßlich der Anfang Mai vom Amt für Technik des 
Gaues Baden in Karlsruhe veranſtalteten Gautagung der 
Technik, an der ſämtliche techniſchen Verbände des NS. 
Bundes Deutſcher Technik, der Deutſchen Arbeitsfront und 
der techniſche Ausſchuß des Reichsbundes Deutſcher Beamter 
beteiligt waren, fand auch eine Sondertagung der Reichs⸗ 
fachſchaft für das Sachverſtändigenweſen ſtatt. Auf ihr 
zeigte Reichsfachſchaftsleiter Römer die Wandlung des 
Sachverſtändigen der vornationalſozialiſtiſchen Zeit zu dem 
heute als Rechtswahrer wirkenden, dem Richter bei der 
Wahrheitsfindung helfenden Sachkenner auf. Partei, Be- 
rufsſtände und die Deutſche Rechtsfront hätten ſich zu einer 
gemeinſamen Qualitätsausleſe vereint, deren Ziel die Auf⸗ 
ſtellung eines Sachverſtändigenkorps ſei, das vor ſeiner 
Bereitſtellung für Juſtiz und Hffentlichkeit nachweisbar den 
Anforderungen genüge, die heute der nationalſozialiſtiſche 
Staat im Intereſſe einer eindeutigen Rechtsfindung und 
ae n Rechtsſicherheit an Sachverſtändige ſtel⸗ 
en müſſe. 


Aktion gegen den Alkohol: und Tabakmißbrauch 


Die von der NSDAP. eingeleitete Aufklärungsarbeit 
über den verderblichen Einfluß von Alkohol und Tabak hat 
nur daun den gewünſchten und nachhaltigen Erfolg für 
Volksgeſundheit und Leiſtungskraft, wenn immer wieder 
Millionen von Volksgenoſſen über Weſen und Gefährlich⸗ 
keit der Genußgifte unterrichtet und aufgeklärt werden. 

Um dies zu ermöglichen, bringt die Reichsſtelle gegen 
den Alkoholmißbrauch beim Hauptamt für Volksgefund⸗ 
heit der NSDAP. in einer Broſchüre die Ergebniſſe der 
II. Reichstagung „Volksgeſundheit und Genuß⸗ 
gifte” in Verbindung mit den zuſtändigen Dienſtſtellen 
zur Veröffentlichung, der wir folgende Worte des Schirm⸗ 
herrn der Tagung, Reichsorganiſationsleiters Dr. Ley, ent- 
nehmen: 

„Wir müſſen das Problem der Genußgifte nicht von 
der Heilkunde anpacken, ſondern politiſch. Die Jugend 
wird das Trinken und Rauchen nicht laſſen, weil Alkohol 
und Tabak Gifte ſind, ſie wird es dann laſſen, wenn es der 
Partei gelingt, der Jugend klarzumachen, daß es unmänn⸗ 
lich iſt, ſich ſo zu benehmen. Wir dürfen die Menſchen nicht 
nur notdürftig dem Leben erhalten, ſondern müſſen ſie 
lehren, arbeitsfähig zu bleiben, damit ſie ein Lebenswerk 
ſchaffen können. Die meiſten Menſchen faſſen ein großes 
Werk gar nicht an, weil die Zeit, die ihnen das Leben gibt, 
zu kurz erſcheint. Und daran leidet unfer Volk. Große Pro- 
bleme können nicht mehr angefaßt werden, weil die Men- 
ſchen es einfach zeitlich nicht mehr durchhalten. 

Der Wille des Führers und ſein Wunſch iſt uns Gebot 
für alle Dinge und erſt recht hier. So appelliere ich an Sie 
alle, dieſem Wunſche nachzukommen!“ 


Neues vom Arbeitswerk des NSRB. 


Der Sommerarbeitsplan des Arbeitswerks des NSR B., 
deſſen Vortragskurſe in Berlin und an den Ganſitzen ſich 
einer ſteigenden Beliebtheit erfreuen, geht nunmehr ſeinem 
Abſchluß entgegen. Das Programm des im September be⸗ 
ginnenden Winterarbeitsplaues befindet fih z. Z. noch in 
Ausarbeitung und wird, wahrſcheinlich bedeutend erweitert, 
im Auguſt an die Bundesmitglieder herausgehen. 

In dieſen Tagen beginnt von den in Berlin veranſtal⸗ 
teten Kurſen noch der über „Preisbildungs⸗ und 
Preisüberwachungs recht“, der an Stelle des dienſt⸗ 
lich verhinderten Miniſterialrats Dr. Wohlhaupt am 27. Juni 
und 4. Juli von 18.30 bis 21.45 Uhr in der Univerſität von 
deſſen eugſtem Mitarbeiter Regierungsrat Dr. Bertelsmann 
abgehalten wird. Ferner findet am 20. Juni der Vortrags⸗ 
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kurs Dr. Prybillas über „Leitſätze und Richtlinien 
der Erteilung öffentlicher Arbeiten“ („Die LS. 
und Rp.“) zur gleichen Stunde und am gleichen Orte 
ſtatt. Auskünfte hierüber erteilt das Arbeitswerk NSR B., 
Berlin W 35, Tiergartenſtr. 20, Tel. 22 89 61. 


Recht aus Raſſe, Ehre, Treue 


Aus Anlaß des 1. Großdeutſchen Rechtswahrertages in 
Leipzig hatte das Hauptſchulungsamt der NSDAP. die Mai- 
nummer feines Organs, des „Schulungsbriefes“, unter den 
Gedanken des Rechts geſtellt und führende nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtswahrer in ihm zu Wort kommen laſſen. Neben 
Ausſprüchen des Führers und Darſtellungen aus dem Rechts⸗ 
leben unſerer Vorfahren enthält das Heft Auſſätze von 
Reichsleiter Dr. Frank über den Punkt 19 des Partei⸗ 
vrogramms und von Stabsleiter Dr. Fiſcher über den Rechts⸗ 
kampf gegen das Syſtem von Weimar. Reichsamtsleiter 
Barth ſchildert das Werden des deutſchen Gemeinrechts, 
Reichsamtsleiter Gauweiler die Wandlung des Juriſten zum 
Rechtswahrer. Weitere Beiträge unterrichten die breite Maſſe 
der Volksgenoſſen, für die ja der „Schulungsbrief“ be⸗ 
ſtimmt iſt, über Maßnahmen der Partei zur Sicherſtellung 
eines alle umfaſſenden Rechtsſchutzes. Das Heft wird infolge 
o hohen weltanſchaulichen Gehaltes nie an Wert ver- 
ieren. 
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Anordnung Ur. 25/59 


Betr.: Neuernennung der Mitglieder des Reichsgruppenrats 
Junge Rechtswahrer 


In Durchführung meiner Anordnung Nr. 23/36 vom 
2. Sept. 1936 (Informationsdienſt 10/11 1936) ernenne ich 
zu Mitgliedern des Reichsgruppenrats Junge Rechtswahrer: 


1. zu ordentlichen Mitgliedern: 


Referendar Henniges, Berlin. 
Referendar Bold t, Berlin. 
Aſſeſſor Peterſen, Breslau. 

Dr. Neeße, München. 

Dr. Peterſen, Berlin. 
Dipl.⸗Volkswirt Diederichs, Berlin. 
Aſſeſſor Guthjahr, Berlin. 
Referendar Knöpfel. 

Dr. Lang, München. 

Referendar Dauwes, Hamburg. 
Aſſeſſor Wirz, Düſſeldorf. 
Aſſeſſor Dr. Luyken, Köln. 


2. zu Ehrenmitgliedern: 
Regierungsrat Menſchell, Berlin. 
Regierungsaſſeſſor Dr. Johanny, Berlin. 

Berlin, den 18. April 1939. 


gez. Dr. Frank, 
Reichsführer NSRB. 


Schrifttum 


Die Neugeſtaltung deutſcher Städte. Komm. zum 
Gef. v. 4. Okt. 1937 nebſt allen DurchfVO. und einſchlä⸗ 
gigen Geſetzen und VO. von Dr. Gerhard Fränk, 
Magiſtrats rat, Rechts referent des Generalbauinſpektors für 
die Reichshauptſtadt Berlin, und Dr. Werner Hemp⸗ 
fing, RA. und Notar in Berlin, Mitgl. der Akademie 
für Deutſches Recht. Stand v. 15. Febr. 1939. München 
und Berlin 1939. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 
VIII, 217 S. (Loſeblattausgabe). Preis 8,50 RM. 


Das Geſetz über die Neugeſtaltung deutſcher Städte 
v. 4. Okt. 1937, das zunächſt nur für die Reichs hauptſtadt 
Berlin anwendbar war, hat eine für das Reich von Monat 
zu Monat wachſende Bedeutung erlangt. Es iſt anwendbar 
nicht nur für die umfaſſende Neugeſtaltung der Reichs⸗ 
hauptſtadt, ſondern gilt auch für die Neuplanungen, die 
der Führer inzwiſchen in Nürnberg, Hamburg, München 
und einer ganzen Reihe von Gauſtädten ſowie in der Volks⸗ 
wagenſtadt Fallersleben angeordnet hat. Die Überſicht über 
den maßgebenden Rechtsſtoff ift nicht einfach, da neben dem 
Geſetz ſelbſt jeweils beſondere Exlaſſe für die einzelnen 
Städte ſtehen, die das Geſetz in nicht immer gleicher Form 
auf den einzelnen Neugeſtaltungsfall anwendbar machen. 
Hinzutreten Ausführungs VO. zu den Erlaſſen des Führers 
und Ausführungs VO. zu dem Geſetz über die Neugeſtaltung, 
die zumeiſt zunächſt nur für die Reichshauptſtadt erlaſſen 
wurden, aber in vielen Fällen auf die anderen Neugeſtal⸗ 
tungsmaßnahmen entſprechende Anwendung fanden. Kom⸗ 
pliziert wird die Sachlage dadurch, daß das Neugeſtaltungs⸗ 
geſetz die Enteignungsgeſetze der Länder für anwendbar et- 
klärt, allerdings mit der Maßgabe, daß für die Enteignung 
die „angemeſſene Entſchädigung zu zahlen iſt, wobei der 
Einheitswert zu würdigen iſt. Kompliziert wird ſie weiter 
dadurch, daß die volle Anwendbarkeit des Neugeſtaltungs⸗ 
geſetzes jeweils nicht nur von dem Vorhandenſein eines Er⸗ 
kaſſes des Führers und Reichskanzlers für die entſprechende 
Stadt, ſondern auch von der Erklarung einzelner Gebiete 
in dieſen Städten zu ſogenannten „Bereichen“, in einem 
Sonderfall (Brückendau in Hamburg) ſogar noch von der 
vorzeitigen Erklärung eines „Gebietes“ durch den Reichs⸗ 
arbeitsminiſter abhängig iſt. 

Der vorliegende Kommentar beſeitigt für den Prat 
tiker viele Schwierigkeiten, bie ſich aus dieſer komplizierten 


Lage ergeben, durch eine jederzeit ergänzbare Sammlung 


der einſchlägigen Vorſchriften in Loſeblattform, wobei, 
wiederum durchaus vom praktiſchen Standpunkt ausgehend, 
die Gliederung ſo gewählt iſt, daß nach Behandlung der 
allgemeinen geſetzlichen Grundlagen zunächſt in einem Ab⸗ 
ſchnitt die Stellung des Generalbauinſpektors behandelt 
wird, worauf dann die Sondervorſchriften für die einzelnen 
Städte folgen. Ein Anhang enthält die Texte einſchlägiger 
Geſetze und VO. Der Wert des Buches liegt aber nicht nur 
in der bloßen Materialſammlung, ſondern zunächſt darin, 
daß der Generalbauinſpektor für die Reichshauptſtadt Prof. 
Speer in einer grundlegenden Einleitung die Leitgedanken 
der Neugeſtaltung kurz herausgeſtellt hat, und daß die bei⸗ 
den in der Praxis der Neugeſtaltung ſtehenden Verfaſſer 
die wichtigſten Vorſchriften des Neugeſtaltungsgeſetzes und 
der maßgebenden ergänzenden geſetzlichen Beſtimmungen 
zum erſten Male kommentiert haben. Aus der Kenntnis der 
Probleme, die die Praxis bei der Anwendung des Geſetzes 
bewegen, haben die Verf. zu einer Fülle von Fragen Stel⸗ 
lung genommen, die ſich aus der Anwendung der neuen 
Vorſchriften ergeben. Von beſonderer Bedeutung ſind die 
Erläuterungen zum Begriff der angemeſſenen Entſchädigung, 
die bei Enteignungen aus Anlaß der Neugeſtaltung zu 
zahlen iſt, und die ſowohl die bisher erſchienene Rſpr. zu 
dieſem Begriff als auch die bisherige Praxis des Ent⸗ 
eignungskommiſſars in Berlin berückſichtigen. Dabei ſind 
auch die Entſchädigungen für die Mieter berückſichtigt. Von 
Wichtigkeit ſind auch die Erläuterungen über den Umfang 
der Befugniſſe des Generalbauinſpektors für die Reichs⸗ 
hauptſtadt, weil ſie gleichfalls aus der Kenntnis der Praxis 
der Geſetzesanwendung herausgewachſen ſind. 


Der Kommentar wird bei der Wichtigkeit der Neu⸗ 
geſtaltung für faſt alle Behörden des Reiches, der Länder 
und der Gemeinden in den von der Neugeſtaltung erfaßten 
Städten und bei der Schwierigkeit der Fragen, die ſich 
namentlich im Enteignungsverfahren ergeben, in kurzer Zeit 
praktiſch unentbehrlich ſein. Ob nicht auf die Veröffent⸗ 
lichung der einzelnen Bereichserklärungen, die doch nur ſehr 
örtliche Bedeutung haben, in den Nachträgen beſſer ver⸗ 
zichtet würde, ſei dahingeſtellt. 


Magiſtratsrat Werner Pohl, Berlin. 
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Dr. rer. pol. Dr. jur. Fritz Voigt, „Die Selbſtver⸗ 
waltung als Rechtsbegriff und juriſtiſche 
Erſcheinung“ (Leipziger rechtswiſſenſchaftliche Studien, 
Heft 110). Leipzig 1938. Verlag Theodor Weicher. IV, 
278 S. Preis geh. 12,— AM. 

Nach der Deutſchen Gemeindeordnung ruht auch die 
nationalſozialiſtiſche Gemeinde auf dem Grundſatz der Selbſt— 
verwaltung. Es iſt dies aber eine ganz andere Form der 
Selbſtverwaltung, als ſie der Liberalismus entwickelt hatte; 
dort bedeutete Selbſtverwaltung die Anerkennung und Ab⸗ 
grenzung eines ſtaatsfreien, autonomen Bereichs für die 
Gemeinden. Ein Unterton des gegen den Staat gerichteten 
ſchwingt in dem Wort Selbſtverwaltung mit, ſo daß ſich 
viele fragen: können wir auch heute noch etwa die Giu- 
richtung der nationalſozialiſtiſchen Gemeinde unter den Be- 
griff Selbſtverwaltung faſſen? Um hier Klarheit zu ſchaffen, 
muß erneut das Weſen der deutſchen Selbſtverwaltung 
unterſucht und der Begriff der Selbſtverwaltung ent- 
ſprechend gedeutet werden. 

Fritz Voigt hat in großem Wurf eine ſolche notwendig 
gewordene neue Lehre von der Selbſtverwaltung aus mfe- 
rem heutigen ſtaatlichen Denken heraus geſchaffen, wobei 
eine ſtarke Beeinfluſſung durch Höhns Staatslehre zu er⸗ 
kennen iſt. Die Aufgabe, die ſich Verf. geſtellt hat, iſt mehr 
erkenntnistheoretiſcher als juriſtiſcher Natur; dabei iſt aber 
das Werk klar und einfach geſchrieben, in feinen Formulie⸗ 
rungen eindringlich und in der Durchführung überzeugend. 
Um das wahre Weſen der deutſchen Selbſtverwaltung zu 
erkennen, iſt die Unterſuchung nicht auf die gemeindliche 
Selbſtverwaltung beſchränkt, ſondern ſie umfaßt auch alle 
anderen Arten der Selbſtverwaltung, wie die ſtändiſche 
Gunftweſen), die ſoziale (Krankenkaſſen), die religiöſe (Kir⸗ 
chen), die ſportliche (Turnbewegung) uſw. Die Selbſtverwal⸗ 
tung erſcheint dabei in drei verſchiedenen Formen, die wohl 
zu trennen ſind, da ſie jeweils einen beſonderen Entwick⸗ 
lungsgang aufweiſen: die Selbſtverwaltung als Lebensform, 
als Wirklichkeit völkiſchen Lebens, die Selbſtverwaltung als 
Begriff, als Wort, und die Selbſtverwaltung als ſtaats⸗ 
rechtliche Inſtitution, als juriſtiſche Geſtalt. Die Bildung 
engerer Gemeinſchaften (raumgebundener, beruflicher, welt- 
anſchaulicher uſw.) iſt ein typiſch deutſcher Weſenszug. In 
welcher Form ſolche Gemeinſchaften anfänglich erſcheinen, 
etwa lediglich als privater Verein, iſt gleichgültig für ihre 
weitere Entwicklung, die dahin führt, daß ſie beſtimmte 
Aufgaben übernehmen, die mit der Zeit als öffentliche Auf- 
gaben angeſehen werden. Damit tritt die Erſcheinung der 
Selbſtverwaltung in das politiſche Leben des Volkes ein. 
Solche Selbſtverwaltungskörper entſtehen vorzugsweiſe in 
Zeiten, wo der Staat zu ſchwach oder aus ideologiſchen 
Gründen nicht in der Lage iſt, alle als öffentlich empfunde⸗ 
nen Aufgaben von ſich aus in Angriff zu nehmen und 
durchzuführen. Die der Selbſtverwaltung zugrunde liegende 
Gemeinſchaft kann aber mit der Zeit erſtarren oder ent⸗ 
arten, ihre öffentlichen Aufgaben können vom Staat ſelbſt 
übernommen werden; es bilden ſich dann daneben wieder 
neue engere Gemeinſchaften, die eine ganz ähnliche Entwick⸗ 
lung durchmachen werden. So ift die Selbſtvberwaltung die 
„Kampfſtätte um den richtigen“ Staat“. Es ift ein großes 
Verdienſt des Verf., die juriſtiſche Form der Selbſtverwal⸗ 
tung von poſitiviſtiſchen Konſtruktionen befreit und wieder 
zurückgeführt zu haben auf ihre Quelle, auf das Leben 
einer engeren Gemeinſchaft. Grundſätzlicher Art und weit 
über das engere Thema hinaus von allgemeiner rechts⸗ 
kritiſcher Bedeutung iſt die Auseinanderſetzung über den 
Begriff der Selbſtverwaltung: wie er als Schlagwort in der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts entſtanden iſt, dann 
mancherlei Wandlungen durchgemacht hat, in die juriſtiſche 
Sprache eingegangen iſt, und wie ſchließlich die Definition 
der Selbſtverwaltung (meiſt aus dem Wortſinn heraus) 
ihrerſeits wieder auf die Inſtitution zurückgewirkt hat. Die 
juriſtiſche Geſtalt der Selbſtverwaltung wird hingegen nur 
wenig eingehend erörtert, ſie iſt für die Auffaſſung des Verf. 
von geringer Wichtigkeit. 

Man könnte ſich vorſtellen, daß etwa ein Schweizer 
Wiſſenſchaftler eine ganz andere Lehre von der Selbſtver⸗ 
waltung aufſtellen würde. Die Schweizer, die kürzlich „die 
Nation der Gemeinden“ genannt worden ſind, haben ihren 
Staat von den Gemeinden, den Selbſtverwaltungskörpern 
her aufgebaut; der Staat iſt bei ihnen eher nur geduldet, 
während bei uns umgekehrt der Staat den Gemeinden erſt 


ihr Daſeinsrecht verleiht. Beide politiſche Formen ſind wohl 
typiſch deutſch; und gerade dadurch, daß beide Tendenzen 
dauernd miteinander ringen, wird das geſamte deutſche 
Staats⸗ und Volksleben, eingeſchloſſen das der Schweiz, be- 
ſtimmt. Das Weſen der Selbſtverwaltung iſt vom Verf. richtig 
erfaßt worden, es ift aber nur die eine mögliche Eutwicklungs⸗ 
linie, die zum vollkommenen Staat hin, aufgezeigt worden, 
und nicht die andere Möglichkeit, deren Vorhandenſein uns 
die ſchweizeriſche Wirklichkeit eindringlich beweiſt. Es wäre 
vielleicht doch nützlich, begrifflich zwiſchen Selbſtverwaltung 
und Selbſtregierung zu unterſcheiden, und die kommunale 
Form im nationalſozialiſtiſchen Reich als Selbſtverwaltung, 
die der Schweiz als Selbſtregierung zu bezeichnen. Unter 
dieſer Vorausſetzung kann man dem Verf. zuſtimmen, daß 
wir bei den Einrichtungen des Deutſchen Reichs auch heute 
noch von Selbſtverwaltung ſprechen können. 


Dr. habil. Walter Chriſtaller, Freiburg i. Br. 


Jahrbuch 1938 J. und II. Bd. Herausgegeben vom Mr- 
beitswiſſenſchaftlichen Inſtitut der DAF. Berlin 1939, 
Verlag der Deutſchen Arbeitsfront GmbH., 1320 S. Preis 
beider Bände geb. 28,— RM. Zu beziehen durch: Die 
Deutſche Arbeitsfront, Zentralbüro, Arbeitswiſſenſchaft⸗ 
liches Inſtitut Berlin W 9, Leipziger Platz 14. 


Das im Jahre 1935 begründete Arbeitswiſſenſchaftliche 
Juſtitut der DAF., dem die Aufgabe geſtellt ift, wiſſenſchaft⸗ 
liches Rüſtzeug für den geſtaltenden Sozialpolitiker zu ſchaf⸗ 
fen, übergibt der Offentlichkeit wiederum einen Bericht über 
ſeine Tätigkeit im verfloſſenen Jahre, dem ein Geleitwort 
des Reichsorganiſationsleiters Dr. Robert Ley vorangeht. 
Die beiden ſtattlichen Vände enthalten eine überwältigende 
und faſt verwirrende Fülle von Stoff, obwohl ſie nur einen 
Bruchteil der Arbeiten umfaſſen, die dem Reichsorganiſa⸗ 
tionsleiter im Laufe des Jahres als Hilfsmittel zu ſeinen 
politiſchen Aufgaben vorgelegt worden find. 

Die Reihe' der Beiträge im erſten Bande beginnt mit 
einer Sozialwirtſchaftlichen Bilanz für Ende 
1938, die den weitgehenden Einfluß des Staates auf die 
private Wirtſchaft erkennen läßt, wie er feit 1933 in wach⸗ 
ſendem und früher kaum vorſtellbarem Maße ſich geltend 
macht. Ein großer Teil der volkswirtſchaftlichen Produktion 
wird gegenwärtig durch den Staat nicht nur gelenkt, fon- 
dern unmittelbar in Anſpruch genommen, und zwar iber- 
wiegend zu Zwecken, die im engeren wirtſchaftlichen Sinne 
nicht „produktiv“ ſind. Es wird nun unterſucht, wie weit die 
Beanſpruchung des Produktiousertrags und der Produktions⸗ 
mittel für politiſche Zwecke gehen kann, ohne die Lebeus⸗ 
haltung des Voltes auf die Dauer zu ſchmälern; hierbei 
wird aber hervorgehoben, daß der Staat im Intereſſe einer 
ſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft nicht auf eine Lenkung des 
wirlſchaftlichen Geſchehens verzichten kann, weil das Syſtem 
der freien Wirtſchaft, ſolange noch Mangel in der Nah⸗ 
rungsmittel⸗ und Rohſtoffverſorgung beſteht, immer zu Vor⸗ 
teilen des Stärkeren über den Schwächeren führen, alſo 
immer den größten Teil der ſchaffenden Menſchen zugunſten 
der wenigen Begüterten benachteiligen würde. 

Ein Beitrag über Arbeitszeit und Volkswirt⸗ 
ſchaftt geht davon aus, daß die große Haushaltung „Volks⸗ 
wirtſchaft“ genau ebenſo wie die Einzelhaushaltungen unter 
dem Geſetz der Knappheit ſteht, ſo daß ſie nicht alle Ziele, 
die fte ſich jeweils ſtellt, gleichzeitig und vollſtändig erreichen 
kaun. Als das große Geſamtziel der Volkswirtſchaftspolitik 
wird die Erhaltung und Steigerung der Lebenskraft des 
Volkes und ſeiner einzelnen Glieder bezeichnet. Es werden 
die Wege zu dieſem Ziel unterſucht, und es wird betont, daß 
die fur die Regelung der Arbeitszeit maßgebenden Grund- 
ſätze ſich in den Rahmen dieſer allgemeinen Zielſetzung ein⸗ 
tugen müſſen, wobei namentlich auch wehrpolitiſche Geſichts⸗ 
punkte Beachtung fordern: „Die Kraft einer Armee wird nicht 
nur durch die Waffen, ſondern auch und vor allem durch 
bie Waifentrager repräſentiert. Die Erhaltung der Volks⸗ 
kraft für den Kriegsfall erfordert die Erhaltung des Mr- 
beitsvermögens; denn dieſes iſt wehrpolitiſch identiſch mit 
der Wehrkraft des Volkes. Wie es keinen Sinn hat, Güter 
zu produzieren, die das Volk wegen Zeitmangel nicht kon⸗ 
ſumieren kann, ſo hat es auch keinen Zweck, Waffen zu 
ſchmieden, wenn die Wehrfähigen nicht zahlreich oder phyſiſch 
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und pſychiſch nicht ſtark genug find, um dieſe Waffen erfolg⸗ 
reich zu führen. Deshalb folgt auch aus dem wehrpolitiſchen 
Geſichtspunkt die Forderung nach der Erhaltung einer aus⸗ 
reichenden Freizeit“ (Bd. 1 S. 85). 

Aus Denkſchriften, die als Arbeitsunterlagen für die 
deutſche Delegation zum Internationalen Kongreß „Arbeit 
und Freude“ im Juli 1938 in Rom angefertigt worden 
ſind, werden einige Auszüge mitgeteilt, die das Thema 
Arbeit und Freizeit behandeln. Hier taucht das poli⸗ 
tiſche Problem auf, Mittel und Wege zu finden, um die 
Kluft zwiſchen dem, was dem Arbeiter an materiellen und 
ideellen Leiſtungen für ſeine Lebensführung zur Verfügung 
ſteht, und dem, was die Nation auf Grund ihrer techniſchen 
und geiſtigen Fähigkeiten zu leiſten imſtande iſt, zu ver⸗ 
ringern, alſo dafür zu ſorgen, „daß die Leiſtungen des 
menſchlichen Geiſtes auch wirklich den Menſchen und nicht 
einzelnen Klaſſen zugute kommen“. Deun alles Wirtſchaften 
hat nur Sinn, wenn es darauf abgeſtellt iſt, dem Wohle des 
Volkes zu dienen. „Unternehmungen, die dieſem Ziele ſich 
nicht unterordnen, haben auch dann keine Exiſtenzberechti⸗ 
gung, wenn ſie privatwirtſchaftlich rentabel ſind“ (Bd. il 
S. 101, 105). 

Von dem Standpunkt aus, daß die Erhaltung der 
Leiſtungsfähigkeit auf möglichſt lange Dauer das Ziel aller 
ſozialpolitiſchen Maßnahmen ſein muß, unterſucht eine wei⸗ 
tere Abhandlung die Zuſammenhänge zwiſchen Lebens⸗ 
alter und Leiſtungs fähigkeit unter biologiſchen Ge- 
ſichtspunkten. Es wird die Frage geſtellt, ob die menſchliche 
Leiſtungsfähigkeit fih tatſächlich fo entwickelt, wie fie durch 
die biologiſche Entwicklung im natürlichen Lebensablauf be⸗ 
dingt iſt; es wird die Aufgabe erkannt, die Punkte zu 
ſuchen, in denen ein Mißverhältnis beſteht, die gefahrbrin⸗ 
genden Urſachen zu erforſchen und Mittel zur Abhilfe zu 
ſchaffen. Auch der Aufſatz „Ermüdung, Arbeits⸗ 
geſtaltung, Leiſtungsſteigerung“ ſetzt bei der Er⸗ 
kenntnis ein, daß die Leiſtung jedes einzelnen tätigen Men⸗ 
ſchen gehoben werden muß, nachdem der Arbeitsmangel der 
Kriſenzeit ſich in überraſchend kurzer Zeit in einen Arbeiter⸗ 
mangel auf allen Gebieten verwandelt Hat; weil aber der 
Menſch für uns „nicht mehr Faktor des Betriebs neben der 
Sachwelt“ iſt, ſondern im Ausgangspunkt aller Maßnahmen 
einer echten Arbeitsgeſtaltung ſteht, ſo ſetzt die gebotene 
Leiſtungsſteigerung voraus, daß wir die richtige körperliche 
und ſeeliſche Eingliederung des Menſchen am Arbeitsplatz 
vornehmen. Nicht kurzfriſtige Höchſtleiſtung, ſondern größt⸗ 
mögliche Dauerleiſtung ohne Schädigung der menſchlichen 
Arbeitskraft ſoll das Ziel der neuen deutſchen Arbeits⸗ 
geſtaltung ſein. 

Eine eingehende Denkſchrift iſt der Landarbeiter⸗ 
frage gewidmet, Sie ſtellt feft, daß die bisherigen Maß⸗ 
nahmen zur Beſeitigung des Landarbeitermangels (Arbeits⸗ 
einſatz, Wohnungsbau, Berufsausbildung, finanzielle Hilfe) 
noch nicht an die tieferen Urſachen herangekommen ſind, 
und ſie gipfelt in dem Satze, daß die endgültige Löſung nur 
eine politiſche ſein kann: Herbeiführung ausgeglichener 
Zuſtände nicht im Jutereſſe einzelner Individuen oder 
Gruppen, ſondern ausſchließlich im Intereſſe der Volks⸗ 
geſamtheit. f j 

Eine Abhandlung über Breife und Koſten i m 
Kohlenbergbau lenkt die Aufmerkſamkeit auf die unter⸗ 
ſchiedliche Beurteilung dieſer Dinge ſeitens der Produzenten, 
Händler und Verbraucher und verfolgt den Verlauf der 
Kohlenpreiſe in Deutſchland jeit 1933, die gegenwärtige 
Preislage und Abſatzgeſtaltung und die wichtigſten Koſten⸗ 
faktoren der Kohle. . 

Beſonders ausführlich wird die Rohſtoffwirtſchaft 
in der Oſtmark und im Sudetenland behandelt. 
Wir erfahren hier, daß Großdeutſchland nunmehr die höchſt⸗ 
wertigen Eiſenerzlager und die beſten Braunkohleulager 
Europas beſitzt, ſo daß unſere Verſorgung mit den beiden 
wichtigſten Rohſtoffen einer modernen Volkswirtſchaft als 
geſichert gelten kann; hierzu kommen namentlich noch das 
Metallerzlager und der Holzreichtum beider Gebiete ſowie 
die Waſſerkräfte der Oſtmark. In eine fernere Zukunft ver⸗ 
weift ein Aufſatz über die Sozialpolitik im afrikani⸗ 
ſchen Kolonialraum, der zu dem Ergebnis kommt, daß 
die Kolonialpolitik von morgen ſich in Afrika ernſteſten 
ſozialen Problemen gegenüber ſehen wird, deren Bewälti⸗ 
gung nur auf neuen Wegen und mit neuen Mitteln ge⸗ 


lingen kann. 


Den Abſchluß des erſten Bandes bildet ein beſonders 
anziehender und lehrreicher Aufſatz über die geſchicht⸗ 
lichen Grundlagen des Sudetendeutſchtums. Er 
ſchildert die Schickſale der Deutſchen in Böhmen von den 
frühgeſchichtlichen Anfängen an, würdigt ihre kulturelle und 
wirtſchaftliche Leiſtung und verfolgt die Kämpfe um die Er- 
haltung ihres Volkstums bis in die jüngſte Zeit. Die hi⸗ 
ſtoriſch begründete Zuſammengehörigkeit des Sudetenlandes 
mit dem Reich erſcheint hier in ganz neuem Lichte. 

Der zweite Band enthält in Berichten und Materialien 
einen Ausſchnitt aus der umfaſſenden ſtatiſtiſchen Ar⸗ 
beit des Inſtituts und der einzelnen Dieuſtſtellen der DAF- 
Wir finden hier Erhebungen von Einzelhandelspreiſen für 
Gegenſtände des notwendigſten Lebensbedarfs, ausführliche 
Unterſuchungen über das Miet⸗ und Wohnungsproblem und 
die Löhne in der Oſtmark ſowie Erhebungen über die 
Lebenshaltung von Arbeiter- und Altersrentnerfamilien in 
Wien, ferner eine Unfallſtatiſtik, Erhebungen über die Rege⸗ 
lung des Akkordrichtlohns uſw. Alle dieje Aufſtellungen, die 
von außerordentlich mühevoller Kleinarbeit Zeugnis ab⸗ 
legen, ſind dazu beſtimmt, unter einheitlicher Lei⸗ 
tung dem ſozialen Fortſchritt die Wege zu ebnen. 

Der Inhalt des Jahrbuchs kann hier nur mit dieſen 
kurzen Andeutungen wiedergegeben werden. Erſt bei tiefe⸗ 
rem Eindringen in einzelne Beiträge wird der innere Zur 
ſammenhang der ſcheinbar ſo verſchiedenartigen Auſſätze und 
Verichte klar: die „Syntheſe von Politik und Wif- 
ſenſchaft“, wie es im Geleitwort des Reichsorganiſations⸗ 
leiters heißt. Was das bejagen will, wird vielleicht am ehez 
ſten verſtändlich, wenn wir einen flüchtigen Blick auf die 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte werfen. Der Liberalis⸗ 
mus hatte zur Zeit ſeiner ſtärkſten Einwirkung auf unſer 
öffentliches Leben den Gedanken von der „alles überwäl⸗ 
tigenden Staatsexiſtenz“ auf die Spitze getrieben, bis die 
Staatsgewalt im Weltkriege zerbrach und in der Nachkriegs⸗ 
zeit mehr und mehr vor den großen Wirtſchaftsverbänden 
zurückwich; unter deren beherrſchendem Einfluß trat bei 
Unternehmern und Beſchäftigten das perſönliche Gewinn⸗ 
ſtreben, verſtärkt und beinahe gerechtfertigt durch den Wäh⸗ 
rungsverfall, ganz unverhüllt in den Vordergrund. In der 
Rechtſprechung bezeichnet die Entſch. des RG. v. 26. Mai 
1922 einen Höhepunkt dieſer Entwicklung: „Das Recht iſt 
nicht Selbſtzweck, ſondern lediglich Schutz und Sicherung 
der Intereſſen der Bürger des Staates, und zwar einmal 
der perſönlichen, ſodann aber vornehmlich der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen“ (ZW. 1922, 910). Aber ſchon zehn Jahre 
ſpäter, als der Nationalſozialismus bereits ſehr vernehm⸗ 
lich an die Pforten aller Überlieferung in Staat und Geſell⸗ 
ſchaft anklopfte, ſpricht ein Tübinger Rechtslehrer der 
Frontkämpfergeneration von dem „Rechte der Starken, die 
miteinander ringen um die Gemeinſchaft, die ſie verſöhnt, 
um das Leben ihres Volkes, in und mit dem ſie leben und 
ſterben, das ſie lieben mit der grundloſen Liebe aller Ur⸗ 
ſprünglichkeit, weil es ihr Vaterland iſt“ (Walther 
Schönfeld: Archzivcpr. 135, I ff., bef. 63). Hier klingt 
ganz deutlich die nationalſozialiſtiſche Lebensauffaſſung an. 
Der heutige deutſche Führerſtaat ruft auf „nicht zu einem 
allgemeinen Wohlleben und Genuß der erarbeiteten Güter, 
ſondern zu Opfer und Einſatz für das Ganze, für die Volks⸗ 
gemeinſchaft. Er gewinnt das Recht dazu dadurch, daß er 
nicht den Staat als ein ſelbſtzweckliches Gebilde, ſondern 
das Volk in ſeiner Exiſtenz über die Generationen hinweg 
in den Mittelpunkt alles Tuns und Denkens rückt. Um 
den Fortbeſtand dieſes Volkes geht es“ (Kurt 
Schilling: „Geſchichte der Staats⸗ und Rechtsphiloſophie 
im Überblick“, 1937, S. 211). 

Damit haben wir die einfache Formel gewonnen, auf 
die ſich Ausgangs- und Zielpunkte aller dieſer Aufſätze, 
Berichte und Erhebungen zurückführen laſſen. Die Sorge 
um den Fortbeſtand des deutſchen Volkes beſtimmt in der 
Tat den Geſamtinhalt des Jahrbuchs. Es handelt ſich alſo 
nicht um eine Bindung der Wiſſenſchaft an einen Zweck, der 
außerhalb ihrer ſelbſt liegt, ſondern um die Ausrichtung 
der wiſſenſchaftlichen Arbeit auf ein großes nationales 
Lebensziel, die ſich aus unſerer heutigen Staats⸗ und Ge- 
ſellſchaftsauffaſſung notwendig ergibt. 


RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
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Wilhelm Rhode, Nege und Gewerberat am Polizei⸗ 
präſidium Berlin: Arbeitszeitordnung v. 30. April 
1938; Jugendſchutzgeſetz (Geſetz über Kinderarbeit 
und über die Arbeit der Jugendlichen) v. 30. April 1938; 
Bäckereiarbeitszeitgeſetz v. 29. Juni 1936, abgedr. 
am 30. April 1938 mit den AusfBeſt. und den Neben- 
geſetzen. Berlin 1939. Carl Heymanns Verlag. XIII, 
232 S. Preis geb. 7,— RAM. 

Die Arbettszeitregelung war und ift eine der brennend- 
ſten Fragen des Arbeiterſchutzes und des Wirtſchaftslebens. 
Sie iſt heute beſonders aktuell, ergeben ſich ja aus dem un⸗ 
geheuren Ausmaß der heute durch den Vierjahresplan und 
die Wehrhaftmachung geſtellten Aufgaben bei der knappen 
Deckung an Arbeitskräften hinſichtlich der Arbeitszeit natur- 
gemäß die allergrößten Spannungen. Der Ausgleich des 
Arbeitermangels durch Arbeitszeiterhöhung hat irgendwo 
ſeine naturbedingte Grenze, deren Überſchreitung im Aigen- 
blick eine Entlaſtung bedeuten mag, auf die Dauer geſehen 
aber Raubbau an dem einzigen, echten Volksvermögen, der 
menſchlichen Arbeitskraft, iſt. Der Nationalſozialismus über- 
nahm, als er zur Macht kam, bereits ein Arbeitszeitſyſtem, 
das ſich vom ſtarren 8⸗Stundentag zum weniger ſtarren 
Syſtem der 48⸗Stundenwoche entwickelt hat, das aber an 
den Schwächen ſeines politiſchen Werdens, an Unüberſicht⸗ 
lichkeit, Uneinheitlichkeit, innerer Zuſammenhangloſigkeit und 
ſchließlich falſcher Zweckhaftigkeit litt. Der Nationalſozialis⸗ 
mus überwand die Arbeitsloſigkeit auf andere Weiſe als 
durch Verkürzung der Arbeitszeit. Für ihn iſt die Frage der 
Arbeitszeit allein ein Problem des Volksſchutzes. Nachdem 
im Juli 1934 das bis dahin entſtandene Arbeitszeitrecht 
im weſentlichen unverändert nur zuſammengefaßt worden 
iſt, wird nun an ſeiner Ausgeſtaltung in der Richtung auf 
Erreichung eines wirkſamen Volksſchutzes gepaart mit dem 
Ziele größtmöglicher Leiſtungsſteigerung gearbeitet. Die 
Grundlage bildet das Jugendſchutzch. v. 30. April 1938. Die- 
ſes ſelbſt regelt endgültig die Kinderarbeit und die Arbeits⸗ 
zeit der Jugendlichen. Es gibt in feinem § 30 Abſ. 10 die 
Grundlage zur Neufaſſung der wichtigſten Geſetze über die 
Arbeitszeit der Erwachſenen, um die nunmehrigen arbeits⸗ 
zeit rechtlichen Verhältniſſe für Jugendliche und Erwachſene 
einander anzupaſſen. Eine endgültige Regelung der Mr- 
beitszeit für Erwachſene, insbeſondere des jetzt etwas zu⸗ 
ſammenhanglos in die Arbeitszeitordnung hereingepreßten 
Beſchäftigungsſchutzes für Frauen, ift noch zu erwarten. 


Trotz der auf Vereinheitlichung und Zuſammenfaſſung 
hinauslaufenden Geſetzgebung v. 30. April 1938 iſt alſo auch 
heute noch das Arbeikszeitrecht ein ſchweres Kapitel für die 
Praxis. Es ift deshalb zu begrüßen, wenn in einem Gam- 
melwerk das zur Zeit geltende Arbeitszeitrecht in einer 
für die Praxis anſchaulichen Weiſe dargeſtellt wird. Dies 
unternimmt Rohde, wenn er in einem 232 Seiten um- 
faſſenden Kommentar alle arbeitszeitrechtlichen Beſtimmun— 
gen, wie ſie heute gelten, erläutert. Er behandelt zunächſt 
die auf Grund des 8 30 Abſ. 10 Jugendſchutzch neugefaßte 
Arbeitszeitordnung v. 30. April 1938 und kommt, indem er 
die arbeitszeitrechtlichen Verhältniſſe für Erwachſene voran⸗ 
ſtellt, einem Bedürfnis und dem Intereſſe der Praxis ent⸗ 
gegen. Den 2. Teil füllt das Jugendſchutzeh. ſelbſt, den 3. Teil 
das ebenfalls auf dieſer Grundlage neu gefaßte Bäckerei⸗ 
arbeitszeitc. Dieſe drei Teile find eingehend kommentiert. 
Die wichtige Ergänzung findet das Werk in ſeinem Au⸗ 
hang, der den Wortlaut der Ausführungsanordnungen zur 
ABO., zum Jugendfhuß®. und den zahlreicher, und zwar 
für die Praxis wichtiger arbeitszeitrechtlicher Nebengeſetze 
bringt. Der Praktiker findet hier die arbeitszeitrechtlichen 
Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung, die BD. über bie 
Arbeitszeit in Krankenpflegeanſtalten, die zahlreichen Vo. 
über die Regelung der Arbeit in gefährlichen Betrieben, die 
Glashütten O. v. 23. Dez. 1938 mit den dazugehörigen Er- 
laffen, die Einführungs VO. der arbeitszeitrechtlichen Be- 
ſtimmungen in Ofterreich und in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten. In dieſem Zuſtand kann das Buch als Sammelwerk 
des zur Zeit geltenden Arbeitszeitrechtes gewertet werden. 

Auch ſein Inhalt iſt voll und ganz auf die Praxis 
abgeſtellt. Rohde vermeidet in feinem Kommentar wiſſen⸗ 
ſchaftliche Auseinanderſetzungen. Es kommt ihm darauf an, 
der Praxis ein Handbuch für den täglichen Gebrauch zu 
liefern. Die Anmerkungen zu den einzelnen Beſtimmungen 
der in dieſem Buch kommentierten Geſetze ſind daher im 
weſentlichen auch mehr Erklärungen des in kuappen Worten 
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vom Geſetzgeber Geſagten als Auslegungen offener arbeits⸗ 
rechtlicher Fragen und ideologiſcher Fragen des Arbeits⸗ 
rechts, die teilweiſe nur angedeutet zutage treten. Die An⸗ 
merkungen enthalten weiterhin an zahlreichen Stellen er⸗ 
gänzende Hinweiſe auf entſprechende ſonſtige Beſtimmungen 
und ſtellen ſo auch Zuſammenhänge klar heraus. Beſonders 
anſchaulich wirken die zahlreichen Zuſammenſtellungen, die 
Rohde in ſeine Anmerkungen einſtreut, was dem Leſer 
das Auffinden der in dem einzelnen Falle zutreffenden Be- 
ſtimmung ganz weſentlich erleichtert. Gerade dieſe Zuſam⸗ 
menſtellungen, z. B. der geſetzlichen Möglichkeiten einer 
Mehrarbeitszeit (33 AZD.), der Grenzen tariflicher Arbeits⸗ 
zeitverlängerung (8 7 ABD.), der geſetzlichen Möglichkeiten 
einer Überſchreitung der bei Arbeitszeitverlängerungen ein⸗ 
zuhaltenden Höchſtarbeitszeit (8 11 AZD.), der Fälle einer 
Mehrarbeitsvergütung (8 15 AZD.), des Syſtems der Ruhe- 
pauſen und Ruhezeiten (8 18 NBO.) und andere mehr, 
machen das Buch beſonders wertvoll, da fie recht anſchau⸗ 
lich wirken. 


In dieſem Zuſtand kann alfo das Buch dem beſtens 
empfohlen werden, der weniger ein wiſſeuſchaftliches Werk, 
als ein Nachſchlagewerk für den täglichen Gebrauch benötigt. 


Reg. Dr. Haſtler, Tetſchen (Elbe). 


Dr. Robert Deiß, RA. in München: Das Recht der 
Raſſe. Kommentar zur Raſſengeſetzgebung. (Die Geſetz⸗ 
gebung des Dritten Reiches, Herausgeber Reichs miniſter 
Reichsleiter Dr. Hans Frank.) München 1938. Zeutralverlag 
50 A Frz. Eher Nachfl. GmbH. 324 S. Preis geb. 
5,40 RM. 


Die Totalität des Raſſegedankens hat zu einer voil- 
kommenen Neuausrichtung auch des deutſchen Rechts auf 
raſſiſcher Grundlage geführt. Wer etwa glaubt, daß ſich die 
raſſiſche Ausrichtung darin erſchöpft hat, ein neues Rechts⸗ 
gebiet Raſſenrecht oder Recht der Raſſe aufzuſtellen, irrt 
grundlegend. Alles Recht iſt raſſiſch ausgerichtet, und es iſt 
gefährlich, durch unklare oder unbeſtimmte Ausdrücke auch 
nur den Anſchein zu erwecken, als ob es neben dem Bürger⸗ 
lichen Recht, dem Strafrecht, dem Prozeßrecht jetzt auch ein 
Raſſenrecht gäbe. Das ift jedenfalls nicht der Sinn des 
Totalitätsanſpruchs des Raſſegedankens. Auch der Titel des 
vorliegenden Kommentars ift aus dieſen Gründen zu be- 
anſtauden. Im übrigen haben genau genommen das Ehe⸗ 
geſundhß. und das ErbkrNachwGeſ. zwar etwas mit Erb- 
pflege, aber nichts mit Raſſenpflege zu tun. Schon dieſe 
wiſſenſchaftliche Ungenauigkeit zeigt eigentlich recht deutlich, 
wie richtig es iſt, auch einem ſolchen Kommentar wenigſtens 
die Grundzüge der Raſſen⸗ und Erbkunde voranzuſchicken. 
Leider iſt das nicht geſchehen. Wir müſſen uns darüber klar 
ſein, daß auch inſoweit die einfachſten Grundſätze noch nicht 
Allgemeingut der Rechtswahrer geworden ſind. Insbeſon⸗ 
dere aber bei der Bearbeitung der Nürnberger Geſetze findet 
man faſt durchweg die unmöglichſten Einlaſſungen. Von dem 
vorliegenden Kommentar konnte man aus naheliegenden 
Gründen erwarten, daß er bei dieſer Sachlage beſonders 
grundlegend und tiefgehend ſein würde. 


Die Art, wie der Verf. das ErbkrNachwgeſ. erläutert, 
gibt zu grundſätzlichen Bedenken Anlaß. Es werden ohne 
verbindenden Text Hunderte von Entſcheidungen nur unter 
Angabe der Quelle (übrigens nur aus der JW.) zitiert, mit 
denen man als Leſer überhaupt nichts anfangen kann. Es 
muß doch mindeſtens gejagt werden, zu welcher Frage die 
Entſcheidung Stellung nimmt. Im übrigen iſt es Aufgabe 
des Kommentars, aus dieſen Entſcheidungen einen leitenden 
Gedanken herauszuſchälen. 


Wie in allen anderen Erläuterungswerken wird übri⸗ 
gens auch hier die Anſicht vertreten, daß die Eheſchließung 
einer deutſchen Frau mit einem fremden Staatsangehörigen 
artfremden Blutes (z. B. einem Neger franzöſiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit) trotz 86 der 1. Ausf VO. z. Blutſchutzc zu⸗ 
läſſig fet. Ich vermag nicht einzuſehen, weshalb aus einer 
ſolchen Ehe nicht eine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt. Der Um⸗ 
ſtand, daß die Kinder aus einer ſolchen Ehe nicht die 
deutſche Staatsangehörigkeit erhalten, iſt doch kaum enk⸗ 
ſcheidend. Die Rechtſprechung holländiſcher Gerichte hat 
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übrigens unter ausdrücklicher Berufung auf dieſe deutſche 
Auslegung des 86 derartige Eheſchließungen zugelaſſen. 
Der Kommentar iſt handlich und überſichtlich in ſeiner 
Darſtellung, er hält aber nicht das, was man ſich von „dem 
nationalſozialiſtiſchen Kommentar zur Raſſengeſetzgebung“ 
verſpricht. 
Dr. Schmidt⸗Klevenow, 
Raſſe⸗ und Siedlungshauptamt, Berlin. 


Deviſengeſetz v. 12. Dez. 1938 mit DurchfBeſt., Richt⸗ 
linien und allen wichtigen 55 de e Nebengeſetzen 
von Hans Gurski, Reg. bei der Deviſenſtelle Wien, 
und Dr. Heinz Friedrich Schulz, RegR. bei der 
Deviſenſtelle Berlin. Beckſche Kurz⸗Kommentare Bd. 25 
(Loſeblattausgabe). München u. Berlin 1939. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchhandlung. 500 S. Preis 9,80 AM. Erg.⸗Blätter 
je Blatt 4 Rpf. 


Der letzten Kodifikation des Deviſenrechts, dem Geſetz 
über die Deviſenbewirtſchaftung v. 4. Febr. 1935, waren zwei 
Abänderungsgeſetze und elf DurchfVO. gefolgt. Die damals 
ausgeſprochene Erwartung, daß dieſes „Notgeſetz“ nicht ſo 
bald verſchwinden werde, hat ſich damit als begründet er⸗ 
wieſen. Es hat ſich ferner gezeigt, daß dieſes umfaſſende 
und komplizierte Rechtsgebiet ſtändig im Fluſſe bleiben muß, 
um ſich den Wandlungen des Wirtſchaftslebens in den Be⸗ 
ziehungen der einzelnen Staaten zueinander anzupaſſen, 
ſtets neu auftauchende Umgehungsmöglichkeiten zu verhin⸗ 
dern und Lücken in der Deviſenrüſtung des Reiches zu 
ſchließen. Das Dev. v. 12. Dez. 1938, das am 1. Jan. 1939 
für ganz Großdeutſchland in Kraft getreten iſt, wird daher, 
wie ſich die Verf. ausdrücken, ebenfalls nicht „der Weisheit 
letzten Schluß“ darſtellen. Es wird ſeinerſeits als eine Zwi⸗ 
ſchenkodifikation zu gelten haben, der die erforderlichen Er⸗ 
gänzungsvorſchriften folgen werden, bis zu gegebener Zeit 
wiederum eine Zuſammenfaſſung der unüberſichtlich gewor⸗ 
denen Beſtimmungen unumgänglich erſcheint. 


Der Bufammen- und Neufaſſung des Deviſenrechts ift 
der entſprechende Kommentar auf dem Fuße gefolgt, Bd. 25 
in der Reihe der Beckſchen Kurz-⸗Kommentare, gehalten in 
der Loſeblattform, die gerade bei dieſem Gebiete beſonders 
angebracht iſt, um das Werk durch das Einfügen neu er⸗ 
ſcheinender DurchfVO. u. dgl. ſtets auf dem laufenden zu 
halten. Einem Geleitworte des SenPräſ. am Reichswirt⸗ 
ſchaftsgericht Dr. Paul Dreiſt und einer geſchichtlichen 
Einleitung über die Entwicklung des Deviſenrechts folgt eine 
Liſte der bisherigen Deviſenvorſchriften und Fundſtellen, 
eine vergleichende Gegenüberſtellung der Vorſchriften der 
Dev. von 1931, 1932, 1935 und 1938 und eine Überſicht 
über das einſchlägige Schrifttum. Es ſchließt ſich an der 
eigentliche Kommentar, der ſich auf das Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tungsgeſetz ſelbſt beſchränkt, während die danach im Text 
folgenden Richtlinien für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung v. 22. Dez. 1938 kommentarlos abgedruckt wor⸗ 
den find, wie die Verf, jagen, weil ſie ihrem Inhalte nach 
in der Hauptſache bereits Erläuterungen des Dev®. darſtel⸗ 
len. Folgerichtig hat man ſie in den Geſetzeskommentar 
hineingearbeitet, ebenſo wie die Runderlaſſe, auf deren be⸗ 
ſonderen Abdruck man wohl im Intereſſe einer prägnanten 
Zuſammenfaſſung verzichtete. Das Streben nach Konzentra⸗ 
tion und Kürze macht ſich in dem ganzen „Kurz“ -Kommen⸗ 
tar erfolgreich geltend, ohne daß die Qualität darunter im 
geringſten gelitten hätte. Die „Vorbemerkungen“ und „An⸗ 
hänge“, die einzelnen Abſchnitten und „Paragraphen bei⸗ 
gegeben ſind, ſtellen eine wertvolle Ergänzung des eigent⸗ 
lichen Kommentars dar. Den Abſchluß des kleinen Werkes 
bilden die deviſenrechtlichen Nebengeſetze und Ver- 
ordnungen. 

Allen denen, die die einengenden Beſtimmungen des 
Deviſenrechts als unbequem und unnatürlich empfinden, jei 
beſonders eindringlich die Lektüre der geſchichtlichen Ein⸗ 
leitung empfohlen. Wenn dort gejagt wird, daß einem vor 
dem Weltkrieg in Auslandswerten angelegten Volksvermögen 
von 25 Milliarden RM 1930 eine Verſchuldung von 30 Mil⸗ 
liarden AM gegenüberſtand, wenn dargelegt wird, daß allein 
in der erſten Hälfte des Jahres 1931 Kredite in Höhe von 
5,25 Milliarden RM ſeitens des Auslandes aus dem völlig 
verarmten und ausgeplünderten Deutſchland zurückgezogen 
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wurden, ſo wird auch dem einfachſten Leſer klar, um was 
es ſich hier handelt: Um das größte Verbrechen, 
das je an einem Volke begangen wurde, und 
um einen Akt heroiſcher Notwehr, zu deffen 
Gelingen jeder Volksgenoſſe ſein Beſtes bei⸗ 
zutragen hat. 


RA. Dr. Leuchs⸗Mack, Frankfurt a. M. 


Die unbeſtimmte Verurteilung im Jugend⸗ 
ſtrafrecht von Dr. jur. Helmut Meins (Hamburger 
Rechtsſtudien, Heft 31). Hamburg 1939. Verlag Friede⸗ 
richſen, de Gruyter & Co. 86 S. Preis kart. 4,50 AM. 


Die Arbeit von Dr. H. Meins befaßt ſich in ausführ⸗ 
licher Weiſe mit einer ſehr wichtigen Frage der Jugend⸗ 
ſtrafrechtsreform. Zunächſt gibt der Verf. einen geſchicht⸗ 
lichen Überblick über die ſowohl im deutſchen Strafrecht als 
auch im Auslande keineswegs unbekannte „unbeſtimmte“ 
Verurteilung. In einem weiteren Kapitel wird zur Rechts⸗ 
vergleichung die Handhabung der unbeſtimmten Verurtei⸗ 
lung in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, Eng⸗ 
land, Oſterreich, Dänemark, Schweden und der ehemaligen 
Tſchechoſlowakei dargeſtellt. Nach kriminellen, politiſchen und 
dogmatiſchen Unterſuchungen kommt der Verf. zu dem Er⸗ 
gebnis, daß für das neue Jugendſtrafrecht die unbeſtimmte 
Verurteilung als erfolgverſprechendſte Neuerung eingeführt 
werden muß. Der Verf. läßt dabei kein Problem aus. So 
behandelt er die Frage, ob die unbeſtimmte Verurteilung 
nur für Jugendliche oder auch für Halberwachſene einzu⸗ 
führen ſei, ob durch Geſetz oder Urteil eine obere Grenze 
oder ein Mindeſtmaß der unbeſtimmten Verurteilung ein⸗ 
geführt werden ſoll und wer über die Frage der Entlaſſung 
zu entſcheiden hat. 


Die intereſſante und flüſſig geſchriebene Schrift ver⸗ 
dient bei der Behandlung des kommenden Jugendſtrafrechts 
beachtet zu werden. Die Erfahrungen, die das Ausland mit 
der unbeſtimmten Verurteilung gemacht hat und die Ge- 
fahren, die das bisherige JGG. für die Abwehr gegenüber 
den jugendlichen Kriminellen bedeutet hat, aus denen ſich 
das Gewohnheitsverbrechertum rekrutiert, rechtfertigt die 
Annahme, daß die unbeſtimmte Verurteilung der Erziehung 
beſſerungsſähiger Jugendlicher und damit der wirkungs⸗ 
vollen Bekämpfung des Verbrechertums zu dienen vollauf 
geeignet iſt. 

Aſſeſſor Leppin, Berlin, 


Strafgeſetzbuch. Textausgabe mit Verweiſungen und 
Einarbeitung der zur Ergänzung des StGB. ergangenen 
Geſetze und VO. (Stand v. 1. März 1939). Herausgegeben 
von Dr. jur. et rer. pol. Leopold Schäfer, Geh. Re⸗ 
gierungsrat, Min Dirigent im NIM., 6. Aufl., Berlin 
175 TEER Franz Vahlen. XIX, 236 S. Preis geb. 
„75 RM. 


Die bekannte blaue Ausgabe des StGB. (Vahlens 
blaue Textausgaben), die von Min Dirigent Dr. Schäfer 
beſorgt iſt, wird nunmehr in der 6. Aufl. herausgebracht. 
Die Zuſammenſtellung dieſer Textausgabe erfolgte vornehm⸗ 
lich mit Rückſicht auf die Einführung des Strafrechts in 
den ſudetendeutſchen Gebieten. Aus dieſem Grunde ſind 
neben dem RStGB. die ſonſtigen am 1. März 1939 im 
Sudetenland in Kraft getretenen Reichsſtrafgeſetze auf- 
genommen worden. Sehr weſentlich iſt ferner der jeweils 
aufgenommene Hinweis, ſeit wann und auf Grund welcher 
Vorſchrift die Beſtimmungen in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten gelten. Dasſelbe ift für die im Lande Oſterreich in 
Kraft getretenen reichsdeutſchen ſtrafrechtlichen Vorſchriften 
erfolgt. Aber auch für die Strafrechtler im Altreich bringt 
die 6. Aufl. etwas Neues, da den inzwiſchen eingetretenen 
ſtrafrechtlichen Anderungen (u. a. Geſetz über Straßen raub 
mittels Autofallen) Rechnung getragen iſt. Die bekannte 
Textausgabe wird gern benutzt werden. 
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Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
nebſt den wichtigſten ſonſtigen Vorſchriften aus dem Ge- 
biet des Strafverfahrens und der Gerichtsverfaſſung. 
Textausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. 
4. Aufl. (16.— 18. Tauſend), München und Berlin 1939. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. VIII, 269 S. Preis 
geb. 1,80 RM. 


Die gediegene Textausgabe der StPO. liegt in der 
4. Aufl. vor. Sie enthält, wie ihre Vorgängerin, zahlreiche 
Anmerkungen, die in ihrer Gründlichkeit über den üblichen 
Rahmen von Verweiſungen hinausgehen. Daneben bringt 
das Buch noch die Texte bzw. Auszüge von 26 weiteren 
ſtrafprozeſſualen Geſetzen und Verordnungen. Die Textaus⸗ 
gabe iſt eine zuverläſſige Arbeitsunterlage. D. S. 


Dr. Leonhard Röſchinger, „Der Ausſchluß der 
Strafbarkeit im engliſchen Recht im Ver⸗ 
gleich mit dem deutſchen Strafrecht“. (Neue 
Deutſche Forſchungen, Bd. 219.) Berlin 1939. Junker 
& Dünnhaupt Verlag. IX, 99 S. Preis broſch. 4,80 AM. 


Vorausgeſchickt wird der Unterſuchung der Strafaus⸗ 
ſchließungsgründe im engliſchen Recht eine knappe Überſicht 
über die einſchlägigen Lehren im deutſchen Strafrecht, die 
dazu dient, „durch das Fenſter des von der deutſchen 
Wiſſenſchaft aufgebauten Gebäudes einen Blick in das gleiche 
Gebiet des engliſchen Rechts zu gewähren und ſo die völlig 
verſchiedenartige Struktur dieſes Rechtes deutlich werden zu 
laſſen“. Im Hauptteil wird im übrigen nur das Recht 
Englands ſelbſt behandelt, wobei das mit den Grundſätzen 
des engliſchen Strafrechts ſo gut wie übereinſtimmende 
iriſche Recht nicht beſonders hervorgehoben wird, während 
das in vielen Punkten abweichende ſchottiſche ſowie das 
amerikaniſche Recht an manchen Stellen zum Vergleich 
herangezogen wird. 


Ein Hauptcharakteriſtikum des engliſchen Rechts iſt, daß 
ihm die in der deutſchen Wiſſenſchaft trotz neuerlicher An⸗ 
zweifelungen herrſchende Trennung in Unrechts⸗ und Schuld⸗ 
ausſchließungsgründe unbekannt ift. Zwar betonen auch die 
engliſchen Schriftſteller, daß zur Bejahung einer ſtrafbaren 
Handlung ſowohl eine verbotene Tat (guilty conduct) als 
auch eine verwerfliche Geſinnung (guilty mind) gehöre, fie 
unterſuchen jedoch nirgends, ob die einzelnen Strafausſchlie⸗ 
ßungsgründe auf einem Fehlen der rechtswidrigen Haudlung 
überhaupt oder nur auf einem Fehlen der Schuld des 
Täters beruhen. Die Grenzen zwiſchen Unrecht und Schuld 
zerfließen nach heutigem engliſchen Recht weitgehend in- 
einander, ſo daß ihre begriffliche Unterſcheidung in der 
Praxis fehlt. Dieſe Erſcheinung hängt damit zuſammen, daß 
in England eine Strafrechtswiſſenſchaft in unſerem Sinne 
nicht exiſtiert. Was an ſtrafrechtswiſſenſchaftlichen Werken 
in England zu finden iſt, bewegt ſich nicht auf abſtrakt⸗ 
wiſſenſchaftlicher Grundlage, ſondern begnügt ſich im all⸗ 
gemeinen damit, die bisher ergangenen gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen, die oft bis in das Mittelalter zurückreichen, 
ſyſtematiſch zu ordnen und nach ihnen den gegenwärtigen 
Stand des engliſchen Rechts wiederzugeben. Das hängt wie⸗ 
der damit zuſammen, daß, abgeſehen von einer Reihe 
namentlich in neuerer Zeit erlaſſener Einzelgeſetze, das, 
was Rechtens iſt, in Ermangelung einer Kodifikation nur 
aus den Vorentſcheidungen der Gerichte zu entnehmen iſt. 
An dieſe Vorentſcheidungen iſt der engliſche Richter ge⸗ 
bunden; England iſt das klaſſiſche Land des Fallrechts, des 
„case law“. Die hiermit verbundene Gefahr der Erſtarrung 
wirkt ſich wenigſtens in einem gewiſſen Umfang nicht ſo 
ſtark aus, wie man meinen ſollte; denn, vermag der eng⸗ 
liſche Richter es vor fih nicht zu verantworten, an dem 
precedent feſtzuhalten, ſo kommt er, wenn irgend möglich, 
zu dem Schluß, daß die alte Entſcheidung den vorliegenden 
Fall gar nicht treffe, und ſucht auf anderem Wege ſein Ur⸗ 
teil in übereinſtimmung mit dem common law zu bringen, 
und hier iſt der engliſche Richter in der Lage, abgeſehen 
von der Stützung feiner Meinung durch angeſehene Rechts- 
lehrer, deren Namen zum Teil ſchon im Mittelalter einen 
guten Klang gehabt hat, ſich beim ausländiſchen, insbeſon⸗ 
dere dem amerikaniſchen Recht Rat zu holen, weiter aus 
dem Naturrecht, Nützlichkeits⸗ und Billigkeitsgründen ſowie 
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aus der öffentlichen Meinung die Grundlage ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung zu ſchöpfen; die beſonderen Umſtände des einzel⸗ 
nen Falles ſind hierbei in der Hauptſache maßgebend. So 
ift z. B. der berühmte Mignonettefall mehr aus allgemein⸗ 
menſchlichen, unbeſtimmten Erwägungen heraus entſchieden 
worden — man wird daher dem Verf. darin beipflichten 
können, daß ein in Zukunft über einen Notſtandsfall ent- 
ſcheldendes Gericht an dieſe Entſcheidung in keiner Weiſe 
gebunden ſein dürfte. Oft bedarf es vieler Entſcheidungen, 
um einen Begriff, eine einheitliche Regel moſaikartig zu⸗ 
ſammenzuſetzen. Daß hiermit die Gefahr eines widerſpruchs⸗ 
vollen Rechts gegeben iſt, liegt auf der Hand. So iſt z. B. 
die Notwehr ganz kaſuiſtiſch geregelt. Eine Tötung des An⸗ 
greifers iſt nur dann gerechtfertigt, wenn er durch die 
Jutenſität und Schwere feines Angriffs zu erkennen gibt, 
daß er die Allgemeinheit bedroht; der Gedanke, daß der 
einzelne Angegriffene ein privates Recht durchzuſetzen hat, 
iſt dem engliſchen Recht fremd. Das engliſche Strafrecht iſt 
überhaupt ſehr ängſtlich und zurückhaltend, wenn es ſich 
um die Tötung eines Menſchen in der Notwehr oder im 
Notſtande handelt. Bei der Notwehr ift die Tötung durchaus 
ſubſidiär; die Zumutung, ſich dem Angriff durch die Flucht 
zu entziehen, ſpielt eine bedeutende Rolle (neuere Entſchei⸗ 
dungen des deutſchen RG. klingen an dieſe Auffaſſung an). 
Als Notſtandsmaßnahme ift die Tötung eines anderen im 
engliſchen Recht nie anerkannt worden. Neben dieſem Ne- 
ſpelt vor dem menſchlichen Leben als ſolchem und damit 
vor den Rechten nicht nur des unſchuldigen unbeteiligten, 
ſondern auch des verbrecherifchen Individuums ift ein 
eigenartiger, unſerem Empfinden naheſtehender Zug des 
engliſchen Strafrechts ſein in der Richtung unſeres Willens⸗ 
ſtrafrechts liegender Subjektivismus: Trotz objektiven Vor⸗ 
liegens der die Strafbarkeit ausſchließenden Gründe kann der 
Täter niemals ſtraflos ausgehen, wenn er von dieſem ob⸗ 
jektiven Vorhandenſein nichts wußte oder wenn er eine 
innere Einſtellung hatte oder ſich von Motiven leiten ließ, die 
mit der den Ausſchluß der Strafbarkeit begründenden Idee 
im Widerſpruch ſtanden. So iſt die gute Abſicht des Täters 
im Falle der mit Einwilligung erfolgenden Körperverletzung 
Vorausſetzung für feine Straflosigkeit. Verteidigung muß 
bei der Notwehr das einzige Motiv geweſen ſein; Rachſucht 
darf nicht mitgeſpielt haben. Pflichtmäßiges Ermeſſen muß 
überhaupt beim Eingriff in fremde Rechte walten, wenn 
der Eingriff entſchuldigt ſein ſoll. Das gilt auch bei der 
durch den Like Preservation Act von 1929 geſetzlich geregelten 
Kindestötung (Perforation) zur Rettung der Mutter — eine 
Regelung, die anſcheinend auch für die Schwangerſchafts⸗ 
unterbrechung als gültig angeſehen wird. Der Subjektivis⸗ 
mus wird mitunter auch überſpitzt: So wird in einem Falle, 
wo ein Polizeibeamter auf einen Holzdieb geſchoſſen hatte, 
obwohl objektiv alle Merkmale einer rechtmäßigen Feſt⸗ 
nahme vorlagen, der Beamte deshalb nicht von Strafe frei⸗ 
geſtellt, weil er ſich nicht klar darüber war, daß ſeine Ge⸗ 
waltausübung dadurch, daß eine kelony auf ſeiten des vor⸗ 
beſtraften Holzfrevlers vorlag, rechtmäßig war. Mit Recht 
kritiſiert Verf, diefe Auffaſſung als uuverſtändlich (S. 51 
Anm. 18); hinzu kommt, daß der Unterſchied zwiſchen felonies 
und misdemeanors — beim Vorliegen eines m. hätte der 
Poliziſt nicht ſchießen dürfen — veraltet und praktiſch kaum 
mehr von Bedeutung ift (S. 61 Anm. 11). 


Zieht mau das Fazit, ſo findet ſich bei einer durchaus 
ethiſchen Ausrichtung des engliſchen Strafrechts auch fiur- 
rile, zum Teil petrefakt anmutende Juxriſtengelehrſamkeit, 
die mit wahrer Wiſſenſchaft nichts gemein hat. Im großen 
und ganzen aber wird man der engliſchen Praxis nicht die 
Anerkennung verſagen können, daß ſie bei allen in der 
Form der Begründung häufig formell und verſtaubt an⸗ 
mutenden Entſcheidungen im praktiſchen Ergebnis Nieder⸗ 
ſchlag des common sense des engliſchen Volkes iſt. Darüber 
hinaus dient die Vertiefung in die engliſche Praxis dazu, 
vor einer Überſchätzung der uns in Fleiſch und Blut über⸗ 
gegangenen Syſtematik zu bewahren. 


Ein Verdienſt des vorliegenden Buches ift es, an der 
Hand der ſorgfältig in ihm bearbeiteten Entſcheidungen die 
Eigenart der engliſchen Praxis für ein wichtiges Teilgebiet 
des Strafrechts herausgeſtellt und dem Verſtändnis des 
deutſchen Rechtswahrers näher gebracht zu haben. 


SenPräf. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 


aus dem Eherecht S. 1071 f. Nr. 15—20; aus dem Preisbildungsrecht S. 1078 Nr. 22; 
aus dem Versicherungsrecht S. 1088 Nr. 32 


Materielles Strafrecht 


1. RG. — 4. Anordnung zur Durchführung des 
Vierjahresplanes. Wer vor der Erfüllung der Anzeigepflicht 
mit dem Bau beginnt, macht ſich ſtrafbar. Das Verbot 
betrifft nicht nur den Bauherrn, dem die Anzeigepflicht auf⸗ 
erlegt iſt, ſondern jeden, der das Bauvorhaben in die Tat 
umſetzt. 

Anfang Juli 1937 erteilte der bevollmächtigte Ver⸗ 
treter einer Arbeitsgemeinſchaft dem BeſchwF. für die 
Firma P. mündlich den Auftrag, im Haufe der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft mehrere Umbauarbeiten vorzunehmen und die 
nötigen behördlichen Genehmigungen einzuholen. Die Bau⸗ 
polizei lehnte am 7. Aug. 1937 das Bauvorhaben ab, weil 
die vorgeſehenen Eiſenmengen zu groß erſchienen. Die 
Arbeitsgemeinſchaft beauftragte die Firma P. mit Schrei⸗ 
ben v. 12. Auguſt, die zur weiteren Verfolgung des Bau⸗ 
vorhabens nötigen Schritte zu unternehmen. Am 25. Auguſt 
reichte der Bejmy. eine neue Bauanzeige mit den be- 
abſichtigten Bauänderungen bei der Baupolizei ein. Die 
Anzeige bei dem Arbeitsamt erſtattete er erſt am 4. Sep⸗ 
tember, und zwar mit ſeiner Unterſchrift ſtatt der Unter⸗ 
ſchrift des Organs der Bauherrin. Bereits vor dem 4. Sep⸗ 
tember hatte der Beſchw§y. mit dem Durchbruch von Wän⸗ 
den und der Errichtung von Abſtützungen beginnen laſſen, 
obwohl ihn die Baupolizei noch am 3. September ausdrück⸗ 
lich darauf hingewieſen hatte, er dürfe nicht vor der Er⸗ 
teilung der Baugenehmigung mit dem Umbau beginnen. 
Am 9. September wurde die ſofortige Stillegung der Bau⸗ 
arbeiten angeordnet. Am 13. September veranlaßte der 
Beſchw§., daß die Bauherrin eine ordnungsmäßig unter⸗ 
ſchriebene Bauanzeige bei dem Arbeitsamt erſtattete. Am 
7. Dezember wurde der Bauſchein unter der Vorausſetzung 
erteilt, daß nicht mehr als ſieben Tonnen Eiſen verwandt 
würden. 

Der BeſchwF. hat geltend gemacht, daß er auf Grund 
von Beſprechungen mit Vertretern der Baupolizei und des 
Arbeitsamtes angenommen habe, die Genehmigung des 
Arbeitsamtes würde erteilt werden; er fei ſich daher nur 
einer mehr förmlichen Verletzung der Vorſchriften bewußt 
geweſen. Insbeſ. hätten die vor dem 4. September be⸗ 
gonnenen Arbeiten noch keine Verwendung von Eiſen zum 
Gegenſtand gehabt. 

Das LG. hat den Beſchw. wegen Vergehens gegen 
Vorſchriften zur Durchführung des Vierjahresplanes ver⸗ 
urteilt und ausgeführt: Nach dem Wortlaute der 4. An⸗ 
ordnung zur Durchführung des Vierjahresplans ſei nur 
der Bauherr zur Anzeige verpflichtet und ſtrafbar. Der 
Grundgedanke des Vierjahresplans erfordere es aber, daß 
jeder, der Geſchäfte wahrnehme, die von dem Vierjahres⸗ 
plan betroffen würden, bei Verletzung des Plans beſtraft 
werde. Nach geſundem Volksempfinden muſſe ein Architekt 
beſtraft werden, der, wie hier der Angekl., als Sachwalter 
des Bauherrn in vollem Umfang anzuſehen ſei. Der Angekl. 


habe auf Grund von Beſprechungen damit gerechnet, die 
Genehmigung zu erhalten, und deshalb geglaubt, den Vier⸗ 
jahresplan nicht zu gefährden; aber die höheren Zwecke, die 
der Vierjahresplan verfolge, erforderten unbedingte Ein⸗ 
haltung der zu ſeiner Durchführung und Sicherung ergan⸗ 
genen Vorſchriften. 

Die Rev. macht demgegenüber geltend, der Geſetzgeber 
habe die Anzeigepflicht ausdrücklich auf den Bauherrn be⸗ 
ſchränkt; es widerſpreche den Abſichten des Geſetzgebers, 
nach dem 82 StGB. andere als den Bauherrn zu beſtrafen. 
Die Nichtinnehaltung der Friſt ſei ein Verſtoß förmlicher 
Art, der wirtſchaftlich gerechtfertigt und durch die Erteilung 
der Genehmigung gegenſtandslos geworden ſei. 

Für die Anwendung des §2 StGB. bietet der feft- 
geſtellte Sachverhalt keine Grundlage. 

Nach der Ziff. 1 der 4. Anordnung zur Durchführung 
des Vierjahresplans i. d. Faſſ. der 4. Anordnung zur 
Anderung der 4. Anordnung zur Durchführung des Vier⸗ 
jahresplans v. 23. Juli 1937 (R Anz. Nr. 169) find alle pri- 
vaten und öffentlichen Hoch⸗ und Tiefbauvorhaben vor 
dem Baubeginn anzuzeigen. Damit iſt nicht nur eine 
Anzeigepflicht angeordnet, ſondern es iſt damit gleichzeitig 
verboten, vor der Erfüllung der in der Anordnung näher 
geregelten Anzeigepflicht mit dem Bau zu beginnen. Dieſes 
Verbot betrifft nicht nur den Bauherrn, dem nach der 
Ziff. 2 der 4. Anordnung die Anzeigepflicht obliegt, ſon⸗ 
dern wendet ſich, wie die allgemeine Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift ergibt, gegen jeden, der das Bauvorhaben in die 
Tat umſetzt. Wie der BeſchwF. zugibt, hat er mit dem 
Durchbrechen von Wänden und der Errichtung von Ab⸗ 
ſtützungen beginnen laſſen, bevor der Bauherr eine ord⸗ 
nungsmäßige Anzeige an das Arbeitsamt gerichtet hatte, 
ja ſogar vor ſeiner eigenen Anzeige v. 4. September. Er 
hat damit vorſätzlich dem Verbote zuwidergehandelt. 

Daß die genannten Arbeiten noch keine Verwendung 
von Eiſen bedingten, iſt unerheblich; das Geſetz verbietet 
jeden Beginn von Bauarbeiten, mögen ſie auch nur in 
der Vorbereitung der neu aufzuführenden Bauten beſtehen; 
denn die zuſtändige Behörde, das Arbeitsamt, ſoll ſeine 
Entſchließung völlig frei treffen können und nicht, wie es 
gerade hier geſchehen iſt, durch einen vorzeitigen Baubeginn 
in eine Zwangslage verſetzt werden. 

Wenn der Beſchw§. auf Grund von Unterredungen 
mit Vertretern des Arbeitsamtes damit gerechnet hat, die 
Genehmigung zur Durchführung des Bauvorhabens zu er⸗ 
halten, ſo konnte es dieſer Umſtand nicht rechtfertigen, mit 
den Arbeiten zu beginnen, bevor die Genehmigung tatſäch⸗ 
lich erteilt war. Sollte ſich der BeſchwF. in dieſer Be- 
ziehung in einem Irrtum befunden haben, ſo würde es 
ſich nur um einen Strafrechtsirrtum handeln, der unerheb⸗ 
lich iſt. 

Strafrechtlich ohne Bedeutung iſt es, daß die Un⸗ 
bedenklichkeitsbeſcheinigung ſchließlich erteilt worden iſt; 
denn damit wird die zeitlich zurückliegende Zuwiderhand⸗ 
lung gegen das Verbotsgeſetz nicht rechtmäßig. 

Ob die Maßnahmen des BeſchwF. vom wirtſchaftlichen 
Standpunkt aus gerechtfertigt waren, iſt eine Frage, zu 
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deren Beantwortung nicht die Gerichte berufen ſind. Der 
Geſetzgeber hat es im Intereſſe der Sicherſtellung des Be⸗ 
darfs an Rohſtoffen für ſtaats⸗ und wirtſchaftspolitiſch be⸗ 
deutſame Bauvorhaben bewußt in Kauf genommen, daß ſich 
aus der Durchführung ſeiner Maßnahmen im Einzelfalle 
Härten und Schäden ergeben können. Aus der Möglichkeit, 
daß ſich ſolche Härten und Schäden ergeben können, kann 
der einzelne nicht das Recht herleiten, ſich über die er⸗ 
gangenen Vorſchriften hinwegzuſetzen und in Wahrung ſei⸗ 
ner eigenen Belange die der Geſamtwirtſchaft zu gefährden. 
(RG., 3. Str Sen. v. 4. Mai 1939, 3 D 150/39.) 
* 

2. RG. — 851 StGB. Eine i. S. dieſer Vorſchrift 
krankhafte Störung der Geiſtestätigkeit, von der ſich Gei⸗ 
ſtesſchwäche begrifflich nur dem Grade, nicht etwa der Art 
nach unterſcheidet, ſetzt nicht voraus, daß die Denktätigleit 
geſtört iſt. Es genügt auch eine Störung des Willens⸗, 
Gefühls⸗ oder Trieblebens. Nur muß die danach im Ein⸗ 
zelfall in Betracht kommende Störung ſich ſtets als eine 
krankhafte erweiſen. 

Die Faſſung des §51 StGB. ſtellt klar, daß es für 
die Annahme der Zurechnungsunfähigkeit ausreicht, wenn 
die Bewußtſeinsſtörung, die krankhafte Störung der Gei⸗ 
ſtestätigkeit oder die Geiſtesſchwäche entweder den Ver⸗ 
ſtand oder den Willen entſcheidend beeinträchtigt. Die Fähig⸗ 
keit, das Unerlaubte einzuſehen, bezieht ſich auf die intel⸗ 
lektuelle Seite der ſeeliſchen Verfaſſung des Täters. Auch 
wenn dieſer fähig war, das Unerlaubte ſeines Tuns ein⸗ 
zuſehen, muß zur Bejahung der Zurechnungsfähigkeit noch 
binzukommen, daß er die Fähigkeit beſeſſen hat, nach dieſer 
Einſicht zu handeln. Hier ſteht mithin die Seelentätigkeit in 
Frage, die ſich auf das Wollen, Triebleben, Gefühl und Han⸗ 
deln des Täters bezieht. Es iſt demnach jeweils zu prüfen, ob 
die Willensfähigkeit in dieſem Sinne vorliegt, ob der 
Täter alſo zur Zeit der Tat die Fähigkeit beſaß, nach 
der aus rechtlichen oder ſittlichen Erwägungen gewonnenen 
Einſicht zu handeln. 

(RG., 2. StrSen. v. 8. Mai 1939, 2 D 198/39.) 


* 


3. RG. — 88 153 f. StGB. Ein Verſchweigen ohne 
ausdrückliche Befragung ſtellt eine wiſſentliche Eidesver⸗ 
letzung nur dann dar, wenn der Zeuge die für den Gegen⸗ 
ſtand der Vernehmung erhebliche Tatſache mit dem Be⸗ 
wußtſein ihrer Erheblichkeit verſchwiegen hat (dgl. RGS. 
42, 103, 104; 7, 321 ff.; 39, 58 ff.; 57, 152 ff.). Fehlt dieſes 
Bewußtſein, ſo kann eine Verurteilung nur nach § 163 
SGB. in Betracht kommen (vgl. RGSt. 7, 321, 324). 

(RG., 5. StrSen. v. 4. Mai 1939, 5 D 19/39.) 


* 


4. RG. — 8211 StGB. erfordert keine ruhige 
Überlegung; entſcheidend iſt, ob der Täter trotz ſeiner Er⸗ 
regung noch ſo ſehr Herr ſeines Denkens, Wollens und Tuns 
iſt, daß er bei der Ausführung der Tat nicht nur oder 
doch nicht überwiegend aus feiner Erregung heraus ge- 
fühlsmäßig handelt, ſondern verſtandesmäßigen Vorſtel⸗ 
lungen und Erwägungen zu folgen fähig iſt und folgt. 

Wer mit Überlegung handelt, braucht nicht notwen⸗ 
dig auch folgerichtig vorzugehen. 

(RG., 3. StrSen. v. 15. Mai 1939, 3 D 333/39.) 


* 

5. RG. — 8 222 StGB. Nach der feſten Ripr. des 
RG. (RGSt. 56, 343 und 61, 318) kann die Verurſachung 
durch Fahrläſſigkeit nicht angenommen werden, wenn der 
rechtswidrige Erfolg ohne die Verſchuldung eines anderen 
nicht eingetreten wäre und die Möglichkeit eines ſolchen 
Hinzutritts ſo fern lag, daß dem Täter die Nichtberückſich⸗ 
tigung dieſer Möglichkeit nicht als Verſchulden angerechnet 
werden kann. 

(RG., 5. StrSen. v. 27. April 1939, 5 D 991/38.) 


6. OLG. — 8 230 Abſ. 2 SIEB. Es iſt im Gegenſatz 
zur ſtändigen Rſpr. des RG. daran ſeſtzuhalten, daß der Kraft- 
wagenfahrer, der ſeinen Kraftwagen nur zu Nebenverrichtun⸗ 
gen ſeines Berufs, Amts oder Gewerbes benutzt, nicht als 
Berufsfahrer i. S. des § 230 Abſ. 2 StGB. angeſehen werden 
kann, weil er nur eine allgemein gebotene, ihm nicht etwa 
vermöge ſeines Gewerbes obliegende Sorgfaltspflicht zu be⸗ 
obachten hat. 


Der Angekl. ift vom Schöff G. wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung unter Verletzung einer Berufspflicht verurteilt wor⸗ 
den. Der Verurteilung liegen folgende Feſtſtellungen zugrunde: 
Der Angekl. betreibt ein Rundfunkgeſchäft. Für die Beförde⸗ 
rung der Geräte hat er einen Lieferwagen. Daneben hat er 
einen Perſonenwagen, den er für Privatzwecke und gelegent⸗ 
lich, etwa zwei bis dreimal in der Woche, auch zum Auf 
ſuchen feiner Kunden benutzt. Am 28. Mai 1938 fuhr der An- 
gekl. mit dem Perſonenwagen in einer ehrenamtlichen Tätig⸗ 
keit nach W. Unterwegs hatte er einen Zuſammenſtoß mit einem 
Radfahrer, bei dem dieſer ſchwer verletzt wurde. Der Unfall 
ift durch fahrläffiges Verhalten des Angekl. verurſacht. 

Die Rev. des Angekl. hatte Erfolg, denn die Feſtſtellun⸗ 
gen des angefochtenen Urteils rechtfertigen die Verurteilung 
nach dem § 230 Abſ. 2 StGB. nicht, weil der Angekl. zu der 
Aufmerkſamkeit, die er bei der Fahrt mit ſeinem Kraftwagen 
aus den Augen ſetzte, nicht „vermöge ſeines Amts, Berufs 
oder Gewerbes“ beſonders verpflichtet war. 

Im Gegenſatz zur Rſpr. des RG. hat das OLG. in 
Oldenburg in ſtändiger Ripr. dahin entſchieden, daß eine all- 
gemein gebotene Sorgfaltspflicht nicht ſchon dadurch zu einer 
Amts⸗, Berufs- oder Gewerbepflicht werde, daß die Tätigkeit, 
auf die ſich dieſe Sorgfaltspflicht bezieht, zum Zwecke des 
Amts, Berufs oder Gewerbes ausgeübt wird (Urt. v. 23. April 
1928, B 105/28 und v. 31. Mai 1937, Ss 5/37). Zu einer Ab⸗ 
weichung von dieſer Rſpr. beſteht kein Anlaß. 

Es ift in letzter Zeit in verſchiedenen Entſch. und Ab- 
handlungen zu der Frage, wer als „Berufsfahrer“ i. S. des 
§ 230 Abſ. 2 StGB. anzuſehen fei, Stellung genommen wora 
den. Während unter anderen das OLG. und das LG. in Ham⸗ 
burg (DI. 1939, 307 und JW. 1939, 403) die Anficht ver⸗ 
treten haben, daß der Kraftwagenfahrer, der ſeinen Wagen 
nur für Nebenverrichtungen feines Berufs uſw. benutze, nicht 
Berufsfahrer fei, hat außer dem NG., das weiter an ſeiner 
früheren Auslegung dieſes Begriffs feſtgehalten hat (JW. 
1938, 2892 5 und 2949 8), auch das OLG. in München in 
einem Urt. v. 27. Jan. 1939 (JW. 1939, 623) ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß derjenige Berufsfahrer ſei, der ſeinen 
Kraftwagen zu einer in den Rahmen ſeines Gewerbebetriebes 
fallenden Hilfs- oder Nebenverrichtung zu benutzen pflege. 
Zur Begründung dieſes Urteils des OLG. München iſt u. a. 
ausgeführt worden, daß es gefunden Volksempfinden, nicht 
entſpreche, daß bei einem ſtrafwürdigen Verhalten eines 
Kraftwagenführers die Einleitung und Durchführung eines 
Strafverfahrens wegen fahrläſſiger Körperverletzung in dem 
einen Falle von der Stellung eines Strafantrages abhängig 
ſein ſolle, während in dem anderen Falle die Verfolgung des 
Täters von Amts wegen erfolge, und daß es als Härte emp⸗ 
funden werden müſſe, daß der Berufschauffeur in jedem Falle 
beſtraft werden müſſe, andere Fahrer aber ſtraffrei ausgingen, 
und das vor allen Dingen dadurch erreichen konnten, daß ſie 
dem Verletzten je nach ihren Mitteln eine ſo hohe Entſchädi⸗ 
gung zahlten, daß er von der Stellung eines Strafantrages 
abſehe. 

Es iſt zuzugeben, daß es in vielen Fällen zu unbilligen 
Härten führen kann, wenn wegen im weſentlichen gleichartiger 
Straftaten die Beſtrafung in einem Falle nur nach der 
Stellung eines Strafantrages erfolgen kann, während in 
einem anderen Falle das Strafverfahren auch ohne die Stel⸗ 
lung eines ſolchen Antrages durchzuführen iſt, und es iſt 
weiter zuzugeben, daß unter Umſtänden die Ripr. berufen ift, 
im Wege der Auslegung des Geſetzes ſolche unbillige Ergeb- 
niſſe, die ſich aus einer wörtlichen Geſetzesauslegung ergeben 
können, zu vermeiden. Der erk. Sen. iſt aber der Überzeugung, 
daß die Auslegung, die das RG. und ihm folgend das OLG. 
München in der genannten Entſch. dem § 230 Abſ. 2 StGB. 
geben, weder im Geſetz eine Stütze findet noch geſundem 
Volksempfinden entſpricht. Denn der Wortlaut des § 230 
Abſ. 2 StGB. kann die Fälle, in denen der Kraftfahrer feinen 
Wagen nur zu Nebenverrichtungen feines Berufs oder Ge- 
werbes gebraucht, nicht umfaſſen, weil z. B. dem Kaufmann 
oder dem Arzt, die ihre Wagen zur Erleichterung ihrer Ber 
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rufsausübung benutzen, „vermöge ihres Amts, Berufs oder 
Gewerbes“ ganz andere Sorgfaltspflichten obliegen als die, 
ihre Kraftwagen ſorgfältig zu fahren. Sie haben vielmehr 
inſoweit keine höheren Verpflichtungen als der Fahrer, der 
z. B. ſeinen Wagen nur zu Erholungs⸗ oder Vergnügungs⸗ 
fahrten benutzt. Es kann deswegen auch kein Anlaß beſtehen, 
beide bzgl. der Strafverfolgung verſchieden zu behandeln. Den 
Vergnügungsfahrer wollen aber auch das RG. und das OLG. 
München nicht anders behandeln als es fih aus dem § 230 
Abs. 1 StGB. ergibt, d. h. er foll weiterhin bei fahrläſſigen 
Körperverletzungen nur dann beſtraft werden, wenn ein Straf⸗ 
antrag geſtellt iſt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es ange⸗ 
ſichts der hohen Anforderungen, die bei dem geſteigerten Stra⸗ 
ßenverkehr und den ſich daraus ergebenden Gefahren an 
jeden Kraftfahrer zu ſtellen ſind, gerechtfertigt iſt, überhaupt 
bei Verkehrsunfällen die Beſtrafung wegen fahrläfliger Kör⸗ 
perverletzung noch von der Stellung eines Strafantrages ab⸗ 
hängig zu machen. Denn abgeſehen von der ſich aus dem 
Wortlaut des Geſetzes ergebenden Auslegung entſpricht es 
jedenfalls nicht dem geſunden Volksempfinden, den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Vergnügungsfahrer und demjenigen, der 
ſeinen Wagen auch zu Berufsfahrten gebraucht, in dem Sinne 
zu machen, daß man letzteren als „Berufsfahrer“ i. S. des 
§ 230 Abſ. 2 StGB. bezeichnet. Wird ſchon vom Geſetzgeber 
der Unterſchied zwiſchen dem Berufsfahrer und anderen Fah⸗ 
rern in dem erörterten Sinne gemacht und ergeben ſich aus 
dieſer Auslegung ſowohl bei der einen als auch bei der an⸗ 
deren Auslegung unter Umſtänden gewiſſe Härten, dann kann 
auch für die Rſpr. kein Anlaß beſtehen, im Wege der Aus- 
legung den Weg zu gehen, der weder dieſe Härten vollkommen 
vermeiden kann, noch mit dem Wortlaut des Geſetzes oder mit 
dem geſunden Volksempfinden im Einklang ſteht. Dafür, daß 
die Rſpr. des RG. in der Tat dem gefunden Volksempfinden 
nicht entſpricht, mag noch darauf hingewieſen werden, daß 
dieſe Rſpr. nicht nur im Schrifttum der vor allem betroffenen 
Kraftfahrer ſeit Jahren bekämpft worden iſt, ſondern auch 
von berufener Stelle im „Völkiſchen Beobachter“ mehrfach 
angegriffen iſt (vgl. VB. v. 3. Sept. 1938). 

Bei der Auslegung, die danach das NevG. dem § 230 
Abſ. 2 StGB. gibt, kann aber der Angekl. nicht als Berufs⸗ 
fahrer i. S. dieſer Beſtimmung bezeichnet werden, weil er nach 
den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils nur eine all⸗ 
gemein gebotene, ihm nicht etwa vermöge ſeines Gewerbes 
obliegende Sorgfaltspflicht verletzt hat. 


(Os G. Oldenburg, StrSen., Urt. v. 13. April 1939, Ss 7/39.) 


7. RG. — Die Beiſtandsleiſtung i. S. des 8257 
StGB. kann in Handlungen aller Art beſtehen, die ge⸗ 
eignet ſind, den erſtrebten Erfolg herbeizuführen, d. h. den 
Täter der Beſtrafung zu entziehen. Daß der beabſichtigte 
Erfolg auch erreicht wird, iſt nicht Vorausſetzung: jedoch 
muß die Lage des Vortäters durch die hierzu beſtimmte 
und geeignete Handlung verbeſſert werden (RGSt. 35, 128, 
129; 36, 76, 77; 63, 240, 241; 66, 316, 324). 

Die Einwirkung auf einen anderen, in einem Straf⸗ 
verfahren keine Angaben zu machen, kann ein Beiſtands⸗ 
leiſten i. S. des § 257 StGB. darſtellen, wenn ſie in der 
Abſicht erfolgt, den Täter der Beſtrafung zu entziehen. 

Der Begünſtigung ſchuldig iſt nicht bloß, wer be⸗ 
ſtimmt weiß, daß ein Verbrechen oder Vergehen begangen 
worden iſt, und in dieſem Bewußtſein dem Täter Beiſtand 
leiſtet, ſondern ebenſo, wer einen ſolchen Sachverhalt nur 
für möglich hält, für den Fall aber, daß er gegeben iſt, 
den Täter in perſönlicher oder fachlicher Hinſicht fördern 
will (RGSt. 55, 126). 

(RG., 1. StrSen. v. 5. Mai 1939, 1 D 89/39.) 


* 


8. DRG. — 8 268 StGB.; § 14 StraßBerlZulaffd. 
Eine Beſcheinigung nach $ 14 Satz 2 Halbſatz 2 Straß Verk⸗ 
ZulaſſO. ift keine öffentliche Urkunde. 

Der Angekl. hat eine ihm nach 8 14 Straß VerkgulO. 
bei ſeinem Ausscheiden aus dem Wehrdienſt von ſeinem 


Bataillonskommandeur ausgeſtellte Beſcheinigung dadurch 
verfälſcht, daß er hinter die Klaſſenbezeichnung I mit Tinte 
die Ziffer III einfügte. Unter Vorlage der fo verfälfchten 
Beſcheinigung hat er bei dem Landrat die Ausſtellung einer 
allgemeinen Fahrerlaubnis beantragt. Auf Grund dieſes 
Sachverhalts hat das SchöffG. den Angekl. wegen Verfäl⸗ 
ſchung einer öffentlichen Urkunde in gewinnſüchtiger Abſicht 
nach § 268 Ziff. 2 StGB. verurteilt. Die Rev. rügt Ber- 
kennung des Begriffes der öffentlichen Urkunde. Sie iſt 
begründet. 


Der Begriff der öffentlichen Urkunde erfordert zunächſt, 
daß ſie von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Form aus⸗ 
geſtellt worden ift. Das SchöffG. hat diefe Vorausſetzungen 
mit Recht für gegeben erachtet. Der Bataillonskommandeur 
iſt als eine öffentliche Behörde in dieſem Sinne anzuſehen. 
Zu feinem Tätigkeitsbereich gehört nach 88 14, 63 Straß- 
VerkzZul O. auch die Ausſtellung der in Frage ſtehenden Be- 
ſcheinigung. Eine beſondere Form ift für diefe Beſcheinigung 
nicht vorgeſehen. Zum Begriff der öffentlichen Urkunde ge⸗ 
hört aber noch als weiteres weſentliches Erfordernis, daß 
ſie für den Verkehr nach außen beſtimmt ſein muß. Sie 
muß bezwecken, die in ihr beurkundeten Tatſachen für und 
gegen jeden Dritten mit öffentlichem Glauben zu beweiſen. 
Dieſe Vorausſetzung hat das Shöff®. verkannt. 


Sinn und Zweck einer Beſcheinigung, wie ſie der An⸗ 
geil. verfälſcht hat, ergibt ſich aus § 14 Straß VerkZul O. 
Danach gilt eine von den Dienſtſtellen der Wehrmacht aus⸗ 
geſtellte Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen durch 
Wehrmachtsangehörige nur für die Dauer der Dienſtzeit. 
Bei Beendigung der Dienſtzeit ift dieſe Fahrerlaubnis ein⸗ 
zuziehen. Dem Inhaber iſt aber auf Antrag eine Beſcheini⸗ 
gung zu erteilen, für welche Betriebsart und Klaſſe 
von Kraftfahrzeugen ihm die Erlaubnis erteilt war. Eine 
ſolche Beſcheinigung erſetzt jedoch weder die eingezogene 
Wehrmachtsfahrerlaubnis, noch den allgemeinen Führer⸗ 
ſchein. Die Beſcheinigung gibt dem Inhaber daher nicht die 
Befugnis, Kraftfahrzeuge der in ihr aufgeführten Klaſſen 
fahren zu dürfen. Nach § 14 StraßVerkZul O. kann der In 
haber unter Vorlage der Beſcheinigung vielmehr nur die 
Erteilung einer allgemeinen Fahrerlaubnis beantragen. 
Dieſe iſt ihm zu erteilen, wenn nicht Tatſachen vorliegen, 
die ihn zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet erſchei⸗ 
nen laſſen. Die Beſcheinigung erſetzt mithin nur einen Teil 
derjenigen Vorausſetzungen, an die die Erteilung einer all⸗ 
gemeinen Fahrerlaubnis geknüpft iſt. Der Inhaber braucht 
ſich lediglich nicht noch einmal einer Fahrprüfung zu unter⸗ 
ziehen. Die Beſcheinigung gilt ſomit nur als Nachweis für 
die techniſchen Fertigkeiten, der ſonſt durch eine Prüfung ge⸗ 
führt werden muß. Sie erſetzt mithin das Gutachten des 
Sachverſtändigen über die Fahrkenntniſſe eines Autrag⸗ 
ſtellers, das der Sachverſtändige der den Führerſchein aus⸗ 
ſtellenden Behörde abzugeben hat. Ebenſo wie dieſes Gut⸗ 
achten iſt die Beſcheinigung des Bataillonskommandeurs nur 
für die ausſtellende Behörde beſtimmt und bezweckt, dieſer 
gegenüber nachzuweiſen, daß der Inhaber Kraftfahrzeuge 
der Wehrmacht gefahren und ſomit die zum Führen von 
Kraftfahrzeugen notwendigen Kenntniſſe hat. Darin er⸗ 
ſchöpft ſich ihre Beſtimmung. Die Beſcheinigung iſt mithin 
nicht allgemein zum Verkehr nach außen beſtimmt. Dafür 
ſpricht auch, daß die Beſcheinigung lediglich die betroffenen 
Wehrmachts⸗ und Verwaltungsbehörden entlaſten und un⸗ 
nötigen Schriftverkehr zwiſchen dieſen Behörden vermeiden 
ſoll. Ebenſowenig wie eine ſchriftliche Mitteilung der Wehr⸗ 
machtsdienſtſtelle an die Polizeibehörde als öffentliche Ur⸗ 
kunde angeſehen werden kann, kann auch die lediglich an 
die Stelle dieſer Mitteilung tretende Beſcheinigung als ſolche 
angeſehen werden. Daran ändert nichts die Erwägung, daß 
der Inhaber unter Vorlage dieſer Beſcheinigung bei einem 
Arbeitgeber erreichen könnte, als Kraftwagenführer eine 
Stelle zu erhalten. Das wäre ein Mißbrauch der Urkunde, 
der ihre rechtliche Natur nicht verändern kann. Schließlich 
erhält die Beſcheinigung auch nicht dadurch den Charakter 
einer für den allgemeinen Verkehr beſtimmten Urkunde, 
daß ſie nicht nur dem Verkehr zwiſchen Behörden desſelben 
Verwaltungszweiges dient, ſondern zur Vorlage an eine Be⸗ 
hörde eines anderen Verwaltungszweiges beſtimmt iſt. Dar⸗ 
aus allein iſt bei der Zweckgebundenheit der Urkunde nicht 
zu ſchließen, daß ſie mit Wirkung für und gegen jeden 
Dritten ausgeſtellt werden ſoll. Die Urkunde ift auch nicht 
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etwa vergleichbar mit einem Reifezeugnis, das jedermann 
gegenüber die Befähigung des Inhabers dartun ſoll. 

Nach alledem iſt die Beſcheinigung nicht zum öffent⸗ 
lichen Verkehr beſtimmt und daher keine öffentliche Urkunde. 
Sie iſt vielmehr eine Privaturkunde, die zum Beweiſe von 
Rechten von Erheblichkeit iſt. Der Inhaber hat auf Grund 
dieſer Beſcheinigung einen Anſpruch auf die Erteilung der 
allgemeinen Fahrerlaubnis, ohne daß die zuſtändige Polizei⸗ 
behörde von ihm die Ablegung einer Fahrprüfung ver⸗ 
langen darf. Zum Beweiſe dieſes Rechts auf Befreiung von 
der Prüfung iſt die Beſcheinigung erheblich. À 


(OLG. Jena, 2. StrSen., Urt. v. 21. April 1939, Ss 38/39.) 
* 


9. RG. — 8 359 StGB. Die Beamteneigenſchaft 
der Beſchauer, die nach 85 Fleiſchbeſchaucß. von den Lan- 
desbehörden beſtellt worden ſind, iſt in der Rſpr. des RG. 
anerkannt (vgl. RGSt. 23, 275; 38, 349; 53, 165). Die 
Fleiſchbeſchauer handeln als Beamte auch, ſoweit ſie die 
ihnen durch das Schlachlſteuer. und die Durchf BO. iber- 
tragene Veranlagung zur Schlachtſteuer vornehmen; denn 
ſie ſind damit zu einer Dienſtverrichtung öffentlich⸗recht⸗ 
licher Natur berufen, die aus der Staatsgewalt abzuleiten 
ift und ſtaallichen Zwecken dient (RGUrt. v. 26. Nov. 1936, 
5 D 735/36). 


(NG., 3. StrSen. v. 27. April 1939, 3 D 105/39.) 
* 


10. RG. — 8 360 Nr. 11 StGB. Auf die Zahl der 
Perſonen, die an der Handlung des Täters Anſtoß genom- 
men haben, kommt es beim groben Unfug überhaupt nicht 
an. Vielmehr gehört dazu, daß die Allgemeinheit als ſolche, 
d. h. eine zufällige, unbeſtimmmte Mehrheit von Perſonen, 
beläſtigt, beunruhigt oder gefährdet wird. 


Der Angekl. hat zwar auf ſeinem eigenen Grund und 
Boden, aber auf einem der Allgemeinheit zugänglichen 
Badeplatz an der Moſel nackt gebadet und ſich dann dort 
ins Gras gelegt. Er wurde von den dort badenden Shul- 
kindern häufig ſo geſehen; auch herrſchte auf dem Fluß 
regelmäßig Verkehr. Mithin konnten beliebige Dritte den 
Angekl. jederzeit beobachten, ja mußten ihn ſehen. Es han⸗ 
delt ſich daher um eine Beläſtigung der Allgemeinheit. Dem 
Angekl. iſt auch klar geworden, daß ſein Verhalten Anſtoß 
erregte; denn die Kinder haben ihn wiederholt aufgefor⸗ 
dert, ſich anzuziehen. Unerheblich iſt, ob alle Anweſenden 
Anſtoß genommen haben (Goltd Arch. 43, 239); deshalb iſt 
es auch unerheblich, ob der Angekl. einen ſolchen Erfolg 
gewollt hat oder nicht. 


(RS., 3. StrSen. v. 4. Mai 1939, 3 D 144/39.) 
* 


11. OLG. — $16 Straß VerkO. Zur Entladung eines 
Kraftfahrzeuges gehört auch der Transport der abgeladenen 
Sachen in die Räume im Innern des Hauſes. +) 


Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des AG. ſtand der 
von dem Angekl. geführte Perſonenkraftwagen vor dem Hauſe 
Nr. 16 in der B.ſtraße. Zu dieſer Zeit beſtand dort ein Part- 
verbot, das ordnungsgemäß durch Schilder bekanntgemacht und 
dem Angekl. auch bekannt war. Der Angekl. hatte eine Ma⸗ 
ſchine in dem Kraftwagen befördert, dieſe in zwei Teilen in 
die im 3. Stock gelegenen Ausſtellungsräume der Firma S. 
gebracht, dort die Maſchine zuſammengeſetzt und ajuſtiert und 
war dann mit dem Kraftwagen wieder abgefahren. Dieſer 
Aufenthalt des Angekl. in dem Haufe hat etwa 12 bis 15 Mi- 
nuten gedauert. 


Das AG, hat angenommen, daß bei einem beſtehenden 
Parkverbot lediglich das Abſetzen des Transportgutes vom 
Fahrzeug auf die Straße erlaubt ſei und daß die Zeit, die für 
die Beförderung des Gutes innerhalb des Hauſes gebraucht 
wird, nicht als für das Abladen nötige Zeit angeſehen wer⸗ 


den könne. Mit Recht rügt die Rev. dieſe Auffaſſung als 
rechtsirrig. Denn ein Be- bzw. Entladen eines Fahrzeuges 
liegt auch dann noch vor, wenn der Fahrer bzw. Kutſcher das 
Transportgut von ſeinem Fahrzeug in ein Haus transportiert 
und es innerhalb des Hauſes eventuell mehrere Stockwerke 
hoch befördert. Andernfalls wäre in vielen Fällen eine Waren⸗ 
belieferung von Perſonen, die in Straßen mit Parkverbot 
wohnen, überhaupt nicht möglich, und es würden auch für den 
Fußgängerverkehr auf den Bürgerſteigen unerträgliche Schwie⸗ 
rigkeiten entſtehen. Man braucht dabei nur etwa an Umzüge 
zu denken. Deshalb könnte der Angekl. nicht beſtraft werden, 
wenn er ſich darauf beſchränkt hätte, die Maſchine in den 
3. Stock des genannten Hauſes zu tragen. 


Er hat jedoch die Maſchine auch noch zuſammengeſetzt 
und ajuſtiert. Es ſteht nicht feft, wieviel Zeit gerade für diefe 
Tätigkeit gebraucht worden iſt. Sicher iſt aber, daß ein ge⸗ 
wiſſer Teil — vielleicht der größere — der feſtgeſtellten 12 
bis 15 Minuten durch dieſe Betätigung in Anſpruch genommen 
worden iſt. Diefe Tätigkeit aber gehört nicht mehr zum Ab⸗ 
laden, wobei es ohne jede Bedeutung iſt, daß gerade nur der 
Angekl. überhaupt imſtande war, das Ajuſtiexen vorzunehmen. 
In dem Augenblick, in dem ſich der Angekl. damit befaßte, 
die Maſchine zuſammenzuſetzen und einzuſpielen, befaßte er 
ſich nicht mehr mit dem Abladen. Der Kraftwagen hielt zu 
dieſem Zeitpunkt nicht mehr zum Abladen, ſondern er parkte 
vor dem Hauſe entgegen dem Verbot, wobei es ohne Be⸗ 
deutung iſt, daß es ſich nur um einige Minuten handelte. 
Deswegen iſt der Angekl. im Ergbenis zu Recht wegen ver⸗ 
botswidrigen Parkens beſtraft worden. - 


(OLG. Hamburg, 1. StrSen. v. 3. März 1939, Ss 38/39.) 


Anmerkung: Ich ſtimme dem Urteil zu. 

Die Einſchränkung des Begriffs des Parkens beruht auf 
einer Intereſſenabwägung. Dem Bedürfnis des Verkehrs 
nach ſchneller und ungehinderter Abwicklung ſteht das Be- 
dürfuis gegenüber, die Kraftfahrzeuge zweckentſprechend als 
Fortbewegungs⸗ und Beförderungsmittel zu verwenden, d. h. 
möglichſt überall cin- und ausſteigen, möglichſt überall Fahr⸗ 
gäſte aufnehmen und abſetzen ſowie Güter laden und ent⸗ 
laden zu können. Ich habe in meiner Anmerkung zu OLG. 
Naumburg v. 9. Dez. 1936: JW. 1937, 1343 58 fon hervor- 
gehoben, daß beide in einem gewiſſen Gegenſatz zueinander 
ſtehenden Bedürfniſſe ſolche der Allgemeinheit ſind, und daß 
ihre Abgrenzung nur unter dem Geſichtspunkt der Ver⸗ 
kehrsgemeinſchaft erfolgen kaun. Es handelt ſich dagegen 
nicht etwa um einen Gegenſatz zwiſchen einem allgemeinen 
Bedürfnis des Verkehrs auf der einen Seite und inbi- 
viduellen Einzelintereſſen auf der anderen Seite. 


Was ich damals, als die RStraßVerkoO. 1934 galt, 
über die Notwendigkeit großzügiger Auslegung geſagt habe, 
gilt heute gleichermaßen auf Grund des im Vorſpruch 
zur StraßVerkO. 1937 enthaltenen Verbots kleinlicher An- 
wendung der Verkehrsvorſchriften. 


Wenn es ſich um das Halten eines Kraftfahrzeugs zum 
Zwecke des Be- oder Entladens handelt, ift § 18 Straß⸗ 
Verid. zu beachten. Das Be- und Entladen ift überhaupt 
nur im Rahmen dieſes 8 18 Straß VerkO. zuläſſig. Infolge⸗ 
beffen kann auch nur das in dieſem Sinne zuläſſige Ve- 
und Entladen das Vorliegen des Parkens ausſchließen. Xft 
dagegen das Be- und Entladen i. S. des 8 18 Straß Verk. 
unzuläſſig, ſo liegt gleichzeitig Parken vor, und dann, wenn 
die übrigen Vorausſetzungen des 8 16 StraßVerkdO. gegeben 
find, auch unzuläſſiges Parken. f 


Nach §18 Abſ. 1 Strafjßerfd. follen auf der Straße 
Fahrzeuge nur beladen und entladen werden, wenn dies ohne 
beſondere Erſchwernis ſonſt nicht möglich iſt. Der Maßſtab 
für die beſondere Erſchwernis ift die Verkehrsauffaſſung. 
Beſondere Erſchwernis liegt z. B. in unverhältnismäßigem 
Zeit⸗ und unter Umſtänden auch in unverhältnismäßigem 
Koſtenaufwand. Wo aber das Ladegeſchäft ohne beſondere 
Erſchwernis außerhalb des öffentlichen Straßenraums er- 
folgen kann, muß es auch dort geſchehen. Wird das Lade— 
geſchaft trotzdem auf der Straße vorgenommen, fo ift es un 
zuläſſig, und das Aufſtellen des Fahrzeugs zum Zwecke dieſes 
unzuläſſigen Ladegeſchäfts iſt Parken. 


Nach § 18 Abſ. 2 Straß VerkO. muß das Ladegeſchäft 
auf der Straße ohne Verzögerung durchgeführt werden. 
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Schon hieraus folgt, daß das Be- und Entladen i. S. von 
816 StraßVerkO. fich auf das Ladegeſchäft ſelbſt beſchränken 
muß. Zu dieſem Ladegeſchäft gehören keine Tätigkeiten, 
welche zwar im Zuſammenhang mit ihm ſtehen, aber ihrem 
Zwecke nach darüber hinausgehen. Gerade beim Ladegeſchäft 
iſt darauf zu achten, daß es auf die Beförderung im eigent⸗ 
lichen Sinne beſchränkt wird, weil es ohnehin in vielen 
Fällen reichlich Zeit in Auſpruch nimmt. 


Das OLG. Hamburg hat aber durchaus recht, wenn es 
die Beförderung nicht auf dem Platz vor dem Hauſe, etwa 
auf dem Fußſteig, beendet ſein läßt, ſondern den Stand⸗ 
punkt vertritt, daß das zu befördernde Gut auch innerhalb 
des Hauſes an ſeinen Beſtimmungsort zu bringen iſt. Kohlen 
ſind in den Kohlenkeller zu ſchaffen, Bierfäſſer in den Bier⸗ 
keller, Möbel find bei Umzügen in die Wohnung zu tragen, 
für die ſie beſtimmt ſind. Jedoch gehört zum Ladegeſchäft 
nicht das Anbringen der beim Umzug von Haus zu Haus 
beförderten Lampen, das Aufhängen von Bildern uſw. 
Ebenſowenig gehört es zum Ladegeſchäft, daß eine entladene 
Maſchine nun am Beſtimmungsort noch zuſammengeſetzt 
und montiert wird. Für eine ſolche Ausdehnung des Be⸗ 
griffs des Ladegeſchäfts beſteht auch nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung kein Bedürfnis. Sind die beförderten Güter ent- 
laden und dorthin gebracht, wo ſie beſtimmungsgemäß hin⸗ 
zubringen waren, dann muß, wenn noch eine weitere Tätig⸗ 
keit entfaltet werden ſoll, zuvor das Fahrzeug, mit welchem 
die Beförderung ausgeführt worden iſt, an einer Stelle ge⸗ 
parkt werden, an welcher das Parken ſtatthaft iſt. Hierin 
liegt zwar eine Erſchwerung, aber eine zumutbare. 


Wenn das OLG. Hamburg ſchließlich davon ſpricht, daß 
unzuläſſiges Parken vorgelegen habe ohne Rückſicht darauf, 
ob es ſich nur um einige Minuten handelte, ſo iſt auch dies 
grundſätzlich richtig. Jedoch muß hierbei das Verbot klein⸗ 
licher Anwendung der Verkehrsvorſchriften beachtet werden. 
Wenn es ſich um eine wirklich nur ganz kurze Zeitſpanne 
gehandelt hätte, wäre es bedenklich, ein unzuläſſiges Parken 
als vorliegend anzuſehen. Ich darf auch inſoweit zur Ver⸗ 
meidung von Wiederholungen auf meine oben erwähnte An⸗ 
merkung: JW. 1937, 1344 hinweiſen. 


RA. u. Notar Dr. Gülde, Dresden. 


Strafverfahrensrecht 


12. RG. — 88245, 246 StPO. Die Begründung 
der Ablehnung des an ſich erheblichen Beweisantrags, daß 
die Ausſage des Zeugen als Beweismittel völlig ungeeignet 
ſei, weil gegen ihn in einer gleichliegenden Sache ebenfalls 
Anklage wegen Untreue erhoben worden ſei, genügt allein 
nicht. 

Zwar ift in der Rſpr. des RG. anerkannt, daß Teil- 
E bende Mittäterſchaft, Verwandtſchaft, Schwäger⸗ 
ſchaft oder Eidesunwürdigkeit Gründe dafür bilden können, 
daß ein Zeuge als ein gänzlich untaugliches Beweismittel 
anzuſehen iſt. Doch iſt dabei immer betont worden, daß 
einer dieſer Umſtände für ſich allein dazu nicht ausreicht, 
daß vielmehr im Einzelfall immer noch beſondere in der 
Perſon des Zeugen liegende Umſtände hinzutreten muſſen, 
um der Ausſage jeden Wert für die Feſtſtellung des 
Sachverhalts zu entziehen. Auch müſſen dieſe Umſtände in 
der Begründung des Ablehnungsbeſchluſſes ausdrücklich 
angegeben werden, um dem Rev. eine Nachprüfung des 
Beſchluſſes in rechtlicher Beziehung zu ermöglichen (RGSt. 
46, 383; 63, 329; RGUrt. 1 D 862/24 v. 30. Jan. 1925: Jur⸗ 
Roſch. 1 Nr. 240, 4 D 369/12 v. 14. Juni 1912: JW. 1912, 
946%, 4 D 674/16 v. 24. Noo lu Ede 2 
2 D 1136/23 v. 17. Jan. 1924: JW. 1925, 3714, 1D 280/27 
v. 1. April 1927: JW. 1927, 25765; 15 904/32 v. 6. Dez. 
1932: NW, 1933, 451%). Dasſelbe muß aber auch für den 
Fall gelten, daß — wie hier — zwiſchen der Tat des Angekl. 
und der des Zeugen kein innerer Zuſammenhang beſteht, 
ſondern daß der Zeuge nur einer gleichliegenden Tat ver⸗ 


dächtig iſt. In einem ſolchen Fall iſt insbeſ. zu erwägen, 
daß ein derartiger Zeuge, abgeſehen von den Fällen des 
861 Nr. 5 und 6 StPO., vereidigt werden muß, während 
dies in den Fällen der Eidesunwürdigkeit und der Beteili⸗ 
gung überhaupt ausgeſchloſſen und in den Fällen der Ver⸗ 
wandtſchaft und Schwägerſchaft dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaſſen iſt. 


(G., 3. StrSen. v. 4. Mai 1939, 3 D 30/39.) 
* 


13. OLG. — 88 312, 313, 345 StPO.; § 1 Ziff. 1 
Art. 2 Kap. I Not VO. v. 14. Juli 1932. Gegen ein nach § 1 
Teil 1 Kap. I Art.7 Not BO. v. 14. Juni 1932 ergangenes 
Urteil findet ſowohl die Berufung als auch die Rev. ſtatt. 
§ 313 StPO. ift als Prozeß⸗ und Ausnahmevorſchrift eng 
auszulegen und deshalb eine entſprechende Anwendung dieſer 
Vorſchrift auf das Verwerfungsurteil ausgeſchloſſen. 8 345 
Abs. 2 ZPO. erfordert, daß ein Verteidiger, Rechtsanwalt 
oder Urkundsbeamter ſelbſtändig die einzelnen Beſchwerde⸗ 
punkte prüft und ſichtet, um zu verhindern, daß die Nev®, 
mit weitſchweifigen grundloſen und unverſtändlichen, die 
Rechtsfrage überhaupt nicht berührenden Reviſionsbegrün⸗ 
dungen befaßt werden. Eine Reviſionsbegründung, in der der 
Urkundsbeamte nur auf eine privatſchriftliche Erklärung pro⸗ 
tokollmäßig Bezug nimmt oder verweiſt, entſpricht daher nicht 
der Vorſchrift des § 345 StPO. 


Gegen den minderjährigen Angekl. war wegen Über- 
tretung der Straß VerkgZul O. eine Strafverfügung ergangen. 
Er trug daraufhin form⸗ und friſtgerecht auf gerichtliche 
Entſcheidung an. In dem anberaumten Termin iſt nur der 
Vater erſchienen und hat erklärt, daß der Angekl. infolge 
des Weihnachtsgeſchäftes und wegen des Schlachtens nicht 
erſcheinen könne. Das AG. hat daraufhin gem. 8 1 Teil 1 
Kap. I Art. 7 Not BO. v. 14. Juni 1932 den Antrag Vere 
worfen. Dieſes Urt. haben der Angekl. und fein Vater, als 
geſetzlicher Vertreter, mit der Rev. angefochten. 


Gegen dieſes Urt. ift nach § 1 Ziff. 1 Art. 2 Kap. J 
der Not VDO. und 8 312 StPO. ſowohl die Berufung als 
auch die Rev. ftatthaft, da 8 313 StPO. im vorliegenden 
Fall keine Anwendung findet. Dem Angekl. iſt zwar durch 
die polizeiliche Strafverfügung lediglich eine Geld⸗ 
ſtrafe wegen einer übertretung auferlegt worden. Das Urt. 
des AG. hat aber einen andern Inhalt, indem es auf Ber- 
werfung des Antrags lautet. Dieſer Fall ift in 8313 StPO. 
nicht vorgeſehen. Da § 313 StPO. eine Prozeßvorſchrift und 
eine Ausnahmevorſchrift iſt, muß ſie eng ausgelegt werden. 
Eine entſprechende Anwendung iſt deshalb ausgeſchloſſen. 
Das Verwerfungsurteil fällt alfo nicht unter $ 313 StPO. 
da es nicht die dem Angekl. zur Laſt gelegte Tat zum Gegen⸗ 
ſtand hat, ſondern ſich nur mit der Verſäumnisfolge be⸗ 
ſchäftigt. Eine materielle Prüfung der Straftat durch das 
Gericht hat hier noch gar nicht ſtattgefunden. Der Angekl. 
hat hier wegen ſeiner Straftat nicht ſchon eine Hauptver⸗ 
handlung zur Verfügung gehabt. Er will durch ſein Rechts⸗ 
mittel eine ſolche gerichtliche Prüfung überhaupt erſt er⸗ 
reichen. Dazu muß ihm ſowohl die Berufung wie die Rev. 
zuſtehen. Das insbeſondere deshalb, weil in der BerJnſt. 
nachgeprüft werden kann, „ob das Ausbleiben des Angekl. 
genügend entſchuldigt iſt und nicht nur, ob er es genügend 
entſchuldigt hat und auch nachgebrachte, dem Erſtrichter 
nicht bekannte Entſchuldigungsgründe mitberückſichtigt wer⸗ 
den können (Höchſtaigſpr. 1938 Nr. 1266)“, während das 
Rev, nicht nachprüfen kann, ob das angegriffene Urt. in 
tatſächlicher Beziehung die Frage der Entſchuldbarkeit zu⸗ 
treffend gewürdigt hat. 


8 313 StBD. kann daher beim Verwerfungsurteil ent- 
gegen der in DRZ. 1930 Nr. 40, 1926 Nr. 1102; Lg. 1931, 
1092; HöchſtͤRnſpr. 1929 Nr. 360, 1932 Nr. 2332, 1938 
Nr. 1266; Goltd Arch. Bd. 74 S. 317; Bd. 69 S. 394 zu 4; 
Recht 1931, 688 Nr. 87 vertretenen Meinung nicht angewendet 
werden Der Sen. ift vielmehr der in Dig. 1927, 754: JW. 
1930, 2600, 1926, 1249 A. 67 7B; Goltd Arch. Bd. 74 S. 319 
und bei Koffka⸗Schäfer (Vorſchriften über Strafrechts⸗ 
pflege 1933 S. 63 Abf. 4) vertretenen Meinung gefolgt. 


Der Angel. und ſein geſetzlicher Vertreter haben ſchrift⸗ 
lich Rev. eingelegt. Beide Rev. entſprechen aber nicht der 


1070 Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW 


Vorſchrift des § 345 StPO. Denn nach Einlegung der 
ſchriftlichen Rev. ift nur der Angekl. auf der Geſchäftsſtelle 
erſchienen und hat eine „eidesſtattliche Verſicherung“, eine 
Aſchriftliche Begründung zur Rev.“ ſeines Vaters überreicht. 
Er hat im Protokoll darauf Bezug genommen, ſich den Aus⸗ 
führungen ſeines Vaters angeſchloſſen und ſonſt nur noch 
Ausführungen gemacht, die für die Rev. ohne Bedeutung 
find. § 345 Abſ. 2 StPO. erfordert aber, daß ein Ber- 
teidiger, Rechtsanwalt oder Urkundsbeamter ſelbſtändig die 
einzelnen Beſchwerdepunkte prüft und ſichtet, um ſo zu ver⸗ 
hindern, daß die Revch. mit weitſchweifigen, grundloſen und 
unverſtändlichen, die Rechtsfrage gar nicht berührenden 
Reviſionsbegründungen befaßt werden. Dieſe Perſonen ſollen 
nicht nur die Anträge und Begründungen durch ihre Unter⸗ 
ſchrift legaliſieren. Sie ſollen vielmehr auf ihren Inhalt. 
einwirken und die zu ſtellenden Anträge ſelbſtändig formu⸗ 
lieren, damit ſo eine gewiſſe Gewähr für eine ſachliche Hand⸗ 
habung der Rev. gegeben iſt. 


Der geſetzliche Vertreter des Angekl. hat ſeinerſeits 
überhaupt keine Erklärung zu Protokoll abgegeben, ſondern 
nur ein Schriftſtück übergeben laſſen. Seine Rev. entbehrt 
aljo der Form des § 345 StPO. 


Ebenſo entbehrt die vom Angekl. eingelegte Rev. dieſer 
Form. Denn es wird im Schrifttum und in der Ripr. all⸗ 
gemein mit Recht der Grundſatz vertreten, daß der Form 
des § 345 StPO. da nicht genügt ift, wo der Urkunds⸗ 
beamte nur auf eine privatſchriftliche Erklärung protokoll⸗ 
mäßig Bezug nimmt oder verweiſt (RGSt. 2, 358 und 4, 7 
ſowie Goltd Arch. 70, 49). Es iſt auch ſonſt nicht einzuſehen, 
weshalb es überhaupt eines Protokolls durch den Urkunds⸗ 
beamten bedarf und weshalb nicht jedes vom Angekl. oder 
einem Dritten verfaßte Schriftſtück, höchſtens mit der Be⸗ 
glaubigung der Echtheit verſehen, ausreichend fein ſollte. 


Sowohl die Rev. des Angekl., wie die des geſetzlichen 
Vertreters ermangeln alfo der Form des 8 345 Abſ. 2 
StPO. und find, da gegen das Verwerfungsurteil ſowohl 
Nev. wie Berufung zuläſſig ift, gem. § 1 Ziff. 4, Art. 3, 
2. Kap. I. Not VO. als Berufung zu behandeln. 


(OLG. Naumburg, Beſchl. v. 18. Febr. 1939, Ss 22/39.) 


* 


14. OLG. — 88 359, 370 StPO.; § 51 StGB. Bei der 
Entſch. über die Begründetheit eines zuläſſigen Wiederauf⸗ 
nahmeantrags hat das Gericht ſo zu entſcheiden, wie es als 
erſterkennendes Gericht entſchieden hätte, wenn ihm das 
neu vorgebrachte Material bei der Urteilsfällung vorgelegen 
hätte. Daher hat auch hier der Grundſatz „in dubio pro reo“ 
Anwendung zu finden. 


Der Angekl. L. iſt durch rechtskräftiges Urteil wegen 
paſſiver Beſtechung in zwei Fällen zu einer Gefängnisſtrafe 
von neun Monaten unter Anrechnung der erlittenen Unter⸗ 
ſuchungshaft verurteilt worden. Der Oberſtaatsanwalt hat 
gem. 8 359 Abf. 1 Ziff. 5 StPO. Antrag auf Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens zugunſten des Angekl. geſtellt, weil 
ſich nach Rechtskraft des Urteils herausgeſtellt habe, daß 
der Verurteilte möglicherweiſe ſchon zur Zeit der Begehung 
der Straftaten an einer Geiſteskrankheit gelitten habe, ſo 
daß er die Straftaten im Zuſtand der Unzurechnungsfähig⸗ 
keit (§ 51 Abſ. 1 StGB.) oder wenigſtens der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit begangen haben könnte. 


Das LG. hat den Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens zugelaſſen. Es hat Beweis durch ein Gutachten 
des Prof. Dr. K. darüber erhoben, ob der Verurteilte bei 
Begehung feiner Straftaten unzurechnungsfähig oder ver- 
mindert zurechnungsfähig geweſen ſei. 


Der Sachverſtändige hat auf Grund wiederholter ein⸗ 
gehender Unterſuchungen ein ausführliches nervenärztliches 
Gutachten über den Verurteilten erſtattet, in dem er zu 
folgendem Ergebnis kommt: Bei dem Verurteilten hätten 
ſich im Laufe einer größeren Reihe von Jahren auf dem 
Boden einer im Jahre 1899 durchgemachten luetiſchen In⸗ 
fektion ſchwerſte Veränderungen am Herzen und an der 
großen Körperſchlagader entwickelt. Von der Erkrankung ſei 
auch das Zentralnervenſyſtem, insbeſondere das Gehirn mit- 
betroffen. 


Der Verurteilte ſei für den geſamten Zeitraum, auf 
den ſich die Straftaten erſtreckten — das waren nach den 
Feſtſtellungen des Urteils 5—6 Jahre —, mindeſtens als 
nur beſchränkt zurechnungsfähig i. S. des § 51 Abſ. 2 StGB. 
anzuſehen. Darüber hinaus habe bei dem Verurteilten wäh⸗ 
rend des letzten Jahres ein Zuſtand der völligen Unzu⸗ 
rechnungsfähigkeit i. S. des § 51 Abſ. 1 StGB. vorgelegen. 
Ob dieſe völlige Unzurechnungsfähigkeit auch in dem vorher⸗ 
gehenden Zeitraum ſchon vorgelegen habe, fei mit Sicher⸗ 
heit nicht mehr nachzuweiſen; die Möglichkeit ſei aber nicht 
in Abrede zu ſtellen. 


Das LG. hat daraufhin den Wiederaufnahmeantrag 
als unbegründet verworfen. In der Begründung des Be⸗ 
ſchluſſes wird ausgeführt: nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen ſei nicht feſtzuſtellen, daß der Verurteilte ſich 
bei Begehung feiner Straftaten im Zuſtande der Unzurech⸗ 
nungsfähigkeit befunden habe; es ſei lediglich eine ver⸗ 
minderte Unzurechnungsfähigkeit nachzuweiſen. Darauf 
könne aber nach 8 363 Abſ. 2 StPO. die Wiederaufnahme 
des Verfahrens nicht geſtützt werden. 


Die gegen dieſen Beſchluß gerichtete ſofortige Be- 
ſchwerde der Staatsanwaltſchaft mußte Erfolg haben. 


Nach 8 359 Ziff. 5 StPO. findet eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens zugunſten des Verurteilten ſtatt, wenn neue 
Tatſachen oder Beweismittel beigebracht ſind, die allein 
oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweiſen 
die Freiſprechung des Angekl. herbeizuführen geeignet ſind. 
Nicht jede beliebige neue Tatſache führt zur Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens, ſondern das neu vorgebrachte Ma⸗ 
terial muß erheblich, d. h. geeignet ſein, eine neue Entſchei⸗ 
dung herbeizuführen. Dazu iſt aber nicht erforderlich, daß 
durch das neu vorgebrachte Material ſich die Unſchuld des 
Verurteilten nachweiſen läßt, es genügt vielmehr, daß die 
frühere Entſcheidung ſo weit erſchüttert wird, daß ſich eine 
Verurteilung nicht mehr aufrechterhalten läßt. Das mit 
dem Wiederaufnahmegeſuch befaßte Gericht hat ſich auf den 
Standpunkt des erſterkennenden Gerichts zu ſtellen, d. h. 
es hat zu prüfen, wie dieſes entſchieden haben würde, wenn 
das jetzt neu vorgebrachte Material ſchon bei der Fäl⸗ 
lung ſeiner Entſcheidung vorgelegen haben würde. Dabei 
muß die Beweisregel „im Zweifel zugunſten des Angekl.“ 
auch hier zur Anwendung kommen (vgl. Gerland, „Straf- 
prozeß“ S. 440). 


Danach genügt es, um ein Wiederaufnahmegeſuch als 
zuläſſig erſcheinen zu laffen, wenn neue Tatfachen oder Be- 
weismittel vorgebracht werden, aus denen fih ein begrün⸗ 
deter Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit des Verurteilten 
bei Begehung der Straftat ergibt. Ein ſolcher Zweifel müßte 
zur Freiſprechung führen (RG. 21, 131). 


Im vorliegenden Falle beſteht nun nach der im Wie- 
deraufnahmeverfahren angeordneten Beweisaufnahme zwar 
nicht die Sicherheit, wohl aber die durchaus ernſt zu neh⸗ 
mende Möglichkeit, daß der Verurteilte ſich während des 
geſamten Zeitraums, auf den ſich die Straftaten erſtrecken, 
in einem Zuſtand der Unzurechnungsfähigkeit (§ 51 Abſ. 1 
StGB.) befunden hat. Das ift jedenfalls aus dem Gutachten 
des Sachverſtändigen Dr. &. zu entnehmen. Beſtehen aber 
erhebliche Zweifel gegen die Verantwortlichkeit des Ver⸗ 
urteilten, ſo kann ſeine Verurteilung, die doch eben ſeine 
Verantwortlichkeit vorausſetzt, nicht aufrechterhalten werden. 
Inſofern haben danach die von der Staatsauwaltſchaft zur 
Begründung der Wiederaufnahme aufgeſtellten Behaup⸗ 
tungen „genügende Beſtätigung gefunden“ (8 370 StPO.). 
Unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes war daher 
die Wiederaufnahme des Verfahrens anzuordnen. 


(OLG. Naumburg [Saale], StrSen. WS 66/39, Beſchl. 
v. 22. April 1939.) 


9. Jahrgang 1939 Heft 21/22] 
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Eherecht 
* 15. RG. — 8 49 Ehe.; 881567, 1568 BGB. 

1. Hinſichtlich des Begriffs der „ſchweren Ehever⸗ 
fehlung“ ſtimmen der frühere § 1568 und der jetzige 8 49 
Ehe. überein. 

2. So wie nach früherem Recht die Wiederherſtellungs⸗ 
klage nicht nur Vorſtufe für die Scheidung wegen böslicher 
Verlaſſung war, ſondern auch dazu diente, für beide Ehe⸗ 
leute klarzuſtellen, ob ein Recht zum Getrenntleben gegeben 
ſei oder nicht, ſo gilt das letztere mangels einer entgegen⸗ 
geſetzten Beſtimmung auch für das neue Recht. f) 


Die Parteien haben am 13. Aug. 1926 die Ehe ge- 
ſchloſſen, aus der drei Kinder hervorgegangen ſind. Die 
Eheleute leben ſeit dem Frühjahr 1937 getrennt. Der 
jetzige Bekl. hatte i. J. 1937 die Eheſcheidungsklage er⸗ 
hoben; die Klage wurde aber in beiden Rechtszügen ab⸗ 
gewieſen. Da der Ehemann ſich weigert, ſeine Ehefrau 
wieder bei ſich aufzunehmen, begehrt die Ehefrau mit der 
jetzigen Klage, den Bekl. zu verurteilen, mit ihr die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft wiederherzuſtellen. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Mit der Be- 
rufung hat der Bekl. ſeinen Antrag auf Klageabweiſung 
aufrechterhalten und außerdem Widerklage erhoben mit 
dem Antrag, die Ehe zur Schuld der Kl. zu ſcheiden. Das 
BG. hat die Berufung des Bekl. unter Abweiſung ſeiner 
Widerklage zurückgewieſen. Die Rev. war erfolglos. 

Das BG. hält die auf § 49 Ehe. geſtützte Schei⸗ 
dungswiderklage des Bekl. ſchon deshalb für unbegründet, 
weil ihr die rechtskräftige Abweiſung der Scheidungsklage 
im Vorprozeß entgegenſtehe. Damals ſei bereits rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt worden, daß die Tatſachen, auf die der 
jetzige Bekl. damals ſeine Scheidungsklage gegründet habe 
und ſie auch jetzt gründe, keine ſchweren Eheverfehlungen 
darſtellten. Dabei ſei es ohne Bedeutung, daß an Stelle 
des damals geltenden $ 1568 BGB. inzwiſchen § 49 
Ehe®. getreten fei, weil hinſichtlich der Vorausſetzung, 
daß durch eine ſchuldhafte ſchwere Eheverfehlung des einen 
Ehegatten die Ehe zerrüttet fein müſſe, beide Beſtimmun⸗ 
gen übereinſtimmten. Infolgedeſſen könne keine Rede da- 
von ſein, daß es ſich bei den vom jetzigen Bekl. ſchon im 
früheren Rechtsſtreit vorgetragenen und jetzt wiederholten 
Tatſachen um ſolche handele, die erſt durch das Ehe. 
erheblich geworden ſeien. Die inſoweit die Wirkung der 
Rechtskraft ausſchließende Beſtimmung des § 94 Satz 1 
Ehe. komme alfo dem Bekl. nicht zugute. 

Begründet ſei dagegen das Herſtellungsverlangen der 
Kl. Sie fei beſtrebt, unter allen Umſtänden die Ehe auf⸗ 
rechtzuerhalten. Es ſtehe auch feſt, daß die Nachläſſigkeit 
der Kl. in der Haushaltführung und Kinderpflege und ihre 
übermäßigen Geldausgaben keine ſchweren Eheverfehlungen 
darſtellten. Auch das Geſamtverhalten der Kl. ſei nicht 
geeignet, ihr Herſtellungsverlangen als Rechtsmißbrauch 
erſcheinen zu laffen. (Wird ausgeführt.) g 

Zu Unrecht ſtellt ſich die Rev. zunächſt auf den 
Standpunkt, daß die rechtskräftige Entſch. des früheren 
Rechtsſtreits dem jetzigen Scheidungsverlangen des Bekl. 
nicht entgegenſtehe. Wenn die Rev. ausführt, daß Pflicht⸗ 
verletzungen, wegen deren nach $ 1568 BGB. die Ehe 
nicht geſchieden werden konnte, weil dem dadurch verletzten 
Eheteil die Fortſetzung der Ehe zuzumuten war, nach 849 
EheG. den Scheidungsanſpruch begründen könnten, wenn 
die Wiederherſtellung einer dem Weſen der Ehe entſprechen⸗ 
den Lebensgemeinſchaft nicht zu erwarten fet, fo ift das an 
ſich richtig, trifft aber — wie ihon im Bu. ſelbſt hervor⸗ 
gehoben ift — den vorl. Fall nicht. Denn der Umſtand, 
daß in 849 Ehe. das Tatbeſtandsmerkmal der Zu⸗ 
mutbarkeit, das in 8 1568 BGB. enthalten war, weg- 
gefallen iſt, ſpielt hier deshalb keine Rolle, weil die frühere 


Entſch. gar nicht auf die Frage der Zumutbarkeit abge⸗ 
ſtellt, ſondern die Scheidungsklage mit der Begründung 
abgewieſen hatte, daß in dem Verhalten der Bekl. keine 
ſchwere Eheverfehlung zu erblicken ſei. Hinſichtlich des Be⸗ 
griffs der ſchweren Eheverfehlung ſtimmen aber die frühere 
und die jetzige Geſetzesbeſtimmung überein. Mit Recht hat 
ſich deshalb das BG. durch die rechtskräftige Abweiſung 
der früheren Klage für gebunden erachtet. Im übrigen 
ergeben aber auch die Ausführungen des BG. zur Wider⸗ 
klage, daß es auch ſeinerſeits ſachlich den Standpunkt ein⸗ 
nimmt, die Kl. habe ſich keiner ſchweren Eheverfehlung 
ſchuldig gemacht. 

Was die Klage der Ehefrau auf Wiederherſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft anlangt, ſo kann der Rev. nicht 
zugegeben werden, daß nach dem neuen Recht mit Rückſicht 
auf den Wegfall einer dem § 1567 BGB. entſprechenden 
Beſtimmung ein rechtliches Intereſſe an der Wiederher⸗ 
ſtellungsklage zu verneinen ſei. So wie nach früherem 
Recht die Wiederherſtellungsklage nicht nur Vorſtufe für 
die Scheidung wegen böslicher Verlaſſung war, ſondern 
auch dazu diente, für beide Eheleute klarzuſtellen, ob ein 
Recht zum Getrenntleben gegeben ſei oder nicht, ſo gilt 
letzteres mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung auch 
für das neue Recht. Der Sinn der Wiederherſtellungsklage 
liegt darin, daß ſie dem verurteilten Ehegatten nachdrück⸗ 
lich zur Gewißheit bringt, daß er zur Wiederherſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft verpflichtet ift- Sie hat auch 
nach neuem Recht inſofern praktiſche Bedeutung, als im 
allgemeinen eine grundloſe Nichterfüllung des Urteils⸗ 
ſpruchs einen Scheidungsgrund bilden wird. Ein berechtig⸗ 
tes Intereſſe des auf Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft klagenden Ehegatten iſt alſo auch nach In⸗ 
krafttreten des EheG. nicht zu bezweifeln; die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Wiederherſtellungsklage iſt deshalb auch unter 
der Geltung des neuen Rechts, das außer dem Wegfall 
des 8 1567 BGB. keine Anderung ber fih auf die Wie- 
derherſtellungsklage beziehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
gebracht hat, faſt allgemein anerkannt und auch vom erk. 
Sen. bereits in mehreren Entf. ſtillſchweigend bejaht 
worden. 

Was die Reviſionsrügen gegen die ſachliche Entſch. 
des BG. zur Wiederherſtellungsklage betrifft, ſo richten 
ſie ſich im weſentlichen gegen die tatſächliche Würdigung 
des Vorderrichters und können ſchon aus dieſem Grunde 
keinen Erfolg haben. (Wird ausgeführt.) 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 17. April 1939, IV 269/38.) 


Anmerkung: Die vorl. Entſch. erörtert zwei wichtige 
Rechtsfragen. 

Das RG. ſtellt zunachſt mit Recht feft, daß zwiſchen 
§ 1568 BGB. und 8 49 Ehe. jedenfalls inſoweit kein Un- 
terſchied beſteht, als es ſich um den Begriff der „ſchweren 
Eheverfehlung“ handelt. M. E. hätte das RG. die vor⸗ 
ſichtige Einſchränkung auf den Begriff der „ſchweren Ehe⸗ 
verfehlung“ bei dem Vergleich zwiſchen den beiden Beſtim⸗ 
mungen nicht nötig gehabt. Der § 94 EheG. kann auf einen 
Fall wie den vorl. keine Anwendung finden. Die weite 
Auslegung, die v. Scanzoni („Das großdeutſche Ehe⸗ 
geſetz“, 1939, S. 125, 39 zu § 55) dem 8 94 Ehe®. gibt, er- 
ſcheint mir nicht richtig. Nach ſeiner Auffaſſung iſt § 616 
BPO. für die Fälle einer Eheſcheidungsklage wegen Ver⸗ 
ſchulden des anderen Teils nicht anwendbar. Er hält an⸗ 
ſcheinend ganz allgemein eine Berückſichtigung der früheren 
Tatſachen in einem unter der Geltung des neuen Ehech. 
erhobenen Eheſcheidungsrechtsſtreits für möglich. Zur Be⸗ 
gründung führt v. Seanzoni an, daß keiner der Ber- 
ſchuldensgründe unverändert in das Ehe®. übernommen 
ſei, da anſtatt des Begriffs „Zumutbarkeit“, der Begriff 
der „ſttlichen Rechtfertigung“ getreten fei (ähnlich RG.: 
DI. 1938, 1765). Das wirde aber im Ergebnis bedeuten, 
daß jede auf 81568 BGB. geſtützte Klage erneut unter 
Berufung auf 8 49 Ehe®. aufgerollt werden könnte; eine 


1072 


Konſequenz, die mir undenkbar erſcheint. Es iſt richtig, 
daß nach dem Wortlaut des 8 49 Ehe. gegenüber dem 
früheren Rechtszuſtand ein objektiver Maßſtab anzulegen ift. 
Dieſer berührt aber gerade bei der Eheſcheidungsklage 
wegen Verſchuldens ſo eng die ſubjektive Intereſſenlage der 
Parteien, daß man nicht annehmen kann, der Geſetzgeber 
wollte mit der Einführung dieſer Geſetzesänderung die Mög⸗ 
lichkeit eröffnen, die früheren rechtskräftig entſchiedenen 
Scheidungsprozeſſe erneut aufzurollen. 

Auch bzgl. der zweiten hier entſchiedenen Rechtsfrage 
ſcheint mir die Entſch. des RG. richtig zu ſein. Mit dem 
Fortfall des § 1567 BGB. ift zwar die Widerklage auf 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nicht mehr ſo 
bedeutſam, das Vorliegen eines rechtlichen Intereſſes kann 
aber nicht geleugnet werden. Das böswillige Verlaſſen an 
und für ſich iſt unter Umſtänden ohne weiteres ein 
Scheidungsgrund nach § 49 Ehe®. (Rilk, „Das neue Ehe⸗ 
recht“, S. 219). Der andere Teil wird ſich ferner möglicher⸗ 
weiſe darauf berufen, daß er Gründe zum Getrenntleben 
hat. Der Ehegatte, der an der Ehe feſthalten will, hat mit 
der Wiederherſtellungsklage einmal ein Mittel in der Hand, 
um dem anderen Teil die Widerrechtlichkeit ſeines Verhal⸗ 
tens darzutun, andererſeits iſt ein Verſtoß gegen die rechts⸗ 
kräftige Verurteilung zur Wiederherſtellung — wie das 
RG. hervorhebt — wegen der darinliegenden hartnäckigen 
Böswilligkeit ohne weiteres ein Scheidungsgrund. 

RA. u. Notar Dr. Rilk, Berlin. 


* 
** 16. RG. — 88 50, 54 Ehe. 


1. Ob durch das Verhalten eines Ehegatten die eheliche 
Geſinnung des die Scheidung begehrenden anderen Ehegat⸗ 
ten derart zerſtört worden iſt, daß die Wiederherſtellung 
einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft 
nicht erwartet werden kann, iſt im weſentlichen eine Frage 
der tatſächlichen Beurteilung. 


2. Eine Scheidung aus 850 Ehe®. ſtellt für die bekl. 
Ehegattin ſelbſt im Alter von 64 Jahren keine außer⸗ 
gewöhnliche Härte i. S. des § 54 EHG. dar, wenn ſie die 
Ehe erſt mit 47 Jahren geſchloſſen hat und im übrigen die 
Vorſchriften der 88 69 Abſ. 2, 78 Ehecz. und der 88 198 
Abſ. 3, 109 Wehrmachtsfürſorge⸗ und ⸗verſorgungsG. vom 
26. Aug. 1938 einen Ausgleich für die ihr durch die Schei⸗ 
dung entſtehenden wirtſchaftlichen Nachteile gewähren. 


3. Ein langjähriges eheähnliches Zuſammenleben der 
Parteien vor der Eheſchließung iſt, insbeſ. wenn es durch 
lange Trennungen unterbrochen war, für die Frage der 
außergewöhnlichen Härte i. S. des 854 Ehe. nicht zu be- 
rückſichtigen. 

Die Parteien, von denen der Kl. am 22. März 1878 
und die Bekl. am 7. Juli 1874 geboren iſt, haben am 
18. Juni 1921 die — kinderlos gebliebene — Ehe ge⸗ 
ſchloſſen. 

Mit ſeiner im Dezember 1937 erhobenen Scheidungs⸗ 
klage hat der Kl. Scheidung der Ehe auf Grund des § 1568 
BOB. begehrt, weil die Bekl. ihn in der Zeit v. 19. Juli 
1937 bis zum 13. Febr. 1938 ſtändig in gröbſter Art be⸗ 
ſchimpft und tätlich angegriffen habe. 

Die Bekl. hat um Abweiſung der Klage gebeten und ein- 
gewendet: nicht ſie habe den Kl. beſchimpft, ſondern dieſer ſie. 
Am 19. Juli 1937 habe er ſie mißhandelt, zu Boden gewor⸗ 
fen, durch das Zimmer bis zum Flureingang geſchleppt und 
dort liegen laſſen. In jedem Falle ſeien etwaige Ehever⸗ 
fehlungen für den Kl. zumutbar, da dieſer im Sommer 1937 
ehebrecheriſche Beziehungen zu einer Frau M. und auch 
ſonſt ehewidrige Beziehungen zu anderen Frauen unter⸗ 
halten habe. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Der Kl. hat im 
zweiten Rechtszuge nach Eingang des vom Leiter der Pſych⸗ 
iatriſchen und Nervenklinik der Charité in Berlin ein 
geholten Gutachtens, nach dem die Bekl. nicht als für ihr 
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Verhalten verantwortlich anzuſehen iſt, ſein Scheidungs⸗ 
begehren nunmehr auf 8 50 Ehe®. v. 6. Juli 1938 geſtützt. 
Die Bekl. hat beantragt, die Berufung zurückzuweiſen, da 
eine Zerrüttung der Ehe i. S. des 850 Ehe®. nicht vor- 
liege und außerdem das Scheidungsbegehren nach 854 ſitt⸗ 
lich nicht gerechtfertigt ſei. Hilfsweiſe hat ſie gemäß 8 61 
Abſ. 2 beantragt, den Kl. für ſchuldig an der Scheidung zu 
erklären. Das KG. hat die Ehe auf Grund des 850 EHe®. 
ohne Schuldausſpruch geſchieden. 

Die Rev. war erfolglos. 

Nach der Feſtſtellung des BG. hat die Bekl. mindeſtens 
ſeit dem Sommer 1937 den Kl. fortgeſetzt bei geringfügigen 
Anläſſen mit Schimpfworten gröblichſter Art wie „Sau, 
Hurenbock, verfluchtes Aas, gemeiner Betrüger, Schwein, 
Miſtſau“ belegt, ferner allerlei Wirtſchaftsgegenſtände nach 
ihm geworfen, iſt mit einem Meſſer auf ihn losgegangen 
und hat ihm ins Geſicht geſpien. Durch dieſes Verhalten 
der Bekl. ift, wie das BG. weiter feſtſtellt, die Ehe der 
Parteien ſo tief zerrüttet, daß die Wiederherſtellung einer 
ihrem Weſen entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht er⸗ 
wartet werden kann. Die Bekl. iſt jedoch, wie das BG. 
auf Grund des von ihm eingeholten Gutachtens der Pſych⸗ 
iatriſchen und Nervenklinik der Charité in Berlin an⸗ 
nimmt, für ihr Verhalten nicht verantwortlich zu machen, 
weil ſie in Verfolg einer Rückenmarkserkrankung bei per⸗ 
niziöſer Anämie an einer chroniſch paranoiſchen Pſychoſe 
leidet, die als Geiſteskrankheit anzuſprechen iſt. Daher hat 
das BG. den Scheidungsgrund des § 50 Ehe®. als gegeben 
angeſehen. Daß das Scheidungsbegehren des Kl. nach 854 
Ehe®. ausgeſchloſſen fei, hat das BG. mit folgender Be- 
gründung verneint: Die Fortſetzung dieſer durch das Ber- 
halten der Bekl. unheilbar zerrütteten Ehe ſei für die Volks⸗ 
gemeinſchaft wertlos. Es liege auch nicht ſo, daß die Auf⸗ 
löſung der Ehe die Bekl. außergewöhnlich hart tref⸗ 
fen würde. Auf die Dauer der Ehe als einen ihr beſonders 
günſtigen Umſtand könne ſich die Bekl. nicht berufen, da die 
Ehe erſt im Jahre 1921 geſchloſſen worden ſei, als ſich die 
Bekl. bereits im vorgerückten Alter von 47 Jahren befun⸗ 
den habe. Daß die Parteien bereits ſeit 1907 in einem ehe⸗ 
ähnlichen Verhältnis miteinander gelebt hätten, könne im 
Gegenſatz zur Anſicht der Bekl. hierbei nicht mitberückſich⸗ 
tigt werden, um ſo weniger als der Kl. während des größ⸗ 
ten Teiles dieſes Zeitraumes durch ſeinen Auslandsaufent⸗ 
halt (1908—1913), durch feine Kriegsabweſenheit und infolge 
der Nachkriegsverhältniſſe von ihr getrennt geweſen ſei. Der 
Anlaß der Erkrankung der Bekl. liege nicht etwa in einem 
Verhalten des Kl., ſondern, wie das ärztliche Gutachten er- 
gebe, in einer von ihr durchgemachten und vom Kl. in 
keiner Weiſe verſchuldeten Bluterkrankung. Das hohe 
Lebensalter der Bekl. allein könne nicht die Auffaſſung recht⸗ 
fertigen, daß die Auflöſung der Ehe die Bekl. außergewöhn⸗ 
lich hart treffen würde. 

Zu verneinen ſei auch, daß den Kl. ein Verſchulden an 
der Scheidung treffe. Der Vorwurf der ehelichen Untreue 
habe ſich nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme des zwei⸗ 
ten Rechtszuges als unbegründet herausgeſtellt. Es müſſe 
angenommen werden, daß die Bekl. inſofern an unbeirrba⸗ 
ren Wahnvorſtellungen leide. Wenn der Kl., der durch die 
Bekl. dauernd aufs äußerſte gereizt worden fei, fid auch ſei⸗ 
nerſeits gelegentlich zu Schimpfworten habe hinreißen laf- 
ſen, ſo könne ihm dies keineswegs als ſchwere Eheverfehlung 
angerechnet werden. Daß er die Bekl. einmal durch die 
Küche geſchleift habe, ſei nicht erwieſen. In jedem Falle 
wäre dies zu entſchuldigen, da, wie angenommen werden 
muſſe, auch in dieſem Falle die Bekl. ihn vorher aufs 
äußerſte gereizt habe. Die ſonſtigen Vorwürfe ſeien teils 
nicht erwieſen, teils von ſo geringer Bedeutung, daß eine 
ſchwere Eheverfehlung des Kl. nicht angenommen werden 
könne. 

Die Rev. wendet ſich zunächſt gegen die Feſtſtellung des 
BG., daß die Ehe der Parteien durch das Verhalten der 
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Bekl. zerrüttet ſei. Damit kann ſie jedoch keinen Erfolg 
haben. Ob durch das Verhalten eines Ehegatten die eheliche 
Geſinnung des die Scheidung begehrenden anderen Ehe⸗ 
gatten derart zerſtört worden iſt, daß die Wiederherſtellung 
einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemein⸗ 
ſchaft nicht erwartet werden kann, iſt im weſentlichen eine 
Frage der tatſächlichen Beurteilung. Dafür, daß das BG. 
irgendwelche für dieſe Beurteilung erheblichen Umſtände un⸗ 
beachtet gelaſſen hätte, liegt nichts vor. Die Anſicht der 
Rev., das Verhalten der Bekl. habe zur Zerrüttung der 
Ehe nur deshalb beigetragen, weil der Kl. nicht die rich⸗ 
tige Antwort darauf gefunden habe, hat in den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. keine Grundlage. Im Gegenſatz zur 
Anſicht der Rev. kann auch nicht zuungunſten des Kl. ins 
Gewicht fallen, daß für den Verdacht der Bekl., der Kl. habe 
ehebrecheriſche oder ehewidrige Beziehungen zu Frau M. 
unterhalten, zunächſt gewiſſe Anhaltspunkte gegeben zu ſein 
ſchienen. Dieſer Verdacht hat ſich jedenfalls nach dem Er⸗ 
gebnis der vom BG. vorgenommenen Beweisaufnahme als 
völlig unbegründet herausgeſtellt. Auch war nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. das Verhalten des Kl. für die bei der 
Bekl. aufgetretene geiſtige Störung und ihre auf dieſer gei⸗ 
ſtigen Störung beruhenden Handlungsweiſe nicht urſächlich. 


Ebenfalls ohne Rechtsirrtum hat das BG. verneint, 
daß das Scheidungsbegehren des Kl. nach 8 54 Ehe®. aus- 
geſchloſſen ſei. Die Bekl. hatte inſoweit geltend gemacht, daß 
die Auflöſung der Ehe ſie außergewöhnlich hart treffen 
würde (§ 54 Satz 2). Dem BO. ift jedoch darin beizutreten, 
daß im vorl. Falle eine außergewöhnliche Härte, 
alſo eine ſolche, die über die mit der Scheidung gewöhn⸗ 
lich verbundenen Härten hinausginge, nicht angenommen 
werden kann. Die Bekl. iſt jetzt zwar 64 Jahre alt. Sie hat 
aber die Ehe bereits in dem vorgerückten Alter von faſt 
47 Jahren geſchloſſen, nachdem ſie bis dahin ohne eheliche 
Bindung mit dem Kl. zuſammengelebt hatte. Mit Recht hat 
das BG. es abgelehnt, die Dauer dieſes — überdies lange 
Jahre hindurch unterbrochen geweſenen — Zuſammenlebeus 
der nach § 54 Satz 3 Ehe®. u. a. zu berückſichtigenden Dauer 
der Ehe hinzuzurechnen. Daß die Bekl., wie die Rev. aus⸗ 
führt, im Falle der Scheidung „ſchutz- und mittellos auf 
die Straße geſetzt“ würde, trifft nicht zu. Einen Ausgleich 
für die ihr durch die Scheidung entſtehenden wirtſchaftlichen 
Nachteile gewähren ihr die Vorſchrift des 869 Abſ. 2 Ehe®. 
und für den Fall, daß der Kl. vor ihr verſterben ſollte, die 
Vorſchriften des §78 Ehe®. und der 88 198 Abſ. 3, 109 
Wehrmachtfürſorge⸗ und -verforgungs®. v. 26. Aug. 1938 
(RG Bl. I. 1077) i. Verb. m. der Anderung und Ergänzung 
der DurchfBeſt. zu dieſem Gef. v. 20. Jan. 1939 Art. zu 
8109 (RG Bl. I, 51, 53) (oder gegebenenfalls die Vorſchrift 
des Art. 9 Gef. über Anderungen auf dem Gebiete der 
Militärverſorgung v. 10. Aug. 1937 [RG Bl. I, 886] i. Verb. 
mit 8 102 DBG. v. 26. Jan. 1937 [RG Bl. J, 39] und der 
2. BO. zur Durchführung dieſes Gef. v. 13. Ott. 1938 
Abſchn. I zu § 102 [RG Bl. I, 1421, 1424). Auch ſonſt, insbeſ. 
in der Perſon des Kl., find keine Gründe gegeben, die ſein 
Scheidungsbegehren als ſittlich nicht gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen könnten. Geſichtspunkte bevölkerungspolitiſcher Art 
ſpielen allerdings im vorl. Falle keine entſcheidende Rolle. 
Der Kl. iſt 61 Jahre alt. Die Ermöglichung der Eingehung 
einer neuen Ehe kann, falls ſie von ihm beabſichtigt ſein 
ſollte, vom bevölkerungspolitiſchen Standpunkt aus bei 
einem Manne dieſes Alters nicht ausſchlaggebend ins Ge⸗ 
wicht fallen (RGB. 159, 114 = DR. 1939, 1772). Wohl 
aber muß zugunſten des Kl. berückſichtigt werden, daß ein 
weiteres Zuſammenleben mit der Bekl. bei der Art ihrer 
geiſtigen Erkrankung für ihn ſeeliſch unerträglich ſein 
müßte. Das Vorbringen der Rev., daß es für den Kl. ein 
Leichtes geweſen wäre, die Bell. nicht nur durch ärztlichen 
Beiſtand, ſondern vor allem durch liebevolle Behandlung 
von ihrer krankhaften Eiferſucht zu heilen, fett fih mit den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. in Widerſpruch. Aus 


ihnen ergibt ſich, wie ſchon oben erwähnt, daß der Anlaß 
der geiſtigen Erkrankung der Bekl. nicht in einem Ver⸗ 
halten des Kl. liegt, ſondern daß es ſich bei ihr um eine 
im Verlaufe einer Rückenmarkserkrankung aufgetretene chro⸗ 
niſch paranoiſche Pſychoſe handelt, die fih in unbeirrbaren 
Wahnvorſtellungen und gelegentlichen Erinnerungsfälſchun⸗ 
gen äußert. Abgeſehen hiervon hat das BG. auch gar nicht 
feſtzuſtellen vermocht, daß der Kl. es an liebevoller Be⸗ 
handlung hätte fehlen laſſen. Er hat ſich nur gelegentlich, 
durch das Verhalten der Bekl. aufs äußerſte gereizt, zu 
Schimpfworten hinreißen laſſen, ohne damals bereits die 
volle Kenntnis von der Art und Schwere der Erkrankung 
der Bekl. zu haben. Dieſe Kenntnis iſt ihm offenſichtlich erſt 
durch das Gutachten der Pfſychiatriſchen und Nervenklinik 
der Charité v. 21. Sept. 1938 vermittelt worden. 

Bei Berückſichtigung aller dieſer Umſtände kann der 
Rev. nicht zugegeben werden, daß das BG. das Weſen der 
Ehe verkannt hätte, wenn es das Scheidungsbegehren des 
Kl. für ſittlich gerechtfertigt erklärt hat. Dem ſittlichen 
Weſen der Ehe entſpricht es zwar, daß ſie nicht nur in 
guten, ſondern auch in böſen Tagen durchzuhalten iſt. Der 
Geſetzgeber hat aber dieſem Grundſatz durch die SS 50—53 
Ehe. von einem höheren Standpunkt aus und mit Rück⸗ 
ſicht auf die Belange der Volksgemeinſchaft, der an der 
Aufrechterhaltung unheilbar zerrütteter Ehen nichts gelegen 
ſein kann, beſtimmte Grenzen gezogen. 


(R., IV. ZivSen., U. v. 24. April 1939, IV 268/38.) 
* 


17. RG. — 855 Ehe. Aus dem Umſtande, daß der 
aus 8 55 Ehecg. klagende Ehegatte fidh ſehr ſchwerer Ber- 
ſtöße gegen ſeine ehelichen Pflichten ſchuldig gemacht hat, 
während der bell. Gatte ihm immer wieder durch Verzeihen 
ſeiner Treuebrüche entgegengekommen iſt, kann, wie der 
4. Senat des RG. wiederholt ausgeſprochen hat, ein ent⸗ 
ſcheidender Grund für die Aufrechterhaltung der Ehe nicht 
hergeleitet werden. Die Aufrechterhaltung einer unheilbar 
zerrütteten und damit wertlos gewordenen Ehe iſt im 
allgemeinen nicht ſittlich gerechtfertigt, und zwar auch dann 
nicht, wenn einer der Ehegatten allein die Zerrüttung ver⸗ 
ſchuldet hat. 

Die Parteien ſind ſeit dem 30. Sept. 1912 miteinan⸗ 
der verheiratet. Der Kl. iſt 53, die Bekl. 50 Jahre alt. Nach⸗ 
dem die Bekl. im Jannar 1934 ſchon einmal den Kl. per- 
laſſen hatte, verſöhnten ſich die Parteien im Dezember des⸗ 
ſelben Jahres; es kam auch wieder zum Geſchlechtsverkehr 
zwiſchen ihnen und im Januar 1935 zur Wiederaufnahme 
der häuslichen Gemeinſchaft. Aber ſchon am 25. Jan. 1935 
verließ die Bekl. zum zweiten Male die eheliche Wohnung. 
Seitdem leben die Parteien getrennt. Mit ſeiner im 
April 1935 erhobenen Eheſcheidungsklage iſt der Kl. in 
beiden Rechtszügen abgewieſen worden. Nachdem er dann 
mit einem Brief v. 19. Dez. 1936 die Bekl. aufgefordert 
hatte, entweder die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder 
Scheidungsklage zu erheben, beides aber von der Bekl. ab- 
gelehnt worden war, hat er im Juni 1937 die vorl. Klage 
erhoben und ſie zunächſt auf Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft gerichtet. Das LG. hat dieſe Klage abgewieſen. 
Der Kl. ift in der Ber Inſt., nachdem er zunächſt den frü⸗ 
heren Klageantrag weiterverfolgt hatte, dann zur Eheſchei⸗ 
dungsklage aus 855 Ehe®. übergegangen. Die Bekl. hat 
gebeten, die Scheidungsklage abzuweiſen, im Fall der Schei⸗ 
dung aber den Kl. für überwiegend ſchuldig, mindeſtens 
aber für mitſchuldig zu erklären. Das BG. hat unter Zu⸗ 
rückweiſung der Berufung die im Berufungsverfahren er⸗ 
hobene Scheidungsklage des Kl. abgewieſen. RG. hat un⸗ 
ter Aufhebung des BU. die Ehe der Parteien aus Verſchul⸗ 
den des Kl. geſchieden. 

Das BO. prüft, ob die Vorausſetzungen des § 55 Ehe. 
gegeben ſind, und ſtellt dazu zunächſt feſt, daß die häusliche 
Gemeinſchaft ſeit mehr als 3 Jahren aufgehoben ſei und 
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daß auch eine tiefgreifende und unheilbare Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes vorliege. In der Schuldfrage ge⸗ 
langt das BG. zu dem Ergebnis, daß der Kl. an der Zer⸗ 
rüttung der Ehe zum mindeſten die weit überwiegende 
Schuld trage. Der Kl. habe ſich wiederholter Ehebrüche 
ſchuldig gemacht. Endlich habe er ſich im Januar 1935 mit 
einer Proſtituierten eingelaſſen; das ſei auch dann zu 
verurteilen, wenn es richtig ſein ſollte, daß er dabei nur 
die Abſicht gehabt habe, einen Scheidungsgrund zu ſchaffen. 
Dieſe Verfehlungen des Kl., die allerdings zum erheblichen 
Teil verziehen ſeien, hätten auch die Zerrüttung der Ehe 
herbeigeführt. Das ſei ohne weiteres anzunehmen, weil ſo 
ſchwere wiederholte Kränkungen von einer Frau geſunden 
Empfindens im Inneren niemals ganz verwunden würden 
und bei einer neuen Trübung der Ehe immer wieder auf- 
lebten. Dazu ſei die Fortſetzung des unerlaubten Verkehrs 
mit Frau von K. gekommen. 

Den vom Kl. gegen die Bekl. erhobenen Vorwürfen 
komme keine Bedeutung zu. Sein Hauptvorwurf, die Bekl. 
habe mit dem O. und mit dem F. ehewidrigen Verkehr 
unterhalten, ſei durch die Beweisaufnahme widerlegt. Die 
weitere Behauptung des Kl., ſie habe ſich von Anfang 
an geweigert, Kinder zu empfangen, habe die Bekl. ſtets 
beſtritten und vorgebracht, der Kl. ſelbſt habe Schutz⸗ 
mittel gekauft und ihre Anwendung verlangt. Bei dieſer 
Sachlage könne dem Kl. nicht geglaubt werden, daß 
er ſelbſt ſich Nachkommenſchaft gewünſcht habe. Damit 
ſcheide dieſer Punkt als angebliche Urſache der Ehezerrüt⸗ 
tung und auch als etwaiger ſelbſtändiger Scheidungsgrund 
(§ 48 Ehe.) aus. Auch ſonſt feien irgendwie weſentliche 
Verfehlungen der Bekl. nicht feſtzuſtellen. Infolgedeſſen 
komme es gemäß § 55 Abſ. 2 nur auf die Frage an, ob der 
von der Bekl. erhobene Widerſpruch beachtlich ſei. Das ſei 
zu bejahen. Die Parteien feien etwa 26 Jahre lang mit- 
einander verheiratet und hätten mehr als 21 Jahre ohne 
Unterbrechung zuſammen gelebt. Das Gemeinſchaftsgefühl 
ſei bei ihnen, wie ihr Verhalten während des Prozeſſes 
zeige, auch heute noch keineswegs erloſchen. Deshalb er⸗ 
ſcheine eine Wiedervereinigung, obwohl ſie nicht geradezu 
erwartet werden könne, doch für eine ſpätere Zukunft nicht 
ausgeſchloſſen. Darauf beruhe offenſichtlich auch der Wider⸗ 
ſpruch der Bekl. Zu deren Gunſten ſpreche auch, daß ſie, ohne 
daß ſie ſich ſelbſt irgend etwas Weſentliches in der Ehe 
habe zuſchulden kommen laſſen, dem Kl. durch Verzeihen 
der Treubrüche immer wieder die Hand zur Wiederherſtel⸗ 
lung und Aufrechterhaltung einer rechten Ehe geboten habe. 
Der Kl. dagegen habe fih immer wieder gegen die ehe- 
liche Treupflicht vergangen und die zuletzt angebahnte Wie⸗ 
dervereinigung durch ſeine auf mangelnder Einſicht be⸗ 
ruhende Haltung erſchwert. Zu berückſichtigen ſei auch, daß 
hier im Falle der Eheanflöfung die Gründung einer neuen, 
für die Volksgemeinſchaft wertvollen Ehe auf beiden Seiten 
nicht zu erwarten ſei. 

Die Rev. muß Erfolg haben. 

Ihre Angriffe gegen die Annahme des BG., daß der 
Kl. die Schuld an der Zerrüttung der Ehe trage, find aller- 
dings nicht haltbar. 

Nicht beizutreten iſt dagegen dem BU. inſoweit, als 
es die Aufrechterhaltung der Ehe als ſittlich gerechtfertigt 
anſieht. In dieſer Hinſicht mag zur Vermeidung von Wie⸗ 
derholungen hinſichtlich der Einſtellung des Senats auf die 
Entſch.: RGR. 159, 305 = DR. 1939, 174 verwieſen 
werden. Im einzelnen iſt zu der Begründung des BG. 
folgendes zu bemerken: 

Für die Auffaſſung des BG., daß eine ſpätere Wie⸗ 
dervereinigung der Eheleute nicht ausgeſchloſſen ſei, fehlt 
es an einer genügenden tatſächlichen Grundlage, insbeſ. im 
Hinblick auf die eigenen Ausführungen des BG., mit denen 
es vorher die unheilbare Zerrüttung der Ehe bejaht hat. 
Aus dem Umſtande, daß der Kl. ſich ſehr ſchwerer Verſtöße 
gegen ſeine ehelichen Pflichten ſchuldig gemacht hat, wäh⸗ 
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rend die Bekl. ihm immer wieder durch Verzeihen ſeiner 
Treubrüche entgegengekommen iſt, kann, wie der Senat wie⸗ 
derholt ausgeſprochen hat, ein entſcheidender Grund für die 
Aufrechterhaltung der Ehe nicht hergeleitet werden. Die 
Aufrechterhaltung einer unheilbar zerrütteten und damit 
wertlos gewordenen Ehe iſt im allgemeinen nicht ſittlich 
gerechtfertigt, und zwar auch dann nicht, wenn einer der 
Ehegatten allein die Zerrüttung verſchuldet hat. Den ſchul⸗ 
digen Ehegatten durch Feſthalten an der innerlich zerbro⸗ 
chenen Ehe zu beſtrafen, widerſpricht dem Sinn und Weſen 
der Ehe. Da hier Kinder aus der Ehe nicht vorhanden 
ſind und auch nichts dafür vorliegt, daß die Scheidung für 
die Bekl. eine beſondere Härte bedeutet, muß die Schei⸗ 
dungsklage Erfolg haben. 
(RG. IV. ZivSen., U. v. 8. Mai 1939, IV 5/39.) 
%* 


* 18. RG. — 8 55 Ehe. Ehen, die aufgehört haben, 
eine Lebensgemeinſchaft der Gatten zu ſein und auch für 
die Zukunft keine dem Ehezweck entſprechende Entwicklung 
erwarten laſſen, ſollen nicht aus Rechtsgründen als hohle 
Form fortbeſtehen, vielmehr ijt es jiltlich gerechtfertigt, fie 
zu ſcheiden. Von dieſer Grundanſchauung, die § 55 Abſ. 1 
Eheb. erkennen läßt, muß auch bei Anwendung des § 55 
Abi. 2 ausgegangen werden. Die Beachtung des Wider- 
ſpruchs muß alſo, ſobald allgemeine Belange für die Schei⸗ 
dung ſprechen, eine Ausnahme bleiben und iſt nur zuläſſig, 
wenn im Einzelfall beſondere Gründe es ſittlich recht⸗ 
fertigen, den aus der Ehe ſtrebenden Teil trotz ihrer un⸗ 
heilbaren Zerrüttung an den durch die Ehe begründeten 
Pflichten feſtzuhalten. +) 

Die Parteien, von denen der Kl. 1894, die Bekl. 
1898 geboren iſt, haben ſich am 5. Juni 1920 geheiratet. 
Aus der Ehe iſt ein am 31. Jan. 1922 geborener Sohn 
hervorgegangen. Im Mai 1930 wurde der Kl. nach St. 
verſetzt. Die Parteien behielten aber bis April 1931 ihre 
bisherige Wohnung in K. bei, wohin der Kl. in der 
Zwiſchenzeit mehrere Male kam. Als die Wohnung im 
Frühjahr 1931 aufgegeben wurde, zog die Bekl. zu ihren 
Eltern nach W. Im Auguſt 1931 wurde der Kl. nach B. 
verſetzt. Die Parteien leben ſeit Frühjahr 1931 getrennt, 
haben aber im März 1931 noch einmal geſchlechtlich ver⸗ 
kehrt. Der Sohn befindet ſich bei der Bekl., nachdem dem 
Kl. auf Betreiben der Bekl. v. 19. Mai 1931 das Per⸗ 
ſonenſorgerecht entzogen worden iſt. Auf Grund eines 
Vergleichs v. 12. Juni 1936 zahlt der Kl. für Frau und 
Kind monatlich 110 AM Unterhalt. Der Kl. hat zunächſt 
die Scheidung nach $ 1568 BGB. begehrt, iſt aber vom 
RG. abgewieſen worden. Mit der Berufung hat der Kl. 
fein Scheidungsbegehren auf § 55 Eheb. geſtützt, jedoch, 
da die Bekl. der Scheidung widerſprach, keinen Erfolg 
gehabt. Die Rev. führte unter Aufhebung der ergangenen 
Urteile des LG. und des OLG. zur Scheidung der Par⸗ 
teien und der Schuldigerklärung des Kl. 

Die Scheidung wegen Verſchuldens der Bekl. hat das 
BG. verſagt, weil dem Kl. nicht gelungen ift, eine Ber- 
fehlung der Bekl. zu beweiſen. Zu § 55 Ehe. ſtellt das 
BG. feft, daß die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
ſeit mehr als drei Jahren aufgehoben und das eheliche 
Verhältnis ſo tief zerrüttet iſt, daß die Wiederherſtellung 
einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemein⸗ 
ſchaft nicht mehr zu erwarten iſt. Der Kl. wolle unter 
keinen Umſtänden mehr mit der Bekl. zuſammenleben, 
weil nach ſeiner Meinung beide nicht zuſammenpaßten. 
Verſuche der Bekl. und ihrer Verwandten, eine Aus⸗ 
ſöhnung herbeizuführen, ſeien am Widerſtande des Kl. ge⸗ 
ſcheitert. Es liege alſo offenſichtlich am Starrſinn des Kl., 
wenn die Wiederherſtellung einer ehelichen Gemeinſchaft 
bisher nicht möglich geweſen ſei und auch nicht erwartet 
werden könne. Der Kl. wolle unter allen Umſtänden von 
der Bekl. loskommen. Damit ſeien die Vorausſetzungen des 
§ 55 Abſ. 1 Ehe®. erfüllt. Die Zerrüttung habe der Kl. 
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verſchuldet. Er lehne die Fortſetzung der Ehe ohne ſtich⸗ 
haltigen Grund ab, habe die Verletzung der ehelichen 
Treue zugegeben und ſei von der Bekl. im April 1931 
in St. beim Ehebruch überraſcht worden. Dieſen Ehebruch, 
der die Ehe vollends unheilbar zerrüttet habe, habe die 
Bekl. ſchwer empfunden, denn ſie habe ihn ſogleich zum 
Anlaß genommen, dem Kl. die Perſonenſorge für das 
Kind entziehen zu laſſen. So trage der Kl. die alleinige 
Schuld an der endgültigen Zerrüttung. Die Bekl. ſei 
alſo berechtigt, der Scheidung zu widerſprechen, und ihr 
Widerſpruch ſei zu beachten. Der Kl., der ſeiner Frau 
überdrüſſig ſei und ſich ſchwer verfehlt habe, könne nicht 
unter Berufung auf die von ihm verſchuldete Zerrüttung 
der Ehe eine weitere Lebensgemeinſchaft ablehnen und 
ſeine Ehefrau verſtoßen, die immer noch zur Fortſetzung 
der Gemeinſchaft bereit ſei. Auch würde die Bekl. als 
Beamtenfrau bei Scheidung der ſeit 18 Jahren beſtehenden 
Ehe den Anſpruch auf das Witwengeld und damit auch 
ihre Altersverſorgung verlieren. Der Unterhaltsbeitrag, 
der ihr nach § 102 DBG. bewilligt werden könne, fei kein 
ſicherer Anſpruch und könne das Recht auf Witwengeld 
nicht erſetzen. Endlich rechtfertige die Rückſicht auf das 
gemeinſame Kind die Aufrechterhaltung der Ehe. 


Das BU. vermag der Rev. nicht ſtandzuhalten, denn 
es beruht auf rechtsirriger Auslegung des § 55 Ehe®. 
Das BG. geht davon aus, der Widerſpruch des anderen 
Ehegatten jei, ſofern er nach § 55 Abſ. 2 Ehe®. wegen 
des feſtgeſtellten Verſchuldens des klagenden Teils über⸗ 
haupt zuläſſig iſt, auch grundſätzlich zu beachten und nur 
ausnahmsweiſe ohne Wirkung, falls beſondere Gründe die 
Scheidung trotzdem rechtfertigen. Dieſe Einſtellung iſt 
rechtsirrig. Die ſittliche Wertung einer Ehe darf nicht mehr 
von den Belangen der beteiligten Ehegatten ausgehen, 
ſondern hat in den Vordergrund den Wert der Ehe für 
die völkiſchen Belange zu ſtellen. So ſehr der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat darauf bedacht iſt, eine vollwertige Ehe 
zu ſchützen und ihr die Rechtsſtellung zu geben und zu er⸗ 
halten, die ſie als Grundlage der Familie, alſo der ge⸗ 
ſchloſſenſten völkiſchen Gemeinſchaft innerhalb der Geſamt⸗ 
ordnung, verdient, ſo wenig kann ihm daran gelegen ſein, 
eine Ehe durch Zwang aufrechtzuerhalten, die ihren inneren 
Wert endgültig verloren hat. Dieſem Gedanken dient § 55 
Abſ. 1 Ehech. Aus ihm muß gefolgert werden, daß die 
Zulaſſung des Widerſpruchs in § 55 Abſ. 2 Ehech. keine 
Veränderung des Maßſtabes bedeuten ſoll, nach dem der 
Wert einer Ehe gemeſſen werden muß. Auch bei Anwen⸗ 
dung des 855 Abſ. 2 Che. geht es infolgedeſſen nicht 
an, die perſönlichen Belange des widerſprechenden Ehe⸗ 
gatten vornehmlich zu beachten und dahinter die Bedeutung 
der Ehe für das Volk zurückzuſetzen. Vielmehr iſt auch die 
Frage, ob die Aufrechterhaltung der Ehe wegen des Wider⸗ 
ſpruchs bei richtiger Würdigung ihres Weſens ſittlich ge⸗ 
rechtfertigt iſt, in erſter Reihe nach den völkiſchen Belangen 
zu beantworten. Mit dieſen würde es nicht in Einklang 
ſtehen, wenn eine Ehe, die aufgehört hat, eine Lebens⸗ 
gemeinſchaft der Gatten zu ſein, und auch für die Zu⸗ 
kunft keine dem Ehezweck entſprechende Entwicklung er⸗ 
warten läßt, die alſo zu einer ausgehöhlten und zweckloſen 
Rechtsbindung geworden iſt, nur aus Rechtsgründen als 
hohle Form fortbeſtehen ſoll. Ehen dieſer Art zu ſcheiden, 
iſt ſittlich gerechtfertigt. Das iſt die Grundanſchauung, die 
855 Abf. 1 Ehech. erkennen läßt und von der auch bei 
Anwendung des zweiten Abſatzes ausgegangen werden muß 
(ogl. v. Scauzoni, „Das großdeutſche CH.’ S. 115). 
Die Nichtbeachtung des Widerſpruchs bedeutet daher nicht 
eine Ausnahme von einer in 855 Abſ. 2 Eheb. zu 
ſuchenden Regel, ſondern die Rückkehr zur Regel des erſten 
Abſatzes. Die Beachtung des Widerſpruchs muß alſo, 
jedenfalls ſobald allgemeine Belange für Die Scheidung 
ſprechen, eine Ausnahme bleiben und ift nur zuläſſig, 
wenn im Einzelfall beſondere Gründe es ſittlich recht⸗ 
fertigen, den aus der Ehe ſtrebenden Teil trotz ihrer m- 
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heilbaren Zerrüttung an den durch die Ehe begründeten 
Pflichten feſtzuhalten. Allerdings können ſolche Gründe 
auch aus dem geſamten Verhalten der beiden Ehegatten 
entnommen werden. Der Gedanke, den ſchuldigen Ehe⸗ 
gatten durch Aufrechterhaltung der Ehe zu ſtrafen, ſcheidet 
aber aus, denn die Entſch. ift nach objektiven Gründen zu 
treffen. Auch objektiv kann ſicherlich dem Umſtande, daß 
der eine Ehegatte die Ehezerrüttung allein verſchuldet hat, 
während den anderen kein Vorwurf trifft, Bedeutung zu⸗ 
kommen. Dieſe Bedeutung wird aber um ſo geringer ſein, 
je länger die Trennung der Gatten und die Zerſtörung der 
Ehe ſchon währt. 

Hiernach kann das BU. nicht beſtehen bleiben; es 
muß aufgehoben werden. Eine Zurückverweiſung der Sache 
iſt indeſſen nicht nötig, da ſie nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhältnis zur Endentſch. reif ift, das RevcG. alfo gemäß 
8 565 Abi. 3 ZPO. dieſe Eheſcheidung ſogleich treffen 
kann. Sie muß auf Scheidung der Ehe ergehen, denn der 
Widerſpruch der Bekl. iſt nicht zu beachten. Die Ehe der 
Parteien iſt ſeit acht Jahren keine wirkliche Gemeinſchaft 
mehr. An ihrer Aufrechterhaltung hat die Volksgemein⸗ 
ſchaft keinerlei Intereſſe. Bei dem Alter der Parteien — 
der Kl. iſt 44, die Bekl. 40 Jahre alt — beſteht durch⸗ 
aus die Möglichkeit, daß die Eheſcheidung den Weg zum 
Abſchluß einer wertvollen Ehe für einen von den Gatten 
oder ſogar für beide freimacht. Das Kind der Parteien 
iſt 17 Jahre alt. Soweit es noch der Erziehung bedarf, 
iſt doch auch bei Aufrechterhaltung der Ehe nicht damit 
zu rechnen, daß eine nähere Verbindung von Vater und 
Sohn erreicht würde, zumal dem Kl. das Perſonenſorge⸗ 
recht auf Betreiben der Bekl. längſt entzogen iſt. Auch 
der Umſtand, daß die Bekl. als Beamtenfrau den Rechts⸗ 
anſpruch auf die Hinterbliebenenverſorgung verliert, kann. 
nicht den Ausſchlag gegen die Scheidung geben. Abgeſehen 
davon, daß ihr bei gegebenen Vorausſetzungen eine Ver⸗ 
ſorgung bewilligt werden könnte, würde eine zu ſtarke Be⸗ 
tonung des Verluſts der beamtenrechtlichen Hinterblie⸗ 
benenbezüge die Gefahr begründen, daß zwiſchen Beamten⸗ 
ehen und ſonſtigen Ehen im Scheidungsrecht ein Unter⸗ 
ſchied entſtände. Trotzdem kann auch der erwähnte Verluſt 
im Einzelfall Berückſichtigung verdienen. Das iſt jedoch 
hier ſchon um deswillen nicht der Fall, weil beide Ehe⸗ 
gatten in jüngerem und noch dazu annähernd gleichem 
Alter ſtehen, ſo daß die Ausſicht, ob und wann der Fall 
der Witwenverſorgung überhaupt eintreten wird, völlig 
ungewiß iſt. Im übrigen gewährt die geſetzliche Regelung 
der Unterhaltspflichten hier der ſchuldloſen Frau in den 
Grenzen des Möglichen Schutz. Es ſind alſo auch ihre 
Belange nicht von der Art, daß ſie es rechtfertigen könn⸗ 
ten, den Kl. dauernd an eine Ehe zu feſſeln, die nur noch 
ein äußerliches Band iſt. 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 17. April 1939, IV 259/38.) 


Anmerkung: Die widerſprechende Rſpr. der LG. und 
der OLG. zu §55 Ehe®. hat zu der Notwendigkeit ge- 
führt, weitgehendſt die Rev. gegen die Urteile der OLG. in 
Eheſachen zuzulaſſen (vgl. die Mitteilung des Reichsrechts⸗ 
amtes der NSDAP.: DR. 1939, 300). 

Das KG. läßt dementſprechend nach meiner Erfah⸗ 
rung zur Zeit grundſätzlich ſtets die Rev. zu. 

Da nun ſchon mehrere Urteile des RG. vorliegen, iſt 
der Meinungsſtreit in der Praxis in gewiſſem Umfange be⸗ 
ſeitigt. Im Anſchluß an die amtliche Begründung zu 8 55 
Ehe®. gingen Literatur und Rſpr. anfangs von einer zu 
großen Einſchränkung des in § 55 Abſ. 1 Ehe®. ausgeſpro⸗ 
henen Grundſatzes durch das Widerſpruchsrecht des bell. 
Ehegatten nach 855 Abſ. 2 Ehe. aus. Die amtliche Be⸗ 
gründung führte wörtlich aus: „Dieſe Vorſchrift bedurfte 
indeſſen einer Einſchränkung, damit nicht eine Ehegatte 
durch ſchwere Eheverfehlungen die Zerrüttung herbeiführen 
und nach dreijähriger Trennung von dem anderen Ehe⸗ 
gatten die Scheidung begehren kann. Wäre dies möglich, ſo 
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würde namentlich ein Ehemann, der von jeiner Frau nur 
loskommen will, weil er eine jüngere und reizvollere ge- 
funden hat, das Ziel der Vereinigung mit dieſer anderen 
Frau durch eine Art Verſtoßung der erſten Frau erreichen 
können. Deshalb ſchreibt § 55 Abſ. 2 Satz 1 vor, daß der 
Ehegatte, dem gegenüber die Scheidung aus 8 55 begehrt 
wird, ihr widerſprechen kann, wenn der Ehegatte, der die 
Scheidung verlangt, die Zerrüttung ganz oder überwiegend 
verſchuldet hat (vgl. hierzu Roquette, „Eheaufhebung 
und Eheſcheidung“, 1938, S. 81). Dieſer Satz aus der amt⸗ 
lichen Begründung gab Anlaß zu der Auffaſſung, daß eine 
Scheidung nach 855 Ehe&. grundſätzlich dann nicht mög⸗ 
lich fein ſollte, wenn der Kl. in einem ehebrecheriſchen Ber- 
hältnis lebt und dadurch einſeitig die Ehe zerbrochen hat. 
Dieſe Betrachtung des § 55 Ehe®. unter dem Geſichtspunkt 
der Schuldabwägung zwiſchen den bekl. Ehegatten iſt in 
der Rſpr. fallen gelaſſen und an ſeine Stelle der objektive 
Geſichtspunkt getreten, ob die Aufrechterhaltung oder die 
Löſung der Ehe wertvoller für die völkiſchen Belange ſei, 
gleichgültig ob dem unſchuldigen Ehegatten dadurch ein tie- 
fer Schmerz zugefügt werden muß. Dies hat zunächſt das 
LG. Berlin (Urt. v. 27. Sept. 1938, 81 R 259/38: DJ. 1939, 
192) wie folgt grundſätzlich ausgeführt: „Das neue Recht 
will erreichen, daß Ehen auf eine ehrliche und anſtändige 
Weiſe zur Auflöſung gebracht werden, die für die Volks⸗ 
gemeinſchaft wertlos ſind oder wertlos geworden ſind, die 
in ihren innerſten Grundlagen zerrüttet ſind und die für 
Ehegatten, welche ſich ihrer ſittlichen Pflichten bewußt ſind, 
nicht mehr zu einer ehelichen Gemeinſchaft führen können. 
Bei Ehen, denen gerade das wichtigſte Merkmal einer Ehe, 
nämlich die eheliche Lebensgemeinſchaft, ſeit langem fehlt, 
kann nicht mehr von einer Ehe im ſittlichen Sinne gejpro- 
chen werden. Will das neue Scheidungsrecht ſeine durch 
den nationalſozialiſtiſchen Rechtsgedanken gewieſene Aufgabe 
erfüllen, ſo muß es die Möglichkeit geben, den Gatten 
zerſtörter Ehen den Weg zum Abſchluß einer neuen Ehe 
freizugeben.“ Die höchſtrichterliche Rſpr. hat diefe Auffaſ⸗ 
ſung beſtätigt. In der vorl. Entſch. iſt insbeſ. die Klarſtel⸗ 
lung zu begrüßen, die das RG. dem Verhältnis des 855 
Abſ. 2 zu § 55 Abſ. 1 gibt. Aus der Faſſung des § 55 Abſ. 2 
entnimmt das RG., daß durch den zweiten Satz der Cha- 
rakter des erſten Satzes als Ausnahme zu Abſ. 1 noch 
einmal beſonders hervorgehoben wird. Demnach liegt zwi⸗ 
ſchen dem Abſ. 1 des §55 Eheb. und dem 1. Satz des 
Abſ. 2 keine Gleichwertigkeit vor, ſondern die Ausnahme- 
beſtimmung kann nur bei dem Vorliegen beſonderer ſorg— 
fältiger Prüfung bedürftiger Umſtäude angewandt werden. 
Hierzu follen zwei Momente, die immer wieder in den 
Eheſcheidungsprozeſſen nach § 55 auftreten, berührt werden. 
Der eine Punkt iſt die Frage der Sicherung des Un⸗ 
terhalts der geſchiedenen Ehefrau, insbeſ. bei Beamten- 
frauen. Das RG. läßt dieſen Punkt nicht als unbeachtlich 
erſcheinen (RG. v. 12. Jan. 1939, IV 171/38: DR. 1939, 
177 0 und DRM. 1939, 176 22), ſieht ihn aber nicht als 
irgendwie entſcheidend an (f. die vorl. Entſch.). Meines 
Erachtens könnte bei den Beamtenehen dieſer für die Praxis 
doch ſehr einſchneidende Punkt durch eine Anderung des 
öffentlichen Rechts befriedigend beigelegt werden. Man ſollte 
nicht der zweiten Frau — die bisweilen ſogar die Ehe⸗ 
brecherin iſt — den Rechtsanſpruch auf das Witwengeld 
geben, ſondern der ſchuldlos nach § 55 geſchiedenen Ehe- 
frau. Der zweiten Ehefran ſollte dagegen nur ein Unter- 
haltsbetrag nach § 102 DBO. in Ausſicht geſtellt werden. 
Entſcheidend hebt ferner das RG. in der vorl. Entſch. 
hervor, daß das Alter des klagenden Ehegatten und damit 
die Frage der Möglichkeit zur Eingehung einer neuen völ— 
kiſch wertvollen Ehe bedeutſam iſt. Dies ſcheint mir ſehr 
entſcheidend. Der Vortrag eines älteren Mannes, er wolle 
eine neue Ehe eingehen und fih daher von feiner Lebens— 
gefährtin trennen, hat den Anſchein der Lächerlichkeit. Er 
will keine neue Ehe eingehen, wie ſie der heutige Staat 
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verſteht, ſondern eine bequeme Verſorgung oder eine Be- 
friedigung einer flüchtigen Laune. 

Er wird nicht hoffen dürfen, daß aus ſeiner neuen 
Ehe Nachkommen hervorgehen, und er könnte eine ord- 
nungsmäßige Erziehung und Fürſorge nicht mehr gewähr⸗ 
leiſten. 

RA. u. Notar Dr. Rilk, Berlin. 
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19. KG. — 881 Abſ. 4 Ehe. Nach § 81 Abſ. 4 Ehe. 
iſt es auch zuläſſig, nur das Aufenthaltsbeſtimmungsrecht 
einem Pfleger zu übertragen. Das VormGer. hat ſich bei Bor- 
liegen der ſonſtigen Vorausſetzungen hierauf zu beſchränken, 
wenn ein weitergehender Eingriff in die elterliche Gewalt nicht 
erforderlich iſt. 

Da die Ehe vor Inkrafttreten des EheG. wegen Allein⸗ 
ſchuld des Ehemannes geſchieden iſt, ſo ſteht das Perſonen⸗ 
ſorgerecht gemäß § 97 Satz 1 Ehe., 8 1635 Abſ. 1 Satz 1 
BGB. der Mutter zu. 

Bei altgeſchiedenen Ehen iſt für die Frage, ob vor- 
mundſchaftsgerichtliche Maßnahmen wegen des Sorgerechts 
geboten ſind, gemäß 8 97 Satz 1 Ehe. zunächſt von der 
Vorſchrift des § 1635 Abſ. 1 Satz 2 BGB. auszugehen. 
§ 97 Satz 2 Ehe. macht eine Prüfung des Sachverhalts 
nach 8 1635 Abſ. 1 BGB. keineswegs entbehrlich. Die finn- 
gemäße Anwendung des $ 81 Eheb. kommt vielmehr erft 
dann in Betracht, wenn die Heranziehung des 8 1635 BGB. 
zu einem dem Geiſte des § 81 Ehec. entſprechenden be- 
friedigenden Ergebnis nicht zu führen vermag (vgl. die 
Entſch. des Senats v. 3. März 1939: DR. 1939, 577). 

Gemäß 8 1635 Abſ. 1 Satz 2 BGB. kann das Borm- 
Ger. eine von der geſetzlichen Regelung abweichende Anord- 
nung treffen, wenn eine ſolche aus beſonderen Gründen im 
Jntereſſe des Kindes geboten, d. h. erforderlich ift, um eine 
Gefährdung des Kindes abzuwenden. Die Vorausſetzungen 
hierfür liegen nicht vor. (Wird ausgeführt.) 

Eine Gefährdung des Kindes, die durch eine Über⸗ 
tragung des Sorgerechts auf den Vater gemäß 8 1635 
Abi. 1 Satz 2 BGB. beſeitigt werden könnte, liegt alfo 
nicht vor. 

Ein Anlaß, eine Anordnung gemäß 88 97 Satz 2, 81 
Abſ. 1 und 3 Ehe. dahin zu treffen, daß dem Vater die 
Perſonenſorge übertragen wird, beſteht nicht. Eine ſolche 
Anordnung ſetzt voraus, daß ſie durch das Wohl des Kindes 
erfordert wird (§ 97 Satz 2 EheG.). Das Kind würde aber 
gerade gefährdet ſein, wenn es zum Vater käme. Der Vater 
hat ſich um den Unterhalt des Kindes, wenn es nicht bei 
ihm war, überhaupt nicht gekümmert, auch dann nicht, als 
er dazu in der Lage war. Er hat aber vor allem das Kind 
dauernd gegen die Mutter aufgehetzt. Bereits im Jahre 
1934 hat er in einem gegen die Tochter eingeleiteten Für⸗ 
ſorgeerziehungsverfahren Beſchuldigungen gegen die Mutter 
erhoben, die er dann wieder zurückgenommen hat. Die 
Tochter hat ſpäter eingehende Behauptungen über einen 
unſittlichen Lebenswandel ihrer Mutter aufgeſtellt. Sie 
hat aber dieſe Behauptungen ſpäter widerrufen. Hierbei 
hat ſie ſelbſt angegeben, daß ſie zu dieſen Angaben durch 
den Vater und Fräulein $, die jetzige Ehefrau des Vaters, 
veranlaßt worden fei. Aber auch der Beamte des Jug A., 
dem gegenüber ſie ihre Angaben gemacht hatte, hatte aus 
dem ganzen Verhalten des Kindes den Eindruck gewonnen, 
daß dieſe Angaben eingelernt geweſen ſeien. Zum mindeſten 
beim zweiten Male iſt die Tochter auf Veranlaſſung des 
Vaters zu dieſem entlaufen. Hierbei hat ſie auf Anſtiftung 
des Vaters nach deſſen eigenem Geſtändnis Briefe der Mut⸗ 
ter aus deren Wohnung entwendet. 

Das Beſchwch. hat es nun aber für erforderlich gehal- 
ten, beiden Eltern das Aufenthaltsbeſtimmungsrecht zu ent- 
ziehen. Eine ſolche Maßnahme kann aber nicht, wie es das 
Beſchwcß. getan hat, auf § 1666 Abſ. 1 Satz 1 BGB. geſtützt 
werden. Denn wenn gegenüber der Mutter noch nicht ein⸗ 
mal die Vorausſetzungen des § 1635 Abſ. 1 Satz 2 BB. 
vorliegen, ſo ſind um ſo weniger die Vorausſetzungen des 
§ 1666 Abſ. 1 Satz 1 BGB. gegeben, der fogar eine 
ſchuldhafte Gefährdung des Kindes verlangt. 

Die Maßnahme des Beſchwäs. kann aber unter dem 
rechtlichen Geſichtspunkt des § 97 Satz 2, § 81 Abſ. 4 Ehe. 
aufrechterhalten werden. 

Nach dieſer Beſtimmung kann die Perſonenſorge einem 
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Pfleger übertragen werden, wenn es aus beſonderen Grün⸗ 
den zum Wohle des Kindes erforderlich iſt. 

8 81 Abf. 4 Ehe. ſpricht nun zwar nur von der über- 
tragung des Perſonenſorgerechts. Auf Grund die⸗ 
fer Beſtimmung iſt es aber auch zuläſſig, auſtatt des Per- 
ſonenſorgerechts nur das Aufenthaltsbeſtimmungsrecht einem 
Pfleger zu übertragen. In der höchſtrichterlichen Recht⸗ 
ſprechung ift bereits zu § 1666 Abſ. 1 Satz 1 BGB., der von 
den zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maß⸗ 
regeln ſpricht, ſtändig die Anſicht vertreten worden, daß 
das VormGer. bei Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen 
mit ſeinen Eingriffen in die Rechte der Eltern nicht weiter 
gehen darf, als dies im Einzelfalle notwendig iſt. Entſpre⸗ 
chendes hat aber auch bei der Anwendung des § 81 Abſ. 4 
Ehech. zu gelten, der die übertragung der Perſonenſorge auf 
einen Pfleger nur dann geſtattet, wenn dies aus beſonderen 
Gründen zum Wohle des Kindes erforderlich iſt. Ge⸗ 
nügt zur Abwendung der dem Kinde drohenden Gefahren 
oder Nachteile bereits die Übertragung eines Teils des 
Sorgerechts auf den Pfleger, ſo kann und muß ſich das 
BormGer. hierauf beſchränken, da in dieſem Falle die Über⸗ 
tragung des ganzen Sorgerechts auf einen Pfleger nicht 
mehr erforderlich ijt (gleicher Anſicht Schlichting: DR. 
1939, 199). Gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen Teilung des 
Perſonenſorgerechts nach neuem Recht iſt aus dem Geſetz 
nichts zu entnehmen. Das neue Recht will vielmehr dem 
VormGer. eine noch freiere Stellung als das alte Recht 
geben, um es ihm dadurch zu ermöglichen, ſich ſo beweglich 
wie möglich den Erforderniſſen des Einzelfalles anzupaſſen. 
Für die Abteilung des Aufenthaltsbeſtimmungsrechts vom 
ſonſtigen Perſonenſorgerecht beſteht aber in Fallen wie dem 
vorliegenden auch ein praktiſches Bedürfnis, da eine An⸗ 
ordnung aus § 81 Abſ. 4 Ehech. immer einen einſchneiden⸗ 
den Eingriff in die Rechte der Eltern darſtellt und das 
Wohl des Kindes ſelbſt benachteiligt wird, wenn dieſe Rechte 
mehr beſchnitten werden, als es im Einzelfalle erforder- 
lich iſt. 

Vorliegend iſt nun die Übertragung des Aufenthalts- 
beſtimmungsrechts auf einen Pfleger deswegen aus beſon⸗ 
deren Gründen zum Wohle des Kindes erforderlich, weil die 
Minderjährige nach der bisherigen Entwicklung der Verhält- 
niſſe erſt einmal wieder ſeeliſch zur Ruhe kommen muß und 
dies nur geſchehen kann, wenn ſie zunächſt an einer neu⸗ 
tralen Stelle untergebracht wird. Die Minderjährige iſt 
ihrer ganzen ſeeliſchen Veranlagung nach frühreif und halt⸗ 
los. Sie unterliegt leicht Stimmungsſchwankungen. Sie hat 
bereits, als ihre Mutter im Krankenhauſe lag, verſucht, ſich 
mit Gas zu vergiften. Sie neigt auch zum Lügen. In ſitt⸗ 
licher Hinſicht iſt ihre Phantaſie bereits ſtark angekränkelt, 
wie ihre unwahren Beſchuldigungen gegen die Mutter über 
deren Lebenswandel zeigen. Sie hat es ſich angewöhnt, 
ihre Eltern gegeneinander auszuſpielen. Es iſt anzunehmen, 
daß ſie nach ihrem längeren Aufenthalt bei dem Vater jetzt 
wieder gegen die Mutter eingenommen iſt. Dies alles er⸗ 
fordert, daß ſie zunächſt aus dem Streit zwiſchen den 
Eltern herausgenommen und an einer Stelle untergebracht 
wird, in der eine gleichmäßige Entwicklung gewährleiſtet 
iit. Andererſeits genügt aber auch die Übertragung des Auf⸗ 
enthaltsbeſtimmungsrechts auf einen Pfleger, da die ſorge⸗ 
berechtigte Mutter an dem Kinde hängt und ſich in jeder 
Weiſe bemüht hat, für es zu jorgen. EA 

Das LG. hätte allerdings das Aufenthaltsbeſtim⸗ 
mungsrecht nicht dem Städtiſchen Jug A. übertragen dürfen, 
ſondern hätte ausſprechen müſſen, daß das Aufenthalts⸗ 
beſtimmungsrecht einem Pfleger übertragen wird. Damit 
erübrigte ſich zugleich auch ein beſonderer Ausſpruch über 
die Entziehung dieſes Rechts gegenüber den Eltern. Die 
Auswahl des Pflegers ſelbſt iſt vom BormGer. vorzuneh⸗ 
men. Mit dieſer Maßgabe ift die weitere Beſchwerde des 
Vaters zurückzuweiſen, ſoweit es ſich um die Perſonenſorge 
handelt. 

Mit Recht hat das QO. ferner aber auch den Vater 
vom Verkehr mit ſeiner Tochter für eine beſtimmte Zeit 
gemäß 8 82 Abf. 2 Satz 2 EheG. ausgeſchloſſen, da dies 
nach dem bereits oben Geſagten dem Wohle des Kindes 
dient. Gegen die Dauer ber Entziehung ſind Rechtsbeden⸗ 
ken nicht zu erheben, Das Bormer. kann auch, wenn der 
Vater fih längere Zeit bemüht hat, feinen Pflichten geger 
über dem Kinde nachzukommen, und ſich danach ergibt, daß 
eine Beeinträchtigung des Kindeswohls durch den Vater 


nicht mehr zu befürchten ſteht, die angeordnete Ausſchlie⸗ 


Bung des Vaters vom Verkehrsrecht jederzeit wieder 
aufheben. 
(K., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 21. April 1939, 1a WX 300/39.) 
* 


20. RG. — $31 BO. z. Einf. des großdeutſchen Ehe- 
rechts in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 22. Dez. 1938 
(RGBl. I, 1938). Das neue Eherecht läßt die Wirkungen 
einer vor ſeinem Inkrafttreten ergangenen Scheidung, ins⸗ 
beſ. die Unterhaltsanſprüche, nach dem bisherigen Recht 
weiterbeſtehen, wenn dieſe Scheidung nicht in eine Schei⸗ 
dung nach dem neuen Ehe. umgewandelt wurde. 

(RG., IV. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Mai 1939, IV 53/39.) 


Bürgerliches Geſetzbuch 


21. KG. — 88 21 ff., 164 ff. BGB.; Gef. v. 28. März 
1938 (RGBl. I, 338). Eine von einer jüdiſchen Synagogen- 
gemeinde durch ihren Vorſtand vor dem 1. April 1938 erteilte 
Generalvollmacht bleibt wirkſam, auch wenn die Gemeinde 
gemäß § 1 Abf. 2 Gej. über die Rechtsverhältniſſe der jüdi⸗ 
ſchen Kultusvereinigungen v. 28. März 1938 ihre Stellung 
als Körperſchaft des öffentlichen Rechts verloren hat und ein 
rechtsſähiger Verein des bürgerlichen Rechts geworden ijt. 


Im Grundbuch ſteht in Abt. III unter Nr. 24 eine ab⸗ 
getretene Reſtkaufgeldhypothek von 25 000 GM. zugunſten der 
„Jüdiſchen Gemeinde in B.“ eingetragen. In notariell be⸗ 
glaubigter Urkunde vom 21. Febr. 1939 hatte der Kaufmann 
Carl Iſrael F. namens der Jüdiſchen Gemeinde die Mb- 
tretung der Hypothek an die D.⸗ Hypothekenbank bewilligt und 
beantragt. Der Abtretung lag eine am 31. März 1938 von 
dem erſten Stellvertreter des Vorſitzenden und zwei Mitglie⸗ 
dern des Vorſtandes der Jüdiſchen Gemeinde unter Bei⸗ 
drückung des Amtsſiegels namens der Gemeinde und ihres 
Vorſtandes erteilte Generalvollmacht auf F. zugrunde. Aus 
zwei Beſcheinigungen des PolPräſ. in B. vom 8. Nov. 1937 
und 27. Juni 1938 ergibt ſich, daß die Ausſteller der Urkunde 
am 31. März 1938 zur Vertretung der Gemeinde befugt 
waren. Die Abtretung [ol gemäß 8 8 VO. über den Einſatz 
des jüdiſchen Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 1709) ge- 
nehmigt worden ſein. 


Der Rechtspfleger des GBA. beanſtandete den von der 
Erwerberin wiederholten Eintragungsantrag in einer be⸗ 
friſteten Zwiſchenverfügung dahin, daß die Generalvollmacht, 
die von der Jüdiſchen Gemeinde als Körperſchaft des öffent- 
lichen Rechts ausgeſtellt worden ſei, im Hinblick auf das 
RGeſ. über die Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Kultusver⸗ 
einigungen v. 28. März 1938 nicht mehr ausreiche. Erinne⸗ 
rung und Beſchw. hatten keinen Erfolg. Der weiteren Beſchw. 
gab das KG. ſtatt. 

Durch die Beſtimmungen des PrGeſ über die Verhält⸗ 
niſſe der Juden v. 23. Juli 1847 (GS. 263) war, wie in der 
höchſtrichterlichen Rſpr. und von den Verwaltungsbehörden 
und in der Rechtslehre allgemein angenommen wurde, den 
jüdiſchen Synagogengemeinden (Kultusvereinigungen) und 
ihren Verbänden zur Erfüllung ihrer kulturellen Zweckauf⸗ 
gaben in Altpreußen dieſelbe Rechtsſtellung eingeräumt wor⸗ 
den, wie ſie Körperſchaften des öffentlichen Rechts im allge⸗ 
meinen Rechtsverkehr innehaben. Entſprechend waren die 
Vorſtände der jüdiſchen Gemeinden (und Verbände) wie 
öffentliche Behörden behandelt worden (bgl. RG.: RGA. 133, 
192; Obertribunal 81, 328; KGG. in 1 Y 25/2; 1 X 123/13; 
ferner in IFG. 5, 147 und in 1 WX 73/35 mit weiteren 
Nachweiſen; vgl. ferner Baumann, „Die iſraelitiſchen 
Synagogengemeinden vor und nach dem Gef. v. 28. März 
1938“: RVerwBl. 1938, 659 ff.). Es ift nun klar und bedarf 
keiner weiteren Begründung, daß eine ſolche Gleichſtellung 
der jüdiſchen Gemeinden mit den Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts und die damit verbundene Gewährung von Ver⸗ 
günſtigungen auf allen Gebieten des Rechtsverkehrs mit den 
nationalſozialiſtiſchen Erkenntniſſen und Grundſätzen unver⸗ 
einbar waren, und daß deshalb und im Hinblick auf die ſtän⸗ 
dige und beſchleunigte Fortentwicklung der Judengeſetzgebung 
in den letzten Jahren auch eine alsbaldige reichseinheitliche 
Neuregelung der rechtlichen Verhältniſſe jüdiſcher Kultusver⸗ 


1078 


einigungen notwendig erſchien. Jedoch kam eine völlige Be⸗ 
ſeitigung der jüdiſchen Gemeinden aus Gründen der Toleranz 
nicht in Frage (Stahn in Pfundtner⸗Neubert, 
„Einführung zum Gef. v. 28. März 19387). Der 81 Abſ. 1 
Gej. v. 28. März 1938 ordnet daher an, daß jüdiſche Kultus- 
bereinigungen ihre Rechtsfähigkeit nicht mehr nach Maßgabe 
der außer Kraft geſetzten landesrechtlichen Beſtimmungen 
($ 5 Abſ. 2) als Körperſchaften des öffentlichen Rechts, ſon⸗ 
dern nur noch durch Eintragung in das Vereinsregiſter er⸗ 
langen, ſoweit im Einzelfalle die geſetzlichen Vorausſetzungen 
hierfür gegeben ſein ſollten. Für die im Zeitpunkt des Ju⸗ 
krafttretens des Geſetzes (1. Jan. 1938; vgl. § 5 Abſ. 1) be- 
reits beſtehenden, nach dem bisherigen Landesrecht als öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Koörperſchaften anerkannten jüdiſchen Kultusver⸗ 
einigungen find in § 1 Abſ. 2 und § 2 Sondervorſchriften ge⸗ 
troffen worden. Danach verlieren derartige Vereinigungen 
mit dem Ablauf des 31. März 1938 die „Stellung“ von Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts; „fie find von dieſem Zeit⸗ 
punkt an rechtsfähige Vereinigungen des bürgerlichen Rechts“ 
auch ohne Eintragung, die lediglich „nachzuholen“ iſt und in⸗ 
folgedeſſen inſoweit nur deklaratoriſche Bedeutung hat. Ferner 
verlieren gemäß $ 2 die Beamten der Vereinigungen mit dem 
Ablauf des 31. März 1938 ihre Beamteneigenſchaft; „fie treten 
mit demſelben Zeitpunkt zu den Vereinigungen in ein bürger⸗ 
lich⸗rechtliches Dienjtverhältnis, auf das die bisherige Rege⸗ 
lung ihrer Rechte und Pflichten entſprechende Anwendung 
findet“. Dieſe Regelung war, wie Stahn a. a. O. aus 
drücklich hervorhebt, notwendig, „da für die vorhandenen Ver⸗ 
mögensobjekte ohne Unterbrechung ein Vermögensträger da 
ſein mußte“. Zugleich ſind aus dieſem Geſichtspunkte einer im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit ungeſtörten Fortentwicklung der 
Aufgaben der Vereinigungen die auf öffentlich⸗ rechtlicher 
Grundlage beruhenden Anſtellungsverhältniſſe der Bedienſte⸗ 
ten in bürgerlich⸗rechtliche Dienſtverhältniſſe „umgewandelt“ 
worden (Stahn, ebenda in der Anm. 1 zu § 2) 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, ſeinem klaren 
Wortlaut, ſeinem Sinn und Zweck ergibt ſich hiernach fol- 
gende Rechtslage: Die bereits beſtehenden jüdiſchen Kultus- 
vereinigungen ſind nicht untergegangen und an deren Stelle 
im Wege der Geſamtrechtsnachfolge neue Vereinigungen ge⸗ 
treten. Es braucht deshalb auf die diesbezüglichen Ausfüh⸗ 
rungen der weiteren Beſchw. nicht eingegangen zu werden. 
Vielmehr ift die Rechtsperfönlichkeit der Vereinigungen ihnen 
unverändert erhalten geblieben. Lediglich der Charakter ihrer 
Rechtsperſönlichkeit hat ſich geändert und hat gewechſelt. Die 
Vereinigungen haben nicht mehr wie bisher die „Stellung“ 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechts, ſondern die eines 
rechtsfähigen Vereins trotz fehlender Eintragung im Vereins⸗ 
regiſter. Dasſelbe muß folgerichtig für den Vorſtand als 
Organ der Vereinigung gelten. Der bisherige Vorſtand iſt im 
Amt geblieben. Er hat nur nicht mehr die Stellung einer 
öffentlichen Behörde, ſondern die eines bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vereinsvorſtandes. Er bleibt alſo im Amt mit den ſich aus 
dem Vereinsrecht ergebenden Befugniſſen bis zu einem 
etwaigen Eingreifen der höheren Verwaltungsbehörde gemäß 
$ 3 Abſ. 2 oder bis zur Beſtellung eines neuen Vorſtandes 
gemäß den Vorſchriften des BGB. Die von jüdiſchen Kultus⸗ 
vereinigungen und ihren Vorſtänden vor dem 1. April 1938 
eingeleiteten rechtlichen Maßnahmen bleiben in Kraft und 
find wirtſam für und gegen die Vereinigungen und ihre Vor⸗ 
ſtände in ihrer veränderken Geſtalt, ſoweit es ſich nicht aus⸗ 
nahmsweiſe, was hier nicht in Betracht kommt, um Maß⸗ 
nahmen handelt, die die Vereinigungen nur als öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaften und nicht als bürgerlich⸗rechtliche 
Vereine treffen könnten. Danach iſt die am 31. März 1938 
von dem Vorſtand der „Jüdiſchen Gemeinde in B.“ als einer 
damaligen öffentlichen Behörde erteilte Generalvollmacht in 
Kraft geblieben. Sie ift, da offenbar ein Widerruf nicht er- 
folgt iſt, rechtswirkſam und eine geeignete Unterlage für die 
von dem Bevollmächtigten am 21. Febr. 1939 getätigte Mp- 
tretung der Hypothek. Da die Vertretungsbefugnis der Aus- 
ſteller der Vollmacht für den 31. März 1938 nachgewieſen iſt 
und rechtliche und tatſächliche Bedenken gegen einen Fort⸗ 
beſtand der Vollmacht über diefen Zeitpunkt hinaus nicht be- 


ſtehen, ift die Vorlage eines Zeugniſſes gemäß § 69 BGB. 


entbehrlich. 
Infolgedeſſen ſind die Vorentſcheidungen aufzuheben. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1939, 1 Wx 270/39.) 
[$-] 
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22. OLG. — 5134 BGB.; § 377 HGB.; PreisſtopBO. 

1. Ein Verſtoß gegen das Preisbildungsrecht macht nicht 
den ganzen Kaufvertrag nichtig, ſondern nur die Preisabrede, 
ſoweit ſie über das zuläſſige Maß hinausgeht. 


2. Die Rügepflicht des Kaufmanns bleibt von den Preis⸗ 
bildungsvorſchriften unberührt. +) 


Gegen eine Kaufpreisklage war eingewendet, daß die 
gelieferte Ware mangelhaft ſei und der geforderte Preis 
gegen die Preisbildungsvorſchriften verſtoße. Die Kl. hielt 
die erfolgte Rüge für nicht friſtgerecht und ermäßigte vor⸗ 
ſorglich im zweiten Rechtszuge ihre Forderung auf den mit 
den Preisbildungsvorſchriften zu vereinbarenden Betrag. 
Der Käufer vertrat die Auffaſſung, daß wegen Verſtoßes 
gegen das Preisbildungsrecht das ganze Geſchäft nichtig ſei 
und daß bei etwaiger Verſäumung der Rügefriſt mit Rück⸗ 
ſicht auf die volkswirtſchaftliche Bedeutung der Preisbil⸗ 
dungsbeſtimmungen auch nach Ablauf der Rügefriſt die 
Mäugelfrage aufgerollt werden müſſe, da kein öffentliches 
Intereſſe an der Durchführung eines Vertrages zum geſetz⸗ 
mäßigen Preiſe beſtehe, falls die Ware erhebliche Mängel 
zeige. Wenn ſchon im volkswirtſchaftlichen Jutereſſe nur ein 
Teil der Preisabrede nichtig ſein ſolle, müſſe auch die tat⸗ 
ſächliche Beſchaffenheit der Ware und das Intereſſe an der 
Aufrechterhaltung des Abkommens zum gemeinwirtſchaftlich 
gerechtfertigten Preis geprüft werden. 

Das OLG. hat der Kaufpreisklage in dem vom Ber- 
käufer ſelbſt ermäßigten Umfang ſtattgegeben und aus⸗ 
geführt: 

1. Der urſprüngliche Verſtoß gegen die Preisbildungs⸗ 
vorſchriften hat den zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Kaufvertrag nicht nichtig gemacht. Ein gegen die Preisſtop⸗ 
VO. verſtoßender Kaufvertrag ift nur inſoweit nichtig, wie 
ein über dem zuläſſigen Preis liegendes Eutgelt vereinbart 
wurde. Aus dem wirtſchaftlichen Zweck der Preisbildungs⸗ 
vorſchriften, die die Vermeidung von Preisſteigerungen 
ohne unnötige Behinderung und Unſicherheit des geſchäft⸗ 
lichen Verkehrs zum Ziele haben, iſt zu folgern, daß grund⸗ 
ſätzlich nicht eine Nichtigkeit des ganzen Vertrages gem. 
§ 134 BGB. angenommen werden kann. Aus dem Zweck 
des Geſetzes ergibt ſich vielmehr, daß das Geſetz eine Nich⸗ 
tigkeit des ganzen Vertrages nicht gewollt hat. 

2. Die Vorſchrift des § 377 hat den Zweck, nach Ab⸗ 
lauf gewiſſer Friſten klare und ſichere Verhältniſſe zwiſchen 
Kaufleuten zu ſchaffen. Der Verkäufer ſoll nicht ohne zeit⸗ 
liche Beſchränkung damit rechnen müſſen, daß der Käufer 
noch Auſprüche aus irgendwelchen Fehlern der Kaufſache 
herleitet. Die Vorſchrift dient damit der Rechtsſicherheit und 
der glatten Abwicklung der geſchäftlichen Beziehungen zivi- 
ſchen Kaufleuten. Durch die Preisbildungsvorſchriften ſind 
dieſe Ausſchlußfriſten nicht aufgehoben worden. Gewiß ver- 
bietet die PreisſtopVO. auch eine Preisſteigerung, die darin 
liegt, daß der Verkäufer anſtatt der ihrer Bezeichnung und 
ihrem Preiſe entſprechenden Qualität eine ſolche minderer 
Güte liefert. Ein derartiger Verſtoß hat jedoch regelmäßig 
keine Herabſetzung des Preiſes zur Folge. Würde das der 
Fall ſein, könnte jeder Käufer nach beliebig langer Zeit 
Herabſetzung des Preiſes verlangen mit der Begründung, 
die Ware ſei ſchlecht geliefert und die Preisabrede verſtoße 
gegen die Preisbildungsvorſchriften. Der Verkäufer würde 
nie wiſſen können, ob das Kaufgeſchäft endgültig abgewickelt 
iſt oder ob er noch mit Anſprüchen wegen Schlechtlieferung 
rechnen muß: die Vorſchrift des 8 377 HGB. wäre damit 
in den meiſten Fällen außer Kraft geſetzt. Dieſer Erfolg 
liegt nicht in der Zielſetzung der Preisbildungsvorſchriften. 
Dieſe wollen vielmehr wirtſchaftlich ungerechtfertigte Preis⸗ 
ſteigerungen verhindern, ohne den Wirtſchaftsverkehr über 
Gebühr zu ſtören. Wenn ſich ergibt, daß ſchützenswerte Be⸗ 
lange des Wirtſchaftslebens dadurch verletzt werden, daß 
ein Verſtoß gegen die Preisbildungsvorſchriften die Nichtig⸗ 
keit der Preisabrede zur Folge hat, ſo darf in Anwendung 
des § 134 BGB. inſofern aus der PreisſtopVoO. keine Nich⸗ 
tigteit angenommen werden, da dieſe Vorſchriften ihrem 
Sinn und Zweck nach einen ſolchen Erfolg nicht wollen. Die 
Erhaltung und Wahrung der aus gutem Grund feſtgeſetzten 
Friſten fülr die Geltendmachung von Mängeln der Kaufſache 
if für das Wirtſchaftsleben von größerer Bedeutung als die 
Nichtigkeit oder Gültigkeit der hierdurch der Nachprüfung 
entzogenen Preisabreden bei Schlechtlieferung. Das befon- 
ders deshalb, weil die Durchſetzung der Preisbildungsvor⸗ 
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ſchriften hierdurch nicht gefährdet wird. In allen derartigen 
Fällen bleiben die Straſvorſchriften unberührt. Dieſe ſind 
hinreichend geeignet, den Preisbildungsvorſchriften Beach⸗ 
tung zu verſchaffen. 

(OLG. Celle,, 3. ZivSen., U. v. 18. April 1939, 3 U 226/38.) 


Anmerkung: Das Urteil nimmt zu zwei Fragen des 
Preisrechts Stellung: r 

1. Daß ein gegen die PreisſtopV . verſtoßender Kauf⸗ 
vertrag nur inſoweit nichtig iſt, als ein über dem zu⸗ 
läſſigen Preis liegendes Entgelt vereinbart ift, entſpricht der 
heute allgemein herrſchenden Rechtsanſchauung. Schon das 
Kriegspreisrecht geht davon aus, daß bei Überſchreitung 
vorgeſchriebener Höchſtpreiſe die vertragliche Bindung der 
Parteien beſtehen bleibt, daß aber die vereinbarten Kauf⸗ 
preiſe auf die erlaubte Höhe herabzuſetzen find (NGH. 88, 
251; 89, 198; RGRKomm. § 134, Erläuterung 2). Dieſer 
Rechtsſtandpunkt ift nicht nur dann vertreten, wenn es ſich 
um Überſchreitung von Höchſtpreiſen handelte, ſondern auch 
dann, wenn unzuläſſige Preiserhöhungen überhaupt vor⸗ 
genommen find. So Hat fih die Rſpr. z. B. auch bei Ver⸗ 
ſtößen gegen die PreistreibereivO. v. 8. Mai 1918 aus- 
nahmslos für die Aufrechterhaltung ſolcher Verträge ent⸗ 
ſchieden, und zwar auch dann, wenn es ſich um Waren 
handelte, bei denen keine Höchſtpreiſe feſtgeſetzt waren und 
bei denen die Feſtſtellung eines angemeſſenen Preiſes große 
Schwierigkeiten machte. Auch bei Mietwucher haben die 
Gerichte in ſtändiger Rſpr. keine Nichtigkeit aus § 134 BGB. 
hergeleitet, ſondern den Mietzins auf den augemeſſenen 
Betrag herabgeſetzt. Deshalb muß der gleiche Rechtsſtand⸗ 
punkt auch angewendet werden, wenn es ſich um Verſtöße 
gegen die Preisſtop VO. handelt. 

Auch der RfPr. vertritt dieſen Standpunkt (ogl. 8 4 
Landmaſchinen O. v. 16. Febr. 1938, wo es heißt: „Soweit 
Vertragsbeſtimmungen den Vorſchriften der 88 1—3 wider⸗ 
ſprechen, treten die nach den in Betracht kommenden Vor⸗ 
ſchriften dieſer VO. zuläffigen Beſtimmungen an ihre Stelle“, 
und die Anm. des amtl. 1018 Ka 

adurch ift geſetzgeberiſch der Standpunkt des NE. 
Pe Auch 5 JE Ripr. vertritt diefe Meinung (vgl. 
JW 1938, 3176, JW. 1938, 1227, 1860). Die Anſicht wird 
richtigerweiſe auf 8 134 BGB. geſtützt: Danach ift ein 
Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, 
nur dann nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz etwas 
anderes ergibt. Hier ergibt ſich aber aus dem Geſetz, daß 
eine Nichtigkeit nicht eintreten ſoll. 

2. Das Urteil nimmt alsdann Stellung zu der Frage, 
in welchem Verhältnis die Unterſuchungs⸗ und Rügepflicht 
der 88 377, 378 HGB. zur PreisſtopVO. ſteht. Es kommt 
zum Ergebnis, durch die Preisbildungsvorſchriften ſeien die 
Ausſchlußfriſten des HGB. nicht aufgehoben, das liege auch 
nicht in der Zielſetzung der Preisbildungsvorſchriften. Die 
Strafvorſchriften allein genügten um den Preisbildungs⸗ 
vorſchriften Beachtung zu verſchaffen. Den gleichen Stand⸗ 
punkt hat erſt kürzlich auch das DLG, Dresden in feiner 
Eutſch. v. 21. Dez. 1938 — abgedr.: JW. 1938, 655 — ver- 
e Zunächſt iſt Stellung zu nehmen zu der Frage, wann 
tiberhaupt bei mangehaftet us einer Ware cin Ber- 

ie PreisſtopVO. | ; 
Wei geget bie en berbietet Preiserhöhungen für Güter 
und Leiſtungen jeder Art über den Stichtag hinaus. Nach 
82 iſt es verboten, Handlungen vorzunehmen, durch die 
mittelbar oder unmittelbar die Vorſchriften des 8 1 um⸗ 
gangen werden oder umgangen werden ſollen. Als Um⸗ 
gehungshandlung ift es auch anzuſehen, menn bei gleich 
bleibenden Preiſen die Qualität verſchlechtert wird. Ein 
ſolcher Verſtoß gegen die PreisſtopVO. ift aber nur dann 
anzunehmen, wenn es ſich um eine bewußte Schlechter 
lieferung der Ware handelt. Es 3 n ſchuldhaft eine 
te chterung vorgenommen fein. ; 
ont die Ansicht des OLG. Dresden, daß in der 
Regel nur Handlungen, die auf einen Vertragsſchluß ab- 
zielen, eine Umgehungshandlung darſtellen können. „Andere 
Handlungen können einen Verſtoß kaum begründen“ Und 
wenn es weiter Heißt: „Nur durch das Un bieten, be- 
einfluſſen die geforderten Preiſe das Wirtſchaftsleben io 
findet dieſe Auſicht im Geſetz keine Stütze. 19 

Handelt es ſich dagegen um Mängel der Ware, bei 

denen eine ſolche bewußte Verſchlechterung der Qualität 


nicht vorliegt, die vielmehr lediglich Mängel ſind, wie ſie 
auch ſonſt bei Waren vorzukommen pflegen und auch ſchon 
vorkamen, bevor es die PreisſtopB O. gab (3. B. Lieferung 
mangelhafter Ware, Schäden infolge des Transports, Ver⸗ 
derb der Ware), fo liegt ein Verſtoß gegen die Preisſtop⸗ 
VO. überhaupt nicht vor. 

II. Wenn ein Verſtoß gegen die PreisſtopVoO. iber- 
haupt nicht vorliegt, gelten ſelbſtverſtändlich alle Vorſchrif⸗ 
ten des HGB. betr. der Mängelrüge. Weiter bleiben die 
Vorſchriften über die Rügepflicht, auch wenn ein Verſtoß 
gegen die PreisſtopVO. vorliegt, von dieſer VO. unberührt, 
wenn Wandlung begehrt wird. Zweifel können dagegen 
entſtehen, wenn Minderung oder Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung gefordert wird, ein Verſtoß gegen die Preis⸗ 
ſtopVO. vorliegt und die Mängelruge verſpätet oder gar 
nicht erfolgt iſt. 

Liegt in dem Verſtoß gegen die PreisſtopVoO., wie es 
häufig der Fall ſein wird, zugleich der Tatbeſtand der 
Argliſt, Jo gilt 8 377 Abſ. 5 HGB.; d. h. eine Berufung auf 
die Verſäumung der Rügepflicht iſt überhaupt nicht zuläſſig. 

Iſt Argliſt nicht nachzuweiſen, liegt aber gleichwohl 
ein Verſtoß gegen die PreisſtopVO. vor, jo hat das nach 
dem oben zu 1 Geſagten zur Folge, daß der Vertrag gültig 
bleibt, ſoweit der Stoppreis — der vom Gericht zu er⸗ 
mitteln iſt — dies zuläßt. 

Hinſichtlich des überſchießenden Preiſes iſt der Vertrag 
nichtig. Dieſe Nichtigkeit tritt unabhängig von dem Um⸗ 
ſtand, ob gerügt iſt oder nicht, ein. Eine Heilung dieſer — 
teilweiſen — Richtigkeit durch Verſäumung der Rügefriſt 
kann nicht eintreten, da dies dem Sinn und Zweck der 
PreisſtopV O. widerſprechen würde. Die Parteien hätten es 
ſonſt ja in der Hand, durch einen ſolchen Umweg höhere 
Preiſe, als durch die PreisſtopVO. zugelaſſen ift, zu ver- 
einbaren. Auch der Käufer macht ſich aber ſtrafbar, wenn 
er einen höheren Preis zahlt, als es die PreisſtopVO. ger 
ſtattet. 

Die Klage würde alſo hinſichtlich des überſchießenden 
Teils abzuweiſen ſein, und zwar wegen des ganzen Teils. 
Eine verhältnismäßige Minderung, wie fie § 472 BGB. 
vorſieht, findet nicht ſtatt. Die Ausführungen des OLG. 
befriedigen daher nicht. 

Aus dem gleichen Grunde erſcheint auch die oben 
zitierte Entſch. des OLG. Dresden bedenklich, wenn es ſagt: 
„Nur darin, daß der Käufer es verſäumt hat, den Mangel 
rechtzeitig zu rügen, iſt die Urſache dafür, daß er jetzt einen 
überhöhten Preis zu zahlen hat, zu finden und nicht in 
einem Verſtoß gegen die PreisſtopV O.“ Das OLG. hält 
„eine andere Beurteilung ſchon deshalb nicht für möglich, 
weil andernfalls jede mangelhafte Erfüllung eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die PreisſtopVoO. enthielte, mit der Wir- 
kung, daß die Beſtimmungen über die Mängelrüge gegen⸗ 
ſtandslos würden. Dieſe Folgerung würde über die preis⸗ 
politiſchen Ziele der PreisſtopVO. hinausgehen. Denn der 
Zweck der 88 377, 378 HGB., die kaufmänniſchen Beziehun⸗ 
gen ſchnell klarzuſtellen, widerſpricht dieſen Zielen nicht“. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß nach dem oben Geſagten 
keineswegs „jede mangelhafte Erfüllung“ gegen die Preis⸗ 
ſtopVoO. verſtößt. Andererſeits gehen die preispolitiſchen 
Ziele der PreisſtopVO. — wenn wirklich ein Verſtoß gegen 
dieſe vorliegt — den §8 377, 378 HGB. vor. 

Ob ein Verſtoß gegen die PreisſtopVO. vorliegt, wird 
oft zweifelhaft ſein. Iſt das aber der Fall, müſſen folge⸗ 
finden auch die hier aufgeführten Grundſätze Anwendung 
finden. 

LGd˖Ddir. Dr. Römer, Berlin. 
* 

23. RG. — 8254 BGB. Die entſprechende Anwen- 
dung des § 254 BEL. in Fällen, in denen lediglich eine im 
Geſetz begründete objektive Haftbarkeit des Beſchädigten 
gegeben iſt, erſcheint nur dann gerechtfertigt, wenn auch 
der Schädiger ohne Verſchulden haftet. Beruht daher ſeine 
Schadeushaftung auf ſchuldhaftem Verhalten, fo kann er 
ſich dem ohne Verſchulden verantwortlichen Beſchädigten 
gegenüber nicht auf § 254 berufen. 


Am 21. Aug. 1935 fuhr der Kl. mit ſeinem neuen, 
noch plombierten Ford⸗Kraftwagen, den er ſelbſt lenkte, 
mit einer Geſchwindigkeit von etwa 40—50 km /st auf der 
von W. nach N. führenden Straße. Als er ſich dem dem 
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Bekl. zu 1 Adolf W. gehörigen, an der Straße liegenden 
Sch. hof näherte, rollte gerade ein leerer Leiterwagen rück⸗ 
wärts aus der 8,50 m langen Tenneneinfahrt des Sch. hofs, 
die von der Straße her bis zur Schwelle an der Tenne um 
0,98 m anſteigt, herunter. Der Leiterwagen wurde, wenn 
er beſpannt werden ſollte, immer rückvärts aus der Tenne 
auf die Straße herausgelaſſen. Er kam dann, ſobald die 
Hinterräder aus der Tenne heraus waren, durch ſein 
Eigengewicht ins Rollen und fuhr „im Schwung“ auf die 
Straße. An dem Unfalltag wollten die Kinder des Bekl. 
zu 1, der 1917 geborene Bekl. zu 2 Karl W. und die 
Bekl. zu 3 Marie W., den Wagen wieder aus der Tenne 
herauslaſſen. Karl W. ftellte ſich an die Deichſel, Marie W. 
an das linke Vorderrad, letztere hielt in der rechten Hand 
die Klotzbremſe an dem Rad. Als der Kl., der erſt etwa 
100 m vorher die Tennenausfahrt bemerken konnte, die 
gefährliche Lage erkannte, gab er Signal und bremſte, es 
war aber ſchon zu ſpät. Marie W. ließ vor Schreck die 
Bremſe los. Der Leiterwagen fuhr mit ſeiner linken Seite 
in die rechte Seite des Kraftwagens und drang mit dem 
Wiesbaum durch die Windſchutzſcheibe. Der Kraftwagen 
wurde faſt auf die Seite geworfen und erheblich beſchädigt. 

Karl und Marie W. wurden wegen übertretung der 
RStraßVerkO. zu Geldſtrafen von je 5 RM verurteilt. 

Der Kl. behauptet, er ſei bei dem Unfall dadurch 
körperlich verletzt worden, daß die hinter ihm liegenden 
Handkoffer ihm in den Rücken gefallen ſeien und daß er 
mit dem Rücken gegen die linke Fenſterkurbel gefallen ſei. 
Er macht die Bekl. für den erlittenen Schaden haftbar und 
beantragt mit der Klage, feſtzuſtellen, daß die Bekl. ver⸗ 
pflichtet ſeien, ihm den infolge des Unfalls entſtandenen 
und noch entſtehenden körperlichen Schaden zu erſetzen und 
ihm ein angemeſſenes Schmerzensgeld zu zahlen. 

Die Bekl. beſtreiten, daß ſie ſchuldhaft gehandelt 
hätten und behaupten ein mitwirkendes Verſchulden des Kl. 

Das LÖ. hat der Klage ſtattgegeben. Das OLG. hat 
die Berufung zurückgewieſen. 

Die Rev. war erfolglos. 

Die Rev. rügt, daß das BG. ein Verſchulden der 
Bekl. angenommen und ein mitwirkendes Verſchulden des 
Kl. verneint habe. 

Dieſe Rüge iſt nicht begründet. Wenn das BG. aus⸗ 
führt, die Bekl. hätten eine dritte Perſon hinzuziehen 
müſſen, welche herankommende Fahrzeuge warnen ſollte, 
der Bekl. Adolf W. hätte durch Vorkehrungen und An⸗ 
weiſungen verhindern müſſen, daß fein Leiterwagen in fo 
verkehrswidriger und unvorſichtiger Weiſe mit Schwung 
auf die Straße heruntergelaſſen wurde, und die Bekl. 
Marie W. habe beſonders fahrläſſig gehandelt, indem ſie 
die Bremſe losgelaſſen habe, und wenn das BG. hiernach 
eine Haftbarkeit der drei Bekl. nach 8 823 BGB. an- 
nimmt, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden. Auch 
unterliegt es keinem Rechtsirrtum, wenn das BG. die 
Haftung des Bekl. Adolf W. auch auf § 831 BGB. ge- 
gründet und ſeinen Entlaſtungsbeweis als mißlungen at- 
geſehen hat, weil er ja das unvorſichtige Vorgehen ge⸗ 
duldet, ſelbſt auch geübt und ſo die Kinder dazu angelernt 
und niemals veranlaßt habe, daß ein Warnpoſten auf der 
Straße die Ausfahrt überwachte. Auch wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß es ſich bei der Tennenausfahrt um eine aus 
alter Zeit überkommene, dem gegenwärtigen Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr nicht mehr gerecht werdende Einrichtung handelt, 
und daß der Bauer heute bei dem Mangel an Land⸗ 
arbeitern und ſeiner Verpflichtung, aus ſeinem Betrieb das 
äußerſt mögliche herauszuholen, ſehr ſtark in Anſpruch ge⸗ 
nommen ift, jo bedeutet es doch keine Überſpannung der an 
ihn zu ſtellenden Anforderungen, wenn das BG. verlangt, 
daß in Fällen wie dem vorliegenden eine dritte Perſon zur 
Warnung etwa ſich nähernder Fahrzeuge hätte zugezogen 
werden und daß der Bekl. Adolf W. eine entſprechende 
Anordnung hatte geben müſſen. Berückſichtigt man, daß 
der Leiterwagen über die abſchüſſige Ausfahrt hinunter 


auf eine Landſtraße heruntergelaſſen wurde, die nach den 
Feſtſtellungen des BG. von einer Poſtkraftwagenlinie und 
beſonders im Sommer von einigem Durchgangsverkehr 
belegt iſt, ſo waren ſolche Maßnahmen wegen der Gefähr⸗ 
lichkeit dieſes Betriebes unbedingt geboten, um Unglücks⸗ 
fälle zu vermeiden. Auch ein mitwirkendes Verſchulden des 
Kl. hat das BG. ohne Rechtsirrtum verneint. Wenn das 
BG. ausführt, der Kl. habe mit einem derartig verkehrs⸗ 
widrigen Verhalten der Bekl. nicht zu rechnen brauchen, 
insbeſ. nicht ſchon bremſen müſſen, als er den Wagen in 
der Ausfahrt geſehen habe, ſo iſt dies rechtlich nicht zu 
beanſtauden. Der Kl. durfte fih darauf verlaſſen, daß 
andere ſich richtig und verkehrsmäßig verhalten würden, 
daß insbeſ. ein fo gefährliches Unternehmen wie das Her- 
ausfahren eines Wagens über die abſchüſſige Ausfahrt zur 
Landſtraße hinab nicht ohne jede Warnung der ſich nähern⸗ 
den Verkehrsteilnehmer erfolgen werde. Als der Kl. dann 
die Gefahr bemerkte, hat er, wie das BG. feſtgeſtellt hat, 
gebremſt und Signal gegeben, aber den Unfall nicht mehr 
verhüten können. Da hiernach ein mitwirkendes Verſchulden 
des Kl. ohne Rechtsirrtum verneint worden iſt, kommt eine 
unmittelbare Anwendung des § 254 BGB., der ein 
Verſchulden des Beſchädigten vorausſetzt, nicht in Frage. 
Nun ift allerdings in der Rſpr. (vgl. RG. 67, 122 = JW. 
1908, 40) die Beſtimmung des § 254 BGB. entſpre⸗ 
chend angewendet worden in einem Falle, in welchem 
lediglich eine im Geſetz begründete objektive Haftbarkeit 
des Beſchädigten gegeben war. Dies erſcheint aber nur 
dann gerechtfertigt, wenn auch der Schädiger ohne Ver⸗ 
ſchulden haftet. Beruht dagegen ſeine Schadenshaftung auf 
ſchuldhaftem Verhalten, ſo kann er ſich dem ohne Ver⸗ 
ſchulden verantwortlichen Beſchädigten gegenüber nicht auf 
§ 254 BGB. berufen (vgl. RGurt. v. 17. Juni 1937, VI 
335/36: JW. 1937, 264811; RGurt. v. 23. Juli 1938, VI 
11/38: JW. 1938, 3052 50; Erläuterungsbuch der RGR., 
9. Aufl. 1939 S. 521, Buchſt. B zu $ 254 BGB.). 
(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 1. April 1939, VI 284/38.) 
* 

24. LG. — 8568 BGB. 

1. Die Mietvertragsparteien können jederzeit formlos 
vereinbaren, daß das Wohnenbleiben des Mieters über den 
Endtermin des Vertrages hinaus nicht die im 8 568 BGB. 
beſtimmte Rechtsfolge haben ſolle, ohne daß es erſt der dort 
vorgeſehenen Erklärung bedarf. 

2. Es kann insbeſ. auch vereinbart werden, daß nach 
Ablauf des urſprünglichen Vertrages ein Zwiſchenzuſtand 
eintreten ſolle, in dem beide Parteien freie Hand haben, der 
5 alſo weitervermieten und der Mieter ausziehen 
ann. 

3. Für eine ſolche Vereinbarung ſpricht beſonders, daß 
beide Parteien — für einander erſichtlich — einerſeits kein 
Intereſſe an der Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit haben, 
andererſeits gern miteinander das Mietverhältnis fortſetzen 
wollen, einer Bindung aber vorläufig noch Hinderniſſe im 
Wege ſtehen. +) 

Der Bekl. hatte Fabrikräume für die Zeit bis zum 
31. März 1938 gemietet. Der Vertrag ſollte ſich jeweils um 
ein Jahr verlängern, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf 
aufgekündigt wurde. Es war eine Jahresmiete vereinbart. Der 
Bekl. hat mit Schreiben vom 22. Dez. 1937 zum 31. März 
1938 gekündigt und in dieſem Schreiben weiter erklärt, daß 
er, falls er den Betrieb fortſetzen könne, weiter Mieter bleiben 
wolle. Er hat die Räume über den 31. März 1938 hinaus wie 
bisher weiter benutzt. Im April 1938 haben zwiſchen den 
Parteien Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen Ver⸗ 
trages geſchwebt, bei denen die Kl. durch ihren Schwiegerſohn, 
den Dr. iur. X., vertreten war. Der Bekl. hat die Räume am 
2. Mai 1938 geräumt. Die Kl. verlangt Miete für den Monat 
Mai 1938. Das AG. hat die Klage abgewieſen. Die Berufung 
der Kl. iſt zurückgewieſen worden. In den Entſcheidungsgrün⸗ 
den heißt es: 

Durch die Kündigung des Bekl. iſt das zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehende Mietverhältnis mit dem 31. März 1938 be⸗ 
endet worden. Einen neuen Vertrag haben die Parteien nicht 
geſchloſſen. Die Kl. konnte daher für den Monat Mai 1938, 
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in dem der Bekl. die Fabrikräume nicht mehr benutzt und auch 
ſonſt nicht der Kl. vorenthalten hat, nur dann Miete per- 
langen, wenn ſich das Mietverhältnis dadurch, daß der Bekl. 
über den 31. März 1938 hinaus die Räume behalten hat, nach 
§ 568 BGB. fortgeſetzt hätte. Da zwiſchen den Parteien eine 
Jahresmiete vereinbart war, hätte das fortgeſetzte Mietver⸗ 
hältnis nach SS 564 Abſ. 2, 565 Abſ. 1 Satz 1 BGB. erſtmalig 
zum Schluß des am 1. April 1938 begonnenen Kalenderviertel⸗ 
jahrs, Ende April 1938 erſt zum 30. Sept. 1938 vom Bekl. 
aufgekündigt werden können. Der Bekl. müßte dann alſo für 
die Miete für Mai 1938 haften. 

Abgeſehen davon verneint die Kammer aber überhaupt 
eine Verlängerung des Vertrages nach $ 568 BGB. 

Wenn der Mieter nach Beendigung des Vertrages den 
Gebrauch der Mieträume fortſetzt, dann verlängert ſich kraft 
der beſonderen Beſtimmung des § 568 BGB. auch das an ſich 
abgelaufene Mietverhältnis, fofern nicht eine der Parteien 
ihren entgegenſtehenden Willen in der vorgeſehenen Friſt der 
anderen Partei erklärt. Die Beſtimmung des 5 568 VGV. ift 
aber keineswegs zwingendes Recht. Die Parteien konnen etwas 
anderes vereinbaren. Sie können daher auch insbeſ. verein- 
baren, daß das Wohnenbleiben nicht die im § 568 BGB. vor⸗ 
geſehene Rechtsfolge haben ſolle, ohne daß es erſt der dort 
vorgeſehenen Erklärung bedarf. Eine ſolche Vereinbarung 
kann jederzeit getroffen werden. Sie bedarf keiner beſonderen 
Form. Die Vertragsparteien können insbeſ, auch vereinbaren, 
daß nach dem Ablauf des urſprünglichen Vertrages ein Zwi⸗ 
ſchenzuſtand eintreten ſolle, in dem beide Parteien freie Hand 
haben, der Vermieter alſo weiter vermieten und der Mieter 
ausziehen kann. Sie können vereinbaren, daß dieſer Zwiſchen⸗ 
zuſtand für beſtimmte Zeit eintreten ſolle. Sie werden eine 
ſolche Vereinbarung dann treffen, wenn beide erhebliches 
Intereſſe an der Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes mit⸗ 
einander haben, wenn aber einer Bindung auf der einen 
oder der anderen Seite zur Zeit Hinderungsgründe entgegen⸗ 
ſtehen. So wollte die Kl. auch hier den Bekl, gern als Mieter 
behalten, obwohl fie ſchon andere Mieter in Ausſicht hatte. 
So wollte der Bekl. an ſich gern die gleichen Räume zur Ver⸗ 
fügung haben. Für den Bekl. war es von ausſchlaggebender 
Bedeutung, ob er weiter Heeresaufträge erhielt. Ohne diefe 
konnte er die Räume nicht brauchen. Wenn ihm dieſe zugeteilt 
werden ſollten, mußte er andererſeits ſofort die nötigen Räume 
zur Verfügung haben. Seine Entſchließung, ſich nach Ablauf 
des gekündigten Mietverhältniſſes neu auf irgendeine Zeit zu 
binden mußte abhängig ſein von dem in Ausſicht ſtehenden 
Veſcheid der zuſtändigen Behörde über die Zuteilung von 
Heeresaufträgen. Für ihn war vor dieſem Beſcheid eine Bin⸗ 
dung auf ein Jahr wirtſchaftlich ebenſo unmöglich, wie eine 
Bindung auf ein Vierteljahr oder ſogar auf ein halbes Jahr, 
die durch § 568 BGB. erzielt worden ware. Ex wollte und 
mußte ſich freie Hand laſſen bis zu dem für ihn ausſchlag⸗ 
gebenden Beſcheid. Dies alles war der Kl. bzw. ihrem Ber- 
treter Dr. . genau bekannt, nachdem ſchon der Zuſatz im 
Kündigungsſchreiben des Bekl fie darauf hingewieſen hatte. 
Auch ihr war an einer Verlängerung auf unbeſtimmte Zeit 
in keiner Weiſe gelegen. Sie ſah ebenfalls den damaligen Zu⸗ 
ſtand nur als einen Zwiſchenzuſtand an, den fie ſchnellſtens 
durch einen neuen ſchriftlichen Vertrag beenden wollte. Dr. K. 
hat nach feinen Erklärungen vor Gericht den Bekl. damals 
darauf hingewieſen, daß andere Intereſſenten vorhanden ſeien, 
die einen langfriſtigen Vertrag machen wollten, um ſo den 
Fe E a andere Sites 
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Ammerkung: Die Rechtsfolge des § 568 BGB. tritt in 
jedem Falle ein, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen. Das Geſetz ſchließt die Möglichkeit eines Gegenbeweiſes 
dadurch aus, daß es die Verlängerung des Mietverhältniſſes 
auf unbeſtimmte Zeit als eine geſetzliche Fiktion hinſtellt. 
Wäre vom Geſetz nur eine Vermutung aufgeſtellt, ſo würde 
der Gegenbeweis zuläſſig bleiben und demgemäß auch die 
Möglichkeit, daß die Vertragsteile etwas anderes vereinbaren. 
Gegenüber der geſetzlichen Fiktion iſt aber Gegenbeweis und 
anderweitige Parteivereinbarung nicht möglich. Ich halte des⸗ 
halb die Annahme des LG. Berlin, daß die Vorſchrift des 
§ 568 BGB. nachgiebigen Rechts fei, für unzutreffend. 

Die Vertragsteile ſind aber nicht gehindert, den Inhalt 
eines beſtehenden Mietverhältniſſes jederzeit zu ändern. Wenn 
nun auf Grund der geſetzlichen Fiktion des § 568 BGB. das 
bisherige Mietverhältnis auf unbeſtimmte Zeit verlängert iſt, 
können die Vertragsteile nach Eintritt dieſes 
Rechtszuſtandes den Inhalt dieſes Mietvperhältniſſes 
ändern. Sie können alfo insbeſ. beſtimmen, daß an Stelle der 
geſetzlichen Kündigungsfriſten, die bei einer unbeſtimmten 
Mietzeit nach § 565 BGB. einzuhalten find, kürzere Friſten 
treten ſollen oder daß die Kündigung unbefriſtet ſein ſolle. 
Solche Vereinbarungen müßten aber ausdrücklich zwiſchen den 
Vertragsteilen getroffen werden. 

Vor dem Eintritt der geſetzlichen Fiktion 
des 8 568 BGB. haben die Vertragsteile nur die Möglichkeit, 
durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil binnen der Friſt 
von zwei Wochen den Eintritt der geſetzlichen Fiktion zu ver⸗ 
hindern. Die Erklärung des entgegenſtehenden Willens braucht 
nicht ausdrücklich zu erfolgen. Es iſt auch möglich, eine ſolche 
Erklärung aus Handlungen zu entnehmen, die für den an⸗ 
deren Teil keinen Zweifel über den ablehnenden Willen auf⸗ 
kommen laſſen. Solche Erklärungen haben im vorl. Fall offen⸗ 
bar vorgelegen: Hierfür ſpricht der Inhalt der Verhandlungen 
der Vertragsteile im April, die anſcheinend doch noch inner⸗ 
halb der Zweiwochenfriſt des § 568 BGB. gepflogen find. 

Die Annahme des LG., daß die Vertragsteile einen 
Zwiſchenzuſtand gewollt haben, wonach der Mieter jederzeit 
räumen und der Vermieter jederzeit vermieten könne, erſcheint 
mir als eine gekünſtelte Unterſtellung. Wenn die Vertrags⸗ 
teile wirklich einen derartigen Zwiſchenzuſtand gewollt haben, 
dann müßte der Inhalt ſolcher Vereinbarungen eindeutig er⸗ 
kennbar ſein. Ich halte es nicht für möglich, einen ſolchen 
Vertragswillen den Vertraasteilen zu unterſtellen. Ich halte 
es auch für unwabrſcheinlich., daß im gegebenen Fall die Ber- 
tragsteile einen ſolchen Zwiſchenzuſtand gewünſcht haben. Ich 
glaube, daß der Mieter im umgekehrten Falle ſich auch auf 
§ 568 BGB. berufen hätte, wenn der Vermieter eine ſofortige 
friſtloſe Räumung von ihm verlangt hätte. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 

1. 

25. RG. — 3826 BGB. Ob die Geſchäftsübertra⸗ 
gung eines zahlungsunfähig gewordenen Schuldners auf 
ſeine Ehefrau gegen die guten Sitten verſtößt, iſt ſtets nach 
den Umſtänden des Einzelfalles zu beurteilen. Dabei kann es 
u. U. auch nicht ſittenwidrig fein, wenn der Mann für feine 
Tätigkeit im Geſchäft der Frau weder pfändbares Gehalt 
noch eine Gewinnbeteiligung erhält. 


Der Ehemann der Bekl., Georg Sch., betrieb früher in 
L. ein unter der Firma Georg Sch. im Handelsregiſter ein⸗ 
getragenes Baugeſchäft. Nachdem er im Jahre 1927 an⸗ 
nähernd 20 000 % verloren hatte, mußte er Ende 1928 die 
Zahlungen einſtellen. Ein Vergleichsverfahren zur Abwen⸗ 
dung des Konkurſes fand nicht ſtatt. Ein Antrag auf Kon- 
kurseröffnung wurde nicht geſtellt, da die Maſſe zur Koſten⸗ 
deckung nicht ausgereicht hätte. Ein von Georg Sch. ſelbſt 
ſeinen Gläubigern auf der Grundlage einer Abfindungs⸗ 
ſumme von 30% angetragener Vergleich ſcheiterte, weil 
Sch. keine Sicherheit ſtellen konnte. Anfang 1929 wurde 
die Geſchäftseinrichtung der Firma zwangsweiſe verſteigert. 

Am 25. Febr. 1929 übertrug Georg Sch. das Bau- 
geſchäft unter Beibehaltung der bisherigen Firma, aber 
unter Ausſchluß der Forderungen und Verbindlichkeiten, 
auf ſeine Ehefrau Emilie Sch., die Bekl., und ließ ſich 
Einzelprokura erteilen. Mit Schreiben v. 26. Febr. 1929 
teilte Georg Sch. der Kl. dieſen Geſchäftsübergang mit. 
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Er hatte, ſolange er Inhaber des Baugeſchäftes war, ſtän⸗ 
dig von der Kl. Kredit in laufender Rechnung erhalten 
und ſchuldete ihr am 31. Dez. 1934 noch 29 852 AM. 

Zur Führung des Geſchäftes erhielt die Bekl. von ihren 
Verwandten Darlehen im Geſamtbetrage von 4400 AM, 
auch ſtellten ſie ihr einen Teil der Einrichtungsgegenſtände 
des Geſchäfts zur Verfügung, die ſie bei der Verſteigerung 
erſtanden hatten. 

Am 23. Sept. 1929 forderte die Kl. den Ehemann Sch. 
zu Vorſchlägen über die Abtragung ſeiner Verbindlichkeiten 
auf. Er antwortete mit Schreiben v. 21. Okt. 1929, er ſei 
beſtrebt, ſeine Schuld nach Möglichkeit abzutragen, und 
bitte die Kl., Verſtändnis dafür zu zeigen, daß die Neu⸗ 
errichtung der Firma lediglich geſchehen ſei, um, geſchützt 
vor planloſem Eingriff der Glaubiger, die zur Schulden⸗ 
begleichung erforderlichen Mittel erarbeiten zu können. Die 
Kl. ging darauf zunächſt nicht gegen ihn vor. 

Im Juni 1936 klagte die Kl. einen Teilbetrag der 
Kreditſchuld des Ehemannes Sch. in Höhe von 6000 AM 
gegen beide Eheleute ein und beantragte hilfsweiſe, die 
Ehefrau zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das ihr 
gehörige Geſchäft zu verurteilen. Gegen den Ehemann, der 
den Klageanſpruch ſofort anerkannte, erging Anerkenntnis⸗ 
urteil. Die bekl. Ehefrau beantragte Klageabweiſung. 

Zur Begründung der Klage gegenüber der Ehefrau 
Sch. macht die Kl. geltend: Die Ehefrau hafte in erſter 
Linie nach §8 826 BGB. für die Kreditſchuld ihres Ehe- 
mannes aus dem früheren Geſchäftsbetriebe, da ſie im Ein⸗ 
verſtändnis mit ihrem Ehemann deſſen Geſchäft nur über⸗ 
nommen habe, um die Arbeitskraft ihres Mannes ohne 
Entſtehung von Zugriffsmöglichkeiten der Altgläubiger ver⸗ 
werten zu können, ein Verhalten, das gegen die guten Sit⸗ 
ten verſtoße. Die Ehefrau hafte außerdem aus Vertrag, da 
ſie ſich in dem Schreiben v. 21. Okt. 1929 verpflichtet habe, 
mit ihrem Ehemann die im Geſchäftsbetriebe erarbeiteten 
Mittel zur Schuldenbegleichung zu verwenden. Die Ge- 
ſchäftsübergabe ſei überdies nur ein Scheingeſchäft und 
daher nichtig, denn der Ehemann ſei als der alleinige ted- 
niſche Fachmann nach wie vor der wirkliche Inhaber und 
die Seele des Unternehmens, während die Ehefrau nur 
untergeordnete Büroarbeiten erledige. 

Die Bekl. entgegnet: Die Übertragung des Geſchäfts, 
in dem ſie auf Grund ihrer kaufmänniſchen Vorbildung 
nunmehr alle Arbeiten erledige, die früher von den An⸗ 
geſtellten ihres Mannes geleiſtet worden ſeien, ſei tatſäch⸗ 
lich gewollt und aus dem Grunde erfolgt, um zu verhüten, 
daß ſie nach dem wirtſchaftlichen Zuſammenbruche des 
Ehemannes mit dieſem und ihren zwei Kindern der Wohl⸗ 
fahrtspflege anheimfalle. Das Einkommen aus dem Ge- 
ſchäfte ſei bis heute noch äußerſt gering. Es ermögliche nur 
eine beſcheidene Lebensführung für die ganze Familie. Da 
ihr Ehemann infolge ſeiner völligen Verſchuldung nicht in 
der Lage geweſen ſei, das Geſchäft fortzuführen, ſeien auch 
keine Zugriffsmöglichkeiten der Gläubiger beſeitigt worden, 
ſo daß der Kl. kein Schaden entſtanden ſei. Greifbare Ver⸗ 
mögenswerte habe ſie von ihrem Ehemann überhaupt nicht 
übernommen. Sie ſei nach wie vor beſtrebt, aus freien 
Stücken ohne Übernahme einer Rechtspflicht die früheren 
Schulden ihres Mannes nach Möglichkeit abzutragen, und 
habe bereits eine Reihe von Altgläubigern, insbeſ. durch 
Berückſichtigung bei Übertragung von Arbeiten und auf an⸗ 
dere Weiſe, teilweiſe ſchadlos halten können. 

Das BG. hat zunächſt geprüft, ob die Übertragung des 
Baugeſchäfts auf die beklagte Ehefrau gegen die guten Sit⸗ 
ten verſtoßen habe. Es geht dabei davon aus, daß die Frage, 
ob eine ſolche Geſchäftsübertragung ſittenwidrig ſei, ſich nur 
unter Würdigung der beſonderen Umſtände des einzelnen 
Falles beurteilen laſſe, wobei die Belange der Gläubiger 
gegenüber den Bedürfniſſen des Schuldners abzuwägen und 
Abſichten, Zwecke und Ziele des Schuldners und ſeiner 
Ehefrau zu unterſuchen feien. Was die beſonderen Un- 


ſtände des vorl. Falles betrifft, ſo hat das BG. hierzu fol⸗ 
gende Feſtſtellungen getroffen: Der Ehemann Georg Sch. 
ſei ohne ſein Verſchulden in geſchäftliche Schwierigkeiten 
geraten. Weder er noch die beklagte Ehefrau hätten aus dem 
zuſammengebrochenen Baugeſchäft greifbare Vermögens⸗ 
werte gerettet. Die Fortführung des Geſchäftes durch die 
Bekl. ſei ausſchließlich durch die Hilfe von Verwandten der 
Bekl. ermöglicht worden, welche die notwendigſte Geſchäfts⸗ 
ausrüſtung erſteigert oder zurückgekauft und ſie der Bekl. 
zur Verfügung geſtellt hätten. Die Verwandten hätten ihr 
auch das unentbehrlichſte Betriebskapital vorgeſtreckt, damit 
ſie mit Hilfe ihres Mannes das Geſchäft fortführen und 
ſich ſo für die Familie eine beſcheidene Exiſtenzgrundlage, 
geſchützt vor dem Zugriff der Altgläubiger, habe ſichern 
können. Das von der Bekl. mit Hilfe der Arbeitskraft ihres 
Ehemannes fortgeführte Geſchäft habe bis heute nicht mehr 
erbracht, als zur Beſtreitung des notwendigen Lebensunter⸗ 
halts bei beſcheidener Lebensführung für die Bekl., ihren 
Ehemann und ihre zwei Kinder ſowie zur Aufrechterhaltung 
des Geſchäftsbetriebes erforderlich ſei. Das Baugeſchäft habe 
auch an dem wirtſchaftlichen Aufſchwung der letzten Jahre 
nur in ſehr geringem Umfange teilnehmen können, weil 
größeres Betriebskapital und neuzeitliche Bauausrüſtungs⸗ 
gegenſtände gefehlt hätten. Zwar hätten die Eheleute Sch. 
die Geſchäftsübertragung auch in der Abſicht vorgenommen, 
dadurch die Entſtehung von Vollſtreckungsmöglichkeiten für 
die Altgläubiger des Mannes zu verhindern. Der Haupt⸗ 
zweck aber, den fie mit dieſem zweifellos ernſtlich gewollten 
Rechtsgeſchäft verfolgt hätten, ſei der geweſen, auf dieſe 
Weiſe durch eigene gemeinſame Arbeit ſich den zu einer 
beſcheidenen Lebensführung notwendigen Unterhalt für ſich 
und ihre Kinder nach Möglichkeit ſicherzuſtellen und nicht 
zum Schaden der Allgemeinheit und des Staates der Wohl⸗ 
fahrtspflege zur Laſt zu fallen. 

Hiernach iſt das BG. zu dem Ergebnis gelangt, daß 
angeſichts dieſer beſonderen Begleitumſtände der Geſchäfts⸗ 
übertragung das Rechtsgeſchäft in ſeiner Geſamtgeſtaltung 
auch nach der heutigen Rechtsauffaſſung nicht gegen das 
geſunde Volksempfinden verſtoße. Bei Abwägung der bei⸗ 
derſeitigen Intereſſen des unverſchuldet in Not geratenen 
Schuldners und ſeiner Gläubiger ſei nach dem geſunden 
Volksempfinden der Sicherung einer beſcheidenen 
Exiſtenzarundlage für den Schuldner und deffen nahe Fami- 
lienangehörige gegenüber den Belangen der Gläubiger der 
Vorzug zu geben. Ein Verſtoß gegen die guten Sitten liege 
daher nicht vor, ſo daß eine Schadenserſatzpflicht der Bekl. 
nach § 826 BGB. nicht gegeben fei. 

Die Rev. iſt der Meinung, daß das Verhalten der 
Bekl. und ihres Ehemannes ſittenwidrig ſei, und daß das 
BG. rechtsirrig die Sittenwidrigkeit verneint habe. Sie 
führt hierzu aus: Das allgemeine Intereſſe an der Wah- 
rung eines lauteren und anſtändigen Geſchäftsverkehrs ver⸗ 
lange, daß der Schuldner bei ſeinen rechtswirkſam begrün⸗ 
deten Verbindlichkeiten ſtehen bleibe und ſich ihnen nicht 
auf Schleichwegen, unter Ausnutzung formellrechtlicher 
Möglichkeiten, entziehe. Es könne vom Recht nicht gebilligt 
werden, wenn die Ehegatten darauf ausgegangen ſeien, 
durch Nichtvereinbarung eines Gehalts für den Ehemann 
alle Einkünfte des Geſchäfts dem Zugriff der Gläubiger 
zu entziehen. Dies fei auch in 8850 d BPO. deutlich zum 
Ausdruck gebracht worden. Die Bekl. ſei mindeſtens in 
Höhe derjenigen Beträge, die das Geſchäft bisher über die 
Pfändungsgrenze eines angemeſſenen Arbeitslohnes des 
Ehemannes hinaus abgeworfen habe, verpflichtet, der Kl. 
Erſatz zu leiſten. Es ſei auch nicht richtig, daß das Geſchäft 
bisher nur das Nötigſte zum Lebensunterhalt der Familie 
abgeworfen habe. 

Dieſe Angriffe der Rev. ſind nicht begründet. Das BG. 
hat ohne Rechtsirrtum auf die beſonderen Umſtände des 
Einzelfalles abgeſtellt. Dieſe liegen in der Tat ſo, daß das 
Verhalten der Eheleute Sch. im Februar 1929 und ſpäter 
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nicht gegen das Anſtandsgefühl billig, gerecht und geſund 
empfindender Volksgenoſſen verſtößt, auch wenn man an 
die Lauterkeit und Anſtändigkeit im geſchäftlichen Verkehr 
gemäß der heutigen geläuterten Auffaſſung ſtrengere An⸗ 
forderungen ſtellt. Der Ehemann Sc. iſt ohne ſein Ver⸗ 
ſchulden in geſchäftliche Schwierigkeiten geraten. Greifbare 
Vermögenswerte hat er aus dem zuſammengebrochenen 
Geſchäft nicht gerettet, daher auch keine ſolchen auf die 
Bekl. übertragen können. Seine Geſchäftseinrichtung war 
zwangsweiſe verſteigert worden. Er beſaß weder Betriebs⸗ 
kapital noch Kredit, war daher perſönlich zur Fortſetzung 
des Geſchäftsbetriebes nicht in der Lage. Um das Geſchäft 
weiterführen zu können, mußte die Bekl. Darlehen bei ihren 
Verwandten aufnehmen und ſich von ihnen die notwendigſte 
Geſchäftsausrüſtung, welche ſie erſteigert oder zurückgekauft 
hatten, zur Verfügung ſtellen laſſen; ſie hat damit Verbind⸗ 
lichkeiten auf ſich genommen, für die ſie jetzt allein haftet. 
Unter dieſen Umſtänden kann ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht darin gefunden werden, daß die Bekl. mit ge⸗ 
liehenem Kapital das Geſchäft weiterführte, um der Familie 
das zum Lebensunterhalt Erforderliche zu verſchaffen. 

Nicht erörtert hat das BG. die Frage, ob ein ſolcher 
Verſtoß etwa aus dem Grunde angenommen werden müßte, 
weil bei der Übertragung des Geſchäfts oder im Laufe der 
Zeit dem Ehemann weder ein Gehalt noch eine Betei⸗ 
ligung am Gewinn verſprochen worden ift, die dem 
Zugriff der Gläubiger offengeſtanden hätten. In dem Un⸗ 
terlaſſen einer ſolchen Vereinbarung kann u. U. ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten liegen, z. B. wenn das neue 
Geſchäft erhebliche Gewinne abwirft und dieſe den Gläu⸗ 
bigern des Mannes dadurch entzogen werden ſollen, daß 
ihm ein Rechtsanſpruch auf Gehalt oder Gewinnbeteili⸗ 
gung nicht eingeräumt wird, wahrend er tatſächlich und 
wirtſchaftlich diefe erheblichen Gewinne mitgenießt (vgl. 
RGurt. v. 29. Okt. 1938, VI 63/8). Im vorl. Falle war 
aber bei der Übertragung des Geſchäfts an die Bekl. im 
Februar 1929 mit erheblichen Gewinnen noch nicht zu 
rechnen, und auch in der Folgezeit iſt nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BG. das Einkommen aus dem Geſchäft 
nicht über das zu einer beſcheidenen Lebensführung der 
vierköpfigen Familie Notwendige hinausgegangen. Bei die⸗ 
jen Einkommensverhältniſſen kann nicht geſagt werden, daß 
es gegen die guten Sitten verſtoße, wenn dem Ehemann 
der Bekl. eine die Pfändungsgrenze überſchreitende, alſo für 
einen Zuariff der Kl. in Betracht kommende Vergütung 
für ſeine Tätigkeit nicht ausgeſetzt worden iſt. 

(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 5. April 1939, VI 271/38.) [N.] 
* 


26. RG. — 8826 BGB. Die rechtlichen Folgerungen 
aus der Verſchiedenheit zwiſchen Einmann⸗Akkionär und ſei⸗ 
ner Geſellſchaft können dann nicht bis zum letzten gezogen 
werden, wenn wichlige Umſtände vorhanden ſind, die die 
Ausnutzung der formalen Verſchiedenheit als dem herr⸗ 
ſchenden Volksbewußtſein widerſprechend erſcheinen laſſen. 

Die Pf.⸗AG. war Eigentümerin eines am Hafen ge⸗ 
legenen Induſtriegeländes. Der einzige Aktionär war der 
Kl.; er war auch bis zum Jahre 1931 einziger Vorſtand 
geweſen. Ihr Grundbeſitz kam zur Zwangsverſteigerung 
und wurde 1933 dem Kl. zugeſchlagen. 

Die Bekl. hatte im Jahre 1928 von der Pf.⸗Ac., da⸗ 
mals vertreten durch den Kl., ein Grundſtück mit aufſtehen⸗ 
dem Gebäude für ihren Fabrikbetrieb gekauft. Nachher er⸗ 
warb die Bekl. von der Pf.⸗AG. noch zwei öſtlich ihres 
Fabrikgrundſtücks zum Hafen hin gelegene Parzellen. Im 
Kaufvertrag wird geſagt, daß die Oſtgrenze dieſer Grund⸗ 
ſtücksteile „auf dem weſtlichen Böſchungsufer des Hafens 
in einer Höhelage von 4,70 em“ verläuft. Dies iſt die Höhe 
der mittleren Waſſerſtandslinie. 

Bei der Vermeſſung der verſchiedenen Parzellen kam es 
nun ſo, daß zwiſchen der Oſtgrenze der Parzellen der Bekl., 


auf denen eine Verladeeinrichtung ſteht, und der mittleren 
Waſſerſtandslinie des Hafens noch ein Streifen von 1m 
Breite auf der Hafenböſchung als Teil einer der Pf.⸗AG. 
gehörigen Parzelle entſtand. Oſtlich davon liegt noch eine 
Parzelle, die im Grundbuch auf den Namen der Pf.⸗AG. 
ſtand. Sie ſtellt einen Teil des Hafenbeckens dar. Bei der 
im Jahre 1933 ſtattgehabten Zwangsverſteigerung wurden 
u. a. dieſe beiden Parzellen der Pf.⸗AG. dem Kl. zu⸗ 
geſchlagen. 

Beim Betriebe der Verladeeinrichtung der Bekl. ragt 
dieſe mit einem Transportband über den ſchmalen Streifen, 
der ſich bei der Vermeſſung ergeben hat, weg in den Luft⸗ 
raum des Hafens hinein. Der Kl. ſieht darin eine un⸗ 
berechtigte Störung ſeines Eigentums. 

Nachdem das RG. zu dem Ergebnis gekommen iſt, daß 
der ſchmale, bei der Vermeſſung entſtandene Streifen dem 
Kl. gehört, prüft es weiter, ob dieſer eine Benutzung durch 
die Bekl. unterſagen kann, bzw. evtl. ein Entgelt verlangen 
kann. Irgendwie benutzbar iſt für den Kl. dieſer Streifen, 
ſoweit er vor dem Beſitz der Bekl. liegt, nicht. Aber er 
hat ihn doch im Beſitz, und grundſätzlich können Übergriffe 
in das Eigentum abgewehrt werden. Der Kl. weiſt mit 
Recht darauf hin, daß die Entrichtung einer Vergütung 
für Benutzung fremden Eigentums häufig vorkommt, auch 
wenn letztere nicht läſtig für den Eigentümer iſt. So er⸗ 
ſcheint es bedenklich, auf das Vorgehen des Kl. bzgl. dieſes 
Streifens den § 226 BGB. anzuwenden und zu fagen, daß 
es nur den Zweck haben könne, der Bekl. Schaden zu⸗ 
zufügen. Aber es iſt doch dem Kl. nach den Beſonderheiten 
dieſes Falles diefe Abwehrklage auf Grund des § 826 BGB. 
zu verſagen, weil er damit der Bekl. in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich Schaden zu⸗ 
fügen will. Der Kl. hat keinen ernſten Plan, zu deſſen 
Ausführung er die Freiheit dieſes Streifens von fremder 
Einwirkung braucht. So iſt ſein Ziel lediglich, die Bekl. 
zur Zahlung einer Vergütung zu zwingen; wie er auch 
erklärt hat, er ſei bereit, die Benutzung ſeines Eigentums 
gegen angemeſſene Zahlung zuzulaſſen. Nun iſt die der 
Bekl. ungünſtige Lage, daß ſie mit ihrer Verladeeinrich⸗ 
tung fremdes Eigentum überqueren muß, entſtanden im 
Widerſpruch zu der vertraglichen Verpflichtung, die der 
Kl. als Vorſtand und einziger Aktionär der Pf.⸗AG. für 
dieſe eingegangen war, indem er der Bekl. die Grundſtücke 
mit öſtlicher Begrenzung durch die mittlere Waſſerſtands⸗ 
linie verkaufte. Nur durch eine nicht aufgeklärte Abwei⸗ 
chung hiervon bei der Vermeſſung entſtand der an ſich nutz⸗ 
und ſinnloſe Streifen zwiſchen dem Grundbeſitz der Bekl. 
und dem Hafen. Dieſe Eigentumsbildung wird bei der Mit⸗ 
telloſigkeit der Pf.⸗AG. und nach der ſtattgehabten Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht mehr gutzumachen ſein. Vertraglich iſt 
der Kl. nicht an die von ihm als Vertreter der Pf.⸗AG. 
gegebenen Zuſage gebunden, da, wie mehrfach hervorgeho⸗ 
ben, der Umſtand der Beherrſchung der Geſellſchaft durch 
ihn doch nicht die Verſchiedenheit der Rechtsperſönlichkeit 
aufhebt. Aber hier beſteht die Beſonderheit, daß durch die 
Eigentumsübertragung von der Pf.⸗AG. an die Bekl. alles 
in Ordnung wäre, wenn nicht ein den Beteiligten zunächſt 
gar nicht bewußt gewordener Fehler unterlaufen wäre. So 
nutzt der Kl. bei ſeinem Vorgehen dieſen Fehler aus mit 
dem Ziel, die Bekl. durch Erzwingung einer Vergütung zu 
ſchädigen. Dieſe Auswertung des Vermeſſungsverſehens in 
Verbindung mit der Abweichung vom eigenen Wort, um 
eine Leiſtung der Bekl. ohne eigenes ſachliches Opfer zu 
erzielen, läßt das Verhalten des Kl. als unzuläſſig eigen⸗ 
nützig und als ſittenwidrig i. S. des § 826 BGB. erſcheinen. 
Da, wo gewichtige Umſtände hinzukommen, die die Aus⸗ 
nutzung der formalen Verſchiedenheit des Einmann⸗Aktio⸗ 
närs von ſeiner Geſellſchaft aus dem herrſchenden Volks⸗ 
bewußtſein widerſprechend erſcheinen laſſen, können die recht⸗ 
lichen Folgerungen aus der Verſchiedenheit nicht bis zum 
letzten gezogen werden. Das wurde auch ſchon auf einem 
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anderen Rechtsgebiet, nämlich hinſichtlich des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs ausgeſprochen (RGZ. 119, 126; 
136, 148). Das Eigentum des Kl. ſoll nicht angetaſtet wer⸗ 
den. Aber auf Grund des § 826 BGB. ift ihm deffen Aus- 
nutzung zum Schaden der Bekl. zu verſagen, wo er ſelbſt 
kein wirkliches Opfer aus ſeinem Grundſtücksſtreifen bringt. 
So iſt dem BG. im Ergebnis darin zuzuſtimmen, daß das 
Unterlaſſungsbegehren des Kl. nicht mit ſeinem Eigen⸗ 
tumsrecht an dem durch die Vermeſſung entſtandenen 
Grundſtücksſtreifen zu rechtfertigen iſt. 
(RG., V. Ziv Sen., U. v. 17. April 1939, V 218/38.) [N.] 


* 

27. RG. — 8 839 Abſ. 2 BGB.; BO. über die kaſſen⸗ 
ärztliche Vereinigung Deutſchlands v. 2. Aug. 1933 (RG Bl. 
J. 567). Entſcheidungen des Beſchwerdeausſchuſſes der kaſ⸗ 
ſenärztlichen Vereinigung Deutſchlands gehören nicht zu 
den Urteilen i. S. des 8839 Abſ. 2 BGB. Gemäß der 
ſtändigen und weiter feſtzuhaltenden Rſpr. des erk. Senats 
kaun von einem „Urteil in einer Rechtsſache“ nur dann 
die Rede fein, wenn eine Sachentſcheidung in der äußeren 
Form eines Urteils im prozeßtechniſchen Sinne der StPO. 
oder der ZPO. oder ſonſtiger öffentlicher Verfahrensvor⸗ 
ſchriften ergeht. — Zur Haftung wegen unrichtiger Rechts⸗ 
anwendung aus Verſchulden. 

Wegen des Sach- und Streitſtandes wird auf das 
frühere Urteil des erk. Sen. im vorl. Rechtsſtreit: RGS. 
154, 167 = ZW. 1937, 1704 verwieſen. Zufolge der teil- 
weiſen Zurückweiſung der Rev. des Kl. durch dieſes Urteil 
iſt jetzt nur noch der Schadenserſatzanſpruch wegen ſeines 
Ausſchluſſes von der Tätigkeit bei den Erſatzkaſſen an⸗ 
hängig. 

Die Bekl. kann der Klage nicht entgegenhalten, ſie 
könne für etwaige fahrläſſig unrichtige Rechtsanwendung 
deswegen nicht verantwortlich gemacht werden, weil der 
dem Klageanſpruch zugrunde liegende Beſchluß des Mus- 
ſchuſſes der Bekl. v. 10. Aug. 1934 ein Urteil in einer 
Rechtsſache i. S. des § 839 Abſ. 2 BGB. fei. Zu den Urtei⸗ 
len i. S. dieſer Vorſchrift gehören zwar auch die eine 
öffentlich⸗rechtliche Streitſache erledigenden Urteile der Ber- 
waltungsgerichte. Um eine Entſcheidung in einer ſolchen 
Streitſache handelt es ſich vorliegend aber nicht. Zwar 
hatte nach der Nr. 13 der Anordnung des Reichsführers 
der Bekl. v. 13. Juni 1934 (DRArzte Bl. 645) über die 
Beſchw. des Kl. der von der Bekl. dafür eingeſetzte Aus⸗ 
ſchuß endgültig zu entſcheiden. Auch enthält die Anordnung 
inſoweit noch weitere Verfahrensregeln, als die Einlegung 
der Beſchw. innerhalb zwei Wochen nach Empfang der 
Entſcheidung der Bezirksſtelle zu erfolgen, die Beſchw. ſelbſt 
aufſchiebende Wirkung hat und die rechtskräftige Entſchei⸗ 
dung den Erſatzkaſſen mitzuteilen iſt, für die Entſcheidung 
in der Anordnung auch beſtimmte ſachliche Vorausſetzun⸗ 
gen aufgeſtellt ſind. Nach der ſtändigen und weiter feſtzu⸗ 
haltenden Rſpr. des erk. Sen. (ſiehe RG. 156, 34 = JW. 
1937, 3313% m. Nachw.) kann aber von einem „Urteil in 
einer Rechtsſache“ nur dann die Rede ſein, wenn eine 
Sachentſcheidung in der äußeren Form eines Urteils im 
prozeßtechniſchen Sinne der StPO. oder der ZPO. oder 
öffentlicher Verfahrensvorſchriften ergeht. Dies trifft hier 
nicht zu. Der von der Bekl. eingeſetzte Ausſchuß iſt kein 
Gericht, ſondern eine — wenn auch kollegial gebildete — 
Verwaltungsſtelle der Bekl., durch die fie die ihr hinſicht⸗ 
lich der Zulaſſung der Arzte zu den Erſatzkaſſen zuſtehen⸗ 
den hoheitsrechtlichen Befugniſſe ausüben läßt. Die Zulaſ⸗ 
ſung ſelbſt ſtellt als ſolche lediglich eine Verwaltungsmaß⸗ 
nahme dar und die Entſcheidung des Ausſchuſſes hierüber, 
die nicht etwa auf Grund eines Streitverfahrens zwiſchen 
ſich einander gegenüberſtehenden Parteien erlaſſen wird — 
das Erfordernis der friſtgemäßen Einlegung der Beſchw. 
und deren aufſchiebende Wirkung ſowie auch die unten 
noch zu erörternde Bindung des Ausſchuſſes an allgemeine 
Verfahrensgrundſätze vermögen dem Verfahren keine an⸗ 
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dere Bedeutung zu geben — nichts weiter als eine „ein⸗ 
ſeitige Verwaltungsentſcheidung“, auf welche nach RG. 
138, 6 = JW. 1933, 6013 die Vorſchrift des § 839 Abſ. 2 
BGB. nicht anwendbar iſt. 

Aus dieſen Ausführungen ergibt fih aber anderer- 
ſeits, daß die hier in Rede ſtehenden Verwaltungsentſchei⸗ 
dungen über die Zulaſſung hinſichtlich ihrer Nachprüfbar⸗ 
keit durch die ordentlichen Gerichte unter dem Geſichtspunkt 
ſchuldhafter Amtspflichtverletzung nicht etwa Ermeſſensent⸗ 
ſcheidungen von Verwaltungsbehörden gleichſtehen, die nach 
der ſtändigen Rſpr. des RG. (vgl. RGZ. 147, 179 = JW. 
1935, 19318) nur unter ganz beſonderen Umſtänden nach⸗ 
geprüft werden können, nur dann nämlich, wenn die Ver⸗ 
waltungsbehörde willkürlich oder in ſolch hohem Maße fehl⸗ 
ſam gehandelt hat, daß ihr Verhalten mit den an eine 
ordnungsmäßige Verwaltung zu ſtellenden Anforderungen 
ſchlechterdings unvereinbar iſt. Die Vorausſetzungen, unter 
denen die Tätigkeit eines Arztes für Erſatzkaſſen für beendet 
erklärt werden kann oder muß, ſind von dem Reichsführer 
der Bekl. im Anſchluß an die fie — wegen der engen Ber- 
knüpfung der Tätigkeit für die Erſatzkaſſen und der Zulaſ⸗ 
ſung zur Praxis für die Kaſſen der RVO. und ihres Be⸗ 
ſtandes auch für die Erſatzkaſſenpraxis (vgl. RGB. 154, 
181 JW. 1937, 1704 — bindenden Beſtimmungen der 
ZulaſſungsvO. v. 17. Mai und 23. Okt. 1934 (REGAL. 
1934, I, 399, 1066) genau geregelt. Die Tätigkeit für die 
Erſatzkaſſen darf hiernach nur beim Vorliegen beſtimmter 
Tatbeſtände für beendet erklärt werden. Liegen dieſe Tat⸗ 
beſtände nicht vor, ſo iſt eine Entziehung der Erſatzkaſſen⸗ 
praxis nicht zuläſſig. Inſoweit ſcheidet demnach eine Er⸗ 
meſſensentſcheidung des Ausſchuſſes ohne weiteres aus und 
iſt demgemäß die Geſetzmäßigkeit ſeiner Entſcheidung der 
Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte unter dem in 
Rede ſtehenden Geſichtspunkt nicht entzogen. 


Dem BG. ift nun darin beizutreten, daß die Nicht⸗ 
berückſichtigung der inzwiſchen erfolgten Eintragung des 
Kl. in das Arztregiſter und ſeiner dadurch erworbenen Mit⸗ 
gliedſchaft bei der Bekl. in der Beſchwerdeentſcheidung vom 
10. Aug. 1934 rechtsirrtümlich war. Rechtlich unbedenklich 
ift insbeſ. feine Ausführung, daß bei Rechtsmitteln ohne 
Reviſionscharakter allgemein der im Zeitpunkt der Ent- 
ſcheidung über das Rechtsmittel beſtehende Sachverhalt der 
Entſcheidung zugrunde zu legen ift. Daß für Beſchwerde⸗ 
entſcheidungen aus der Nr. 13 der Anordnung des Reichs⸗ 
führers der Bekl. v. 13. Juni 1934 etwas anderes zu 
gelten habe, iſt nicht erſichtlich. Es iſt nicht zu erkennen, 
warum ein Arzt von der Tätigkeit für die Erſatzkaſſen 
wegen Nichtzugehörigkeit zur Bekl. in der Beſchwerdeinſtanz 
ausgeſchaltet werden ſoll, wenn dieſe Nichtzugehörigkeit, die 
urſprünglich beſtanden haben mag, im Zeitpunkt der Ent- 
ſcheidung behoben iſt. Dies muß um ſo mehr gelten, als 
der Beſchw., wie dargelegt, in der Anordnung (Nr. 13 
Satz 2) aufſchiebende Wirkung beigelegt iſt und die Aus⸗ 
ſchließung des Kl. von der Zulaſſung zu den Erſatzkaſſen 
im Zeitpunkt der inzwiſchen erfolgten Eintragung in das 
Arztregiſter ſomit noch nicht wirkſam geworden war. Wenn 
alſo der Ausſchuß der Bekl. ſeine Beſchwerdeentſcheidung 
trotz inzwiſchen erfolgter Eintragung des Kl. in das Arzt⸗ 
regiſter auf deſſen Nichtzugehörigkeit zur Bekl. geſtützt hat, 
ſo liegt darin eine objektiv unrichtige Rechtsanwendung. 
Ohne Rechtsirrtum hat das BG. diefe unrichtige Rechts⸗ 
anwendung dem Ausſchuß der Bekl. auch zum Verſchulden 
angerechnet. Bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt hätte 
ein ſo allgemeiner Verfahrensgrundſatz, wie die Berück⸗ 
ſichtigung neuer Tatſachen in der Veſchwerdeinſtanz, ſofern 
dieſe keinen reviſionsartigen Charakter hat, alſo keine bloße 
Rechtsbeſchwerde iſt, dem Ausſchuß ebenſowenig entgehen 
können, wie die Tatſache der Eintragung des Kl. im Arzt⸗ 
teailter. Hat der Ausſchuß jenen Grundſatz unbeachtet ge 
laſſen, und iſt er über die Tatſache der Eintragung des⸗ 
wegen hinweggeſchritten, fo kann ihm der Vorwurf fabr- 
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läſſigen Verhaltens nicht erſpart bleiben. Die Bekl. kann 
auch nicht mit dem Hinweis, die Mitglieder des Ausſchuſſes 
ſeien Arzte, die über umfangreiche Rechtskenntniſſe nicht 
verfügten, ein Verſchulden ausſchalten. Deren Sache wäre 
es dann geweſen, vor der Beſchlußfaſſung ſich über die an⸗ 
zuwendenden Rechtsgrundſätze zu unterrichten. Wenn, wie 
vorliegend, Arzte ohne die erforderlichen Kenntniſſe über 
Rechtsfragen zu entſcheiden haben und damit in das Rechts⸗ 
leben eingreifen, ſo handeln ſie fahrläſſig, wenn ſie ent⸗ 
ſcheiden, ohne ſich über die Rechtslage zu unterrichten (vgl. 
RG. 156, 34 = JW. 1937, 3313 2). Die Rev. weiſt in 
dieſem Zuſammenhange darauf hin, daß man, wenn in 
unrichtiger Rechtsanwendung ein Verſchulden zu erblicken 
wäre, jedem Richter, deſſen Entſcheidung von der höheren 
Inſtanz für unrichtig erkannt werde, den Vorwurf ſchuld⸗ 
haften Verhaltens machen müſſe. Nicht jeder Rechtsirrtum 
ſtellt aber ein ſchuldhaftes Verhalten dar, bei zweifelhafter 
Rechtslage kann ſehr wohl trotz unrichtiger Rechtsanwen⸗ 
dung ein Verſchulden entfallen (vgl. z. B. RGB. 107, 118). 
Im übrigen hatte der Ausſchuß eine endgültige Entſchei⸗ 
dung zu treffen, ſo daß eine Richtigſtellung durch eine wei⸗ 
tere Inſtanz nicht in Frage kam. Der daraus folgenden 
höheren Verantwortung entſprechend gebot es die Pflicht, 
unter Berückſichtigung aller Umſtände mit aller Sorgfalt 
richtig zu verfahren und zu entſcheiden. Von einer zwei⸗ 
felhaften Rechtslage kann nicht die Rede ſein, die Anwen⸗ 
dung des nicht beachteten Verfahrensgrundſatzes entſprach 
allein natürlichem Empfinden und konnte — was auch ohne 
beſondere Rechtskenntniſſe zu erkennen geweſen wäre — 
allein zu einer ſachlich richtigen Entſcheidung führen. 

Hiernach konnte die Beſchwerdeentſcheidung lediglich 
mit der Nichtzugehörigkeit zur Bekl. nicht ohne ſchuldhafte 
Rechtsverletzung begründet werden. Mit dieſer Feſtſtellung 
ift aber der Nechtsſtreit noch nicht entſchieden. Ergibt ſich, 
daß von dem Ausſchuß bei richtiger Beurteilung dasſelbe 
Ergebnis, wenn auch mit anderer Begründung, gewonnen 
werden mußte, ſo würde die Klage nicht durchdringen. Denn 
wäre das Ergebnis, zu dem der Ausſchuß — wenn auch 
mit unzureichender Begründung — gelangt iſt, richtig, ſo 
wäre dem SL aus der Entſcheidung des Ausſchuſſes kein 
Schaden entſtanden, zum mindeſten könnte die unrichtige 
Rechtsanwendung für den vom Kl. geltend gemachten Scha⸗ 
den nicht urſächlich geweſen ſein. Dafür, daß gerade die 
fehlſame Begründung als ſolche für die Entſtehung des 
Schadens urfächlich wäre, hat der Kl. nichts vorgebracht. 

Richtig wäre aber die Entſcheidung des Ausſchuſſes 
im Ergebnis, wenn in der Perſon des Kl ſonſt ein Tat- 
beſtand vorgelegen hätte, der den Ausſchuß berechtigt oder 
verpflichtet hätte, die Tätigkeit des Kl. für die Erſatzkaſſen 
als beendet zu erklären. (Wird näher geprüft und ver⸗ 
neint. 

e alfedem liegt in ber Aufhebung der Zulaſſung des 
Kl. zu den Erſatzkaſſen durch den Beſchluß v. 10. Aug. 1934 
ein ſchuldhaftes Handeln des Ausſchuſſes der Bekl. das fie 
aus 8839 BGB. i. Verb. n Art. 131 Weim Verf. zum 
Schadenserſatz verpflichtet. 

00, 15 m in v. 8. Nov. 1938, III 30/38.) [Ba.] 


28. RG. — 88 2069, 2139, 2363 BB. ; 

1. Hat der Erblaſſer feine Ehefrau zur Vorerbin und 
ſeine Kinder zu Nacherben eingeſetzt, die letzteren aber für den 
Fall ihrer Unzufriedenheit auf den Pilidtteil beſchränkt fo 
ſpricht eine tatſächliche Vermutung dafür, daß die Ausſchla⸗ 
gung eines Nacherben auch deſſen Abkömmlinge von der Erb- 
ige 2.80 een eie feine Anwartſchaſt an einen anderen 
veräußert, ſo iſt in einem Erbſchein der Erwerber als Nach⸗ 
erbe und demnächſt als Erbe zu bezeichnen. i 8 

Der Erblaſſer Gottfried F. hatte in einem eigenhändigen 
Teſtament vom 26. Sept. 1911 ſeine überlebende Ehefrau zur 
befreiten Vorerbin auf Lebenszeit und feine Tochter, Eliſe U., 
Helene B. und Margarete F. zu Nacherben eingeſetzt. Ferner 
enthält das Teſtament folgende Beſtimmungen: 
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„$ 2. An Stelle wegfallender Erben treten deren Ab- 
kömmlinge. Sind keine Abkömmlinge vorhanden, ſo fallen die 
ledig gewordenen Erbteile den lebenden Erben zu gleichen 
Teilen zu. 

8 7. Wer von den eingeſetzten Erben mit den vorſtehen⸗ 
den Beſtimungen nicht zufrieden ift, erhält feinen geſetzlichen 
Pflichtteil und wird hiermit ausdrücklich als geſetzlicher und 
teſtamentariſcher Erbe ausgeſchloſſen.“ 

Frau U. ſchlug die Erbſchaft aus und erhielt daraufhin 
ihren Pflichtteil ausgezahlt. Frau B. trat ihr Nacherbenrecht 
in einer notariſchen Verhandlung vom 17. März 1936 an den 
Schüler Otto S., einen Sohn der dritten Tochter des Erb⸗ 
laſſers, ab. Die letztere beantragte, nachdem auch die Witwe 
und Vorerbin des Erblaſſers verſtorben war, bei dem Nachlaß⸗ 
gericht die Ausſtellung eines Erbſcheins zunächſt dahin, daß ſie 
und ihr Sohn Otto die Erben ſeien, ſpäter jedoch — zufolge 
einer gerichtlichen Beanſtandung dieſes Antrages — dahin, daß 
ſie und ihre Schweſter Helene B. die Erben ſeien. Das Nach⸗ 
laßgericht entſprach dem geänderten Antrage. Eine hiergegen 
eingelegte Beſchw. der Kinder der Frau U. wurde vom LG. 
zurückgewieſen. Ihre weitere Beſchw. kann ebenfalls keinen 
Erfolg haben. 

In der Sache ſelbſt hängt die Richtigkeit des Erbſcheins, 
ſoweit die BeſchwF. darin nicht als Erben aufgeführt find, 
davon ab, daß fie nicht gemäß § 2 des Teſtaments als Erſatz⸗ 
erben ihrer Mutter eintreten, ſondern durch § 7 gleich ihrer 
Mutter von der Erbfolge gänzlich ausgeſchloſſen ſind. Der an⸗ 
gefochtene Beſchluß bejaht dieſe Frage, während die weitere 
Beſchw. meint, für den Erblaſſer habe nicht der geringſte An⸗ 
laß vorgelegen, zugleich mit dem unzufriedenen Erben auch 
deſſen Abkömmlinge als Erſatzerben auszuſchließen. Gerade 
das Gegenteil der Annahme der BeſchwF. trifft jedoch zu. Für 
einen Erblaſſer beſtehen in einem Falle der vorl. Art regel⸗ 
mäßig wichtige Gründe, die Ausſchließung eines unzufriedenen 
Nacherben auch auf deſſen Abkömmlinge zu erſtrecken. Eine 
teſtamentariſche Regelung, wie ſie hier getroffen iſt, dient in 
erſter Linie der Sicherſtellung der überlebenden Ehefrau. Dieſe 
ſoll als befreite Vorerbin in den ungeſchmälerten Genuß des 
ganzen Nachlaſſes kommen und ſogar berechtigt ſein, die Sub⸗ 
ſtanz anzugreifen. Um das zu erreichen, muß der Erblaſſer nach 
Möglichkeit verhindern, daß die eingeſetzten Nacherben unter 
Ausſchlagung der Nacherbſchaft den Pflichtteil verlangen. Denn 
durch die Notwendigkeit, alsbald den Pflichtteil auszuzahlen, 
wird die überlebende Ehefrau entgegen dem Wunſche des Erb⸗ 
laſſers in dem Genuſſe des Nachlaſſes erheblich beeinträchtigt. 
Der Anreiz für einen Nacherben, den Pflichtteil zu wählen, 
läßt ſich aber in wirkſamer Weiſe nur dadurch mindern, daß 
außer ihm ſelbſt gegebenenfalls auch ſeine Abkömmlinge von 
der Erbfolge ausgeſchaltet werden. Der Erblaſſer, dem an der 
Durchführung ſeines letzten Willens gelegen iſt, hat alſo ſchon 
aus dem vorerörterten Grunde der möglichen Beeinfluſſung 
der Entſchließung ſeiner Nacherben ein Intereſſe daran, an die 
Stelle eines unzufriedenen Nacherben bei deſſen Ausſchlagung 
nicht beffen Abkömmlinge, ſondern andere Perſonen, insbeſ die 
übrigen Nacherben, treten zu laſſen. — Er hat ein ſolches 
Intereſſe auch noch von einem anderen Geſichtspunkte aus. 
Die gleichmäßige Berufung der Stämme ſeiner Kinder, wie 
fie hier in den 88 1, 2 des Teſtamentes vorgeſehen iſt, zeigt, 
daß der Erblaſſer grundſätzlich jede Bevorzugung eines ein⸗ 
zelnen Kindes oder ſeines Stammes ablehnt und hiervon eine 
Ausnahme nur für den Fall machen will, daß ein Kind ſich 
feinen Anordnungen nicht fügt, und zwar ſelbſtverſtändlich zu- 
ungunſten dieſes Kindes. Die Beſchränkung der Ausnahme auf 
die Perſon des Unzufriedenen würde aber deſſen ganzen 
Stamm im Gegenteil ſogar beſſer ſtellen, als die anderen 
Stämme. Der erſtere Stamm würde dann nämlich — bei ſon⸗ 
ſtiger Gleichſtellung — inſofern bevorzugt werden, als er die 
eine Hälfte des auf ihn entfallenden Erbteils ſchon beim Tode 
des Erblaſſers in Geld erhielte, während die anderen Stämme 
darauf bis zum Tode des überlebenden Ehegatten warten 
müſſen. Damit wäre für den Fall. daß der überlebende Ehe- 
gatte, wie im vorl. Falle, von den Beſchränkungen eines Vor⸗ 
erben befreit iſt, noch ein beſonderer Vorteil verbunden. Der 
Stamm des unzufriedenen Kindes iſt durch die Erlangung des 
Pflichtteils in Höhe des erlangten Betrages dagegen geſichert, 
daß er durch Verfügungen, wie p dem befreiten Vorerben, 
insbeſ zum Zwecke des Verbrauches des Nachlaſſes, geſtattet 
ſind, beeinträchtigt wird. Dagegen laufen die anderen Stämme 
die Gefahr, daß beim Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
von dem Nachlaß nichts mehr übrig ſein wird oder wenigſtens 
nicht genug, um ihnen auch nur ebenſoviel zukommen zu laſſen, 
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wie das unzufriedene Kind ſchon beim Tode des Erblaſſers 
erhalten hat. Ein Ausgleich hierfür wird auch durch den 
§ 2320 BGB. nicht geſchaffen. Der Erblaſſer muß deshalb 
aus Billigkeitsgründen dafür ſorgen, daß zwiſchen dem 
Stamme des unzufriedenen Kindes und den anderen Stäm⸗ 
men ein gerechter Ausgleich geſchaffen wird. Das einzige Mit⸗ 
tel hierzu iſt aber die Erſtreckung der Erbausſchließung des 
unzufriedenen Kindes auf deſſen Abkömmlinge. Die dargelegte 
Intereſſenlage führt zur Aufſtellung einer allgemeinen tat⸗ 
ſächlichen Vermutung dahin, daß der Erblaſſer in einem Falle 
der vorl. Art mit einer für die eingeſetzten Nacherben vorge⸗ 
ſehenen Verwirkungsklauſel nicht nur den unzufriedenen Nach⸗ 
erben ſelbſt, ſondern ſeinen ganzen Stamm treffen will. Die 
gegenteilige Annahme läßt ſich deshalb nur dann rechtfertigen, 
wenn beſondere Anhaltspunkte dafür gegeben ſind. Solche ſind 
aber hier von den ns; ſelbſt nicht geltend gemacht wor- 
den und auch ſonſt nicht erſichtlich. Der § 2 des Teſtaments 
enthält nur eine Beſtätigung deſſen, was nach der Auslegungs⸗ 
regel des § 2069 BGB. ohnehin gelten würde. Dieſe allge⸗ 
meine Regel wird aber für den beſonders behandelten Fall des 
$ 7 durch die gegebene Intereſſenlage entkräftet. Um ſo mehr 
durfte demnach das LG. aus der Faſſung des § 7, der „aus⸗ 
drücklichen“ Ausſchließung des unzufriedenen Kindes von der 
geſetzlichen und von der teſtamentariſchen Erbfolge, den Schluß 
ziehen, daß der Erblaſſer damit die i. S. ſeiner geſamten An⸗ 
ordnungen liegende Abſicht einer Ausſchließung des ganzen 
Stammes des unzufriedenen Kindes habe zum Ausdruck 
bringen wollen. 

Der Erbteil der weggefallenen Nacherbin iſt bei dieſer 
Sachlage gemäß $ 2094 BGB. den übrigen Nacherben nach 
dem Verhaltnis ihrer Erbteile angewachſen. Die Beſchw ey. find 
alſo an der Erbſchaft nicht beteiligt. Aus dieſem Grunde muß 
ihre weitere Beſchw. zurückgewieſen werden, ohne daß es dar⸗ 
auf ankommen kann, ob der Erbſchein in einer anderen Be⸗ 
ziehung unrichtig iſt. 

Es mag jedoch wegweiſend bemerkt werden, daß die 
frühere Nacherbin Helene B. in dem Erbſchein zu Unrecht an 
Stelle des Erwerbers ihres Nacherbenrechtes, des Otto S., 
aufgeführt worden ift. Der in der Rſpr. (RG. 64, 173) auf⸗ 
geſtellte Grundſatz, daß ein Miterbe als ſolcher auch dann in 
dem Erbſchein aufgeführt werden muß, wenn er ſeinen Erbteil 
veräußert hat, gilt nicht für einen Nacherben, der vor dem 
Eintritt der Nacherbfolge ſeine Anwartſchaft auf einen anderen 
übertragen hat (vgl. RZ. 64. 175). Denn der Kreis der 
Nacherben ſteht nicht ſchon mit dem Erbfall endgültig feſt, 
ſondern kann ſich noch bis zum Eintritt der Nacherbfolge 
ändern, ſei es auf Grund von Anordnungen des Erblaſſers, 
ſei es durch einen ſonſtigen Übergang der Anwartſchaft auf 
einen anderen. Erben werden dann unmittelbar die letzten In⸗ 
haber der Anwartſchaft. Sie ſind daher auch allein in dem 
neuen Erbſchein aufzuführen. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. April 1939, 1 Wx 18 1015 
H. 


Miet⸗ und Pachtrecht 


29. KG. — 8 2 Abſ. 3 bis 5 NMiet®. Das MEN, und 
die Beſchwerdeſtelle dürfen einen Antrag auf Ermittlung der 
Friedensmiete nicht ſchon deshalb ablehnen, weil die Preis⸗ 
bildungsbehörde bereits den Mietzins feſtgeſetzt hat und die 
dagegen eingelegte Beſchw. zurückgewieſen ift. Ob die Feſt⸗ 
ſetzung der Preisbildungsbehörde vor oder nach dem RdErl. 
des Reichskommiſſars für die Preisbildung 154/38 v. 30. Dez. 
1938, erfolgt iſt, iſt dabei unerheblich. 

Über die Zuſammenarbeit der MEN. mit den Preig- 
bildungsbehörden hat der RIM. im Einvernehmen mit dem 
Reichskommiſſar für die Preisbildung die Allg Vfg. vom 
5. April 1938. D3. 1938, 536 erlaſſen. Hiernach werden die 
Vorſchriften des RMietG. und die Zuſtändigkeit der MEK. 
durch die PreisſtopVO. grundſätzlich nicht berührt. Des halb 
ſteht den MEN. nach wie vor die Ermittlung der Friedens⸗ 
miete nach § 2 Abſ. 3—5 NMietG. zu. Nur ſoweit die Entſch. 
des MEA. infolge der Vorſchrift des 8 15 RMietG. dazu 
führen würde, daß der Vermieter ohne beſondere Vereinba⸗ 
rung künftig einen höheren als den bisher gezahlten Miet⸗ 
zus verlangen kann, darf fie erft ergehen, nachdem die gu- 
ſtändige Preisbildungsbehörde die Mieterhöhung genehmigt 
hat, bie ſich aus der in Ausſicht genommenen Entſch. er- 
gibt. Dagegen iſt in den Fällen, in denen die Entſch. des 
NEM. keine unmittelbar vertragsändernde Wirkung haben 
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kann, wie insbeſ. im Falle des 8 2 Abſ. 5 R Miet. die 
Genehmigung der Preisbildungsbehörde auch daun nicht 
einzuholen, wenn die Feſtſtellung oder Feſtſetzung einer 
Friedensmiete in Frage kommt, die höher als bisher an⸗ 
genommen iſt. 

Wie in der Bemerkung des Reichskommiſſars für die 
Preisbildung v. 6. April 1938 zu der erwähnten Allg Vfg. 
v. 5. April 1938, IV 258—2469 (Mitteilungsblatt des Reichs⸗ 
kommiſſars für die Preisbildung I Nr. 6 S. 6), ausgeführt 
iſt, bleibt es den Beteiligten unbenommen, das MEA. oder 
die Preisbildungsbehörde anzurufen. Weder aus dieſem Er⸗ 
laſſe noch aus dem RErl. Nr. 154/38 des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung v. 30. Dez. 1938 (Mitteilungsblatt des 
Reichskommiſſars für die Preisbildung 1939 I Nr. 1 S. 10) 
ergibt ſich etwas anderes. In beiden Exlaſſen ift zunächſt nur 
von Anträgen des Vermieters an das MEN, die Rede. Aber 
auch der Vermieter ſollte nur nicht gezwungen werden, zu⸗ 
erſt das MEA. anzurufen, die Preisbildungsbehörde follte 
vielmehr von ſich aus über die Miete entſcheiden, und zwar 
nach dem erſten Erlaſſe uur in klarliegenden Fällen und 
nach dem zweiten Erlaſſe regelmäßig. In den Erlaſſen ift 
aljo den Beteiligten das Recht zur Anrufung des MEN. 
nicht verſagt worden. Wenn die Beteiligten glauben, daß die 
von der Preisbildungsbehörde angenommene Friedensmiete 
nicht zutrifft, ſteht es ihnen deshalb frei, die Ermittlung der 
Friedensmiete zu beantragen. Dies gilt auch dann, wenn die 
Preisbildungsbehörde und auf Beſchwerde ihre Aufſichts⸗ 
behörde ſchon entſchieden haben. Denn die Preisbildungs⸗ 
behörde iſt jederzeit in der Lage, ihre Entſch. abzuändern, 
und die rechtskräftige Feſtſtellung oder Feſtſetzung der Frie⸗ 
densiniete durch das MEA. kann unter Umſtänden eine Ab⸗ 
änderung der Entfch. der Preisbildungsbehörde herbeiführen. 
Die Feſtſetzung des Mietzinſes durch die Preisbildungsbe⸗ 
hörde ſteht deshalb einer Ermittlung der Friedensmiete durch 
das MEA. nicht entgegen, wie auch auf Grund des Beſchei⸗ 
des des Reichskommiſſars für die Preisbildung v. 15. Okt. 
1938, TV 258—8291, in den Aufſätzen der Deutſch. Wohnw. 
1938, 615 und BayMiet Z. 1939 Nr. 1 ausgeführt ift. Die vom 
MEA. erhobenen und von der Veſchwerdeſtelle geteilten Ve- 
denken gegen die Anrufung des MEA. nach der Entfch. der 
Preisbildungsbehörde greifen nicht durch. Denn durch eine 
ſpätere etwa abweichende Entſch. des MEN. erfolgt nicht eine 
Kritik an der Entſch. der Preisbildungsbehörde, zumal da 
die Verfahren beider Stellen verſchieden ſind. Es iſt auch 
nicht unbillig, die Anrufung des MEAM. nach der Enti. der 
Preisbildungsbehörde zuzulaſſen. Denn ein Vermieter dürfte 
nach Abweiſung ſeines Antrages durch die Preisbildungs⸗ 
behörde kaum das MEA. anrufen, da dieſer Antrag wenig 
Ausſicht auf Erfolg hat, weil das MEA. vor feiner Entſch. 
im Falle der Ziff. I Abſ. 3 Allg Vfg. v. 5. April 1938, alſo im 
Falle eines Einfluſſes auf die Mietzinsbildung die Genehmi⸗ 
gung der Preisbildungsbehörde einholen muß. Einem Mie⸗ 
ter aber gegenüber einer auf Antrag des Vermieters er⸗ 
folgten Entjch. der Preisbildungsbehörde die Anrufung des 
MEN. abzufchneiden, erſcheint unbillig. Durch die Entſch. der 
Preisbildungsbehörde allein verliert ſomit auch ein Antrag 
an das MEA. auf Ermittlung der Friedensmiete nicht das 
Rechtsſchutzbedürfnis. 

Hieran ift auch durch den erwähnten Runderlaß 154/38 
nichts geändert, da dieſer, wie ausgeführt, nur eine An- 
weiſung an die Preisbildungsbehörden enthält, grundſätzlich 
bei Verfahren auf Feſtſetzung des Mietzinſes die Beteiligten 
nicht an das MEN. zu verweiſen und die eigene Eutſch. bis 
zur Entſch. des MEA. auszuſetzen, ſondern ſelbſt das Ver⸗ 
fahren durchzuführen. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 3. Mai 1939, 17 Y 2/39.) 
* 

30. LG. — 82 MietSchcß. Auch im Bereich des 82 
Miet Schcz. kommt — wie bei § 3 MietSchch. — eine Anf- 
hebung dann nicht in Betracht, wenn der Mieter der An⸗ 
nahme war, ſein Handeln ſei vertragsgemäß, ſofern dieſe An⸗ 
nahme nicht auf Fahrläffigkeit beruht. Beſteht zwiſchen den 
Vertragsparteien daher ein ernſthafter Streit über den Ver⸗ 
tragsinhalt, dann kann der Vermieter dieſen Streit nur im 
Wege einer Unterlaſſungsklage oder einer Feſtſtellungsklage 
klären, nicht aber ſofort Mietaufhebungsklage erheben. +) 

Mietverhältniſſe über Räume unterliegen, ſofern es ſich 
nicht um beſtimmte, hier nicht intereſſierende Ausnahmen han⸗ 
delt, den Beſtimmungen des MietSch®. Das bedeutet insbeſ., 
daß der Vermieter nur bei Vorliegen beſtimmter Gründe die 
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rechtliche Möglichkeit hat, das Mietverhältnis gegen den 
Willen des Mieters zu beenden. In den § 2 und 3 Miet⸗ 
SHO. ift nun beſtimmt, welches — die Intereſſen des Ver- 
mieters ſchädigende — Verhalten des Mieters den Vermieter 
berechtigen ſoll, die Aufhebung des Mietverhältniſſes zu ver⸗ 
langen. Es reicht dabei aber nicht aus, daß objektiv ein ſolches 
Verhalten des Mieters vorliegt. Es iſt vielmehr auch nötig, 
daß der Mieter — ſubjektiv — die Unrechtmäßigkeit ſeines 
Verhaltens kennt oder kennen müßte. Daß dies der Stand⸗ 
punkt des Geſetzes ift, ergibt eindeutig $ 3 Abſ. 2 MietSch®. 
Dort iſt ausdrücklich beſtimmt, daß der Verzug des Mieters 
mit dem Mietzins dann nicht zur Aufhebung des Mietver⸗ 
hältniſſes führt, wenn der Mieter in Unkenntnis über Betrag 
oder Fälligkeit der Miete oder im Irrtum war über die Be⸗ 
fugnis zur Aufrechnung, Minderung oder Zuruckbehaltung, 
ſofern nicht die Unkenntnis oder der Irrtum auf Fahrläſſigteit 
beruht. Eine ähnliche Beſtimmung ift im $ 2 MietSch ch. 
allerdings ausdrücklich nicht enthalten. Bezeichnend iſt aber 
bereits, daß dort ein Verſchulden des Mieters vorausgeſetzt 
und außerdem grundſätzlich eine Abmahnung vorgeſchrieben 
iſt, alſo ein Hinweis darauf, daß der Vermieter ein be⸗ 
ſtimmtes Verhalten des Mieters für unzuläſſig erachtet, ſo daß 
der Mieter nunmehr Gelegenheit hat, ſeinerſeits die Zuläſſig⸗ 
keit ſeines Verhaltens zu prüfen und ſich danach in Zukunft 
einzuſtellen. Handelt es ſich dabei um ein Verhalten des 
Mieters, deſſen Unzuläſſigkeit nicht von vornherein feſtſteht, 
alſo nicht ohne weiteres ſelbſtverſtändlich iſt, um deſſen Zu⸗ 
Yäffigfeit man vielmehr durchaus ſtreiten kann — wie das 
gerade bei der Frage der Untervermietung häufig der Fall 
iſt —, dann kann dieſe zweifelhafte Frage nicht in einem 
Aufhebungsrechtsſtreit ausgetragen werden. Der Sinn und 
Zweck der Aufhebungsklage iſt nicht, einen Mieter, der in 
einer beſtimmten Frage eine nicht ohne weiteres von der Hand 
zu weiſende Auslegung für ſich in Anſpruch nimmt und dar⸗ 
über mit dem Vermieter ſtreitet, mit der Aufhebung des 
Mietverhältniſſes zu beſtrafen, wenn das Gericht die Rechts⸗ 
anſicht des Vermieters für richtig erachtet Es ſoll nicht ein 
Mieter beſtraft werden, der in einer Zweifelsfrage ohne 
Fahrläſſigkeit vertragsgemäß zu handeln glaubt, der 
Vermieter ſoll ſich vielmehr nur von einem Mieter befreien 
können, der bewußt und grundlos ($ 2 Abſ. 2 Satz 2 Miet⸗ 
SHG.) dem Vertrage im weiteſten Sinne zuwiderhandelt. 
Auch im Bereich des $ 2 MietSchG. kommt daher — wie bei 
S 3 MietSh®. — eine Aufhebung dann nicht in Betracht, 
wenn der Mieter der Annahme war, ſein Handeln ſei ver⸗ 
tragsgemäß, ſofern dieſe Annahme nicht auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruht. Beſteht zwiſchen den Vertragsparteien daher ein ernſt⸗ 
hafter Streit über den Vertragsinhalt, dann kann der Ver⸗ 
mieter dieſen Streit nur im Wege einer Unterlaſſungsklage 
oder einer Feſtſtellungsklage klären. Nur wenn der Mieter 
dann noch ſein bisheriges Verhalten fortſetzen würde, könnten 
die Vorausſetzungen des § 2 MietSh®. eintreten und der 
Vermieter berechtigt werden, die Aufhebung des Mietverhält- 
niſſes zu verlangen. g 

(LG. Berlin, 47. BR., Urt. v. 14. März 1939, 247 8 466/39.) 


: Die Aufhebung eines Mietverhältniſſes über 
Agne E miete unterliegen, kann nur bei Pflicht⸗ 
verletzung des Mieters erfolgen. Die feſten Tatbeftände, die 
das Miet Schch. für die Aufhebung eines Mietverhältniſſes 
aufgeſtellt hat, enthalten alle nur denkbaren Möglichkeiten von 
Pflichtverletzungen des Mieters. Das Geſes geht davon aus, 
daß der Beſtand des Mietverhältniſſes jo lange erhalten 
bleibt, als der Mieter ſeine Verpflichtungen aus dem Vertrage 
erfüllt, ausgenommen den Fall des Eigenbedarfs des Ver⸗ 
mietere, Darang ift zu folgern, daß für die Feſtſtellung der 
Vorausſetzungen für die Aufhebung eines Mietverhältniſſes 
bei den Tatbeſtänden des § 2 und 3 MietSchcz ſtets ein Ber- 
ſchulden nachgewiefen fein muß. Denn nur dann, wenn elbſt 
ſchuldhafte Pflichtverletzung des Mieters vorliegt, er alfo ſelbſ 
die Vorausfetzungen des Beſtandſchutzes des Mietverhältniſſes 


beſeitigt, ſoll die Aufhebung des Mietverhältniſſes in Frage 


ko 3 ift deshalb richtig, wenn das LG. Berlin in der 
chigen Ensch als Vorausſetzung für die Anwendung des $ 2 
die Feſtſtellung eines Verſchuldens verlangt. 

Auch aus einem weiteren Umſtand ift zu entnehmen, daß 
das Geſetz ein Verſchulden des Mieters nach § 2 MietSh®. 
vorausſetzt. Bevor der Vermieter eine Mietaufhebungsklage 
erhebt, muß er dem Mieter eine Abmahnung zukommen laſſen. 
Durch Abmahnung wird der Mieter darauf hingewieſen, daß 
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der Vermieter ſein Verhalten nicht als vertragsgemäß, alſo 
als Vertragsverletzung betrachtet. Dann iſt der Mieter ver⸗ 
pflichtet, ſich darüber zu vergewiſſern, ob die von ihm ver⸗ 
tretene Rechtsauffaſſung hinſichtlich feines Verhaltens haltbar 
iſt oder nicht. Erhält er allerdings von einem rechtskundigen 
Berater den Beſcheid, daß ſeine Rechtsauffaſſung zutreffend 
und die des Vermieters unzutreffend iſt, dann kann ein Ver⸗ 
ſchulden von ſeiner Seite nicht mehr in Frage kommen, denn 
dann iſt eine etwaige unrichtige Rechtsanſchauung für ihn 
entſchuldbar. Hält er es aber trotz der Abmahnung des Ver⸗ 
mieters nicht für nötig, ſich an ſachkundiger Stelle beraten zu 
laſſen, dann iſt eine etwaige falſche Rechtsanſicht nicht mehr 
entſchuldbar, und er handelt dann von dem Zeitpunkt der Ab⸗ 
mahnung an in jedem Falle ſchuldhaft und vertragswidrig. 
Mit der Abmahnung geht alſo das Riſiko des weiteren ver⸗ 
tragswidrigen Verhaltens in jedem Falle auf Koſten des 
Mieters. 

Bei dieſer Sachlage iſt es richtig, daß das LG. Berlin 
beim Vorliegen eines entſchuldbaren Rechtsirrtums des Mie⸗ 
ters dem Vermieter die Aufhebungsklage verweigert und ihn 
auf den Weg der Unterlaſſungsklage verweiſt. Bei der Unter⸗ 
laſſungsklage kommt es auf ein Verſchulden des Mieters nicht 
an. Sit allerdings der Mieter zur Unterlaſſung rechtskräftig 
verurteilt, ſo ſtellt jede Zuwiderhandlung des Mieters ein 
ſchuldhaftes Verhalten dar, das zur Aufhebung nach § 2 be⸗ 
rechtigt. 

NA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 

* 

31. KG. — 886, 25, 28, 47a PrPachtſchO. Die Vor⸗ 
ſchriften der PachtſchO. finden nach 8 6 PrpachtſchO. auf 
einen Vertrag, durch den einem Arbeitnehmer ein landwirt⸗ 
ſchaftliches Grundſtück zum Genuſſe ſeiner Erzeugniſſe über⸗ 
laſſen ift, jedenfalls dann Anwendung, wenn die Gegenleiſtung 
des Arbeitgebers für die Arbeitsleiſtung im weſentlichen in 
der Überlaſſung des Landes beſteht. Betrifft der Pachtſtreit 
einen Vertrag, dem die notwendige Genehmigung einer Be⸗ 
hörde fehlt, fo ift dem Antragſteller eine Friſt zu beſtimmen, 
innerhalb der er bei der Behörde die erforderlichen Anträge 
zu ſtellen hat. Recht der Beteiligten auf Erfordern von Rechts⸗ 
entſcheiden. 

Das LG. hat den Antrag auf Einholung eines Rechtsent⸗ 
ſcheids abgelehnt, da die vom Verpächter bezeichneten Rechts⸗ 
fragen nicht von grundſätzlicher Bedeutung ſeien. Denn die 
PachtſchO. finde auch auf Verträge Anwendung, bei denen die 
Gegenleiſtung für die Landüberlaſſung in Arbeitsleiſtungen 
beſtehe, wenn nur „die Landarbeitsleiſtung im Rahmen des 
Vertrages nicht von untergeordneter Bedeutung“ ſei. Weiter 
lönne auch ein ſchwebend unwirkſamer Pachtvertrag ver⸗ 
längert werden. 

Gegen dieſen Beſchluß des LG. hat der Antragsgegner 
binnen einer Woche Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde iſt 
nach § 47 a PrpachtſchO. zuläſſig. Sie ift rechtzeitig und auch 
begründet. 

Die Rechtsfragen ſind in der Sache erheblich. Sie ſind 
auch von grundſätzlicher Bedeutung. Denn, wie das KG. 
ihon wiederholt, zuletzt im RE. v. 15. April 1937, 17 Y 2/37 
(JFG. Erg Bd. 16 S. 290) ausgeſprochen hat, ift es für die 
Entſcheidung der Frage, ob die Rechtsfrage grundſätzlich ift, 
ohne Bedeutung, wie das LG. die Rechtsfrage beantworten 
will, es genügt, daß die Rechtsfrage über den Einzelfall 
hinaus Bedeutung haben kann und daß Zweifel an der Be- 
antwortung der Rechtsfrage geäußert werden, die nicht des 
Rechtsſchutzbedürfniſſes entbehren. Dies iſt bei beiden Rechts⸗ 
fragen der Fall. Sie ſind auch vom KG. noch nicht durch 
Rechtsentſcheid beantwortet. Die Vorausſetzungen des Rechts⸗ 
entſcheids ſind deshalb gegeben. 

Nach 86 Abſ. 1 Satz 1 PrpachtſchO. finden die Vor- 
ſchriften der Pachtſchd. ohne Rückſicht auf die Grundſtücks⸗ 
größe auch Anwendung auf ſolche Verträge (§ 1), bdie glei- 
zeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſ. auch Heuer⸗ 
lingsverträge. Verträge i. S. des § 1 Prpachtſch O. find unter 
anderem alle Verträge, die die Übertragung des Genuſſes 
der Erzeugniſſe eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks gegen 
Entgelt zum Gegenſtande haben. Bei dieſen gemiſchten Ver⸗ 
trägen muß aber die landwirtſchaftliche Nutzung die Haupt⸗ 
ſache des geſamten Vertrages bilden, und das Arbeitsver⸗ 
hältnis nur dem Zwecke dieſer Nutzung dienen, nicht um⸗ 
gekehrt. Für die Feſtſtellung der Hauptſache kommt es nicht 
auf die von den Vertragsteilen gewählte Bezeichnung des 
Vertrages und der Leiſtungen an, auch nicht darauf, ob 
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der Wille des Verpächters dahin ging, ſich durch den Ab- 
ſchluß des Vertrages ſeßhafte Arbeitskräfte zu verſchaffen 
(ebenſo Wagemann⸗ Marwitz, „PachtſchO.“, Bem. 4 zu 
86). Ausſchlaggebend iſt vielmehr allein, ob der arbeits⸗ 
vertragliche oder der pachtvertragliche Teil des einheitlichen 
Rechtsverhältniſſes überwiegt. Von Bedeutung für die Be⸗ 
urteilung des Gewichtes des arbeitsvertraglichen Teils kann 
der Umſtand ſein, daß der Arbeitnehmer die Arbeit nicht in 
Perſon zu leiſten braucht, ſondern einen ſtändigen Qaud- 
arbeiter an ſeiner Statt ſtellen kann. Andrerſeits wird der 
Umfang der vom Arbeitnehmer zu leiſtenden Arbeit von 
Bedeutung ſein. Abgeſehen davon, überwiegt der arbeits⸗ 
vertragliche Teil jedenfalls dann nicht, wenn der Ber- 
pächter dem Pächter für feine Arbeitsleiſtung kein Eutgelt 
in Geld oder Lebensmitteln zu gewähren hat oder doch Ent- 
gelt nur in ſolch geringem Umfange, daß die Lebenshaltung 
des Pächters im weſentlichen nicht von dieſem Entgelt, ſon⸗ 
dern anderweitig, insbeſ. aus dem Genuſſe der Erzeugniſſe 
des überlaſſenen Landes beſtritten werden muß. Auf einen 
Vertrag, durch den einem Arbeitnehmer ein landwirtſchaft⸗ 
liches Grundſtück zum Genuſſe ſeiner Erzeugniſſe überlaſſen 
ift, finden deshalb die Vorſchriften der Pachtſchd. nach 8 6 
PrpachtſchO. jedenfalls dann Auwendung, wenn die Gegen- 
leiſtung des Arbeitgebers für die Arbeitsleiſtung im weſent⸗ 
lichen in der Überlaſſung des Landes beſteht. Wie Ver⸗ 
träge zu beurteilen ſind, bei denen die Gegenleiſtung des 
Arbeitgebers in nennenswertem Umfange auch in Geld be- 
ſteht, bedarf hier nicht der Entſcheidung, da dieſe Frage in 
der Sache nicht erheblich iſt. 

2. Entſcheidungen des PE A. und im Falle der Rechts⸗ 
beſchwerde oder Berufung des LG. haben bei ihrer Rechts⸗ 
kraft gem. 8 56 Abſ. 1 Prpachtſchd. die Wirkung, daß fie 
Vertragsinhalt werden. Dieſe vertragsgeſtaltende Tätigkeit 
des BEN. und des LG. ſetzt voraus, daß zwiſchen den Ve- 
teiligten ein Vertrag beſteht und daß der Vertrag, über den 
entſchieden werden ſoll, gültig und wirkſam iſt. Beſteht 
Streit darüber, ob der Vertrag wirkſam oder unwirkſam iſt, 
ſo iſt das ein Streit über den Grund des Anſpruchs i. S. 
des § 25 Prpachtſchd. Das PEA. hat deshalb bei einem 
ſolchen Streit nach § 25 zu verfahren (ebenſo Wagemann⸗ 
Marwitz, a. a. O., Bem. Ba zu 8 1). Sind aber beide 
Teile darüber einig, daß der Vertrag unwirkſam iſt, ſo iſt 
für eine Entſch. des PEN. zur Sache kein Raum. Deun, da 
das PEN. das Rechtsverhältnis der Beteiligten nicht erſt 
ſchaffen, ſondern nur umgeſtalten kann, würde in dieſem 
Fall die Sachentſcheidung gegenſtandslos ſein. Fehlt einem 
Vertrage die erforderliche Genehmigung einer Behörde, 
insbeſ. einem Vertrage über landwirtſchaftliche Grundſtücke, 
die früher nach § 1 der Bek. über den Verkehr mit land- 
wirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. März 1918, jetzt nach 8 2 
der GrundſtVerkBek. v. 26. Jan. 1937 erforderliche Geneh⸗ 
migung des Landrats, ſo iſt der Vertrag zwar nicht end⸗ 
gültig unwirkſam, wohl aber ſchwebend unwirkſam. Dies 
ändert nichts daran, daß vor der Beſeitigung der Unwirk⸗ 
ſamkeit des Vertrages für eine Sacheutſcheidung des PEN. 
kein Raum ift, da diefe klare Verhältniſſe ſchaffen muß. Es 
muß in dieſem Falle dem Antragſteller überlaſſen bleiben, 
zunächſt die Entſch. der Behörde über die Genehmigung des 
Vertrages herbeizuführen. Bedenken hiergegen können nicht 
daraus hergeleitet werden, daß der Vertrag inzwiſchen durch 
Zeitablauf oder Kündigung beendet worden iſt, da die Be⸗ 
endigung des Vertrages nicht endgültig feſtſteht, ſondern 
die Anordnung der Fortſetzung des Vertrages möglich iſt. 
Das PEN. und das LG. hat deshalb in dieſem Falle nach 
8 28 Abs. 1 Prpachtſchd., § 148 ZPD. zu verfahren. Iſt bei 
der Behörde die Erteilung der Genehmigung des Verkrages 
ſchon beantragt, ſo genügt die Ausſetzung des Verfahrens 
bis zur Entſch. der Behörde. Iſt bei der Behörde noch kein 
Genehmigungsverfahren anhängig, ſo iſt dem Antragſteller 
in entſprechender Anwendung des 825 PrpPachtſchO. eine 
Friſt zu beſtimmen, innerhalb der er bei der Behörde den 
Antrag auf Genehmigung des Vertrages zu ſtellen hat. 
Kommt der Antragſteller der Auflage nach, ſo iſt die Ver⸗ 
handlung bis zur Entſch. der Behörde über die Genehmi⸗ 
gung auszuſetzen. Iſt dagegen binnen der geſetzten Friſt 
nicht bei der Behörde die Genehmigung beautragt, ſo iſt 
von dem Fehlen der Genehmigung und ſomit der Un⸗ 
wirkſamkeit des Vertrages auszugehen und der Antrag des 
Antragſtellers abzuweiſen. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 10. Mai 1939, 17 Y 3/39.) 
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Verſicherungsrecht 


* 32. RG. — 8 1 Nr. 1; § 4 Abſ. 1 Nr. 1 AllgVerſBed. 
für die Hafipflichiverficherung. 

1. Gegenſtand der Verſicherung nach § 1 Nr. 1 Mig- 
VerſBed. find Anſprüche auf Erſatz des Schadens, der ſich 
aus dem Tode, der Verletzung und Geſundheitsbeſchädigung 
von Menſchen (Perſonenſchäden) oder aus der Beſchädigung 
und Vernichtung von Sachen (Sachſchäden) ergibt, gleich⸗ 
viel, ob der auf Grund geſetzlicher Haftpflichtbeſtimmungen 
privatrechtlichen Inhalts Anſpruchsberechtigte durch das 
ſchädigende Ereignis unmittelbar oder mittelbar betroffen 
iſt. Danach iſt die Auffaſſung, daß der den Verſicherten in 
Anſpruch nehmende Dritte kein anderer als der Verletzte 
oder der Eigentümer der beſchädigten Sache ſein dürfe, ab⸗ 
zulehnen (übereinſtimmend mit Urt. v. 19. Febr. 1937, VII 
231/36: JW. 1937, 1496 10). 

2. Die Zuſicherung einer Eigenſchaft durch den ver⸗ 
ſicherten Verkäufer einer Sache bedeutet keine den Verſiche⸗ 
rungsſchutz nach $ 4 Abſ. 1 Nr. 1 AllgVerſBed. ausſchlie⸗ 
bende, „über den Umfang der geſetzlichen Haftpflicht auf 
Grund Bertrags oder beſonderer Zuſagen“ hinausgehende 
Erweiterung der Haftpflichtanſprüche. +) 


Die Bekl. iſt bei der klagenden Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft gegen Haftpflichtſchäden verſichert. Sie lieferte im 
Jahre 1935 an die Firma R. in S. Material (Pappe und 
Klebemaſſe) zur Herſtellung eines Fußbodenbelags in 
Räumlichkeiten in A., die für die Lagerung von Getreide 
beitimmt waren. Anfang 1936 trat die Firma R. mit 
Schadenserſatzanſprüchen hervor, die ſie damit begründete, 
daß das von der Bekl. gelieferte Material einen ſtarken 
Geruch entwickle und dadurch eine Beeinträchtigung des 
für die Reichsgetreideſtelle eingelagerten Getreides verur- 
ſacht habe. Die Bekl. zeigte dieſe Inanſpruchnahme als 
Verſicherungsfall der Kl. an. Mit dem Vorbehalt der 
Nachprüfung, ob ein Verſicherungsanſpruch gegeben ſei, 
übernahm die Kl. zur Vermeidung einer Erhöhung der 
von der Firma R. erhobenen Anſprüche die Regelung der 
Angelegenheit und vermittelte für die Bekl. einen Ver⸗ 
gleich, in dem ſich die Firma R. mit einem Betrage von 
6000 AM für alle Nachteile aus der behaupteten fehler⸗ 
haften Lieferung für abgefunden erklärte. Die Kl. zahlte 
auch die Abfindungsſumme an die Firma R. aus, nachdem 
die Bekl. im Schreiben v. 7. März 1936 die Erklärung 
abgegeben hatte, daß die Frage, ob die 6000 RM zu Laſten 
der Kl. oder zu ihren Laſten gingen, in einem beſonderen 
Prozeß, der auf Rückzahlung der 6000 AM zu richten 
wäre, entſchieden werden follte, falls die Kl. glaube, 
weiterhin die Deckungspflicht beſtreiten zu können. 

Mit vorliegender Klage verlangt die Kl. Erſtattung 
der 6000 RM und der durch ihre Bemühungen entſtan⸗ 
denen Koſten im Betrage von 100 AM. Sie ift der Auf- 
faſſung, daß der Bekl. ein Auſpruch aus dem Verſiche⸗ 
rungsvertrage aus folgenden Gründen nicht zuſtehe: 

1. Gegenftand der Verſicherung fei nur die Haftpflicht 
für Perſonen⸗ und Sachſchäden. Die geſchädigte Firma R. 
habe aber nur einen Vermögensſchaden erlitten, indem 
ſie von der Reichsgetreideſtelle, der das beſchädigte Ge⸗ 
treide gehört habe, auf Schadenserſatz in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden ſei. 

2. Nach 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 der hier maßgebenden All- 
gemeinen Verſicherungsbedingungen (AVB.) beziehe ſich 
der Verſicherungsſchutz nicht auf Haftpflichtanſprüche, ſo⸗ 
weit ſie auf Grund Vertrags oder beſonderer Zuſage über 
den Umfang der geſetzlichen Haftpflicht des Verſicherungs⸗ 
nehmers hinausgingen. Hier habe die Bekl. der Firma R. 
die Geruchloſigkeit des gelieferten Materials beſonders zu⸗ 
geſichert. 

Das LG. hat nach dem Klageantrage erkannt; das 
RG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Rev. war erfolglos. 

J. Das BG. entſcheidet zunächſt die Frage, ob die 
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Haftpflicht der Bekl. gegenüber der Firma R. nach gel 
Nr. 1 AVB. unter die Haftpflichtverſicherung falle, zu⸗ 
gunſten der Bekl. Es führt hierzu aus, nach der genannten 
Beſtimmung gewähre die Kl. dem Verſicherungsnehmer 
Verſicherungsſchutz für den Fall, daß er wegen eines 
während der Wirkſamkeit der Verſicherung eingetretenen 
Ereigniſſes, das die Beſchädigung oder Vernichtung von 
Sachen (Sachſchaden) zur Folge habe, für dieſe Folge auf 
Grund geſetzlicher Haftpflichtbeſtimmungen privatrechtlichen 
Inhalts von einem Dritten auf Schadenserſatz in Un- 
ſpruch genommen werde. Dieſer Fall fei gegeben. Die Lie⸗ 
ferung angeblich ungeeigneter Klebemaſſe habe die Beſchä⸗ 
digung des von der Firma R. eingelagerten Getreides 
zur Folge gehabt. Wegen dieſes Sachſchadens fei bie Bekl. 
in Anſpruch genommen worden. Daß der Sachſchaden nicht 
der Bekl. und Verſicherungsnehmerin ſelbſt, ſondern dem 
Eigentümer des Getreides erwachſen ſei, könne nicht zur 
Ablehnung des Verſicherungsſchutzes führen. Die genannte 
Beſtimmung ſetze ſogar voraus, daß der Sachſchaden nicht 
dem Verſicherungsnehmer ſelbſt entſtanden fet. Dieſer fei 
gedeckt für den Vermögensſchaden, der ihm dadurch ent⸗ 
ſtehe oder entſtanden ſei, daß er für den einem anderen 
entſtandenen Sachſchaden aufzukommen habe. 

Die Rev. ſtellt die Richtigkeit dieſer Stellungnahme 
zur Nachprüfung. Es handle ſich, ſo meint ſie, nur um 
einen Vermögensſchadens, der ſich daraus ergeben habe, 
daß die Reichsgetreideſtelle H Beſchädigung ihres Ge- 

i ückgriff genommen habe. 

. läßt allerdings die Beſonderheit des 
Sachverhalts, daß das beſchädigte Getreide nicht der 
Firma R., ſondern der Reichsgetreideſtelle gehörte, daß 
dieſe wegen ihres Schadens die Firma R. und letztere 
wiederum die Bekl. in Anſpruch genommen hat, bei ſeinen 
Erwägungen außer Betracht. Die Berückſichtigung dieſer 
Sachlage vermag indeſſen an dem Ergebnis nichts zu 
ändern. Der erk. Sen. hat bereits in feiner Entf. vom 
19. Febr. 1937 (VII 231/36, abgebr.: JW. 1937, 149624) 
zu der in Frage ſtehenden Beſtimmung, die als Teil der 
typiſchen ABB. für die Haftpflichtverſicherung der Aus⸗ 
legung des NewS. zugänglich iſt, Stellung genommen. 
Danach ſind Vermögensſchäden, die der Verſicherungs⸗ 
ihug nur bei beſonderer Vereinbarung umfaßt (8 1 Nr. 3 
A VB.), ſolche Schäden, die weder Perſonenſchaͤden noch 
Sachſchäden ſind, noch ſich aus ſolchen Schäden herleiten. 
Gegenstand der Verſicherung nach 51 Nr. 1 a find 
dagegen die Anſprüche auf Erſatz der Schäden, die ſich aus 
dem Tode, der Verletzung und Geſundheitsbeſchädigung 
von Menſchen (Perſonenſchäden) oder aus der Beſchadi⸗ 
gung und Vernichtung von Sachen (Sachſchäden) ergeben, 
gleichviel, ob der auf Grund geſetlicher Haftpflichtbe⸗ 
ſtimmungen privatrechtlichen Inhalts (unerlaubte Hand- 
lung, Vertrag) Anſpruchsberechtigte durch das ſchädigende 
Ereignis unmittelbar oder mittelbar betroffen iſt. Der 
Senat hat demzufolge die Auffaſſung abgelehnt, daß der 
den Verſicherten in Anſpruch nehmende Dritte kein anderer 
als der Verletzte oder der Eigentümer der beſchädigten 
Sache fein dürfe. Entſcheidend ift vielmehr, ob der Scha⸗ 
den durch das unter das verſicherte Riſiko fallende Ereig⸗ 
nis verurſacht ift. An dieſer Auslegung hält der Senat 
feſt. Dann kann aber der Verſicherungsanſpruch der Bekl. 
nicht dadurch in Frage geſtellt erſcheinen, daß die Firma 
R. nicht ſelbſt Eigentümerin des beſchädigten Getreides 
geweſen, ſondern wegen dieſer Beſchädigung von der 
Eigentümerin, der Reichsgetreideſtelle, auf Schadenserſatz 
in Anſpruch genommen worden iſt und wegen dieſes ihres 
Schadens gegen die ihr aus ee Geſichtspunkten 
aftend fl. Rückgriff genommen hat. 

5 N Em 1555 perneint weiter den Ausſchluß des 
Verſicherungsſchutzes gemäß 8 4 Abf. 1 Nr. 9 8 
weil eine Ausdehnung der Haftpflicht der Bekl. über den 
geſetzlichen Umfang hinaus durch Vertrag oder beſondere 
Zuſagen nicht ſtattgefunden habe. Die Bekl. habe, ſo ſtellt 


er auf Grund der Beweisaufnahme feſt, die Geruchfreiheit 
des gelieferten Materials weder zugeſichert, noch dafür 
eine beſondere Garantie übernommen. Sie könne von der 
Firma R. auf Schadenserſatz nur in Anſpruch genommen 
werden, weil fie nach 8 459 BGB. dafür einzuſtehen 
habe, daß die von ihr gelieferten Materialien nicht mit 
Fehlern behaftet geweſen ſeien, die den Wert oder die 
Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufhöben oder minderten. Ihre Haftung ergebe 
ſich alſo nur aus dem Geſetz (8 459 i. Verb. m. § 276 
BGB.). Das würde auch nicht anders fein, wenn ange⸗ 
nommen werden müßte, daß die Geruchfreiheit des Mate⸗ 
rials als beſondere Eigenſchaft zugeſichert worden ſei. 
Denn auch in dieſem Falle beſtimme das Geſetz (8 463 
BGB.) den Umfang der Gewährleiſtungspflicht. 

Einen Rechtsfehler laſſen dieſe Erwägungen, denen 
eine zutreffende Auslegung der in Frage ſtehenden Be⸗ 
ſtimmung zugrunde liegt, nicht erkennen. Der Berg. 
nimmt insbeſondere mit Recht an, daß die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft beim Kaufvertrage den Ausſchluß des 
Verſicherungsſchutzes nach § 4 Abſ. 1 Nr. 1 AVB. nicht 
zu begründen vermöge. Denn eine ſolche Zuſicherung be⸗ 
deutet noch keine Haftungserweiterung des Verkäufers, 
der über den Rahmen des normalen Kaufvertrages, wie 
er im Geſetz ſeine Ausgeſtaltung erfahren hat, hinausgeht. 
Der Verſicherungsnehmer kann jedenfalls bei der Pri- 
fung der Bedingung nicht auf den Gedanken kommen, daß 
dem Verſicherungsſchutz innerhalb der von den kaufrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen des Geſetzes geregelten Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht eine Grenze gezogen werden ſollte. 

(RG., VII. ZivSen., U. v. 7. März 1939, VII 162/38.) 


Anmerkung: Der vorliegende Fall iſt einem ähnlichen 
ſtark verwandt, den Prölß: JW. 1937, 1497 beſprochen 
hat. Nur handelt es ſich dort um einen Perſonenſchaden, 
während hier ein Sachſchaden in Frage kommt. In beiden 
Fällen können aber gegen die Entſcheidung des RG. keine 
Bedenken beſtehen. 8 1 Nr. 1 AllgVerſBed. gewährt dem 
Verſicherungsnehmer Verſicherungsſchutz für den Fall, daß 
er wegen eines Ereigniſſes, das den Tod, die Verletzung 
oder Geſundheitsbeſchädigung von Menſchen (Perſonen⸗ 
ſchaden) oder die Beſchädigung oder Vernichtung von 
Sachen (Sachſchaden) zur Folge hatte, für die Folgen von 
einem Dritten auf Schadenerſatz in Auſpruch genommen 
wird. Hierbei iſt mit keinem Wort erwähnt und nichts 
ſpricht dem Sinne dieſer Beſtimmungen nach dafür, daß 
der den Verſicherten in Anſpruch nehmende Dritte ſelbſt 
der Verletzte ſein müſſe oder daß die beſchädigte Sache ihm 
ſelbſt gehöre. Es muß vielmehr genügen, daß das urſäch⸗ 
liche Moment, das Haftpflichtanſprüche auslöſt, ein Per⸗ 
ſonen⸗ oder Sachſchaden iſt, gleichgültig ob er unmittelbar 
in der Perſon des den Verſicherten in Anſpruch Nehmenden 
oder bei einem Dritten entſteht. Für dieſe Deutung ſpricht 
auch 8 1 Nr. 3 AllgVerſBed., der beſtimmt, daß Ver- 
mögensſchaden jede Schädigung des Vermögens iſt, die 
weder durch Perſonenſchaden noch durch Sachſchaden ent⸗ 
ſtanden iſt, ohne daß hierbei wiederum irgendeine Ein⸗ 
ſchränkung hinſichtlich der Perſon gemacht wäre, die von 
dem Perſonen⸗ oder Sachſchaden betroffen iſt. Abgeſehen 
von dem Wortlaut der AllgVerſBed. läßt fih aber auch 
nach dem Sinn der Allg. Haftpflichtverſicherung oder 
nach Grundſätzen der Billigkeit kein anderes Ergebnis 
rechtfertigen. Es kann bei dem im vorliegenden Fall ein⸗ 
gelagerten Getreide keinen Unterſchied machen, ob das Ge⸗ 
treide der in Anſpruch nehmenden Firma R. ſelbſt gehörte 
oder einer anderen Perſon — hier der Reichsgetreideſtelle. 
Es genügen die beiden Tatſachen, daß ein Schaden durch 
die Verſchlechterung des Getreides hervorgerufen wurde 
und daß wegen dieſes Schadens der Verſicherte mit Erſatz⸗ 
anſprüchen belangt wird. Würde man Identität des ge⸗ 
ſchädigten Eigentümers mit denjenigen annehmen, der 
Haftpflichtanſprüche gegen den Verſicherungsnehmer gel⸗ 
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tend macht, fo könnte niemals Verſicherungsſchutz gewährt 
werden in den Fällen, in denen jemand den Schaden im 
fremden Intereſſe liquidiert, alſo gerade in dem typiſchen 
Fall, in dem geſchädigter Eigentümer und derjenige, der 
den Verſicherungsnehmer in Anſpruch nimmt, gar nicht 
identiſch ſein können. Auch in all den Fällen, in denen 
jemand im eigenen Namen, aber für fremde Rechnung, 
Anſprüche geltend macht, müßte, wenn man die gegneriſche 
Auffaſſung billigen würde, der Verſicherungsſchutz verſagt 
werden. Dieſe Folgerung aber, die nur die notwendige 
Konſequenz dieſer Anſchauung wäre, wird aber wohl kaum 
ernſthaft gezogen werden. 

Irreführend iſt in dieſen Fällen der Ausdruck „Ver⸗ 
mögensſchaden“; denn auch bei Perſonen⸗ und Sachſchä⸗ 
den iſt meiſtens, trotz des allgemeinen Grundſatzes der 
Naturalreſtitution, der Schaden letzten Endes praktiſch ein 
Vermögensſchaden, nur iſt es eben ein Vermögensſchaden, 
der ſeine Urſache in der Beſchädigung einer Perſon oder 
Sache hat. Anders iſt die Lage beim eigentlichen Ver⸗ 
mögensſchaden, der nicht ausgeht von einer beſchädigten 
Perſon oder Sache, ſondern von Anfang an reiner Ver⸗ 
moögensſchaden und nur dieſes ift. Prölß ſchlägt daher: 
JW. 1937, 1498 zweckmäßigerweiſe vor, derartige Schä⸗ 
den mit „reinen“ Vermögensſchäden zu bezeichnen. 

Auch dem zweiten Punkte der Entſcheidung iſt zu⸗ 
zuſtimmen. Die Verſicherbarkeit der Deckung der vertrag⸗ 
lichen Anſprüche war lange Zeit beſtritten. Heute ſteht 
feſt, daß die vertragliche Natur eines Haftpflichtanſpruches 
der Einbeziehung in den Verſicherungsſchutz grundſätzlich 
nicht entgegenſteht. So mit Recht bereits Georgii („Die 
Haftpflichtverſicherung im Entwurf eines Geſetzes über den 
Verſicherungsantrag“, Stuttgart 1904, S. 44): „Begriff⸗ 
lich iſt es für die Haftpflichtverſicherung ganz unweſentlich, 
ob der Dritte in einem Vertragsverhältnis zum Verſicher⸗ 
ten ſteht oder nicht.“ 8 4, I Nr. 1 Allg VerſBed. ſchließt 
nur ſolche Haftpflichtanſprüche von der Deckung aus, ſoweit 
ſie auf Grund von Vertrag oder beſonderer Zuſagen über 
den Umfang der geſetzlichen Haftpflicht des Verſicherungs⸗ 
nehmers hinausgehen. Entſcheidend iſt alſo für den Aus⸗ 
ſchluß der Haftung nicht der Urſprung, ſondern die Über⸗ 
ſchreitung der geſetzlichen Haftpflicht; eine Überſchreitung 
kann naturgemäß nur auf einer rechtsgeſchäftlichen Zuſage 
einer Partei beruhen; denn andernfalls tritt eben die Folge 
ein, die das Geſetz für gewöhnlich, d. h. ohne beſondere Mb- 
machungen, vorſchreibt. Das Geſetz knüpft aber Folgen 
ſowohl an reine Tatbeſtände (unerlaubte Handlungen, 
ungerechtfertigte Bereicherung) wie an Rechtsgeſchäfte (Un⸗ 
möglichkeit, poſitive Vertragsverletzung, Verzug, Sachmän⸗ 
gel uſw.). 
> Im gegebenen Fall ift es daher gleichgültig, ob die 
Geruchsfreiheit der mit Benzol hergeſtellten Klebemaſſe 
zugeſichert war oder ob der Geruch lediglich als Sach⸗ 
mangel in Frage kommt; denn in beiden Fällen knüpft 
das Geſetz Folgen an den rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand. 
Auch bei Annahme einer Zuſicherung hat der Verkäufer 
ſeine Haftung nicht mehr erweitert, als das Geſetz ſie feſt⸗ 
legt. Anders läge der Fall nur dann, wenn der Verſiche⸗ 
rungsnehmer bei Abgabe einer Zuſicherung für den Fall 
des Nichtvorhandenſeins der zugeſicherten Eigenſchaft ſich 
zu mehr verpflichtet hätte als das Geſetz vorſchreibt. In 
dieſem Fall träfe 8 4, 1 Nr. 1 zu, aber auch nur dann. 
Irreführend iſt, daß die Zuſicherung eine über das ge⸗ 
wöhnliche Maß der Sachmängelhaftung hinausgehende 
zuſätzliche Haftung bedingt. Dagegen beſtimmt das Geſetz 
die Folgen dieſer Zusicherung, und ſolange dieſe geſetzlichen 
Folgen nicht durch beſondere Vereinbarung überſchritten 
werden, ſteht der Deckung durch den Verſicherungsſchutz 
nichts entgegen. 

. Natürlich find nur ſolche Anſprüche wiederum ge- 
deckt, die auf Perſonen⸗ oder Sachſchaden zurückgehen, 
wenn es ſich nicht um eine Vermögenshaftpflichtverſiche⸗ 
rung handelt. Anſprüche wie Wandlung oder Minderung 
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können daher nicht in Frage kommen, ſondern nur Scha⸗ 
denserſatzanſprüche, insbeſondere ſolche wegen poſitiver 
Vertragsverletzung. Ein ſolcher ſcheint hier auch vorzu⸗ 
liegen, wenn auch die Wiedergabe des Urteils dies nicht 
mit Beſtimmtheit erkennen läßt. — 


Der Entſcheidung iſt ſomit in allen Punkten, ſowohl 
im Ergebnis wie in der Begründung zuzuſtimmen. 


Prof. Dr. Theodor Süß, Berlin. 


* 


33. OLG. — AllgVerſBed. für Unfallverſicherung. Iſt 
in den Allg VerſBed. eine Klauſel enthalten, durch die ſich die 
Verſicherung — wenn der Verſicherte verheiratet iſt — bei 
gemeinſamer Haushaltsführung auch auf den Ehegatten er⸗ 
ſtreckt und durch die „an Stelle des Ehegatten“ eine weitere 
erwachſene Perſon mitverſichert werden kann, ſo rückt ein 
mitverſicherter Hausgenoſſe verſicherungsrechtlich in die Stelle 
eines mitverſicherten Ehegatten des Verſicherten ein. 


R Die Kl. Hat ſich auf Grund eines Zeitſchriftenbezuges 
bei der Bekl. u. a. gegen Unfalltod verſichert. Mitverſichert 
war der Neffe der Kl., Werner M., der infolge eines Un⸗ 
falls am 3. März 1938 verſtorben iſt. Auf Grund dieſes 
Todesfalls verlangt die Kl. von der Bekl. die für Unfalltod 
vorgeſehene Verſicherungsſumme von 1200 RM abzüglich 
eines als Sterbegeld gezahlten Betrages von 100 AM. 
Die in Betracht kommenden Verſicherungsbedingungen ſind 
folgende: 


Der Abſ. 2 des § 1 AllgVerſBed., der ſich unter Ab- 
ſchnitt I — MllgBerjßed. für die Abonnenten⸗Unfallverſiche⸗ 
rung — befindet, lautet: „Iſt der Abonnent verheiratet, ſo 
erſtreckt ſich die Verſicherung im gleichen Umfang auch auf 
ſeinen Ehegatten, ſofern dieſer mit ihm im gemeinſamen Haus⸗ 
halt lebt und auf dem Verſicherungsausweis und dem Be- 
ſtellſchein mit vollen Namen und Geburtsdatum bezeichnet 
wird. An Stelle des Ehegatten kann auf Verlangen eine 
weitere erwachſene Perſon mitverſichert werden, jedoch nie⸗ 
mals zwei männliche Perſonen zuſammen ... Die durch ein 
Abonnement verſicherten beiden Perſonen müſſen im ge⸗ 
meinſamen Haushalt leben und auf dem Verſicherungsaus⸗ 
weis und dem Beſtellſchein mit vollem Namen und Geburts⸗ 
datum angegeben fein.” 


Der § 2 — unter I — lautet: „Die Ausübung der 
Rechte aus dieſer Verſicherung ſteht dem Anſpruchsberech⸗ 
tigten (vgl. § 10, Abſ. 3) zu; auch ift dieſer für die Er- 
füllung der Obliegenheiten verantwortlich.“ 

Der Abſ. 3 des § 10 — ebenfalls unter 1 — lautet: 
„Anſpruchsberechtigt ſind: Im Invaliditätsfalle der Ver⸗ 
letzte ſelbſt, im Todesfalle in erſter Linie der Ehegatte; für 
den Fall, daß dieſer nicht mehr am Leben iſt, die ehelichen 
Kinder; und für den Fall, daß weder ein Ehegatte noch 
Kinder vorhanden ſind, die Eltern; und, falls auch dieſe 
nicht mehr am Leben ſind, die Geſchwiſter des Verletzten. 
Die unehelichen Kinder ſtehen in ihrer Beziehung zur Mutter 
den ehelichen Kindern gleich.“ 

Beide Inſtanzen haben nach Klageantrag erkannt. 


Der Vorderrichter hat der Klage in erſter Linie mit 
der Begründung ſtattgegeben, daß der Kl. die für den Fall 
des Unfalltodes ihres Neffen vorgeſehene Verſicherungs⸗ 
fumme gem. I 88 1 Abſ. 2, 10 Abf. 2 Allg Verſ Bed. zuftehe. 
Er hat den § 1 Abſ. 2 S. 2 Allg Verf Bed. dahin ausgelegt, 
daß die Kl. und ihr Neffe im Rahmen des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes als „Ehegatten“ anzuſehen ſeien, weil der 
Neffe „an Stelle“ des nicht vorhandenen Ehegatten mitver⸗ 
ſichert worden ſei und deshalb die beiden Verſicherten der 
Bekl. gegenüber die Rechtsſtellung erworben hätten, die 
ihnen zukommen würde, wenn ſie miteinander verheiratet 
wären. 


> Iſt diefe Auffaſſung des Vorderrichters zutreffend, ſo 
iſt die Klage ohne weiteres begründet. Denn dann iſt die 
Kl., weil ſie als „Ehegatte“ ihres verſtorbenen Neffen zu 
behandeln iſt, gem. 8 10 Abi. 3 Allg VerſBed. in erſter Linie 
bezugsberechtigt. Auch iſt durch die von der Kl. vorgelegte 
Beſcheinigung der Polizeiverwaltung in W. v. 14. Febr. 1939 
genügend dargetan, daß der Neffe der Kl. bis zu ſeinem 
Tode mit der Kl. in einem gemeinſamen Haushalt gelebt 
hat. Endlich ſtehen die 88 179 Abſ. 3, 76 Abſ. 3 i. Verb. m. 
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8 179 Abſ. 2 VVG., auf die die Bekl. hinweiſt, dem An⸗ 
ſpruch der Kl. nicht entgegen. Denn 8179 Abi. 3 iſt nicht 
anwendbar, weil es ſich um keine Verſicherung gegen Unfall 
eines anderen für eigene Rechnung handelt, und die 88 179 
Abſ. 2, 76 Abf. 3 treffen nicht zu, weil die Kl., wovon auch 
die Bekl. ausgeht, nicht Verſicherungsnehmerin iſt, ſondern 
nur als Verſicherte und Bezugsberechtigte in Frage kommt. 

Die Vorſchrift des 8 1 Abſ. 2 S. 2 Allg VerſBed. ift, 
da die Worte „an Stelle des Ehegatten“ nach dem Zuſam⸗ 
menhang, in welchem ſie ſtehen, eine verſchiedene Deutung 
zulaſſen, ihrem Wortlaut nach tatſächlich unklar und bebarf 
daher der Auslegung. Die von dem Vorderrichter gewählte 
Auslegung widerſpricht in keiner Weiſe den Denkgeſetzen. 
Ihr ſteht auch das von der Bekl. in bezug genommene Urt. 
des erk. Sen. v. 3. März 1937 (6 U 245/36) nicht entgegen, 
da dieſes Urteil ſich nicht mit der hier in Frage ſtehenden 
Auslegung des 8 1 Abſ. 2 S. 2 Allg Verſ Bed. ſondern mit 
8 10 Allg VerſBed. befaßt. Ob im übrigen der von dem 
Vorderrichter vertretenen Auffaſſung rechtliche Bedenken 
entgegenſtehen, kann dahingeſtellt bleiben, wenn die in 
Frage ſtehende Vorſchrift von einem unbefangenen Laien 
im redlichen Verkehr des täglichen Lebens ſo verſtanden 
wird, wie der Vorderrichter ſie verſtanden hat. Denn dann 
muß die Bekl. die Vorſchrift in dieſem Sinne gegen ſich 
gelten laſſen. Nach der Auffaſſung des erkennenden Gerichts 
ſtimmt die Auslegung des Vorderrichters mit dem Sinne, 
den ein unbefangener Laie der in Frage ſtehenden Vor⸗ 
ſchrift gibt, überein. 

Der der Vorſchrift zugrunde liegende Gedanke ift der, 
dem Verſicherten für den Fall, daß er unverheiratet iſt, die 
Möglichkeit zu geben, ſtatt eines Ehegatten einen ſonſtigen 
Hausgenoſſen als Mitverſicherten zu bezeichnen. Dies wird 
— zumal in beiden Fällen die Mitverſicherung in gleicher 
Weiſe unentgeltlich erfolgt — einen unbefangenen Laien zu 
der Auffaſſung bringen, daß die Ausnutzung der gegebenen 
Möglichleit für die beiden Verſicherten die gleichen An⸗ 
ſprüche erzeugen ſoll, wie ſie im Falle der Verſicherung 
zweiter Eheleute für dieſe entſtehen. In dieſer Auffaſſung 
wird der unbefangene Laie durch den e der Worte 
„an Stelle des Ehegatten“ in g 1 Abs. 2 S. 2 Allg VerſBed. 
beſtärkt werden. Denn gerade wegen dieſer Worte wird er 
annehmen, daß der mitverſicherte Hausgenoſſe verſicherungs⸗ 
rechtlich in die Stelle eines mitverſicherten Ehegatten des 
Verſicherten einrücken ſoll, affo den verſicherten Hausge⸗ 
noſſen die gleichen Anſprüche eingeräumt werden ſollen, wie 
zwei verſicherten Ehegatten. Die Gewährung dieſer An⸗ 
ſprüche wird ihm auch deshalb als ſelbſtverſtändlich erſchei⸗ 
nen, weil fie — vom Standpunkt des Verſicherers aus be⸗ 
trachtet — genau dem entſpricht, was der a ER in 
dem gleichgeſtellten Falle der Verſicherung zweier Ehegatten 
zu leiſten verſpricht, und weil jle — vom Standpunkt der 
Verſicherten aus betrachtet. — allein dem ſich aus einer ver⸗ 
nünftigen Überlegung ergebenden Zweck der Mitverſicherung 
icht. Denn wenn Hausgenoſſen eine derartige Ver⸗ 


entſpricht. zusgend b ie anal BER: 
1 ingehen, ſo tun ſie dies — e enſo wie zwe h 
kaltes bie 8 en eingehen — natürlicherweiſe 


Sage Zweck, daß die im Todesfalle des einen entſtehenden 


üche dein überlebenden zufallen. Beſonders klar ift 
dies nat des Sterbegeldes. Der Auſpruch — 
Sterbegeld würde aber, wenn man der Auslegung 2 an 
derrichters nicht folgt, beim Tode des einen Hau genoſſen 
nicht dem anderen, ſondern dem etwa bc ene pe z 
lichen Ehegatten des alen ( g a Pate n, 

0 allen 8 2 S . 

Das e die dem mit der Verſicherung — — 
Hausgenoſſen vernünftigerweiſe erſtrebten Jwech 4 
widerſpricht und die ſich deshalb ein unbefangener 0 1715 
vorſtellen wird, wenn eine andere Auslegung der Allg 
Bed. denkgeſetzlich möglich iſt. 3 

Berückſichtigt man dies alles, ſo rechtfertigt Der 
Annahme, daß ein unbefangener Laie im redlichen m 55 
des täglichen Lebens die in Frage. ſtehende 89 7 si 
AllgVerſBed. fo verſtehen wird, wie der Vorderr 
getan hat. 


(DLG. Düſſeldorf, 
6 U 254/38.) 
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34. OLG. — Kraftfb. Nicht der Vorfahrtberechtigte iſt 
dafür verantwortlich, daß er in nicht mehr ausreichender Zeit 
und auf nicht mehr ausreichendem Raum Maßnahmen auf 
ungewiſſer Grundlage trejjen muß und ſich dabei für eine 
ſolche entſcheidet, die vielleicht objektiv nicht richtig iſt, aber 
nach ſeiner Erkenntnismöglichkeit ebenſo richtig ſein kann, 
ſondern der Wartepflichtige, der den Vorfahrtberechtigten jo 
kurz vor dem Kreuzungsraum beider Fahrtwege in dieſe 
Zwangslage gebracht hat. 


Am 3. Okt. 1935 bog der R. mit ſeinem Leichtkraftrad 
aus der von B. kommenden Nebenſtraße nach links in die 
Reichsſtraße nach M. ein. Dabei ſtieß er mit dem in ent⸗ 
gegengeſetzter Richtung auf der Staatsſtraße herankommen⸗ 
den Perſonenkraftwagen des Bekl. zuſammen, den dieſer 
ſelbſt lenkte. R. kam dadurch zu Fall und erlitt erhebliche 
Verletzungen. 

Die Kl. macht Erſatzanſprüche geltend, die nach § 1542 
NVO. von R. auf fie als Trägerin der Sozialverſicherung 
übergegangen ſeien. Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Die Kl. begründet ihren Anſpruch im weſentlichen 
folgendermaßen: 

Sie habe für R. Heilungskoſten nach der RBO. auf- 
wenden müſſen. Hierfür fei der Bekl. erſatzpflichtig, weil er 
den Unfall berſchuldet habe. Denn er habe R. auf der linken 
Straßenſeite angefahren, als dieſer den Kreuzungsraum der 
beiderſeitigen Fahrtwege ſchon wieder verlaſſen habe und 
auf der rechten Straßenſeite in der Richtung nach M. ge⸗ 
fahren ſei. 

Der Bekl. erwidert: 

Er ſei nach links ausgebogen, um R. auszuweichen, als 
dieſer, den Linksbogen ſchneidend, im Kreuzungsraume auf 
ihn zugefahren ſei. R. habe daher durch Mißachtung des 
Vorfahrtsrechts den Unfall ſelbſt und allein verſchuldet. 

Die Klage iſt deshalb unbegründet, weil der Bekl. für 
den Schaden aus dem Unfalle R. gar nicht haftet. Da der 
Bekl. vorfahrtsberechtigt, ſein Vorfahrtsrecht ſogar zweifels⸗ 
frei durch amtliche Verkehrszeichen geſichert war, durfte 
einerſeits R. den als Fahrtweg des Bekl. in Frage kommen⸗ 
den Teil der Hauptſtraße nicht in einer Weiſe kreuzen, die 
den Verkehr gefährdete, konnte aber andererſeits der Bell. 
auch zunächſt darauf vertrauen, daß R. dem Rechnung tragen 
werde. Gegen dieſe Verpflichtung aber hat R. verſtoßen, 
ohne daß es dem Bekl. dann, als er den Verſtoß erkannte, 
noch möglich war, die Folgen abzuwenden. Die Sachlage iſt 
nicht ſo, daß der Fall eines Vorfahrtsrechtes gar nicht vor⸗ 
liegt, ſondern R. nach gefahrloſem Einbiegen mit einem ent⸗ 
gegenkommenden Wagen zuſammengeſtoßen iſt, weil dieſer 
aus unerklärlichen Gründen verkehrswidrig links gefahren 
iſt. Das Linksfahren des Bekl. iſt vielmehr kein, noch gar 
ein von der Fahrweiſe R.s unabhängiges Verſchulden, ſon⸗ 
dern eine vom Bekl. unverſchuldete Folge einer Vorfahrts⸗ 
rechtsverletzung durch R. Wegen ſeines Vorfahrtsrechtes 
kounte es der Bekl. zunächſt R. allein überlaſſen, einen 
Zuſammenſtoß im Kreuzungsraume zu vermeiden; er konnte 
darauf rechnen, daß R., der ja auch nicht ſchnell fuhr, vor 
der Hauptſtraße anhalten werde. Die Bremsſpur des Bekl. 
beweiſt nun aber, daß er, einſchließlich des Reaktionsweges, 
20 bis 30 Meter vor der Zuſammenſtoßſtelle durch Bremſen 
und Linksabbiegen plötzlich Maßnahmen ergriff, um einer 
Gefahr zu begegnen. Dieſe Gefahr kann nur die Erkenntnis 
geweſen ſein, daß R. nicht mehr rechtzeitig vor der Haupt⸗ 
ſtraße anhalte. Ob es demgegenüber für ihn objektiv rich⸗ 
tiger war, nach rechts oder nach links auszubiegen, hing 
davon ab, ob der langſam fahrende R. weiterfahren, oder 
ob er doch noch, teilweiſe oder ganz auf der Hauptſtraße, zu 
halten verſuchen werde. Welcher von beiden gleicherweiſe im 
Bereiche der Möglichkeit liegenden Fälle eintreten werde, 
konnte der Bekl. nicht wiſſen; aber er mußte ſich entſcheiden. 
Daß er ſich für das Linksabbiegen, alſo objektiv nach dem 
Sachausgange vielleicht falſch, entſchied, iſt kein Ver⸗ 
ſchulden. Der mit Verkehrsunfällen auch ſonſt befaßte Sen. 
kennt als nicht ſelten auch den Fall, daß umgekehrt auch 
ein Ausbiegen des Vorfahrtsberechtigten nach rechts mißlingt, 
weil der andere doch noch ſtopt, und daß dann geſagt wird, 
erſterer habe nach dem Grundſatz „weg von der Gefahr!“ 
handeln und nach links ausbiegen müſſen. Nicht der Bekl. 
iſt dafür verantwortlich, daß er in nicht mehr ausreichender 
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auf ungewiſſer Grundlage treffen mußte und ſich dabei für 
eine ſolche entſchied, die vielleicht objektiv nicht richtig war, 
aber nach feiner Erkenntnis möglichkeit ebenſo richtig fein 
konnte, ſondern R., der, für ihn ſelbſt auch erkennbar, den 
Bekl. ſo kurz vor dem Kreuzungsraum beider Fahrtwege in 
dieſe Zwangslage brachte. Das war R. durch das Vorfahrts⸗ 
recht des Bekl. verboten; gegen dieſes hat er unter Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt verſtoßen. 

Hiernach hat R. durch ſeine Fahrläſſigkeit allein den 
Zuſammenſtoß verurſacht, den Bekl. trifft keine Schuld. 

(OLG. Dresden, 9. ZivSen., Urt. v. 16. Febr. 1939, 
9 U 102/38.) 

*. 

* 35. RG. — 87 KraftfG. Zur Frage, wann ein SHa- 
den durch den „Betrieb eines Kraftfahrzeugs“ entſtanden 
ijt. — Bei Sonderfahrzeugen muß der Teil des Fahrzeugs, 
von dem die ſchädigende Wirkung ausgeht, mit dem Weſen 
des Kraftfahrzeugs als eines Beförderungsmittels 
im Zuſammenhang ſtehen, um eine Haftung aus 87 zu 
begründen. — Zum Begriff dieſes Zuſammenhanges. 

Am 10. Dez. 1934 gegen 18 Uhr ließ der Zweitkl., 
der Kutſcher St., einen mit zwei achtjährigen Halbblut⸗ 
ſtuten beſpannten Rollwagen des Erſtkl. B. etwa 10 Mi⸗ 
nuten unbeaufſichtigt auf dem Ger Marktplatz ſtehen, 
ohne das Fuhrwerk durch Abſträngen oder ähnliche Maß⸗ 
nahmen zu ſichern. Währenddeſſen näherte ſich ein der 
Firma L. (Erſtbekl.) gehörender, von dem Kraftwagen⸗ 
führer P. (Drittbekl.) geſteuerter Lautſprecher⸗Werbekraft⸗ 
wagen, deſſen Lautſprecheranlage von dem Ingenieur B. 
(Zweitbekl.) bedient wurde, dem Marktplatz. Der Laut⸗ 
ſprecherwagen hatte bereits vorher begonnen, den Kuckucks⸗ 
walzer zu ſpielen und befand ſich noch etwa 60 m hinter 
dem Pferdewagen, als die Kuckucksrufe dieſes Muſikſtücks 
ertönten. Hierdurch veranlaßt, gingen die Pferde des Roll⸗ 
wagens durch und überrannten auf ihrem Wege den H., 
der bei dem Unfall ſchwer verletzt wurde. 

In einem Vorprozeß hat H. von den jetzigen Kl. 
Erſatz des ihm infolge des Unfalls entſtandenen Schadens 
begehrt. Auf Grund eines Vergleichs hat H. eine Ab⸗ 
findung erhalten, ferner wurden die Anſprüche der Kran⸗ 
kenkaſſe und der Berufsgenoſſenſchaft von den Kl. getilgt. 

In dem vorl. Verfahren nehmen die Kl. gegen die 
Bekl. Rückgriff, und zwar ſowohl aus dem Krafti®. als 
aus unerlaubter Handlung. 

Die Bekl. beſtreiten eine Haftung aus dem KraftfG., 
weil der Unfall nicht bei dem Betriebe des Kraftwagens 
erfolgt ſei. Eine Haftung aus unerlaubter Handlung ſei 
nicht gegeben, da die Muſik auch unter Berückſichtigung der 
örtlichen Verhältniſſe keineswegs übermäßig laut geweſen 
und im übrigen von allen Beteiligten alle Sorgfalt an⸗ 
gewandt worden ſei. Der Unfall beruhe vielmehr auf der 
Sorgloſigkeit des Kutſchers, der den Wagen nicht geſichert 
habe; die empfindlichen Pferde ſeien zu dieſer Abendſtunde 
aus ihrem allgemeinen Stalldrang heraus durchgegangen. 

Das BG. hat eine Haftung der Bekl. zu 1 und 3 
im Ergebnis zutreffend verneint, wenn auch die Begrün⸗ 
dung weder erſchöpfend iſt noch die Erörterung der Fragen 
auseinanderhält, ob ein Betriebsvorgang gegeben und ob 
ein ſolcher für den Unfall adäquat urſächlich geworden iſt. 
Die Haftung aus dem KraftfG. fegt zweierlei voraus: 
Einerſeits muß die Unfallurſache als zum Betrieb des 
Kraftfahrzeugs gehörig feſtgeſtellt werden; andererſeits 
muß dieſe Urſache allgemein vorausſehbar, d. h. (adäquat) 
urſächlich für einen ſolchen Unfall ſein. 

Die Rev. trägt hierzu vor: Der Unfall brauche nicht 
durch eine dem Betriebe des Kraftfahrzeugs eigentümliche 
Gefahr entſtanden zu ſein. Es genüge ein örtlicher und 
zeitlicher Zuſammenhang mit einem Betriebsvorgang oder 
mit beſtimmten Betriebseinrichtungen. Dieſer Zuſammen⸗ 
hang müſſe hier angenommen werden, weil der Unfall 
während der Fahrt des Kraftfahrzeugs entſtanden fei. Da 
es ſich um einen eigens für einen beſtimmten Zweck her⸗ 


geſtellten Kraftwagen handele, könne nicht zwiſchen dem 
Kraftfahrzeug als ſolchem und der Lautſprecheranlage un⸗ 
terſchieden werden. Beide Teile ſeien eine Einheit. Daher 
handele es fich bei dem durch den Lautsprecher verurſachten 
Lärm um Gefahren, die von dem Betriebe dieſes Kraft⸗ 
fahrzeugs ausgegangen und ihm eigentümlich ſeien. 

Nach der Entſch. RG. 132, 262 (265) genügt für 
den Begriff des Betriebes eines Kraftfahrzeugs 
i. S. von § 7 KraftfG. allerdings ein „unmittelbarer 
(näherer) örtlicher und zeitlicher Zuſammenhang mit einem 
beſtimmten Betriebsvorgang“ (Fahren, Anhalten, Offnen 
der Türen uſw.) „oder mit beſtimmten Betriebseinrich⸗ 
tungen des Kraftfahrzeugs“, d. h. allen ſeinen Einrichtun⸗ 
gen, die dem Fahr⸗ und Beförderungszweck dienen. Es 
„darf dabei nicht allgemein gefordert werden, daß der Un⸗ 
fall durch Gefahren verurſacht ſein müſſe, die dem Betriebe 
eines Kraftfahrzeugs eigentümlich und mit anderen Be⸗ 
trieben nicht verbunden ſind“. Nur wenn es an jenem Zu⸗ 
ſammenhang fehlt, „iſt der Nachweis erforderlich, daß der 
Unfall im inneren Zuſammenhang mit einer dem Kraft⸗ 
fahrbetrieb eigentümlichen — wenn auch nicht ausſchließlich 
eigentümlichen — Gefahr ſteht“. Dabei wird die Frage 
von Bedeutung, ob dieſe Grundſätze lediglich auf das 
Kraftfahrzeug als ſolches oder auch auf die Ladung bzw. 
bei einem Sonderfahrzeug das — wie im vorl. Falle — 
lediglich für eine beſtimmte, den Alleinzweck des ganzen 
Fahrzeugs bildende Verwendung hergerichtet iſt, auch auf 
deſſen Einrichtungen anzuwenden ſind. 

Bei der Fülle der möglichen Geſtaltungen läßt ſich 
keine erſchöpfende Darſtellung geben. Immer werden die 
Umſtände des Einzelfalles maßgebend bleiben. Gleichwohl 
werden ſich für die Anwendung der vorerwähnten Grund⸗ 
ſätze etwa folgende leitenden Geſichtspunkte aufſtellen laf- 
ſen: Bei Schäden, die durch Berührung mit dem Fahrzeug 
oder dem gleichſtehende Vorgänge, d. h. durch das Fahr⸗ 
zeug als körperlichen Gegenſtand, entſtehen, wird der Be⸗ 
griff des „Betriebes“ auf das Fahrzeug in ſeiner Ge⸗ 
ſamtheit und in ſeiner jeweiligen Geſtaltung einſchließlich 
etwaiger Sonderaufbauten und der Ladung bezogen wer⸗ 
den müſſen. Wird beim Fahren, Anhalten, Öffnen der 
Tür ufw. durch das Fahrzeug, feine Aufbauten, feine 
Ladung oder Teile davon, etwa durch herausragende Teile 
der Ladung, ein Schaden herbeigeführt, ſo iſt er als beim 
Betriebe des Geſamtfahrzeugs entſtanden anzuſehen. Hier 
iſt eine Trennung nicht denkbar; denn das Fahrzeug wird 
als Ganzes bewegt oder angehalten; die Aufbauten und 
die Mittel zur Befeſtigung der Ladung gehören zu den 
dem Fahr⸗ und Beförderungszwecke dienenden Einrichtun⸗ 
gen des Fahrzeugs. Das Geſagte gilt auch für Schäden, 
die beim Fahren, Anhalten uſw. etwa durch Loslöſung 
von Teilen des Fahrzeugs, ſeiner Aufbauten oder ſeiner 
Ladung herbeigeführt werden (Abbrechen von Teilen der 
Aufbauten, Herausfallen von Stücken der Ladung infolge 
der Art der Verſtauung). 

Anders als bei dieſen Schädigungen durch unmittel⸗ 
bare, körperliche Einwirkung müſſen die Fälle behandelt 
werden, bei denen es ſich nur um mittelbare Einwirkungen. 
(optiſche, akuſtiſche u. dgl.) handelt. Hier ift zu unter- 
ſcheiden, ob dieſe Einwirkungen von dem Fahrzeug als 
ſolchem einſchließlich ſeiner dem Beförderungszweck dienen⸗ 
den Aufbauten oder von der Ladung ausgehen; der Ladung 
müſſen Sondereinrichtungen gleichgeſtellt werden, wenn ſie 
nichts anderes darſtellen als eine zur Dauereinrichtung 
gewordene Ladung. Im einzelnen ergibt ſich dabei folgen⸗ 
des: Wird ein einem Kraftwagen entgegenkommender Fah⸗ 
rer durch die Scheinwerfer des Kraftwagens geblendet, ſo 
iſt die Schädigung beim Betriebe des Kraftwagens, näm⸗ 
lich ſeiner Scheinwerfer, erfolgt. Geht die Blendung aber 
etwa von dem auf einem Kraftwagen der Wehrmacht, der 
Polizei oder der Feuerwehr aufgebauten Scheinwerfer aus, 
mit dem während der Fahrt das Gelände abgeſucht wird, 
ſo entſpringt die Gefahr nicht mehr „dem Betriebe des 
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Kraftwagens“, ſondern den polizeilichen uſw. Maßnahmen, 
welche unabhängig davon vorgenommen worden ſind. — 
Eine Vergiftung infolge Laufenlaſſens des Motors in ge⸗ 
ſchloſſenen Räumen iſt auf den Betrieb des Fahrzeugs 
zurückzuführen. Platzt jedoch ein auf einem Laſtwagen be⸗ 
förderter Behälter und entwickelt deſſen ausfließender In⸗ 
halt Giftgaſe, ſo können die dadurch entſtandenen Schäden 
nicht mehr dem Betriebe des Kraftwagens zugerechnet wer⸗ 
den (ſiehe das einen ähnlichen Fall betreffende Urteil des 
RG. v. 9. Mai 1934 in der Sache VI 466/33). Wenn 
andererſeits der Stoff nicht in einem Behalter auf einem 
gewöhnlichen Laſtwagen befördert wird, ſondern wenn ſich 
der Unternehmer etwa wegen der Menge des zu befördern⸗ 
den Stoffes oder wegen der Häufigkeit ſolcher Fahrten 
eines fog. Keſſelwagens bedient, fo ſtellt der Keſſel eine 
dem Beförderungszweck dienende Betriebsein richtung des 
Fahrzeugs dar; ein durch Leckſpringen des Keſſels hervor⸗ 
gerufener Unfall würde daher hier von der Betriebsein⸗ 
richtung ausgehen und ſonach beim Betriebe des Fahr⸗ 
zeugs erfolgt ſein. — Bei Geräuſcheinwirkungen gehören 
die Signale, etwaiges Klappern der Fahrzeugteile oder 
ſonſtige von dem Fahrzeug ſelbſt ausgehende Geräuſche 
zu den Betriebsvorgängen. Wird dagegen eine Muſikkapelle 
auf einem Kraftwagen befördert und werden durch ihr 
Spiel Menſchen oder Tiere erſchreckt, ſo kann man nicht 
davon ſprechen, daß der Schaden „bei dem Betriebe des 
Fahrzeugs“ entſtanden fei. Das gleiche muß aber gelten, 
wenn die Muſik nicht von einer Kapelle, ſondern von einer 
Lautſprecheranlage ausgeht, ſelbſt wenn dieſe — wie bei 
Werbekraftwagen — auf dem Fahrzeug feſt eingebaut ift. 
Gewiß bilden dann beide eine Einheit; die Zweckbeſtim⸗ 
mung des Werbekraftwagens erfordert es auch, daß das 
Umherfahren und die Muſikerzeugung zuſammenfallen; 
das Fahrzeug dient daher der Verbreitung der Muſik. 
Aber die Muſik dient nicht dem Beförderungszweck des 
Fahrzeugs: etwaige von der Muſik ausgehende Einwir⸗ 
kungen ſind vielmehr ausſchließlich ihr ſelbſt und nicht dem 
Fahrzeugbetriebe zuzurechnen, und zwar weder dem Be⸗ 
triebsvorgang (Fahren, Anhalten uſw.) noch den dem 
Beförderungszweck dienenden Einrichtungen, nämlich der 
Karoſſerie einſchließlich der zur Befeſtigung der Laut⸗ 
ſprecheranlage vorhandenen Vorrichtungen. Die Lautſprecher⸗ 
anlage ſelbſt mag zwar äußerlich (körperlich betrachtet) 
ebenfalls eine Einheit mit dem Fahrzeug bilden; mit ſeinem 
al ſie nichts zu tun. 

ie Gude fahr I iſt daher zu unterſuchen, ob 
der Teil, von welchem die ſchädigende Wirkung ausgeht, 
mit dem Weſen des Kraftfahrzeugs als eines Be⸗ 
förderungsmittels im Zusammenhange ſteht, d. h. 
mit den Fahrvorgängen und den Beförderungseinrichtun⸗ 
gen. Das iſt, wie gezeigt, bei dem Tank eines Keſſel⸗ 
wagens zu bejahen, für eine Scheinwerferanlage und für 
eine Lautſprecheraulage jedoch nicht. PA i 

In allen derartigen Fällen iſt es natürlich gleichwohl 
denkbar, daß die Gefahr erſt durch beſondere mit dem 
Kraftfahrzeug, ſeiner Bewegung oder ſeinem Anhalten, 
zuſammenhängende Umſtände geſchaffen oder an 
Ein ſolcher Fall liegt z. B. vor, wenn die Blendwir ung 
des Polizeiſcheinwerfers erſt infolge der Schnelligkeit der 
Annäherung, die keine Gegenmaßnahmen mehr zuließ, zum 
Unfall geführt hat; oder wenn die Füſſer nur infolge der 
Erſchütterungen auf der Fahrt infolge der ſchlechten gede 
rung des Fahrzeugs oder infolge ſchnellen Fahrens auf 
ſchlechten Straßen leckgeſprungen find. Für das Vorliegen 
ſolcher beſonderen Zusammenhänge iſt der Verletzte beweis⸗ 
pflichtig, ſoweit er ſich nicht nach den Umſtänden auf den 
Beweis des erſten Anſcheins berufen kann. Ergibt ſich 
danach, daß der Unfall auf eine dem Kraftfahrbetriebe 
eigentümliche Gefahr zurückzuführen iſt, jo ift die af- 
tung aus dem KraftfG. wiederum gegeben. y 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 8. März 1939, VI 239 2 


* 36. RG. — 8 17 Kraftſcz.; 8 850 g 3PO.; 8 394 
Satz 1 BGB. 

1. Es entſteht im Rahmen des 8 17 Kraftſch. dann 
kein einheitlicher Ausgleichsanſpruch, wenn der unfallver⸗ 
letzte Kraftwageninſaſſe nach dem Unfall den einen aus⸗ 
gleichspflichtigen Schädiger beerbt. In dieſem Falle ſteht 
ihm der volle Schadenserſatzanſpruch zu, während der Schä⸗ 
diger ſeinerſeits nur einen Ausgleichsanſpruch hat. 

2. Da der Schadenserſatzanſpruch — insbeſ. ſoweit es 
ſich um einen Rentenanſpruch handelt — nicht pfändbar iſt, 
kann der Schädiger gegen ihn auch nicht mit ſeinem Aus⸗ 
gleichsanſpruch aufrechnen. Beruft ſich der Verletzte hier⸗ 
auf und fordert er die volle Rente, ſo handelt er — trotz 
des Vorhandenſeins des Gegenanſpruchs — keinesfalls arg⸗ 
liſtig. 

Am 25. Juli 1935 vormittags fuhr die Kl. auf dem 
Rückſitz des Kraftrades ihres Ehemannes, der es ſteuerte, 
auf der Straße zwiſchen H. und H. Das Kraftrad ſtieß 
mit dem ſchwer beladenen Laſtkraftwagen des Bekl. zu⸗ 
ſammen, der ihn ſelbſt lenkte. Die Kl. und ihr Ehemann 
wurden auf die Straße geſchleudert. Der Ehemann ſtarb 
infolge der Verletzungen am nächſten Tage; die Kl. erlitt 
ſchwere Verletzungen. Der Bekl. iſt im Strafverfahren 
rechtskräftig wegen fahrläſſiger Tötung und Körperver⸗ 
letzung verurteilt worden. 

Die Kl., die ihren Mann beerbt hat, hat im jetzigen 
Rechtsſtreit ſowohl Anſprüche ihres Mannes als auch in 
ihrer Perſon entſtandene Anſprüche geltend gemacht. 

Der Bekl. hat zwar Anſprüche, die jetzt nicht mehr im 
Streit find, zu Ys anerkannt, jedoch jede Haftung in Abrede 
geſtellt, ſoweit es ſich um den noch ſtreitigen Anſpruch 
handelt. 

Das BG. erörtert u. a. die Frage, ob die Kl. fih das 
Verſchulden ihres Ehemannes, das etwa 60 %% im Ber- 
hältnis zu dem des Bekl. betrage, anrechnen laſſen müſſe. 
Die Kl. mache einen Schadenserſatzanſpruch aus eigenem 
Recht, nicht aus dem Recht ihres Ehemannes geltend. Da 
ſie Inſaſſin des Kraftrades geweſen ſei, könne ihr ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden ihres Mannes nach dem Krafti®. 
oder nach 8843 BGB. nicht entgegengehalten werden. Sie 
fei aber Alleinerbin ihres Mannes. Deshalb fei die Aus- 
gleichungspflicht des Mannes gegenüber dem Bekl. aus 
817 Straftf®. und aus 88 830, 840 Abf. 1, § 426 BGB. auf 
die Kl. übergegangen; nur fei der im 8426 BGB. anf- 
geſtellte Verteilungsgrundſatz in 8 17 Straftf®. geändert. 
Es ſei aber keine Vereinigung von Recht und Verbindlich⸗ 
keit eingetreten, die von ſelbſt das Erlöſchen von Recht und 
Verbindlichkeit zur Frage haben würde; denn der Klage⸗ 
anſpruch richte ſich nicht gegen den Ehemann der Kl., ſon⸗ 
dern gegen einen Dritten, den Bekl. Zwar ſei inſoweit, 
als dieſer vom Ehemann der Kl. Ausgleichung verlangen 
könne und die Kl. befriedigt habe, die Forderung der Kl. 
gegen ihren Ehemann auf den Bekl. übergegangen. Dieſen 
übergang könne er jedoch nur im Wege der Aufrechnung 
geltend machen. Aufrechnung ſei aber gegenüber den An⸗ 
ſprüchen aus 8843 BGB. und 8s 11, 13 Krafti®. durch 
§ 850 g Ziff. 1 ZPO. i. Verb. m. 8 394 S. 1 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen. Es komme deshalb nicht darauf an, wie hoch 
das Verſchulden des Ehemannes der Kl. zu bewerten fei. 

Zutreffend geht das BG. davon aus, daß die Kl. einen 
in ihrer eigenen Perſon entſtandenen Schadenserſatzanſpruch 
geltend macht. Sie leitet den Anſpruch daraus her, daß 
ſie ſelbſt bei dem Betriebe des Kraftwagens des Bekl. und 
durch fein Verſchulden körperlich verletzt und dadurch völ⸗ 
lig erwerbsunfähig geworden ſei. Dieſer Anſpruch wird als 
ſolcher durch die Ausgleichspflicht des Ehemannes der Kl. 
gegenüber dem Bekl. nicht berührt. Der Ausgleichsanſpruch 
aus 817 Abſ. 1 Satz 1 KraftfG. ijt ein vom Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Beſchädigten nach Inhalt und Perſonen⸗ 
beziehung völlig verſchiedener Anſpruch. Das ſteht in der 
Ripr. feft. Es kann fih deshalb nur fragen, wie fidh die 
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Rechtslage infolge des Todes des Ehemannes und ſeiner 
Beerbung durch die Kl. geſtaltet hat. Dabei iſt für die 
Rev Inſt. von einem Ausgleichsanſpruch des Bekl. gegen 
den Erblaſſer aus § 17 KraftfG. auszugehen. 

Die Rev. führt aus, daß das BG. zu Unrecht nur 
den Fall der Erfüllung des Anſpruchs der Kl. durch den 
Bekl. erörtert habe; es komme nicht nur § 426 Abſ. 1 Satz 2, 
ſondern auch Satz! dieſer Vorſchrift in Betracht. Darüber, 
in welcher Rechtsform und mit welcher Wirkung die Aus⸗ 
gleichspflicht dem verletzten Erben gegenüber geltend zu 
machen ſei, ob insbeſ. hierfür die Beſtimmungen über die 
Aufrechnung in Betracht kommen, habe ſich das RG. bis⸗ 
her nicht ausgeſprochen; auch im Schrifttum ſei hierüber 
nichts gejagt. Nach § 840 BGB. hafteten der Bekl. und der 
Erblaſſer — ſo führt die Rev. weiter aus — der Kl. als 
Geſamtſchuldner. Eine „Konfuſion“ ſei nur im Verhält⸗ 
nis zwiſchen der Kl. und ihrem Ehemann eingetreten; nur 
die ihr gegen dieſen zuſtehende Forderung ſei erloſchen. Das 
wirke nach § 425 Abſ. 2 BGB. nicht für den Bekl. als den 
anderen Geſamtſchuldner. Daraus folge aber nicht, daß der 
Bekl. die auf die Kl. übergegangene Ausgleichsſchuld ihres 
Ehemannes nur durch Aufrechnung geltend machen könne. 
Die Kl. müfje dem Bekl. das erſtatten, was er an fie zu 
zahlen habe. 

Grundſätzlich ift davon auszugehen, daß § 426 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. durch § 17 KraftfG., wenn deſſen Tatbeſtand 
gegeben ift, ausgeſchaltet wird. Aber auch nach § 17 Kraftf®. 
beſteht ebenſo wie nach jener Vorſchrift des BGB. (RGZ. 
92, 143 [151]) ein Gemeinſchaftsverhältnis zwiſchen den 
Geſamtſchuldnern, das Rechte und Pflichten erzeugt. Jeder 
Geſamtſchuldner hat zu ſeinem Teile zur Befriedigung des 
Gläubigers mitzuwirken. Wenn auch die Verpflichtung jedes 
der beiden Schuldner und der Umfang des Erſatzes nach der 
Vorſchrift des S 17 KraftfG. von den Umſtänden abhängt, 
ſo tritt doch mit der Entſtehung des Schadens ſelbſt eine 
Rechtslage ein, die bei Entſtehung eines Streits darüber 
im Rechtswege lediglich feſtgeſtellt, nicht geſchaffen wird. In⸗ 
ſoweit kann den Ausführungen der angeführten Entſchei— 
dung des RG. auf S. 151/152 nicht zugeſtimmt werden. Im 
vorl. Falle war auch der Ehemann der Kl. dieſer nach der 
Feſtſtellung des BG. auf Grund unerlaubter Handlung zum 
Schadenserſatz verpflichtet. Die mit der Entſtehung des 
Schadens begründete Verpflichtung des Erblaſſers zur Aus⸗ 
gleichung des Schadens nach § 17 KraftfG. ift auf die Kl. 
mit dem Erbfall — der Erblaſſer iſt am Tage nach dem 
Zuſammenſtoß der Kraftfahrzeuge geſtorben — übergegan⸗ 
gen (SS 1922, 1967 BGB.). Damit ſtand die Verpflichtung 
der Kl. als Erbin ihrer Stellung als Gläubigerin des 
Bekl. gegenüber. Zu der hierdurch geſchaffenen Rechtslage 
ift folgendes zu bemerken: In dem in den Akten heran- 
gezogenen Urteil des Senats VI 538/30 v. 30. März 1931 
(JW. 1931, 1936 3) ift nur allgemein gejagt, daß die Kl. 
ſich als Erbin die Ausgleichspflicht ihres Ehemannes aus 
8817, 18 Kraftj®. „entgegenhalten” laffen müſſe; dort 
konnte von einer näheren Erörterung der Frage abgeſehen 
werden, weil das BG. auf Grund der Beweisaufnahme 
einen Ausgleichsanſpruch wegen Verſchuldens des Ehe- 
manns aus tatſächlichen Gründen nicht als gegeben anfah. 
In dem in den Akten weiter erwähnten Urteil VI 440/34 
vom 18. März 1935 (HöchſtRRſpr. 1935, 1159) handelte es 
ſich um eine Ausgleichung zwiſchen den Perſonen ſelbſt, die 
als Halter oder Führer der Kraftfahrzeuge in Betracht 
kamen. Dort wurde ausgeführt, die Ausgleichung ſei in 
der Weiſe vorzunehmen, daß zunächſt der geſamte Schaden 
zu errechnen und dann erſt feſtzuſtellen ſei, welche der Par⸗ 
teien der anderen einen Unterſchiedsbetrag zu erſtatten habe. 
Der jetzt gegebene Fall liegt aber anders. Die Kl. hat 
einen Anſpruch aus $843 BGB. bereits mit dem Unfall 
erworben. Sein Umfang iſt dann durch den Verlauf ihrer 
Krankheit und ferner durch den alsbald eingetretenen Tod 
ihres Mannes beeinflußt worden. Erſt im Zeitpunkte die⸗ 


ſes Todes ging andererſeits die Verpflichtung zum Aus⸗ 
gleich, die ihr Ehemann gegenüber dem Bekl. als Geſamt⸗ 
ſchuldner hatte, auf ſie als Erbin über. Es beſtand und 
beſteht alſo nicht etwa, wie bei zwei von vornherein gegen- 
einander Ausgleichspflichtigen, nur eine Forderung auf ſei⸗ 
ten des Mehrberechtigten, die ſich aus dem Unterſchied der 
Ausgleichsbeträge ergibt. Vielmehr hat die Kl., die zunächſt 
überhaupt nichts auszugleichen hatte, ihre Forderung gegen 
den Bekl. behalten und ſchuldet andererſeits als Erbin ihres 
Mannes ſeit deſſen Tode dem Bekl., was dieſer von dem 
Verſtorbenen an Ausgleich würde verlangen können. Es 
ſtanden und ſtehen ſich alſo zwei Forderungen gegenüber, 
bei denen ſich nur fragen kann, ob fie gegeneinander aufa 
gerechnet werden dürfen. Sind ſie nun auch beide gleich— 
artig (auf Geldzahlung gerichtet) und fällig wenigſtens in⸗ 
ſoweit, als die Termine für die Rentenzahlung in der 
Vergangenheit liegen, fo erklärt doch das BG. die Aufred- 
nung deshalb mit Recht für unzuläſſig, weil der Renten⸗ 
anſpruch nach §850 g Nr. 1 ZPO. der Pfändung nicht un- 
terworfen iſt und demgemäß nach § 394 Satz 1 BGB. auch 
die Aufrechnung gegen ihn nicht ſtattfinden darf. Wer ſich 
hierauf, wie die Kl., beruft, kann auch nicht argliſtig Dan- 
deln; denn wenn ihm die Argliſteinrede entgegengeſetzt wer- 
den könnte, wäre die Schutzbeſtimmung für derartig bevor⸗ 
rechtigte Forderungen, nach der dieſe gerade ohne Rückſicht 
auf etwa vorhandene Gegenforderungen ſollen durchgeſetzt 
werden können, ohne jede Bedeutung. Der von der Rev. 
angeführte Grundſatz, daß argliſtig handelt, wer vom 
Schuldner beanſprucht, was er dieſem wieder zurückzahlen 
muß, wird für ſolche Fälle vom Geſetz gerade abgelehnt. Der 
Bekl. ſteht hier nicht anders als jeder Gläubiger, deffen Bor- 
gehen an der Unpfändbarkeit von Vermögen ſcheitert. Ob 
er ſeinen Ausgleichsanſpruch anderweitig — im Wege einer 
gegen die Kl. noch zu erhebenden Klage — durchſetzen kann, 
wird weſentlich davon abhängen, ob der Ehemann der Kl. 
(als Alleinerbin?) Vermögen hinterlaſſen hat. Das iſt aber 
für den gegenwärtigen Rechtsſtreit ebenſowenig von Be— 
lang wie Beſtand und Höhe ſeines Anſpruchs, den er nur 
aufrechnungsweiſe, dagegen nicht widerklagend geltend ge— 
macht hat. Über die Frage der als unzuläſſig erkannten 
Aufrechnung hinaus brauchte fih daher der Vorderrichter 
mit dem Anſpruch des Bekl. nicht zu befaſſen. Vielmehr 
hat er den der Höhe nach nicht bemängelten Rentenanſpruch 
der Kl. mit Recht für begründet erklärt. 


(NG., VI. Ziv Sen., U. v. 1. April 1939, VI 179/88.) N.] 
* 


n 37. RG. — 827 Abſ. 3 RStraßVVerkO. v. 28. Mai 
1934. Für die Frage, ob eine Richtungsänderung i. S. des 
§ 27 Abſ. 3 RStraßVerkO. v. 28. Mai 1934, die zum 
Zeichengeben verpflichtet, vorliegt, iſt entſcheidend, welche 
von mehreren Straßen im Einzelfall nach vernünftiger Ver⸗ 
kehrsauffaſſung als Fortſetzung der bisherigen Fahrtrich⸗ 
tung anzuſehen iſt. 


Am 25. Aug. 1936 fuhr die damals 15 Jahre alte 
Kl. von Sch. her mit ihrem Fahrrad auf der Geer Chauſſee 
in Richtung D. Als ſie von dieſer Nebenſtraße auf die 
Reichsſtraße D.⸗O. übergehen wollte, welche an der Stelle, 
wo die Geer Chauſſee in fie einmündet, in Richtung auf O. 
zu einen leichten Linksbogen macht, ſo daß zwiſchen den 
beiden Straßen ein ſpitzer Winkel entſteht, kam ihr der 
Bekl. mit ſeinem Kraftwagen von D. her entgegen. Es 
war etwa zwiſchen 19 Uhr 30 Min. und 19 Uhr 45 Min. 
Das Wetter war trübe. Die Kl. hatte keine Beleuchtung, 
der Bekl. fuhr mit abgeblendetem Licht. In Höhe der Ein⸗ 
mündung der beiden Straßen ſtießen die beiden Fahr- 
zeuge zuſammen, wobei die Kl. vom Rade ſtürzte und 
ſchwer verletzt wurde. 

Das BG. iſt auf Grund der Beweisaufnahme zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die Kl. den Unfall ſelbſt verſchuldet 
und daß der Bekl. jede nach den Umſtänden des Falles 
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gebotene Sorgfalt beobachtet und ſomit den Entlaſtungs⸗ 
beweis gemäß 87 Abſ. 2 KraftfGG. geführt habe. 


In dem Verhalten der Kl. hat das BG. eine Fahr⸗ 
läſſigkeit der Kl. erblickt und dazu ausgeführt, ſie hätte 
das Vorfahrtsrecht des Bekl. beachten müſſen und ſeine 
Fahrbahn nur dann überqueren dürfen, wenn ſie damit 
hätte rechnen konnen, daß fie beim Erſcheinen des Bekl. 
feine Fahrbahn ſchon wieder geräumt haben würde. 


Eine Fahrläſſigkeit des Bekl. hat das BG. nicht für 
gegeben erachtet, indem es (u. a.) ausgeführt hat: Der 
Bekl. habe fich zunächſt auf fein Vorfahrtsrecht verlaſſen 
dürfen. Eine Verkehrswidrigkeit der Kl. habe er nicht in 
Betracht zu ziehen brauchen. Einer Ermäßigung der Ge⸗ 
ſchwindigkeit oder der Abgabe eines Winkzeichens nach 
links habe es nicht bedurft. 


Die Rev. der Kl. iſt der Meinung, es beruhe auf 
Rechtsirrtum, wenn das BG. unter den gegebenen Um⸗ 
ſtäuden die Abgabe eines Winkzeichens nach links durch 
den Bekl. nicht für geboten gehalten habe. Sie macht 
geltend, der Bekl. hätte gemäß 8 2“ Abſ. 3 RStraßVerkd. 
durch Herausſtrecken des Winkers erkenntlich machen müſſen, 
daß er nicht die in ſeiner Fahrtrichtung geradeaus weiter⸗ 
gehende Straße nach G. benutzen, ſondern auf der etwas 
nach links abbiegenden Straße nach O. fahren wollte. Die 
Rev. iſt der Anſicht, daß der Unfall, wenn der Bekl. den 
Winker nach links herausgeſtreckt hätte, vermieden worden 
wäre, weil dann die Kl. hätte ſehen können, daß der Bekl. 
auf der Reichsſtraße in Richtung O. habe fahren wollen, 
während ſie, weil er keinen Winker herausgeſtreckt Habe, 
angenommen habe, daß er auf der Ger Chauſſee in Rih- 
tung G. fahren wollte. 

Dieſe Rüge der Rev. iſt nicht begründet. 

Für die Frage, ob eine Richtungsänderung i. S. des 
9 a Netraß'Berte v. 28. Mat 1934, die zum 
Zeichengeben verpflichtet, vorliegt, iſt eutſcheidend, welche 
von mehreren Straßen im Einzelfall nach vernünftiger 
Verkehrsauffaſſung als Fortſetzung der bisherigen Fahrt⸗ 
richtung anzusehen iſt. Unter Fahrtrichtung iſt alſo e 
wegs immer die Richtung geradeaus zu verſtehen (vgl. 
RG.: IW. 1931, 33331). Die bisherige Fahrtrichtung 
wird vielmehr auch dann beibehalten, wenn der, Dei 
teilnehmer eine im Verkehrsſinn . Be 
eine leichte Kurve macht, benutzt und auf dieſer ver leibt, 
obwohl er geradeaus auf einer anderen an der Kurve 2 
mündenden Straße weiterfahren könnte. = niegt ir — 
Fall hier. Nach den Feſtſtellungen des Sc. wo lte er 
Bel. auf der von D. nach O. fahrenden Reichsſtraße ver⸗ 
bleiben. Dieſe macht an der Unfallſtelle nur einen leichten 
Lintsbogen, weicht alfo nur unbedeutend von ihrer bis⸗ 
herigen Richtung ab. Die etwa . 
Gier Chauſſee ijt nur eine Nebenſtraße. Die Reichsſtraße 
iſt ihr gegenüber durch polizeiliche Kennzeichen . 
fahrtsberechtigt bezeichnet; andererſeits weiſt ein auf = 
Ger Cafe aufn A wee fir einen 
der Benutzer der Hauptſtraße JU * 3 

ar Verlehrsteilnehmer, und zwar auch für einen 
a en >e fahrenden, klar erkennbar, daß 55 
vom Bell. bei der Weiterfahrt in Richtung O. u r 
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Schuldenbereinigungsgeſetz 


38. KG. — 88 1 Abſ. 2 u. 3, 11 Schuld BereinG. 

1. Das LG. kann die Zulaſſung der ſofortigen weiteren 
Beſchw. auf einen Teil ſeiner Entſch. jedenfalls dann be⸗ 
ſchränken, wenn die teilweiſe Anfechtung einer einheitlichen 
Endentſcheidung nicht im Wege ſteht. 

2. Schulden aus dem Kauf von Kleidungsſtücken gehören 
nicht zu den „alten“ Schulden i. S. des § 1 Abſ. 2, 3 Schuld⸗ 
Berein®. 

Die ſofortige weitere Beſchw. ift entgegen der Anſicht der 
Beſchwerdegegnerin zuläſſig. 8 319 BPO. ift im Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechend anzuwenden, weil 
ihm ein allgemeiner Rechtsgedanke zugrunde liegt, der nicht 
nur für das Zivilprozeßverfahren gilt (KG.: OLG. 30, 93; 
DIE. 1937, 87; Schlegelberger, § 18 Anm. 2; Gün- 
ther, § 18 Anm. 5). Die Berichtigung ift allerdings nur 
zuläſſig, wenn das Niedergeſchriebene das Ergebnis der Be⸗ 
ratung nicht richtig wiedergibt. Es beſteht aber kein Anlaß, zu 
bezweifeln, daß es ſich hier nur um eine Berichtigung, nicht 
um eine nachträgliche Anderung handelt, zumal die Firma K. 
ſelbſt im Beſchwerdeverfahren ausdrücklich beantragt hatte, die 
weitere Beſchw. für zuläſſig zu erklären. Nach herrſchender 
Anſicht iſt es auch nicht notwendig, daß der Berichtigungs⸗ 
beſchluß von denſelben Richtern unterſchrieben wird wie die 
berichtigte Entſch. (Jonas, § 319 A. II; Seuffert⸗ 
Welsmann, $ 319 A. 2; Baumbach, § 319 A. 2 A); 
denn auch ein Richter, der nicht an der erſten Entſch. mitge⸗ 
wirkt hat, kann ſich die Überzeugung verſchaffen, daß die 
Niederſchrift der Entſch. eine offenbare Unrichtigkeit enthält. 
Da ſich hier die Berichtigung gerade auf die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchw. bezog, Legann die Rechtsmittelfriſt erft mit 
der Zuſtellung des Berichtigungsbeſchluſſes, ſo daß die ſo⸗ 
fortige weitere Beſchw. auch rechtzeitig eingelegt worden iſt. 

Zweifelhafter iſt die Frage, ob das LG. die weitere 
Beſchw. nur hinſichtlich eines Teiles ſeiner Entſch. zulaſſen 
kann. Die weitere Beſchw. ſoll vom LG. zugelaſſen werden, 
wenn feiner Entſch. eine rechtlich oder wirtſchaftlich grundſätz⸗ 
liche Bedeutung zukommt. Wenn das LG. über die Rechts⸗ 
mittel mehrerer BeſchwF. entſcheidet und wenn grundſätzliche 
Rechtsfragen nur in der Entſch. über eines dieſer Rechts⸗ 
mittel behandelt werden, kann es grundſätzlich nicht unzu⸗ 
läſſig ſein, die Anfechtung der Entſch. auf dieſen Teil zu be⸗ 
ſchränken. Bei Schuldenbereinigungsverfahren iſt aber in Be⸗ 
tracht zu ziehen, daß eine Schuldenbereinigung nur dann zu 
einem billigen Ergebnis führen wird, wenn das Gericht bei 
feiner Entſch. die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit des Schuld⸗ 
ners und ſeine geſamten Schulden zutreffend berückſichtigt. Die 
teilweiſe Anfechkung eines Beſchluſſes kann zu Schwierigkeiten 
führen, wenn ſich durch die Entſch. über die weitere Beſchw. 
die Verhältniſſe ändern, die für eine nachträgliche Anderung 
des nicht angefochtenen Teiles in § 9 Schuld BereinG. aufge- 
ſtellten Vorausſetzungen aber nicht vorliegen. Im vorl. Falle 
brauchen Bedenken in dieſer Richtung jedoch nicht erhoben 
zu werden, weil das LG. in dem nicht für anfechtbar erklärten 
Teil feines Beſchluſſes die Sache an das AG. zurückverwieſen 
hat, die teilweiſe Anfechtung alſo einer einheitlichen Entſch. 
nicht im Wege ſteht. 

In der Sache iſt dem LG. beizupflichten. Der Schuldner 
kann, da er einen ſelbſtändigen Beruf nicht ausgeübt hat, 
Schuldenbereinigung nur gemäß § 1 Abſ. 2 Schuld BereinG. 
beanſpruchen, deſſen Vorausſetzungen hier vorliegen. Von der 
Bereinigung werden aber nur ſolche Schulden betroffen, die 
an dem früheren Grundbeſitz durch ein Grundpfandrecht ge⸗ 
ſichert waren oder durch dieſen Grundbeſitz verurſacht worden 
find (§ 1 Abſ. 3 Schuld BereinG.). Hierunter fallen nach der 
amtlichen Erläuterung ſolche Schulden, die von dem Erwerb, 
der Bebauung, dem Beſitz oder der Erhaltung des Grundſtücks 
herrühren. § 1 Ab]. 3 Schuld Berein c. engt alfo den Kreis der 
im Falle des § 1 Abſ. 2 bereinigungsfähigen Schulden erheb⸗ 
lich ein. Zu den alten Schulden in dieſem Sinne können 
Schulden, die durch den Kauf von Kleidungsſtücken und Le⸗ 
bensmitteln oder durch die Inanſpruchnahme von Arzten ent⸗ 
ſtanden ſind, nicht gerechnet werden. Die Anſprüche eines 
Rechtsanwalts können nur dann hierunter fallen, wenn der 
Rechtsſtreit oder die Beratung ſich auf Forderungen oder An⸗ 
ſprüche bezogen hat, die durch den Grundbeſitz verurſacht 
waren. Der Beſchw F. meint, er habe Kleidungsſtücke deshalb 
auf Kredit anſchaffen müſſen, weil er durch den Kauf des 
Grundſtücks und den Bau des Hauſes in wirtſchaftliche 
Schwierigkeiten gekommen ſei und weil er deshalb ſein Ge⸗ 
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halt in erſter Linie zur Befriedigugng der Bauhandwerker 
uſw. habe verwenden müffen: jo betrachtet fei die Forderung 
der Firma K. mittelbar durch den Grundbeſitz verurſacht wor⸗ 
den. Eine ſolche Ausdehnung des Begriffes der alten Schulden 
liegt aber nicht i. S. des Geſetzes. Das Geſetz hat die von dem 
Erwerb, der Bebauung, dem Beſitz und der Erhaltung des 
Grundſtückes herrührenden Forderungen den dinglich geſicher⸗ 
ten Forderungen gleichgeſtellt, offenbar aus der Erwägung 
heraus, daß dieſen Gläubigern, die dem Schuldner im in- 
blick auf das Grundſtück einen Kredit eröffnet hatten, die 
Herabſetzung oder ſogar die Streichung ihrer Forderungen zu⸗ 
gemutet werden kann, wenn der Schuldner das Grundſtück 
unter den in § 1 Abſ. 2 Schuld BereinG. aufgeſtellten Vor- 
ausſetzungen verloren hat. Dagegen ſollen diejenigen Gläu⸗ 
biger, die dem Schuldner einen reinen Perſonalkredit gewährt 
haben oder deren Forderungen jedenfalls nicht mit dem dem 
Schuldner unter den Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 2 verloren⸗ 
gegangenen Grundſtück zuſammenhängen, nicht von der Schul⸗ 
denbereinigung betroffen werden. Schulden aus dem Kauf von 
Kleidungsſtücken und Lebensmitteln ſind daher nicht alte 
Schulden i. S. des § 1 Abſ. 2, 3 Schuld Be rein. 

Der Schuldner meint weiter, die Schuldenbereinigung 
hätte dann keinen Sinn, wenn einzelne Forderungen über⸗ 
gangen würden; nach § 2 Abſ. 1 Satz 1 Schuld BereinGG. be- 
zwecke das Geſetz ausdrücklich die Anpaſſung „der Geſamtheit“ 
der alten Schulden an die Leiſtungsfähigkeit des Schuldners. 
Dabei überſieht der BeſchwF. zunächſt, daß das Geſetz nur 
von der Geſamtheit der „alten“ Schulden ſpricht. Es iſt auch 
nicht richtig, daß durch die Unterſcheidung zwiſchen alten und 
neuen Schulden die Schuldenbereinigung gegenſtandslos wird. 
In vielen Fällen wird ſich dieſe u terschiedliche Behandlung 
weniger zum Nachteil des Schuldners als zum Nachteil der 
Gläubiger der alten Forderungen auswirken. Um die Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Schuldners feſtzuſtellen, muß das Gericht 
auch die Forderungen berückſichtigen, die nicht unter das 
ShuldBerein®. fallen, die alfo nicht zwangsweiſe gekürzt 
werden können und deren Vollſtreckung nur durch die allge⸗ 
meinen Schuldnerſchutzvorſchriften beſchränkt wird. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann es zweckmäßig und angebracht ſein, auch dieſen 
Gläubigern den Beitritt zu einem Vergleich nahezulegen, 
wie denn ja auch im vorl. Verfahren mehrere Gläubiger, die 
nicht unter das Geſetz fallen, ſich mit einer Kürzung ihrer 
Forderungen und mit ratenweiſer Tilgung des Reſtes ein⸗ 
verſtanden erklärt haben. Soweit ſolche Gläubiger ihre Forde- 
rungen aber aufrechterhalten, muß das Gericht bei Bemeſſung 
der Leiſtungsfähigkeit des Schuldners dem Rechnung tragen. 
Das kann dazu führen, daß die Forderungen der „alten“ 
Gläubiger ſtärker gekürzt werden müſſen oder erſt ſpäter ge⸗ 
tilgt werden können. Das Schuldenbereinigungsverfahren 
geht eben grundſätzlich andere Wege als die Konkurs⸗ und 
die Vergleichsordnung, die eine grundſätzlich gleiche Behand⸗ 
lung aller nicht bevorrechtigten Gläubiger vorſchreiben. Das 
ift im § 2 Abſ. 2 Schuld BereinG. ausdrücklich ausgeſprochen. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 6. April 1939, 1 Wx 790 
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39. KG. — 31 Schuld BBereinG. Bei der Ausübung eines 
im weſentlichen auf der perſönlichen Arbeitskraft beruhenden 
freien Berufes (z. B. Makler oder beratender Ingenieur) kön⸗ 
nen im Einzelfall auch Büromöbel die wirtſchaſtliche 
Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des Schuldners 
bilden. 

Das QG. ſtellt feft, daß das Betriebsvermögen, 
welches der Schuldner für die Ausführung von Geſchäftsreiſen 
und zur Beſtreitung des Lebensunterhaltes in der Zeit des 
Wartens auf den Eingang des Verdienſtes benötigte, allmäh⸗ 
lich dahingeſchmolzen iſt, ohne daß dieſes Betriebsvermögen im 
Wege der Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung der Glaubiger 
hingegeben worden iſt. Der Schuldner meint jedoch, die Ver⸗ 
ſteigerung der Büromöbel ſtelle eine durch Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erzwungene Hingabe ſeiner wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lage dar. Das LG. führt demgegenüber aus, der Schuldner 
hätte gegen die Pfändung dieſer Möbel im Wege der Erinne⸗ 
rung gemäß § 811 Ziff. 5 BPO. vorgehen müſſen; der Ber- 
luſt der Büromöbel könne daher nicht als Hingabe ſeines Ve- 
triebsvermögens angeſehen werden. Der Schuldner habe ſeine 
perſönliche Arbeitskraft behalten, die es ihm geſtattet habe, 
feinen Beruf, wenn auch unter Schwierigkeiten und gewiſſen 
Beſchränkungen, fortzuſetzen. — 

Dieſe Ausführungen des LG. ſind rechtlich zu beanſtan⸗ 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


den. Daß der Schuldner keine Erinnerung gegen die Pfändung 
eingelegt hat, kann die durch Vollſtreckungsmaßnahmen er» 
zwungene Hingabe der Sachen i. S. des SchuldBereinG. nicht 
ausſchließen. Die geſetzlichen Schutzvorſchriften der ZPO. be⸗ 
zwecken, dem Schuldner die Gegenſtände zu belaſſen, die zu 
einer angemeſſenen, beſcheidenen Nebeneſuh ung oder zur Fort⸗ 
ſetzung der Erwerbstätigkeit erforderlich find (vgl. $ 811 ZPO.) 
Ob der Schuldner den Rechtsbehelf ergreift, der diefe Schutz 
beſtimmungen durchſetzen ſoll, kann nicht ſchlechthin, ohne ge⸗ 
naue Unterſuchung der Umſtände des Einzelfalles, die An⸗ 
wendung des Schuld BereinG. ausſchließen, das fih das weit- 
greifende Ziel ſteckt, dem Schuldner in ſeinem und im Inter⸗ 
efje der Allgemeinheit den Wiederaufbau einer neuen wirt- 
ſchaftlichen Lebenshaltung zu ermöglichen. Hierzu kommt im 
vorl. Falle, daß — wie ſich aus der weiteren Beſchw. ergibt — 
die Nichteinlegung der „Erinnerung“ keineswegs unbeſtritten 
iſt. Selbſt wenn — wie der Schuldner vorbringt — die ein⸗ 
geisnte Erinnerung deshalb nicht durchgedrungen ift, weil das 

ane en ache damals angenommen hat, durch die Über⸗ 
eignung der Sachen an einen Dritten habe der Schuldner die 
Entbehrlichkeit der Sachen ſelbſt dargetan, ſo würde dies nicht 
die Möglichkeit ausſchließen, daß die Gegenſtände die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des 
Schuldners i. S. des Schuld Bereinck. bildeten und dem Schuld» 
ner im Wege der Vollſtreckung zur Befriedigung der Gläu⸗ 
biger entzogen worden ſind. 


Aber auch der weitere Geſichtspunkt des LG., daß der 
Schuldner ſeine perſönliche Arbeitskraft behalten habe, die es 
ihm geſtattet habe, ſeinen Beruf fortzuſetzen, trägt die Ent⸗ 
ſcheidung nicht. Allerdings hat nicht jeder Schuldner, der bei 
der Ausübung eines ſelbſtändigen Berufes vor dem 1. Jan. 
1934 wirtſchaftlich agen iſt, einen Anſpruch auf 
Schuldenbereinigung. Die Hingabe der wirtſchaftlichen Grund- 
lage der ſelbſtändigen Lebenshaltung zur Befriedigung der 
Glaubiger wegen ſich häufender Zwangsvollſtreckungen hat zur 
Vorausſetzung, daß reale Werte (materielle Güter) hingegeben 
ſind, die der ſelbſtändigen Berufsausübung des Schuldners 
dienten. Ein Schuldner, der keine ſolchen Werte hingegeben 
hat, der vielmehr feinen Beruf nur auf feiner perſönlichen 
Arbeitskroft aufgebaut hatte, fällt nicht unter das Geſetz (vgl. 
HöchſtaRſpr. 1939 Nr. 170; JW. 1939, 305). Wenn aber bei 
der Ausübung eines „freien Berufes“ als Vermittler, beraten⸗ 
der Ingenieur od dgl. außer der perſönlichen Arbeitskraft 
auch noch materielle Güter die Grundlage der ſelbſtändigen Be⸗ 
rufsausübung bildeten, ſo kommt es nicht darauf an, ob die 
Arbeitskraft oder die materiellen Güter die „Hauptgrundlage“ 
bildeten. Gehörten dieſe materiellen Güter mit zur Grund⸗ 
lage des Berufes, fo genügt ihre Entziehung im Vollſtreckungs⸗ 
wege zwecks Befriedigung der Gläubiger, um dieje Voraus- 
ſetzung des Schuld BereinG. zu erfüllen. Daß nur eine Bol- 
ſtreckung erfolgte, hindert die Anwendung dieſes Geſetzes nicht, 
wenn dieſe eine Vollſtreckung alle weſentlichen vorhandenen 
materiellen Güter erfaßte. — 


Prüft man in Anwendung dieſer aus dem Zwecke des 
Geſetzes abgeleiteten Grundſätze, die das LG. nicht hinreichend 
beachtet hat, den vorl. Fall, ſo ergibt ſich, daß bisher nicht 
genügend aufgeklärt iſt, ob und inwieweit der Schuldner außer 
ſeiner eigenen Arbeitskraft die Büromöbel benötigte, um ſeinen 
Beruf auszuüben. Nach der Darſtellung des Schuldners war 
er als beratender und vermittelnder Ingenieur tätig; dieſe 
Tätigkeit machte. es notwendig, daß er feine Kundſchaft auch, 
in zu geſchäftlichen Verhandlungen geeigneten Räumen (Woh⸗ 
nung bzw. Büro) empfangen konnte. Der Schuldner wird dem 
LG., an welches die Sache zur weiteren Klärung zurückzuver⸗ 
weiſen war, genau darzulegen haben, welcher Art und Zahl 
die Büromöbel in den Räumen in dem „Continentalhaus“ 
waren und wieviel Räume er daſelbſt hatte; ferner welche 
Büromöbel ihm nachher noch in der Detmoldſtraße zur Ver⸗ 
fügung ſtanden, und ob er daſelbſt noch einen beſonderen 
Büroraum zur Verfügung hatte oder nur die Wohnräume 
(wieviele). Hierbei wird zu klären ſein, wie oft und in welcher 
Weiſe ein Empfang der Kundſchaft in den Büroräumen not⸗ 
wendig war, oder ob fih die Tätigkeit des Schuldners ganz 
überwiegend außerhalb ſeiner Räume abſpielte. Daß die nach 
der Behauptung des Schuldners ihm verbliebenen Sachen nicht 
ausreichten, wird vom Schuldner zu begründen ſein. 


(RG. 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 30. März 1939, 1 Wx 160/39.) 
H.] 
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7777 — p E 
Berein®. ift nun zu entnehmen, daß die Vorteile des Geſetzes 


40. KG. — § 1 Abſ. 4 Schuld Bereinc. Ob bei der 
ariſchen Ehefrau eines Juden der Schutz des Schuld Bereinch. 
dem geſunden Volksempfinden widerſprechen würde, läßt ſich 
nur unter Berückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles 
beurteilen. 

Die Schuldnerin war in erſter Ehe mit dem Gaſtwirt 
Albert X. verheiratet. Beide find ariſcher Herkunft. Aus diefer 
Ehe ſtammen drei Kinder. Nach dem Tode des erſten Ehe⸗ 
mannes führte die Schuldnerin das von dieſem ererbte Hotel 
in Ch. fort. Im Jahre 1921 heiratete ſie den Juden Y. Die 
Schuldnerin beantragte, ein Schuldenbereinigungsverfahren 
einzuleiten, weil ſie infolge der Wirtſchaftsnot vor der Macht» 
übernahme im Jahre 1933 ihre Zahlungen habe einſtellen 
müſſen. Von ihrem Ehemann lebe fie feit April 1937 ger 
trennt. Das AG. wies den Antrag zurück, weil es dem ge⸗ 
funden Volksempfinden gröblich widerſprechen würde, wenn 
das Schuldenbereinigungsvexrfahren auf die Antragſtellerin 
angewendet werden würde. Die ſofortige Beſchw der Schuld⸗ 
nerin blieb ohne Erfolg. Die ſofortige weitere Beſchw. führte 
zur Zurückverweiſung der Sache an das AG. ; 

Das QG. führt in feiner Begründung nur aus: Die Ge- 
währung der Vorteile des Schuld Bereing. an eine Schuld⸗ 
nerin, die mit einem Juden verheiratet ſei, moge ſie ſich auch 
von ihm im Jahre 1937 getrennt haben, würde dem heutigen 
Volksempfinden widerſprechen und müſſe deshalb gemäß § 1 
Abf. 4 Schuld Berein G. abgelehnt werden. Wenn mit dieſen 
Ausführungen gejagt fein fol, daß die Schulden der ariſchen 
Ehefrau eines Juden d te neh 

ürde ein ſolcher Grundſatz in dieſer gemeinheit nicht an⸗ 
ER HN können. Wenn das LG. nur hat fagen wollen, 
daß im vorl. Fall der Schuldnerin das Geſetz nicht zugute 
kommen könne, ſo fehlt es an einer hinreichenden, alle Üm- 
ſtände des Falles erörternden Begründung. Die Entſch. des 
LG. ift hiernach aufzuheben. 

Nach § 1 Abf. 4 Schuld BereinG. foll dieſes Geſetz ſolchen 
Schuldnern nicht zugute kommen, die wegen unehrenhaften 
oder leichtfertigen Aerhaltens ſeines Schutzes nicht würdig ſind, 
oder bei denen aus einem anderen Grunde ein Schutz dem 
gefunden Volksempfinden wider] rehen S den „an⸗ 
deren Gründen“ find in erter eihe raſſiſche eſichtspunkte 
zu rechnen. Jeboch iſt hier folgendes zu beachten: § 1 fn 
Schuld BereinGG. hat die Anwendung des Geſetzes 5 
ausgeſchloſſen nur für jüdiſche Schuldner. Der ariſche Ehe- 
gatte eines Juden fällt unter die dear, daß 1 
nicht. Schon dieſer Umſtand ſpricht dafür, daß die ie 
dung des Geſetzes auf den ariſchen Ehegatten 3 uden 
nicht unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen fein fol, r. 8 ueg 
deshalb von Fall zu Fall unter Berüdfihtigung aller Um 
ftände geprüft werden, ob aus raſſiſchen Geſichtspunkten, ng 
Schutz dem gefunden Volksempfinden widerſprechen würde. 

Schon die bloße Tatſache, daß eine deutſche Frau einen 
Juden geheiratet hat, muß die Schuldenbereinigung bann 
ausschließen wenn fie fih bewußt über den Raſſenunkerſchied 
hinweggeſetzt hat, oder wenn ihr die Bedeutung des Raſſen⸗ 


Frauen rein inſtinktmäßig eine 
hi lehnt. Die Tatſache, d b, T í : 
rat aber für ſich allein, ſolange 1 pa 
ſtände der Eheſchließung nichts aufgeklärt ift, nicht g y 


inderjä Kinder gehabt hat, zum mindeſten fo 
minderjährige ariſche Mg Bi surfen, Seh 15 
S in die zweite Ehe auch deshalb eingegangen, IN 
wit ihr ame den umfangreichen Hotelbetrieb leitete und 


niemals einem Juden zugute kommen ſollen. Es würde des⸗ 
halb dem geſunden Volksempfinden widerſprechen, wenn der 
Schutz des Geſetzes mittelbar zu einem Na Teile 
einem Juden dadurch zuteil wird, daß das Geſetz zugunſten 
ſeiner Ehefrau angewendet wird, dieſe ſich eine neue Exiſtenz 
aufbaut, in der dann mittelbar auch der jüdiſche Ehemann 
ſeinen Unterhalt findet oder ſonſtige Vorteile, ſei es unter 
Lebenden, ſei es von Todes wegen, zieht. Die Tatſache, daß 
die Ehe der ariſchen Schuldnerin mit einem Juden noch fort⸗ 
beſteht, kann deshalb einen ſtarken Grund für die Verſagung 
der Schuldenbereinigung abgeben. Leben die Ehegatten ge⸗ 
trennt, ſo wird es darauf ankommen, ob hiermit eine end⸗ 
gültige Trennung angebahnt iſt oder ob ſich die Eheleute nur 
aus mehr äußerlichen Gründen getrennt haben, ohne daß ihre 
innere Einſtellung zueinander ſich weſentlich geändert hat. 
Bei der beſonderen Lage des vorl. Falles iſt aber auch die 
Auswirkung der Entſch. auf die drei ariſchen Kinder der 
Schuldnerin in Betracht zu ziehen. Müßten dieſe ihre Mutter 
unterhalten, weil es letzterer wegen der Ablehnung der Schul⸗ 
denbereinigung unmöglich wird, ſich eine neue Exeſtenz zu 
gründen, ſo würden letzten Endes die Kinder die Benach⸗ 
teiligten ſein, ohne daß möglicherweiſe die Gläubiger trotz der 
Ablehnung der Schuldenbereinigung weſentliche Vorteile er⸗ 
halten. Bei einer ſolchen Lage des Falles bedarf es einer 
beſonders ſorgſamen Ermittlung und Abwägung aller Um⸗ 
ſtände. Erſt dann läßt ſich zutreffend beurteilen, ob eine 
Schuldenbereinigung dem geſunden Volksempfinden wider⸗ 
ſprechen würde. Da die Vorinft. bisher ausreichende Ermitt⸗ 
lungen nicht angeſtellt haben, iſt die Sache an das AG. zu⸗ 
rückzuverweiſen. 


(Kg., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Mai 1939, 1 Wx. En 


* 


41. KG. — 8 1 Abſ. 1 S. 2 Schuld Bereinc h. Zur wirt- 
ſchaſtlichen Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung gehört 
auch ein Wohngrundſtück des Schuldners, das er zur Siche⸗ 
rung geſchäftlicher Kredite belaſtet hat. 

Der Schuldner betrieb früher ein Auto⸗ und Motorrad⸗ 
handelsgeſchäft ſowie eine dazugehörige Reparaturwerkſtätte in 
Mieträumen, die er ſeinerzeit mit erheblichem Koſtenaufwand 
für dieſen Zweck hergerichtet hatte. Im Jahre 1929 geriet er 
in Schwierigkeiten. Von einzelnen Gläubigern verſuchte Boll- 
ſtreckungen verliefen erfolglos. Nachdem der Vermieter ein 
Räumungsurteil gegen ihn erwirkt hatte, gab der Schuldner 
Ende Januar 1930 das Geſchäft auf. Bei ſeinem Zuſammen⸗ 
bruch behielt er ein ihm und ſeiner Ehefrau je zur Hälfte 
gehöriges Wohngrundſtück, das mit Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden belaſtet iſt; die Mieteinnahmen daraus werden 
größtenteils für Abgaben und Zinſen benötigt. Wegen rück⸗ 
ſtändiger Abgaben iſt 1936 die Zwangsverſteigerung des 
NS, angeordnet, jedoch bisher nicht durchgeführt wor⸗ 

en. 

Der Antrag des Schuldners auf Schuldenbereinigung 
wurde in allen Rechtszügen abgelehnt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in der Aufgabe der von 
dem Schuldner ausgebauten Geſchäftsräume auf Grund des 
Räumungsurteils gemäß der Auffaſſung des Schuldners eine 
erzwungene Hingabe von Vermögenswerten zur Befriedigung 
der Gläubiger geſehen werden kann (was näher erörtert wird). 
Dieſe Hingabe iſt jedenfalls nicht vollſtändig, wie es die An⸗ 
wendung des § 1 Abſ. 1 Satz 2 Schuld Berein G. verlangt. Die 
von dem Schuldner hingegebene Nutzung der Geſchäftsräume 
bildete nur einen Teil ſeiner Wirtſchaftsgrundlage. Dazu ge⸗ 
hörte ferner einmal die Einrichtung des Ladens und der Werk⸗ 
ſtätte einſchließlich der Werkzeuge. Dieſe Werte hat der Schuld⸗ 
ner aber nicht im Zwangswege zur Befriedigung der Gläu⸗ 
biger hingegeben, ſondern bei der Aufgabe des Geſchäfts an 
ſeinen Nachfolger in den Geſchäftsräumen verkauft und den 
Erlös nicht an die Gläubiger abgeführt, ſondern erſichtlich 
für eigene Zwecke verbraucht, nachdem er es ſchon vorher ver⸗ 
ſtanden hatte, jeden Vollſtreckungsverſuch der Gläubiger wir⸗ 
kungslos verlaufen zu laſſen. Auch der bei der Geſchäftsauf⸗ 
gabe 5 vorhandene Kraftwagen wurde ſpäter freihändig 
verkauft. 

Der Schuldner hat ſich aber weiter noch heute die ihm 
zuſtehende Hälfte an dem Haufe P.weg 9 erhalten. Denn 
weder die Belaſtung des Grundſtücks mit Hypotheken und 
Grundſchulden noch die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
ſtellen eine Hingabe des Grundſtücks gemäß § 1 Abſ. 1 S. 2 
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Schuld Berein G. dar. Daß der Schuldner nach feinem wirt- 
ſchaftlichen Zuſammenbruch das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück behalten hat, würde nach dem Beſchluſſe des Senats: DR. 
1939, 449 der Schuldenbereinigung nur dann nicht entgegen⸗ 
ſtehen, wenn das Grundſtück nicht zur wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lage der felbſtändigen Lebenshaltung des Schuldners gehört 
hätte oder wenn es im Verhältnis zu den vom Schuldner be⸗ 
reits hingegebenen Werten ohne Bedeutung wäre. Etwas Der- 
artiges iſt hier indeſſen nicht feſtzuſtellen. 

Auf dem Grundſtück hat der Schuldner zwar ſein Ge⸗ 
werbe nicht betrieben, ſondern nur darauf gewohnt. Aber er 
hat es — abgeſehen von den laufenden Einkünften, die er 
daraus gezogen und nach Bedarf vermutlich auch für geſchäft⸗ 
liche Zwecke verwendet hat — zur Erlangung und Sicherung 
geſchäftlicher Kredite verwertet. Die erſten Hypotheken von 
17 000 und 1700 GM. der holländiſchen Hypothekenbank ſicher⸗ 
ten nach der eigenen Angabe des Schuldners eine Geſchäfts⸗ 
ſchuld, ebenſo die Höchſtbetragshypothek von 3000 GM., die für 
ein Akkumulatoren⸗Depot in dem Geſchäft des Schuldners be⸗ 
ſtellt wurde. Durch die Belaſtung mit Pfandrechten für Ge⸗ 
ſchäftsſchulden hat der Schuldner das an ſich nicht zum Ge⸗ 
ſchäft gehörige Wohngrundſtück ſelbſt zur wirtſchaftlichen 
Grundlage des Geſchäftsbetriebes gezogen. Der Kredit des Ge⸗ 
ſchäfts ruhte nunmehr zum Teil auch auf dem Grundſtück. 
Wurde ihm dieſe Unterlage entzogen, wurde z. B. das Grund⸗ 
ſtück zwangsverſteigert, ohne das die geſicherten Forderungen 
zur Hebung gelangten, ſo konnte ſchon durch den Fortfall dieſer 
Sicherheit möglicherweiſe das Geſchäft zum Erliegen kommen. 
Ein zur Sicherung von Geſchäftsſchulden ausgenutztes Wohn- 
grundſtück des Schuldners muß hiernach ebenfalls zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des 
Schuldners gerechnet werden. 

Andererſeits läßt ſich auch nicht feſtſtellen, daß der Wert 
der dem Schuldner noch verbliebenen Grundſtückshälfte im 
Verhältnis zu dem von ihm zur Befriedigung der Gläubiger 
bereits Hingegebenen ohne Bedeutung iſt (wird näher be⸗ 
gründet). 

Die vom Schuldner nachgeſuchte Schuldenbereinigung iſt 
hiernach von den Vorinſtanzen mit Recht verſagt worden. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. April 1939, 1 Wx 9180 
f 5 


42. 26. — $ 6 SchuldBereinG. Gewinn aus der Wei- 
terveräußerung eines zwangsverſteigerten Grundſtücks. — Der 
Bürge kann den Antrag aus § 6 nur dann ſtellen, wenn die 
Vorausſetzungen für die allgemeine Schuldenbereinigung ent⸗ 
weder bei dem Hauptſchuldner oder bei dem Bürgen vor⸗ 
liegen. 7) 

Die U. Bank in U. hatte dem Kaufmann B. einen 
Kredit von 25 000 AM eingeräumt. B. war Eigentümer 
eines Grundſtückes. Zur Sicherung für dieſen Kredit über⸗ 
nahmen die BeſchwF. gegenüber der Bank die ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche Bürgſchaft bis zum Höchſtbetrage bis zu 30000 RM. 
Ferner traten fie drei Hypotheken über 1075 g Feingold, 
10000 GM. und 15000 GM., die für fie in dem oben be- 
zeichneten Grundbeſitz des Kaufmanns B. eingetragen waren, 
an die Bank zur Sicherheit ab. 

Im Mai 1932 wurde über das Vermögen der Beſchwx. 
das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes er⸗ 
öffnet. In dieſem Verfahren meldete die Bank eine Bürg⸗ 
ſchaftsforderung von 25 927,80 RM an, welche in der Prü⸗ 
fungsverhandlung zur Höhe des Ausfalls anerkannt wurde. 
Nach dem in der Gläubigerverſammlung angenommenen 
Vergleich ſollten die Aktiven der Beſchw§. durch einen Treu- 
händer nach Maßgabe näherer Beſtimmungen zugunſten der 
Gläubiger realiſiert werden. Ferner wurde in dem Vergleich 
beſtimmt: „Sollte wider Erwarten aus der Realiſierung 
der geſamten Aktiven eine Vollzahlung an die beteiligten 
Gläubiger nicht erfolgen, ſo verpflichte ich mich, aus dem 
Überfchuß meiner Einnahmen über die Ausgaben, ſoweit er 
den für einen Lebensunterhalt notwendigen Betrag von 
4000 AM, pro anno überſteigt, dem Treuhänder auszukehren, 
der das Ergebnis pro Rate an die Gläubiger zu verteilen, 
hat, bis die Vollzahlung der Gläubiger erfolgt iſt.“ Auf 
Betreiben der U. Bank kam das Grundſtück des Kaufmanns 
B. im Jahre 1932 zur Zwangsverſteigerung. Es wurde der 
Bank gegen ein Meiftgebot von 4000 RM am 12. Aug. 1932 
zugeſchlagen. Bei der Verteilung der Maſſe wurden auf die 
oben genannte Hypothek von 1075 f Feingold nebſt Zinſen 
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2860,43 AM zugeteilt, die anderen beiden Hypotheken der 
Beſchw FF. fielen aus. 

Im Dezember 1934 übereignete die Bank das Grund⸗ 
ſtück an die Ehefrau des Kaufmanns B. zum Kaufpreis 
von 30 500 RM, der in Höhe von 5000 AM beim Abſchluß 
des Kaufvertrages bezahlt und in Höhe des Reſtbetrages 
durch eine Kaufpreishypothek, die inzwiſchen getilgt ift, ge⸗ 
ſichert wurde. Im Februar 1937 übereignete die Ehefrau 
B. das Grundſtück wieder an ihren Ehemann ohne Entgelt. 

Der zwiſchen den Beichtwg. und ihren Gläubigern ge- 
ſchloſſene Vergleich iſt zur Zeit noch in der Durchführung 
begriffen. über die Höhe des Ausfalls der Forderung der 
Bank ſchwebt in zweiter Inſtanz ein Rechtsſtreit vor dem 
OLG. Während die BeſchwF. den Ausfall unter Berückſichti⸗ 
gung des § 3 der VO. v. 26. Mai 1932 auf 4367,80 AM 
errechnet haben, hat die Bank ihren Ausfall mit 10 705,57 AM 
angegeben. 

Die BeſchwF. haben mit Rückſicht darauf, daß die Bank 
bei der Weiterveräußerung des Grundſtücks einen Gewinn 
erzielt habe, gem. § 6 Schuld Bereincz. v. 17. Sept. 1938 be- 
antragt, die alte Schuld (Ausfallsforderung) von 10 705,57 AM 
in voller Höhe als erloſchen zu erklären. Die Bank hat be⸗ 
antragt, dieſen Antrag zurückzuweiſen. Sie hält die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anwendung des Schuld BereinG. nicht 
für gegeben. 

Das AG. hat den Antrag der BeſchwF. abgewieſen. 
Es hat dazu ausgeführt, daß die Vorausſetzungen für die 
Anwendung des § 6 Schuld BereinG. nicht vorlägen. Zwar 
könnten die Beziehungen zwiſchen den Mitverpflichteten und 
dem Gläubiger ſelbſtändig geregelt werden, ohne daß ein 
Bereinigungsverfahren anhängig gemacht worden fei. Je⸗ 
doch ſei Vorausſetzung, daß beim Hauptſchuldner die Schul⸗ 
denbereinigung zum mindeſten zuläſſig fei. Da die Parteien 
ſich darüber einig ſeien, daß der Schuldner B. ſich in guten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen befinde und daß auf keinen 
Fall für ihn Schuldenbereinigung in Frage komme, ſeien die 
Bürgen nicht berechtigt, den Antrag aus 8 6 zu ſtellen. 
Die BeſchwF. haben form- und friſtgerecht ſofortige Be- 
ſchwerde eingelegt. Sie haben zur Begründung ihrer Be⸗ 
ſchwerde vorgetragen, daß das AG. von der nicht zutreffen⸗ 
den Vorausſetzung ausgegangen ſei, daß zur Begründung 
des Antrages nach 8 6 Schuld BereinGG. die allgemeinen 
Vorausſetzungen des $ 1 a. a. O. bei dem Schuldner B. vor⸗ 
liegen müßten. Das ſei nach dem Geſetz nicht erforderlich. 
Es ſei ſogar nicht einmal erforderlich, daß in der Perſon 
der Beſchw§. die Vorausſetzungen des 8 1 vorlägen. Die 
Entſch. nach § 6 fei vielmehr aus dem Rahmen des Schuld⸗ 
BereinG. herausgenommen. Das Gericht könne ohne die 
Vorausſetzungen des § 1 die Rechtsbeziehungen zwiſchen den 
VeſchwF. und der Bant auf Grund des 8 6 regeln. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig, aber nicht begründet. Es 
handelt ſich bei dem vorgetragenen Sachverhalt um die 
Frage der ſelbſtändigen Anwendung des 8 6 SchuldBereinG. 
Zuſammengefaßt ergibt ſich auf Grund der Ermittlungen 
erſter Inſtanz und des Vortrages in der Beſchwerdeinſtanz 
folgender Sachverhalt: 

Die BeſchwF. haben eine Art Liquidationsvergleich ge⸗ 
ſchloſſen. Dieſer Vergleich ſichert den Bejg. für die Zu⸗ 
kunft ein Einkommen von je 4000 RM jährlich, inſoweit, als 
es dieſen Betrag dem Zugriff der Gläubiger, die nach 
Durchführung der Liquidation noch übrigbleiben, entzieht. 
In dem Verſteigerungsverfahren über das Grundſtück des 
Schuldners B. iſt eine Ausfallsforderung verblieben, welche 
im Vergleichsverfahren der beiden BeſchwF. als der Bürgen 
für dieſe Forderung mitberückſichtigt worden iſt. Für B. 
kommt ein Schuldenregelungsverfahren nicht in Frage. 

Für die rechtliche Beurteilung iſt folgendes zu erwägen. 
Der § 6 Schuld Bereinch. läßt den Antrag des Schuldners 
und den Antrag des Mitverpflichteten ſelbſtändig zu. Hier 
haben Mitverpflichtete den Antrag geſtellt. Es fragt ſich 
nun in erſter Linie, ob es für die Anwendbarkeit des 8 6 
erforderlich iſt, daß die Vorausſetzungen für die allgemeine 
Schuldenbereinigung gegeben fein müſſen. Dies ift zu be- 
jahen. Der 8 6 ift eine Einzelbeſtimmung des Schuld- 
Bereincz. Nach dem Zuſammenhang und Sinn des Geſetzes 
kann man De Paragraphen nicht aus dem Geſetz heraus⸗ 
löſen und ſelbſtändig, etwa als Fortſetzung der VO. v. 
26. Mai 1932 auſehen, ſondern kann ihn nur als Sonder- 
regelung für einen Teil der Schuldenbereinigung im Nah- 
men des Geſetzes, welchen der § 1 umreißt, behandeln. Nun 
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liegen im vorliegenden Fall die Vorausſetzungen für eine 
Schuldenbereinigung bei dem Hauptſchuldner nicht vor Es 
fragt ſich daher weiter, ob es genügt, wenn bei dem Mit⸗ 
verpflichteten, welcher den Antrag geſtellt hat, die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1 Schuld BereinG gegeben find. Dieſe Frage 
muß bejaht werden. Wenn ſchon der $6 als ein Sonder- 
fall des Schuld BereinG. anzuſehen ift, würde es eine un- 
billige Erſchwerung für den Mitverpflichteten ſein, wenn 
feine eigene Verſchuldung i. S. des § 1 des Geſetzes nicht 
zur Anwendung des $ 6 genügen ſollte. Demnach würde 
der Antrag der BeſchwF. als zuläſſig anzuſehen ſein, wenn 
bei ihnen ſelbſt die Vorausſetzungen für die Durchführung 
eines Schuldenbereinigungsverfahrens gem. § 1 des Ge⸗ 
ſetzes vorliegen. Dieſe Vo rausſetzung ift aber im vorliegen⸗ 
den Fall nicht erfüllt. Zwar hindert der von den Beſchw . 
im Jahre 1932 geſchloſſene ſogenaunte Liquidationsvergleich 
als ſolcher die Durchführung des Verfahrens nicht. Nach 
8 14 Schuld Berein kommt für den Schuldner, in dieſem 
Falle die BeſchwF., ein Schuldenbereinigungsverfahren 
nicht in Frage, wenn er im Vergleichsverfahren zur Ab- 
wendung des Konkurſes einen Vergleich geſchloſſen hat, in 
dem er den Gläubigern ſein Vermögen ganz oder teilweiſe 
zur Verwerkung mit der Abrede überlaſſen hat, daß der 
nicht durch die Verwertung gedeckte Teil der Forderungen 
erlaſſen ſein ſoll. Der Wortlaut des Vergleichs von 1932 
läßt aber nicht den Schluß zu, daß den Schuldnern für den 
Fall, daß die Liquidation des hingegebenen Vermögens 
keine volle Befriedigung der Gläubiger ergibt, der übrig⸗ 
bleibende Teil der Forderungen erlaſſen ſein ſolle. Die 
Klauſel des Vergleichs beſagt vielmehr, daß der Reſt aus 
dem überſchuß der laufenden Einnahmen der Beſchwß. 
ratenweiſe abgezahlt werden ſoll Aber der übrige Inhalt 
des Vergleiches ſchließt den Anſpruch der BeſchwF. auf 
Durchführung des Schuldenbereinigungsverfahrens aus. 
Nach 8 1 des Geſetzes und nach dem Vorſpruch des Geſetzes 
ſoll denjenigen geholfen werden, die in der Notzeit wirt⸗ 
ſchaftlich zuſammengebrochen find, damit ſie ſich eine neue 
Lebensſtellung aufbauen und zu angemeſſener Lebenshal⸗ 
tung gelangen können. Der Vergleich vom Jahre 1932 gibt 
den Vergleichsſchuldnern bereits die Möglichkeit, eine neue 
Lebensſtellung aufzubauen und einen angemeſſenen Lebens⸗ 
unterhalt zu erwerben, denn fie haben nur den 4000 AM 
jährlich überſteigenden Betrag abzuführen. Damit fällt für 
die Beſchw§y. das Schutzbedürfnis, welches das Schuld⸗ 
BereinG. fordert, weg. Wenn aber weder beim Hauptſchuld⸗ 
ner noch bei den Mitverpflichteten die Vorausſetzungen des 
8 1 Schuld BereinGd. vorliegen, ift eine geſouderte Anwen- 
dung des 8 6 SchuldBerein®. nicht möglich. Es kommt noch 
olgendes hinzu: d 
“g Selbſt e man bei dem gegebenen Sachverhalt die 
Vorausſetzungen des § 1 Schuld ereinch für die Beſchwg. 
bejahen würde, ſo würde dem Antrag dennoch nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden können. Die Beſchwe. haben zweiſelsfrei 
ein Rückgriffsrecht gegen den Hauptſchuldner B., für pet 
nach dem feſtgeſetzten Sachverhalt die Poro egunan a 
Schuld Berein. mit Rückſicht auf feine gute wirtſchaf ide 
Stellung nicht vorliegen. Die BeſchwF. find alfo n er 
Lage, die ihnen zuſtehenden Rückgriffsrechte gegen ain 
realiſieren; aus dieſem Au beſteht daher kein Bedürf⸗ 
nis für eine Schuldenregelung. 
(QG. Kiel, Beſchl. v. 13. April 1939, 3 T 90/39.) 


f 6 

Anmerkung: Den Ausführungen des Beſchluſſes zu St 
Schuld Berein h vermag ich nicht im vollen Umfang bei⸗ 
zutreten: e 

5 äßt ſich bei den Vorausſetzungen für die Anwen⸗ 
e N o fachlichen und ſolchen, die ii = 
Perſon des die Schuldenregelung Beantragenden vorlieg 
müſſen, unterſcheiden: g 

b a) Zu a fachlichen Vorausſetzungen gehört, En 

der Gläubiger das Grundſtück des ee 0 
Zwangsverſteigerung erworben und mit Gewinn ar = 
äußert hat. Weiterhin ift aber notwendig, daß ein T 
einer alten Forderung das getan hat. Für 10 ſinillon 
„alte Forderungen“ enthält § 1 Abſ. 3 eine a 1 $ Pe 
Daraus ergibt ſich für § 6, daß der Schu 2 2 near : 
Gläubiger das Grundſtück erſteigert hat, er 1 
der Wirtſchaftsnot vor der Machtübernahme En . 
des Einſatzes für die Bewegung vor dem dle Schuld 
wirtſchaftlich zuſammengebrochen ſein muß un 
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noch aus der Zeit vor dem wirtſchaftlichen Zuſammenbruch 
des Schuldners ſtammt oder daß der Schuldner aus den 
genannten Gründen vor dem 1. Jan. 1934 ſein Eigenheim 
oder ſonſtigen Haus- und Grundbeſitz infolge Anordnung 
der Zwangsverſteigerung verloren hat' und die Schulden 
an dem früheren Grundbeſitz durch ein Grundpfandrecht ge- 
ſichert waren oder durch dieſen Grundbeſitz verurſacht ſind. 

b) Perſönlich darf derjenige, der die Bereinigung 
der Schulden nach § 6 beantragt, nicht einen Mangel der 
in § 1 Abſ. 4 und 5 genannten Art aufweiſen; er darf tein 
Jude oder ſonſt des Schutzes unwürdig ſein. 

2. Weitere Tatbeſtandsmerkmale enthält 8 6 nicht. Soll 
daher die Schuld eines Mitverpflichteten nach 8 6 
geregelt werden, ſo iſt nicht erforderlich, daß die ſonſtigen 
Vorausſetzungen für die Schuldenbereinigung in der Perſon 
des Hauptſchuldners vorliegen. Schon für § 3 vertritt Zöl⸗ 
ler: DR. 1939, 288 mit beachtlichen Gründen den Stand- 
punkt, daß bei der Prüfung der Frage, ob die persönlichen 
Vorausſetzungen — Entſchuldungswürdigkeit, ariſche Ab- 
ſtammung — für die Schuldenbereinigung vorliegen, die 
Perſon des Hauptſchuldners dann auszuſchelden habe, wenn 
es ſich um die Regelung einer Mitverpflichtung handele. Er 
führt aus, die perſönlichen Vorausſetzungen brauchten nur 
in der Perſon desjenigen vorzuliegen, der den Antrag auf 
Schuldenbereinigung ſtelle. Allerdings haben das KG. (JW. 
1939, 646) und OLG. München unter Hinweis darauf, daß 
§ 3 davon ausgehe, daß entweder vorher oder mindeſtens 
gleichzeitig die Schuldenbereinigung zugunſten des Haupt⸗ 
ſchuldners durchgeführt werde, die Schuldenbereinigung dem 
Mitverpflichteten dann verſagt, wenn die Schulden des 
Hauptſchuldners nicht bereinigt werden konnten, weil er 
Jude oder eine juriſtiſche Perſon war. Da aber die Gewinn⸗ 
verrechnung nach 8 6 auch dann erfolgen kann, wenn kein 
Schuldenbereinigungsverfahren anhängig iſt, wird man trotz 
dieſer Ripr. zu § 3 die Regelung zugunſten des Mitver- 
pflichteten nach § 6 auch dann zulaffen, wenn eine Rege- 
lung zugunſten des Hauptſchuldners nicht durchgeführt wer⸗ 
den kann, weil er tot oder unehrenhaft oder eine juriſtiſche 
Perſon ift; vorausgeſetzt, daß die unter 1a genannten und 
in der Perſon des Mitverpflichteten die unter 1b auf⸗ 
geführten Vorausſetzungen vorliegen. Schon aus dieſem 
Grunde könnte es kein Hinderungsgrund für eine Regelung 
des 8 6 zugunſten des Mitverpflichteten fein, daß der 
Schuldner in guten Verhältniſſen lebt und deshalb nicht 
nach 8 2 bereinigungsbedürftig iſt. 

3. Es ift aber im Fall des 8 6 überhaupt nicht er- 
forderlich, daß dem Schuldner oder dem Mitverpflichteten, 
falls der Richter nicht eingriffe, der angemeſſene Lebens⸗ 
unterhalt genommen würde. Mit Recht weiſt Hennig, 
2. Aufl., 86 Anm. J 2 darauf hin, daß die 88 2 und 3 
Schuld Bereinch, ſoweit es ſich um die Grundſätze der Schul⸗ 
denbereinigung handelt, durch die Sonderregelung des 8 6 
erſetzt ſind. Der Schuldner iſt daher im Fall des 8 6 nicht 
verpflichtet, fein Vermögen, ſoweit es die Bedürfniſſe einer 
angemeſſenen Lebenshaltung überſteigt, zur Befriedigung 
der Gläubiger zu verwenden. Da im Fall des § 6 der 
Gläubiger — wie die amtliche Begründung ſagt — durch 
den erzielten Gewinn tatſächlich ſchon zu feinem Geld ge- 
kommen iſt, kann es ſelbſt dann gerechtfertigt ſein, daß der 
Richter die alte Schuld für erloſchen erklärt oder die Rechte 
des Gläubigers gegenüber dem Mitverpflichteten der Billig⸗ 
keit entſprechend regelt, wenn der Schuldner etwas mehr 
als den angemeſſenen Lebensunterhalt verdient. Daher kann 
ein Tätigwerden des Richters nicht ohne weiteres unter 
Hinweis auf die geordneten wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Schuldners oder des Mitverpflichteten abgelehnt werden. 
Ob in einem ſolchen Fall die Schuld ganz oder teilweiſe 
in Höhe des Gewinns für erloſchen zu erklären oder wie 
die Schuld des Mitverpflichteten zu regeln iſt, entſcheidet der 
Richter nach billigem Ermeſſen. Er wird dabei die Höhe des 
Gewinns, die wirtſchaftliche Lage des Schuldners und des 
Gläubigers gebührend berückſichtigen. Der Richter wird auch 
dann, wenn der Schuldner oder der Mitverpflichtete wieder 
ſolche Einnahmen haben, daß ſie ohne Gefährdung des an⸗ 
gemeſſenen Lebensunterhalts Abzahlungen leiſten könnten, 
eine Regelung zu ihren Gunſten treffen, wenn der Gläu⸗ 
biger einen un verhältnismäßig hohen Gewinn erzielt hat. 
Denn es entſpricht nicht der Rückſichtnahme, die ſich Gläu⸗ 
biger und Schuldner als Mitglieder der Volksgemeinſchaft 
ſchulden (Vorſpruch!), wenn der Gläubiger den Schuldner, 
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der an ihn in der Zeit der Wirtſchaftsnot fein Grundſtück 
verloren hat, weiterhin bedrängt, obwohl er, der Gläubiger, 
bereits zu ſeinem Geld gekommen iſt. Die Inanſpruchnahme 
des Mitverpflichteten wird unter ſolchen Vorausſetzungen 
ebenfalls zu unterbinden ſein, denn auch ſie wirkt ſich letzten 
Endes durch das Rückgriffsrecht wieder zum Nachteil des 
Schuldners aus. 
AGR. Epping, Berlin. 


Pächterentſchuldungs verordnung 


43. LG. — Art. 23, 24 PächteEntſchuldB O.; Gemein- 
ſchaft. Richtlinie Nr. 79 des RErn Min. und RJ M. v. 22. Dez. 
1938. Auch auf Grund der GR. 79 kann eine Neufeſtſetzung des 
Pachtzinſes nur dann erfolgen, wenn ſie zur Durchführung 
der Entſchuldung erforderlich iſt. 

Das für den Betriebsinhaber am 15. Jan. 1934 eröff⸗ 
nete Entſchuldungsverfahren iſt durch rechtskräftig beſtätig⸗ 
ten Zwangsvergleich v. 27. Nov. 1936 abgeſchloſſen worden. 
Der Betriebsinhaber hatte von verſchiedenen Verpächtern, 
darunter den BeſchwFF., Land gepachtet. Durch rechtskräftig 
gewordenen Beſchl. v. 30. Jan. 1937 hatte das Entſchuldungs⸗ 
amt gem. Art. 23 PächtEntſchuld VO. die Pachtverhältniſſe 
zwiſchen dem Betriebsinhaber und ſeinen Verpächtern bis 
zum 30. Sept. 1943 verlängert und die Pachtleiſtungen neu 
feſtgeſetzt, darunter die an die BeſchwF. zu zahlenden Pacht⸗ 
zinſen für die Zeit vom 1. Okt. 1933 bis zum 30. Sept. 1937 
ermäßigt. Mit Schreiben v. 18. Dez. 1937 hat die D.⸗Pacht⸗ 
bank beantragt, gegenüber mehreren Verpächtern, darunter 
den Beſchw§., die Pachtzinſen auch für die Zeit vom 1. Okt. 
1937 bis zum 30. Sept. 1941 neu feſtzuſetzen, und zwar in 
der Höhe der im Beſchl. v. 30. Jan. 1937 ausgeſprochenen 
Beträge. Dieſem Antrag hat das Entſchuldungsamt durch 
den angefochtenen Beſchluß entſprochen. Die hiergegen ein⸗ 
gelegten Beſchwerden hatten Erfolg. 


Auch die erneute Ermäßigung der Pachtleiſtungen auf 
Grund der Gemeinſchaftl. Richtl. Nr. 79 Ziff. 1 Satz 2, wie 
ſie hier in Frage ſteht, hat zur Vorausſetzung, daß ſie zur 
Durchführung der Entſchuldung erforderlich ift. 
Dies kann nur ſein, wenn ſie geeignet iſt, die Erreichung 
des vorgenannten Zweckes ſicherzuſtellen. Nur dann kann ſie 
auch dem Verpächter zugemutet werden. Muß nach der Sach⸗ 
lage davon ausgegangen werden, daß mit der erneuten 
Senkung des Pachtzinſes der Sicherſtellung der Entſchul⸗ 
dung nicht gedient iſt, daß alſo der mit der Senkung ver⸗ 
folgte Zweck nicht erreicht werden wird, ſo hat die Pachtzins⸗ 
ermäßigung zu unterbleiben. So liegen die Dinge hier. Der 
Betriebsinhaber hat die Vorteile der Pachtzinsſenkung be⸗ 
reits für 4 Jahre genoſſen. Nach der Erklärung der Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle v. 3. März 1938 hat ſich ſeine Lage trotzdem 
nicht nur nicht im günſtigen Sinne entwickelt, ſondern es iſt 
ſogar ein Rückgang des lebenden Inventars eingetreten, auch 
hat der Betriebsinhaber ein zweites Pferd noch nicht wieder 
anſchaffen können. Bei ihm wie auch in den anderen Fällen 
„Hat ſich die Lage im weſentlichen nicht geändert“. Die für 
4 Jahre rechtskräftig angeordnete Pachtzinsermäßigung hat 
alſo nicht den geringſten Entſchuldungseffekt hervorgebracht, 
ohne daß beſondere Umſtände erſichtlich wären, aus 
welchen im vorl. Falle dieſes negative Ergebnis erklärt wer⸗ 
den könnte. Nach dem 30. Sept. 1941 ſtehen die Zinsleiſtungs⸗ 
grenze von 1400 RM und die dann aufzubringende Laſt an 
Pacht ſowie an Verzinſung und Tilgung für die verbleiben⸗ 
den Schulden im Geſamtbetrage von über 2300 AM auch 
nicht annähernd mehr im Einklange. Bei dieſer Sachlage 
hätte eine Pachtzinsermäßigung für weitere 4 Jahre nicht 
angeordnet werden dürfen. Wenn die Entſchuldungsſtelle in 
ihrem Schreiben v. 24. Sept. 1938 darauf hinweiſt, daß jeden⸗ 
falls ein überhöhter Pachtzins auf den angemeſſenen Betrag, 
und zwar auf die weiteſte nach der Schuldenregelungsgeſetz⸗ 
gebung zuläſſige Zeitdauer geſenkt werden müſſe, ſo iſt dazu 
zu fagen, daß die Feſtſetzung angemeſſener Pachtzinſen als 
ſolche nicht Sache der Entſchuldungs⸗, ſondern der Pacht⸗ 
einigungsbehörden iſt, die im gegebenen Falle nicht nur bei 
entſchuldeten, ſondern auch bei ſouſtigen Pächtern tätig zu 
werden haben. 

(26. Halle [Saale], 7. BR., Beſchl. v. 9. März 1939, 77 290, 
291/38.) 
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44. § 248 RAbgO. Wirkſamkeit eines Rechtsmittelver⸗ 
zichts; Umfang der dem Stpfl. vor Unterzeichnung des Ver- 
zichts zu erteilenden Belehrung. +) 

Nach ſtändiger Rſpr. des RFH. ift ein Rechtsmittelver⸗ 
zicht i. S. des § 248 RAbgO. auch dann zuläſſig, wenn die 
Steuerbehörde den Steuerbeſcheid noch nicht erlaſſen hat. 
Vorausſetzung iſt aber, daß die Steuerpflicht dem Grunde 
und der Höhe nach erkennbar iſt, ſo daß der Steuerpflichtige 
durch die Verzichterklärung nicht der Willkür der Steuer⸗ 
behörden ausgeſetzt wird (vgl. Urt. v. 8. Jan. 1936, 
VI A 880/35: RStBl. 1936, 100 und v. 13. Mai 1936, 
VIA 930/35: RStBl. 1936, 616). Dem Steuerpflichtigen 
muß hiernach ein beſtimmtes Einkommen oder im Falle der 
Berechnung nach Reinverdienſtſätzen der Umſatz nebſt Ber- 
dienſtſätzen bekanntgegeben fein. Erwünſcht ift, daß auch die 
Höhe der Einkommenſteuer angegeben oder daß der Stener- 
betrag wenigſtens überſchläglich mitgeteilt wird, falls die 
Steuerſätze von dem verhandelnden Beamten ziſfernmäßig 
nicht ſofort berechnet werden können. Handelt es ſich um 
einen erfahrenen Geſchäftsmann, ſo wird die Angabe des 
ermittelten Umſatzes und des ſteuerpflichtigen Gewinnes ge⸗ 
nügen, da ein ſolcher Pflichtiger in der Lage ſein wird, die 
zu erwartende Steuerbelaſtung ungefähr zu überſehen (val. 
Urt. v. 22. Dez. 1937, VI 730/37: RSt Bl. 1938, 73; StW. 
1938 Nr. 56). Nur bei einem unerfahrenen und kleinen 
Steuerpflichtigen muß vorher ein runder und annähernder 
Betrag über die Höhe der einzelnen Steuern genannt wer⸗ 
den, deſſen Abweichungen von dem endgültigen Steueranſatz 
nur ſo geringfügig ſind, daß ſie die Willensbildung des 
Steuerpflichtigen nicht beeinfluſſen können. Die über die 
Steuerbeträge gemachten Angaben werden zweckmäßig auch 
kurz in die Verhandlungsſchrift über den Verzicht aufge⸗ 
nommen, um ſpätere Auseinanderſetzungen zu vermeiden. 
Bei der Tragweite des Rechtsmittelverzichts wird in der 
Regel auch klarzuſtellen ſein, daß der Pflichtige über deſſen 
Auswirkung aufgeklärt wurde. 

Im übrigen iſt es nicht erforderlich, auch noch die mut⸗ 
maßliche Höhe derjenigen Steuern anzugeben, die, wie die 
Gewerbeſteuer, nach dem erhöhten Einkommen oder, wie die 
Kirchenſteuer, nach der erhöhten Einkommenſteuer, erhoben 
werden. Ebenſowenig braucht die vorausſichtliche Höhe einer 
Steuerſtrafe angegeben zu werden, zumal der verhandelnde 
Beamte hierüber verbindliche Auskunft im allgemeinen nicht 
wird machen können. 

Im vorliegenden Fall ſind nun der Umſatz ſowie der 
Gewerbegewinn ausführlich beſprochen worden; es wurden 
die ermittelten Zahlen auch ſchriftlich feſtgelegt. Der Prü⸗ 
fungsbeamte hat ferner, wie ſich aus ſeiner Außerung er⸗ 
gibt, dem Steuerpflichtigen auf Befragen erklärt, die Ein⸗ 
kommenſteuer betrage 10—12, vielleicht auch 13—14 % des 
insgeſamt für die ſtreitigen Jahre feſtgeſtellten Mehrein⸗ 
kommens von rund 100000 RM. Bei dieſer Auskunft hatte 
der geſchäftsgewandte BeſchwF. über die Einkommenſtener 
einen ungefähren Überblick, womit er ſich auch in der Ver⸗ 
handlung zufrieden gab. Bei dieſer Sachlage konnte das 
FinGer. zu dem Ergebnis gelangen, daß die eingehenden 
Verhandlungen den BeſchwF. nicht im unklaren über den 
Inhalt und das Ergebnis der Betriebsprüfung und die 
überſchlägliche Höhe der Einkommenſteuer gelaſſen haben. 
Das Fincher. hat ferner im Rahmen der ihm zuſtehenden 
freien Beweiswürdigung und damit für den NFH. bindend 
feſtgeſtelllt, daß der BeſchwF. ſich zwar in einer gewiſſen 
Erregung befunden hat, daß aber dieſer Zuſtand den 
Steuerpflichtigen nicht gehindert haben kann, die Zahlen der 
ihm vorgelegten Niederſchrift auf Grund der vorangegange⸗ 
nen Verhandlungen zu erfaſſen. 

Bedenken beſtehen nur hinſichtlich der Unterzeichnung 
des Rechtsmittelverzichts. Unbeſtritten iſt in der Verhand⸗ 
lung über einen Verzicht nicht geſprochen worden; ferner 
ſteht feſt, daß trotz des Vermerks am Schluſſe der Nieder⸗ 
ſchriſt: „v. g. u.“ ( vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben) 
eine Verleſung nicht erfolgte. Nachdem der Betriebsprüfer 
mit dem Steuerpflichtigen über Umſatz und Einkommen ein⸗ 
gehend verhandelt hatte, hätte es nahegelegen, den Beichmf. 
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auf die Bedeutung des Verzichts hinzuweiſen und darauf 
aufmerkſam zu machen, welche Wirkung der Verzicht aus⸗ 
löſte, und daß eine ſolche Erklärung grundſätzlich nicht 
wieder rückgängig gemacht werden konnte. Im vorliegenden 
Fall ift es möglich, daß dem BeſchwF. infolge der bei der 
Unterſchriftsleiſtung unterlaſſenen Belehrung der Inhalt 
und die Tragweite des Verzichts nicht zum Bewußtſein ge⸗ 
kommen ſind, zumal auch in den vorangegangenen Verhand⸗ 
lungen über den in Ausſicht genommenen Verzicht kein 
Wort geſagt wurde. r 

Das Bu. ſowie der Eiuſpruchsbeſcheid jind daher auf⸗ 
zuheben. Hat der BeſchwF§. einen gültigen Rechtsmittelver⸗ 
zicht nicht erklärt, ſo haben auch die Rechtsmittelfriſten 
gegen ihn noch nicht zu laufen begonnen, da ihm bisher 
Steuerbeſcheide mit Rechtsmittelbelehrung noch nicht zu⸗ 
gegangen ſind. 

(NZH., VI. Sen., Urt. v. 5. April 1939, VI 157/39.) 


Anmerkung: Die Entf. wirft ein deutliches Schlag⸗ 
licht auf eine Einrichtung, die ſich Häufig praktiſch als ein 
Mißiſtand erweiſt. Die Beamten, die eine Nachſchau oder eine 
Betriebsprüfung vornehmen, haben im allgemeinen An⸗ 
weiſung, nach Möglichkeit die geprüften Steuern zu einem 
vollſtändigen Abſchluß zu bringen, alſo ein ausdrückliches 
Einverſtändnis des Steuerpflichtigen mit dem Prüfungs⸗ 
ergebnis herbeizuführen. In ſehr vielen Fällen ergeben ſich 
hieraus auch keinerlei Schwierigkeiten. Solche entſtehen 
jedoch dann, wenn ein Steuerpflichtiger irgendwie das Ge- 
fühl hat, er könne unter Druck geſetzt werden oder er könne 
durch Verweigerung ſeines Einverſtändniſſes eine noch 
höhere Steuerforderung verurſachen, als ſie ihm zunächſt 
geſtellt wird. Was im einzelnen bei derartigen Verhand⸗ 
lungen zwiſchen dem Prüfungsbeamten und dem Steuer⸗ 
pflichtigen mündlich erörtert worden iſt, wird ſich ſelten 
nachträglich genau feſtſtellen laſſen. Auf jeden Fall iſt es 
aber ſehr unerfreulich, wenn dem Steuerpflichtigen ein 
Rechtsmittelverzicht zur Unterzeichnung vorgelegt wird, ob⸗ 
wohl er nicht ausdrücklich auf die Bedeutung und die Wir⸗ 
kung eines ſolchen Verzichts hingewieſen worden iſt. Eine 
ſolche Feſtſtellung, wie ſie hier vom RH. getroffen worden 
iſt, kann für das Anſehen der Finanzverwaltung und für 
die Durchführung von Prüfungen nicht förderlich ſein. Es 
werden im allgemeinen keine Bedenken dagegen zu erheben 
ſein, daß der Steuerpflichtige, wenn er will, das Ergebnis 
der Prüfung ausdrücklich anerkennt, aber es dürfte doch 
zmeckmäßſig erſcheinen, die allgemeine Anweiſung en die 
Prüfungsbeamten zur Entgegennahme von Rechtsmittel⸗ 
verzichten erheblich einzuſchränken. Wenn ein Steuerpflich⸗ 
tiger gegen das Ergebnis einer ſolchen Prüfung keine be⸗ 
gründeten Einwendungen erheben kann, fo ijt ein von ihm 
eingelegtes Rechtsmittel ohnehin koſtenpflichtig zurückzu⸗ 
weiſen. Hat er aber ſachlich begründete Einwendungen, ſo 
geht es über den Zweck der Prüfung erheblich hinaus, penn 
ihm dieſe Einwendungen Ri einen ſolchen Rechtsmitte 
verzicht abgeſchnitten werden. f ; 

on * RA. und Notar Dr. Delbrück, Stettin, 
Fachanwalt für Steuerrecht. 
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x 45. § 22 Abſ. 1 NYew, 1934; § 295a Abſ. 1 3 
Neg. Gee ehtortfreibung für ein 1 iſt rs 
dann zuläſſig, wenn der Wert des Grundſtücks 2 
ſhreibungsgeſtpunkt deshalb von dem au den Feſtſ = nag. 
eitpunft ſeſtgeſtellten Einheitswert abweicht, weil das sun 
id auf den FFortſchreibungszeitpunkt nach anderen — 
tungsvorſchriften zu bewerten war als auf den e 
zeitpunkt (3. B. bisher als Mietwohngrundſtück, jetzt a 
familienhaus). t) 
ii 1935 
Das Grundſtück der BeſchwF. war auf den 1. Jan. ; 
als Wehe en nach dem Vielfachen der Bug 
miete mit 17.100 . bewertet worden. Im Jahre Es 
wurde es in ein Einfamilienhaus umgebaut und 1 5 
bezogen. Daraufhin hat das Fina. zum 1. Jann Eine 
Fortſchreibung vorgenommen, hierbei das Grundſtü h 98 5 
familienhaus mit dem gemeinen Wert bewertet aun een 
nach dem Wert des Grund und Bodens und dem ale A 
wert des umbauten Raumes auf 27 700 AM fete To 
BejchtwF. hält bie Wer t fortſchreibung für unzula Gar 
die geringen baulichen Anderungen (Durchbruch 7 dlz 
und Vermauerung von Türen) den Wert des Grun 
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nicht um mehr als erhöht haben könnten; die Mietein⸗ 
nahmen ſeien ſogar nach dem Umbau geſunken. Eine Be⸗ 
ſtandsänderung liege nicht vor. Außerdem könnten nach dem 
Urt. des RFG. v. 7. Sept. 1933, III A 141/33 (RStBl. 1934, 
614 = St}. 1934 Nr. 118) Grundſtückswerte, die auf verſchie⸗ 
denen Grundlagen ermittelt worden ſeien (z. B. hier Jahres⸗ 
rohmiete, gemeiner Wert), nicht miteinander verglichen wer⸗ 
den. Einſpruch und Berufung hatten keinen Erfolg. Die 
RBeſchw. ift ebenfalls unbegründet. 

Eine Fortſchreibung auf den 1. Jan. 1937 war zu⸗ 
läſſig, weil das Grundſtück unſtreitig aus einem Mietwohn⸗ 
grundſtück in ein Einfamilienhaus umgewandelt worden iſt 
und fih damit die „Art“ des Grundſtücks geändert hat (8 225 a 
Abſ. 1 Ziff. 2 i. Verb. m. § 216 Abſ. 1 Ziff. 1 RAbgO.). Hier- 
bei kann der Einheitswert nur dann geändert werden, wenn 
die Vorausſetzungen für eine Wer t fortſchreibung gegeben 
find (vgl. auch RdErl. des RM. v. 15. April 1937: RSBI. 
1937, 529 unter 3 b). Nach § 225 a Abſ. 1 Ziff. 1 RAbgO. ift 
eine Fortſchreibung bei „Anderung im Wert des Gegenſtands“ 
vorzunehmen, wenn nach dem Feſtſtellungszeitpunkt die Vor⸗ 
ausſetzungen eingetreten ſind, unter denen nach den Vor⸗ 
ſchriften des RBewG. eine Wertfortſchreibung ſtattfindet. 
„Wert“ i. S. dieſer Vorſchrift iſt der nach den maßgebenden 
Bewertungsgrundſätzen ermittelte Steuer wert; daher liegt 
eine „Anderung im Wert“ auch dann vor, wenn ſich der 
Steuerwert dadurch ändert, daß das Grundſtück auf den Fort⸗ 
ſchreibungszeitpunkt nach anderen Vorſchriften zu bewerten iſt 
als auf den früheren Feſtſtellungszeitpunkt. Abgeſehen hiervon 
ſetzt nach § 22 Abſ. 1 RBewG. die Wertfortichreibung keine 
Anderung, ſondern nur eine „Abweichung“ im Wert voraus 
(vgl. Urt. v. 31. März 1938, III 303/37: RFH. 43, 325 = 
RSBI. 1938, 601 = SW. 1938 Nr. 314). 

Das von der BeſchwF. angezogene Urteil des RFG. ift 
hier nicht anwendbar. Daß ungleichartige Grundſtückswerte 
nicht miteinander verglichen werden dürfen, hat der RS. 
dort in einem ganz anderen Zuſammenhang ausgeſprochen. 
Ein Grundſtück war nach den damaligen Vorſchriften mit dem 
Ertragswert bewertet worden. Bei der Erbſchaftſteuerveran⸗ 
Kenu hatte der StPfl. beantragt, das Grundſtück nach § 22 
Abſ. 2 ErbſchStc. mit einem geringeren Wert anzuſetzen, weil 
ſich der Ertragswert vermindert habe; er hatte dies damit be⸗ 
gründet, daß der gemeine Wert am Stichtag weſentlich 
niedriger geweſen fei. Dem hat der RS. entgegengehalten, 
daß der gemeine Wert am Stichtag keine Schlüſſe auf eine 
Anderung des Ertrags werts zulaſſe; um zu beurteilen, 
ob ſich der Ertragswert oder der gemeine Wert geändert habe, 
müſſe man den Ertragswert mit dem Ertragswert und den 
gemeinen Wert mit dem gemeinen Wert vergleichen. Im 
vorl. Fall handelt es ſich aber nicht um eine Anderung des 
nach der Jahresrohmiete berechneten Wertes als ſolchen, 
ſondern um eine Anderung des Steuer werts, die fih dar- 
aus ergibt, daß zum 1. Jan. 1935 und zum 1. Jan. 1937 in⸗ 
folge der Umwandlung des Grundſtücks verſchiedene Steuer⸗ 
werte maßgebend ſind. In einem ſolchen Fall nötigen die ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften dazu, verſchiedenartige Grundſtückswerte, 
z. B. den gemeinen Wert mit dem auf Grund der Jahresroh⸗ 
miete ermittelten Wert, zu vergleichen. 


(RFS., 3. Sen., Urt. v. 23. Febr. 1939, III 24/38.) 


Anmerkung: 1. Je mehr Zeit ſeit dem Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt der Einheitswerte (1. Jan. 1935) verſtreicht, eine 
deſto größere Bedeutung gewinnen die Wertfortſchreibungen, 
die auf den Beginn eines jeden Kalenderjahres zuläſſig ſind, 
bis nach dem Stande vom 1. Jan. 1941 die neue Hauptfeſt⸗ 
ſtellung erfolgt, die aber erſt ab 1. April 1942 wirkt, ſo daß 
alſo auch auf den 1. Jan. 1941 noch eine Wertfortſchreibung 
neben der Hauptfeſtſtellung zuläſſig iſt. 

2. Bei den Wertfortſchreibungen iſt der Zuſtand des 
Grundſtücks im Fortſchreibungszeitpunkt maßgebend, für die 
Bewertung ſiſt aber von den Wertverhältniſſen am 1. Jan. 
1935 (Hauptfeſtſtellungszeitpunkt) auszugehen. Deshalb kann, 
was vielfach nicht beachtet wird, z. B. eine Senkung der 
Mieten niemals die Grundlage einer Wertfortſchreibung 
bilden. 7 

3. Eine erhebliche Erweiterung hat die Wertfortſchrei⸗ 
bung durch das Urteil vom 31. März 1938 (RFH. 43, 325) 
erfahren, wonach die Fortſchreibung auch dann zuläſſig iſt, 
wenn der Wert ſich tatſächlich gar nicht geändert hat, wenn 
vielmehr nur bei der Hauptfeſtſtellung Bewertungsfehler ge⸗ 
macht worden ſind. Dieſer Grundſatz wird aus der Verwen⸗ 
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dung des Wortes „Abweichung“ im Gegenſatz zu der „Ande⸗ 
rung“ hergeleitet. 

4. Wenn man auf den Zuſtand des Grundſtücks am 
FF abſtellt, ſo iſt es folgerichtig, daß die 
Anderung eines Mietwohngrundſtückes in ein Einfamilien⸗ 
haus (oder umgekehrt) berückſichtigt werden muß. Die Be⸗ 
wertung hat dann ſo zu erfolgen, als ob das Grundſtück ſchon 
im Hauptfeſtſtellungszeitpunkt feinen gegenwärtigen Zuſtand 
und ſeine gegenwärtige Verwendungsart gehabt hätte. Dabei 
kann es dann natürlich leicht dazu kommen, daß die Bewertung 
nicht nach dem Ertragswert (Jahresrohmiete), ſondern nach 
dem gemeinen Wert zu erfolgen hat. Die gegen dieſen Grund- 
ſatz in der RBeſchw. geltend gemachten Einwendungen ſind 
unbegründet, ſie berufen ſich auf einen völlig aus dem Zu⸗ 
ſammenhang herausgeriſſenen Satz einer früheren Entſch. Die 
Bedeutung der Apr. des REH. bringt es mit ſich, daß Stpfl. 
(und leider auch manchmal Fint.) geneigt find, einzelne her- 
ausgegriffene Sätze zum Beweiſe für eine unzutreffende An⸗ 
ſicht anzuführen. 

RA. und Notar Dr. Delbrück, Stettin, 
Fachanwalt für Steuerrecht. 


* 
x 46. 88 8 Ziff. 1, 12 Abſ. 2 Ziff. 1 GewStG. 
1. Wechſelkredite werden zu Dauerſchulden, wenn die 


Laufzeit der Wechſel derart bemeſſen iſt, daß die Wechſelſchuld 
der nicht nur vorübergehenden Verſtärkung des Kapitals dient. 


2. Bei Wechſelkrediten, die als Dauerſchulden anzuſehen 
ſind, ſind in der Regel auch Akzeptproviſionen und Zuſage⸗ 
proviſionen für weitere Bereitſtellung ſchon in Anſpruch ge⸗ 
nommener Kredite den nicht abzugsfähigen Zinſen i. S. des 
§ 8 Ziff. 1 GewStG. zuzurechnen. 


Wechſelkredite werden zu Dauerſchulden, wenn die Lauf⸗ 
zeit der Wechſel derart bemeſſen iſt, daß die Wechſelſchuld nicht 
Rur der vorübergehenden Verſtärkung des Kapitals dient. Dies 
trifft im vorl. Falle zu, da von vornherein beabſichtigt war, 
die dreimonatige Laufzeit der Wechſel zu verlängern und den 
Kredit für die Dauer von zwei Jahren zur Verfügung zu 
ſtellen. Die Vorbehörden konnten jedenfalls ohne Verſtoß gegen 
§ 228 Ziff. 1 RAbgO. zu der Auffaſſung kommen, daß die 
von den Banken zur Verfügung geſtellten Gelder Dauerſchul⸗ 
den feien (ſiehe auch Richtl. für die Durchführung der Ge- 
werbeſteuer [GewR.] 1938 X Ziff. 1). Daß ein Teil der Gelder 
zur Beſchaffung von Wertpapieren verwandt worden iſt, fteht 
dem nicht entgegen (f. hierzu auch Entſch. des RH. VI 707/38 
v. 7. Dez. 1938: StW. 1939 Nr. 45). 

Streitig iſt weiter, ob die Akzeptproviſionen und die Zu⸗ 
ſageproviſionen den nicht abzugsfähigen Zinſen i. S. des § 8 
Ziff. 1 GewStG. zuzurechnen find. Das FinGer. hat die Frage 
verneint. 

Die RBeſchw. des Fin A. iſt begründet. 

Wie der Senat bereits in feiner Entſch. REH. 45, 23 
ausgeſprochen hat, verbietet § 8 Ziff. 1 GewStG. hinſichtlich 
der Dauerſchulden nur den Abzug der Zinſen, nicht aber an⸗ 
derer Unkoſten, die mit ihnen zuſammenhängen. Als Zinſen 
ſind lediglich diejenigen Leiſtungen des Schuldners an den 
Gläubiger anzuſehen, die das Entgelt für die Nutzung des 
Kredites darſtellen. Es ſind deshalb in der genannten Entſch. 
die Proviſionen der kreditgebenden Bank für die Verwaltung 
der Wertpapiere, die der Sicherung des Kredites dienen, als 
abzugsfähig anerkannt worden. Bedeutungslos iſt es, welche 
Bezeichnungen Schuldner und Gläubiger den einzelnen Lei⸗ 
ſtungen geben, entſcheidend iſt der ſachliche Inhalt der Lei⸗ 
ſtung. Es iſt denkbar, daß für Zahlungen, die eine verſchieden⸗ 
artige ſteuerrechtliche Natur haben, die gleichen banktechniſchen 
Bezeichnungen gewählt werden. Es muß deshalb im einzelnen 
Fall die Natur der Leiſtung geprüft werden. Bedeutungslos 
iſt es, wie der Gläubiger vom Standpunkt ſeiner Rentabili⸗ 
tätsberechnung aus die vom Schuldner zu zahlenden Beträge 
aufteilt und benennt. A 

Dem FinGer. ift darin beizupflichten, daß die Zuſage⸗ 
proviſion für die nicht in Anſpruch genom» 
menen Kredite nicht unter § 8 Ziff. 1 GewStG. fällt. 
Die von den Banken lediglich bereitgeſtellten Gelder können 
den Dauerſchulden nicht zugerechnet werden. Es kann deshalb 
dahingeſtellt bleiben, ob in der der Pflichtigen eingeräumten 
Möglichkeit der jederzeitigen Inanſpruchnahme dieſer Gelder, 
die zu einer Verfügungsbeſchränkung der Banken führt, be- 
reits eine Nutzung des Kapitals zu erblicken iſt und ob die 


hierfur gezahlten Proviſionen den Schuldzinſen für den bereits 
in Anſpruch genommenen Kredit gleichzuſtellen ſind. 

Anders iſt aber die Rechtslage hinſichtlich der Zuſage⸗ 
proviſion für die Verlängerung der bereits 
in Anſpruch genommenen Kredite. Es handelt 
fh um einen langfriſtigen Kredit, der lediglich aus Zweck⸗ 
maäßigkeitsgründen in die Form des an und für ſich kurz⸗ 
friſtigen Wechſelkredites gekleidet worden iſt. Die Zuſage⸗ 
proviſion für die Verlängerung des Kredites ift der Ausgleich 
dafür, daß zunächſt nur die niedrigeren Zinſen des Wechſel⸗ 
kredites (Diskont) an Stelle der höheren Zinſen des lang= 
friſtigen Kredites angeſetzt werden. Die Zuſageproviſton iſt ein 
Teil des Entgeltes, das die Stpfl. für die Nutzung des tat⸗ 
ſächlich langfriſtigen Kredites zahlt. 

Auch die Alzeptproviſion, die im übrigen in 
page: Weiſe wie der Diskont nach der Laufzeit der Wechſel 
erechnet wurde, iſt im vorl. Falle Zins. Dem Binder. ift 
darin beizupflichten, daß Zahlungen eines Schuldners an dritte 
Perſonen für die Übernahme der Bürgſchaft nicht als Zins 
anzuſehen find, ſoweit im Einzelfall nicht § 6 Abſ. 1 StAnpch. 
entgegenſteht. Proviſionen für Unterſchriften auf Wechſeln, 
die lediglich eine Haftung für die Sicherheit des Wechſels be⸗ 
gründen, ſind deshalb dem Gewinn aus Gewerbebetrieb nicht 
wieder hinzuzurechnen. Es mag gelegentlich ein Akzept wirt⸗ 
ſchaftlich nur Bürgſchaftscharakter haben; im vorl. Fall trifft 
das jedoch nicht zu. Entſcheidend iſt, daß der Trattenkredit 
lediglich eine beſondere poom langfriſtigen Kredites fein ſollte. 
Die beiden kreditgebundenen Banken haben an Stelle von 
Barbeträgen der Pflichtigen Akzepte ausgehändigt, die ſie 
weitergeben und mit Hilfe deren ſie in den Beſitz der Mittel 
gelangen konnte. Auf Grund der Leiſtungen der Banken iſt 
die Geſellſchaft Schuldnerin geworden. Nicht entſcheidend ift 
es, ob und in welchem Umfang fie die Wechſel durch die beiden 
kreditgebenden Banken ſelbſt oder durch dritte Banken diskon⸗ 
tieren läßt. Die Akzeptproviſion, die Zuſageproviſion für die 
Verlängerung der Wechſellaufzeit und der Wechſeldiskont ſind 
das Entgelt für die Nutzung des langfriſtigen Kredites. 


(RFB., 1. Sen., Urt. v. 21. Febr. 1939, I 464/38.) 


* 


47. 82 Abſ. 2 Ziff. 2, §7 GewStG.: 88 6 Saß 1, 11 
Ziff. 4 Körp StZ. 1934; 8 3 Ziff. 10 EinkStcz. 1934. 

1. Bei Kapitalgeſellſchaften gibt es keine betriebsfremden 
Vorgänge, die bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Ge⸗ 
werbeertrags ausgeſchaltet werden müßten. 

2. Auf Grund der Not BO. v. 8. Dez. 1931 (RGBl. J, 
699) einer Kapitalgeſellſchaft erlaſſene Beförderungsſteuer⸗ 
beträge ſtellen weder Sanierungsgewinne i. S. des & 11 Ziff. 4 
Körp StG. 1934 noch Unterſtützungen wegen Hilfsbedürſtigkeit 
i. S. des § 3 Ziff. 10 EinkStcz. 1934 dar; fte können daher 
— ebenſowenig wie am körperſchaſtſteuerpflichtigen Gewinn — 
am ſtenerpflichtigen Gewerbeertrag abgeſetzt werden. 

(RED. 1. Sen., Urt. v. 14. Febr 1939, I 321/38.) 
* 


x 48. 8 2 umſStG. 1934; 8 3 Abſ. 4 umſStdDurchfBeſt. 
1934. Zur Umſatzſteuerpflicht von Rechtsanwälten, die bei 
den Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront tätig 
ſind. 

Der Stpfl. iſt Rechtsanwalt und ſeit 1935 von der 
Deutſchen Arbeitsfront nebenamtlich gegen eine feſte Ver⸗ 
gütung von monatlich 250 AM mit der Rechtsberatung für 
Unternehmer betraut. Er begehrt Umſatzſteuerfreiheit mit 
folgender Begründung: 

Die Rechtsberatungsſtellen, welche die Deutſche Arbeits⸗ 
front auf Grund des 866 ArbOG., getrennt nach Unter: 
nehmern und Beſchäftigten, eingerichtet habe, hätten die 
Aufgabe, die Belange der Mitglieder der Deutſchen Arbeits- 
front in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten, insbeſ. vor dem 
ArbG., zu wahren. Bei Würdigung des Weſens der Rechts- 
beratungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront ſei davon aus⸗ 
zugehen, daß die Rechtsberatungsſtellen grundſätzlich im 
Hauptamt verſehen würden; nur ſoweit eine Beratungsſtelle 
die volle Arbeitskraft eines Mannes nicht in Anſpruch nehme, 
werde ſie nebenamtlich ausgeübt. Die Aufgaben der Rechts⸗ 
berater, ob im Hauptamt oder Nebenamt ausgeübt, ſeien 
völlig gleich, fie feien immer Aufgaben öffentlich ⸗ rechtlicher 
Art, die nicht freiberuflich ausgeübt werden könnten, ſon⸗ 
dern nur auf Grund der Übertragung einer Rechtsberatungs⸗ 
ſtelle. Vor allem weiſe ſeine Tätigkeit bei der Unternehmer⸗ 
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Rechtsberatungsſtelle nicht das Merkmal der Selbſtändigkeit 
auf, ſie ſei vielmehr als eine unſelbſtändige aufzufaſſen. 
Der erk. Sen. hat einen ähnlich gelagerten Fall bereits 
entſchieden: Ein freiberuflicher Architekt war von einer 
Stadtverwaltung zur Ausübung einer begutachtenden Tätig⸗ 
keit im Rahmen ſtädtiſcher Aufgaben als Ratszimmermeiſter 
beſtellt worden. Die aus dieſer Tätigkeit vereinnahmten Ge⸗ 
bühren wurden vom Senat für umſatzſteuerbar erklärt (Urt. 
v. 13. Nov. 1936, V A 378/36: RFH. 40, 196). Abgeſehen von 
dem anders gelagerten Beruf des Beſchw ß, eines Rechts⸗ 
anwalts, liegen die beiden Fälle ziemlich gleich. Auch der 
Beſchw§. übt die Tätigkeit des Unternehmer⸗Rechtsberaters 
nur im Nebenberuf aus, er iſt auch, wie das FinGer. feft- 
geſtellt hat, nicht in das öffentlich⸗rechtliche Beamten- oder 
ein Angeſtelltenverhältnis übernommen. Wie der Architekt 
bei feiner Beſtellung vereidigt worden ift, jo ift der be- 
ſchwerdeführende Rechtsanwalt zur Führung eines Dienſt⸗ 
ſiegels befugt. Wenn, wie der Veſchwe ausführt, die Tätig⸗ 
keit eines Unternehmer⸗Rechtsberaters im Nebenamt be⸗ 
hördenmäßig geregelt ift, fo ift fie boch, umſatzſteuerrechtlich 
geſehen, genau ſo als ſelbſtändige Tätigkeit aufzufaſſen, wie 
die des oben erwähnten ae ums 9 
Der vom Beſchwỹ. gezogene Vergleich mit der Die 
lung eines Syndikus, der zugleich Rechtsanwalt iſt, trifft 
nicht zu. Wohl hat der Senat nach 82 Abſ. 2 Ziff. 1 UmſStG. 
1934 entſchieden, daß eine natürliche Perſon umſatzſteuer⸗ 
rechtlich teils felbjtändig, teils unſelbſtändig ſein kann. Des⸗ 
wegen hat er in entſprechend gelagerten Fällen auch eine 
Syndikustätigkeit, die von einem Rechtsanwalt ausgeübt 
wird, als unſelbſtändig angeſehen. Dabei iſt jedoch immer 
Vorausſetzung, daß der Rechtsanwalt in den wirtſchaftlichen 
Betrieb eines Unternehmens derart eingegliedert ift, daß er 
den Weiſungen des Unternehmers zu folgen verpflichtet ift. 
Bei der Unternehmer⸗Rechtsberatung erteilt der Beſchwỹ. 
aber Rat einer Vielzahl von Unternehmern, mit deren Be- 
trieb er ſonſt nichts zu kun hat. 4 i 
Daß die Umſatzſteuerfreiheit nicht aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Ausübung öffentlicher Gewalt hergeleitet werden 
kann, ift vom Fincher, mit dem Hinweis auf 8 3 Abſ. 4 
UmſcSturchfBeſt. 1934 zutreffend dargetan. 
(REH. 5. Sen., Urt. v. 10. Febr. 1939, V 421/38 S.) 
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x 49, 88 22, 24 UStG. n vom 
ehen und Sicherungsübereignungs angebe e a 

a alasin zur Finanzierung von Kraftſahrzeugkäuſen find 
in der Regel als Schulderklärungen und . 
nungen urkundenſteuerpflichtig. An der abwelche A wh d- 
auffaffung im Urt. v. 25. März 1938, 11 506/37 (RFH. 43, 
278 = ZW. 1938, 1760 '*) wird nicht mehr feſtgehalten. a: 
Die beſchwerdeführende Bant finanziert gewerbsmäßig 
ee Käufer und Verkäufer mäüfjen vorher 
ein von der Bank vorgeſchriebenes an die Bank gerichtetes 
formularmäßiges Schreiben unterzeichnen, deſſen weſentlicher 


Inhalt wie folgt lautet: 


Laut den anhängenden Verkauf⸗ und Lieferungsbedin⸗ 


i . . (Verkäuferin) hat der links Unter⸗ 
e AcRäufer) bei der Verkäuferin ein Kraftfahrzeug 
Marte .... Motor Nr. Sahrgeftell-Rr. . .. Polizei ⸗ 
Nr gekauft, wobei fih die Verkäuferin bis zur völligen 
Bezahlung das Eigentumsrecht an dem Kaufgegenſtand vor- 


n daß Sie dieſes * g . 
i i n als Sicherheit für Ihre Forderungen 
en w r ena des Eigentums an dem oben 
bezeichneten Fahrzeug an. Wer von uns das Fahrzeug im 


Beſitz hat. ſoll es nur für Sie verwahren. Etwaige Heraus- 


6 Ihnen zustehen 
gabe e er Mar, daß Sie alle Ihnen ge- 


machten Angebote dadurch annehmen, daß Sie das Ge⸗ 


ſchäft finanzieren.“ ER Be miD 
ei erhob für eine nach dieſem Vor ru l 

bn Tune. noch 1921 UrkStch. (Sicherungsübereig- 

nungen) nach dem Gegenſtandswert von 1403 RAM eine Ur- 


von 1,50 At. i Á 
e die ae eee 
A teuer reiſtellung, da nur ein ich P 
l a beurkundet fei, das der Beſteuerung 


Be hat gleichfalls eine nach § 24 UrtSt®. 


mit 1,50 % ſteuerpflichtige Sicherungsübereignungserklä⸗ 
rung des Verkäufers für vorliegend erachtet. Außerdem hat 
es, da ſeiner Anſicht nach der Käufer ſeinen Anſpruch gegen 
den Verkäufer auf demnächſtige Eigentumsverſchaffung (ſi⸗ 
cherungshalber) an die Bank abtritt, hierfür nach 8 21 
Abſ. 4 Nr. 2 UrkStch. eine weitere Steuer von 5 v. T. von 
1403 RAM = TRM gefordert. s 

Mit der RBeſchw. begehrt die BeſchwF. völlige Steuer- 
befreiung. 

I. a) Nach 8 24 UrtSt®. (Sicherungsübereignungen) ift 
ſteuerpflichtig die Erklärung des Schuldners oder einer an⸗ 
deren Perſon, dem Gläubiger das Eigentum an einer be⸗ 
weglichen Sache zur Sicherung zu übertragen. Die Er⸗ 
klärung des Verkäufers iſt hier allerdings nicht in die 
Form einer ſolchen übereignungserklärung, ſondern 
in die eines Angebots einer Übereignung gekleidet, das 
— für ſich betrachtet — nicht ſteuerpflichtig iſt. 

Nach 89 Abſ. 2 UrkStG. ijt es jedoch auf die Cnt- 
ſtehung der Steuerſchuld ohne Einfluß, wenn die Wirk⸗ 
ſamkeit eines Rechtsgeſchäfts von der Beſtätigung eines der 
Beteiligten abhängt. Es iſt daher weiter zu prüfen, ob in 
Wirklichkeit eine Übertragung des Eigentums ſeitens des 
Verkäufers vorliegt, deren Wirkſamkeit lediglich von der Be- 
ſtätigung der Beſchw§. (Bank) abhängig gemacht ift. Ein die 
Eutftehung der Steuerſchuld nicht hindernder Vorbehalt 
einer Beſtätigung liegt vor, wenn die Beteiligten über alle 
weſentlichen Einzelheiten des Geſchäfts vor Errichtung der 
Urkunde bereits einig geworden ſind, ſo daß die Perſon, 
deren Beſtätigung vorbehalten wird, nur die Möglichkeiten 
der Annahme oder Ablehnung hat. So iſt die Sach⸗ 
und Rechtslage hier. Indem die Bank den Kraftfahrzeug⸗ 
händlern, mit denen ſie in Geſchäftsverbindung treten will, 
die von ihr entworfenen Formulare zur Verfügung 
ſtellt, erklärt ſie ſich in ihrer Eigenſchaft als Finanzierungs⸗ 
bank grundſätzlich bereit, gemäß den dort niedergelegten 
Einzelbeſtimmungen die Kraftfahrzeuge, die dieſe Händler 
verkaufen, als Gegenſtand der Sicherungsübereignung im 
Falle der Finanzierung des Kraftfahrzeugverkaufs anzu⸗ 
nehmen; ſie behält ſich lediglich vor (nach Prüfung der 
Kreditwürdigkeit des Käufers), entweder durch Finanzierung 
des Kaufgeſchäfts das Sicherungsübereignungsgeſchäft zu 
beſtätigen oder durch Verſagung einer ſolchen Finanzierung 
auch die Durchführung der Sicherungsübereignung abzu⸗ 
lehnen. Nach alledem handelt es ſich alſo nicht um ein 
ſteuerfreies Angebot einer Sicherungsübereignung, ſondern 
um eine ſteuerpflichtige Sicherungsübereignung mit Be⸗ 
ſtätigungsvorbehalt. Die Vorinſtanzen haben daher für die 
Erklärung des Verkäufers mit Recht die Steuer von 
1,50 AM gem. $ 24 UrkStG. gefordert. 

I. b) Das Finger. ift jedoch nicht frei von Rechtsirr⸗ 
tum, indem es in Abſ. 2 der Urkunde wegen der Mitunter- 
zeichnung durch den Käufer eine Abtretung ſeines Anſpruchs 
gegen den Verkäufer auf demnächſtige Eigentumsverſchaf⸗ 
fung an die Bank erblickt und demgemäß nach § 21 Abſ. 4 
Nr. 2 UrkStG. eine weitere Steuer von 7 RM fordert. Durch 
Mitunterzeichnung des vorerwähnten Teils der Urkunde hat 
der Käufer nur ſeine Zuſtimmung dazu geben wollen, daß 
die Sicherungsübereignung des Kraftfahrzeugs vom Ver⸗ 
käufer an die Bank fortbeſtehen ſoll, bis die Bank wegen 
ihrer Forderungen befriedigt iſt. Die Erhebung der Ab⸗ 
tretungserklärungsſteuer iſt ſomit nicht gerechtfertigt. 

I. e) Nach alledem ift unter Aufhebung der Vorentſch. 
die Ber. der BeſchwF. als unbegründet zurückzuweiſen. 

II. Vielfach enthält bei Finanzierung von Kraftfahr⸗ 
zeugverkäufen das von der Bank entworfene Formular — 
abgeſehen von den oben erwähnten Beſtimmungen — ein⸗ 
gangs noch folgende ergänzende Erklärung: 

„Wir, die Unterzeichneten (Verkäufer und Käufer), be⸗ 
antragen hiermit als Geſamtſchuldner die Gewährung eines 
Darlehens im unten berechneten Betrage von ... AM zur 
Finanzierung des Kaufs.“ 

Ein ſolches Formular hat die BeſchwF. zu den Akten 
überreicht mit dem Hinweis, daß unterzeichnete Formulare 
dieſes Inhalts auf Grund der Ripr. des Senats weder der 
Schulderklärungsſtener noch der Sicherungsübereignungs⸗ 
ſteuer unterlägen. Eine nochmalige Prüfung der Rechtslage 
ergibt folgendes: 

Es fragt ſich zunächſt, ob die zuſätzliche Erklärung die 
Schulderklärungsſteuer (8 22 UrfSt®.) erfordert. Von einer 
nach 8 22 EStG. ſteuerpflichtigen Schulderklärung kann 
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nur die Rede fein, wenn jemand die Verpflichtung an- 
erkennt oder übernimmt, einem anderen eine Geldſumme 
zu zahlen. Im vorl. Falle iſt die Erklärung des Ver⸗ 
käufers und des Käufers allerdings nicht in die Form einer 
ſolchen Schulderklärung, ſondern in die eines An⸗ 
gebots gekleidet, indem bei der Bank die Gewährung 
eines unter beſtimmten Bedingungen rückzahlbaren Dar- 
lehens lediglich beantragt wird. Ein Darlehensantrag iſt, 
wie der Senat in dem Urt. v. 13. Jan. 1939, II 516/37 
(RFH. 46, 26) entſchieden hat, in der Regel keine Schuld⸗ 
erklärung, Es ift aber, wie der Senat in dieſer Eutſch. aus- 
drücklich betont, zu prüfen, ob es ſich in Wirklichkeit nicht 
um einen bloßen Darlehensantrag, ſondern um eine Schuld⸗ 
erklärung handelt, deren Wirkſamkeit von der Beſtätigung 
eines Beteiligten (hier: der Bank) abhängig gemacht iſt 
(89 Abſ. 2 UrkStch.). Ein die Entſtehung der Steuerſchuld 
nicht hindernder Vorbehalt einer Beſtätigung liegt vor, 
wenn die Beteiligten über alle weſentlichen Einzelheiten des 
Geſchäfts vor Errichtung der Urkunde bereits einig gewor⸗ 
den ſind, ſo daß der, deſſen Beſtätigung vorbehalten wird, 
nur die Möglichkeiten der Zuſtimmung oder der Ab- 
lehnung hat. Das trifft hier zu. Die Bank ſtellt den 
Kraftfahrzeughändlern, mit denen ſie in Geſchäftsverbindung 
treten will, die von ihr entworfenen Formulare zur 
Verfügung. Dadurch erklärt ſie in ihrer Eigenſchaft als 
Finanzierungsbank ihre grundſätzliche Bereitwilligkeit, nach 
Maßgabe der von ihr dort niedergelegten Einzelbeſtimmun⸗ 
gen die Kraftfahrzeugverkäufe zu finanzieren, d. h. den Fahr⸗ 
zeughändlern und deren Abnehmern als Schuldnern eine 
Summe darzuleihen, die dem Kraftfahrzeugkaufpreis unter Be- 
rücksichtigung gewiſſer Zu- und Abrechnungen entſpricht. Die 
Bank behält ſich, indem im übrigen alle weſentlichen Ein⸗ 
zelheiten des Darlehensgeſchäfts unter den Beteiligten feſt⸗ 
ſtehen, lediglich die Beſtätigung oder Ablehnung 
des Geſchäfts vor. Nach alledem handelt es ſich in Fällen 
ſolcher Art nicht um einen ſteuerfreien Darlehensantrag, 
ſondern um eine nach § 22 UrfSt®. ſteuerpflichtige Schuld- 
erklärung mit Beſtätigungsvorbehalt. Soweit die hier ent⸗ 
wickelten Grundſätze mit der Entſch. des Senats v. 25. März 
1938, II 506/37 (RFH. 43, 278 = JW. 1938, 176048) in 
Widerſpruch ſtehen, wird an der dort vertretenen Rechts⸗ 
auffaſſung nicht mehr feſtgehalten. 

Im übrigen gilt hinſichtlich der Sicherungsübereignung 
i. S. der Bejahung der Steuerpflicht aus 8 24 UrkStG. das 
oben unter Ia Geſagte. 


(RFH, 2. Sen., Urt. v. 10. Febr. 1939, II 455/38 S.) 
* 


X 50. 88 21 Abſ. 2, 22 Ziff. 1, 26 EinkStG. 1934. Hat der 
unbeſchränkt ſteuerpflichtige Schwiegervater dem Ehemann 
ſeiner Tochter eine Wohnung unentgeltlich überlaſſen, um den 
Eheleuten die Haltung eines angemeſſenen Hausſtands zu er⸗ 
möglichen, jo ijt der Nutzungswert dieſer Wohnung nach 8 22 
Ziff. 16 Saß 2 EintStG, 1934 (1938) zu behandeln, wenn 
die Eheleute zuſammen zu veranlagen ſind. Das gilt auch, 
wenn die Wohnung ſich in einem Hauſe befindet, das zum 
mittleren Neuhausbeſitz gehört. t) 

Streitig ift, ob der BeſchwF., der zuſammen mit feiner 
Ehefrau zur Einkommenſteuer 1937 veranlagt worden iſt, den 
Nutzungswert einer unentgeltlich überlaſſenen Wohnung zu 
verſteuern hat. Die Wohnung befindet ſich in einem Hauſe 
ſeines Schwiegervaters, das zum mittleren Neuhausbeſitz ge⸗ 
hört. Dieſer hat das Haus gebaut, um ſeiner Tochter (der 
Ehefrau des BeſchwF.) eine Wohnung unentgeltlich zur Ber- 
fügung zu ſtellen, da das Einkommen des BeſchwF. zur Unter- 
haltung eines angemeſſenen Hausſtands nicht ausreicht. Das 
FinGer. hat unter Bezugnahme auf das Urt. des 6. Sen. des 
RF H. v. 19. Nov. 1936: Mrozeks Kartei, Rechtsſpr. 10 zu 
§ 21 Abſ. 2 Eink StG. 1934 gebilligt, daß der Nutzungswert 
dieſer Wohnung als Einkunft aus Vermietung und Verpach⸗ 
tung des Beſch w F. nach § 21 Abſ. 2 EinkStG. 1934 ver- 
ſteuert worden iſt. Dagegen richtet ſich die RBeſchw. des 
Pflichtigen. 

Beizutreten ift dem Fin®er. darin, daß dem Beſchwßß. 
die Vergünſtigungen nicht zugute kommen können, die der 
mittlere Neuhausbeſitz für die Einkommenſteuer genießt. Da⸗ 
gegen iſt nach Anſicht des erk. Sen. im vorl. Fall die Be⸗ 
ſtimmung des § 21 Abſ. 2 EinkStG. 1934 nicht anzuwenden. 

„„Der erk. Sen. ift im Urt. v. 8. Sept. 1938, IV 78/38: 
RSBL 1999, 4 der vom 6. Sen. noch im Urt. v. 19. Nov. 
1936, VI A 80/6 vertretenen Meinung nicht beigetreten, daß 
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der Nutzungswert einer an eine unterhaltsberechtigte Perſon 
unentgeltlich überlaſſenen Wohnung dieſer zuzurechnen ſei. 
Er iſt vielmehr der Auffaſſung, daß die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen des Einkommenſteuerrechts über Unterhaltsleiſtungen 
der Beſtimmung im § 21 Abſ. 2 EintSt®. 1934 vorgehen, und 
daß deshalb bei unbeſchränkter Steuerpflicht des Gebers die 
wiederkehrende Zuwendung der Wohnung an eine unterhalts⸗ 
berechtigte Perſon nach § 22 Ziff. 1 Satz 2 EinkStG. 1934 
nicht als Einkunft dieſer Perſon, ſondern als Einkunft des 
Gebers zu verſteuern ift. Da der BeſchwF. hier mit der 
Tochter des Gebers als ſeiner Ehefrau zuſammen zur Ein⸗ 
kommenſteuer zu veranlagen ift, muß auch der BeſchwF. als 
unterhaltsberechtigt gegenüber dem Geber anerkannt werden; 
denn die nach der Haushaltsbeſteuerung zuſammen zu veran⸗ 
lagenden Ehegatten gelten ſteuerlich gewiſſermaßen als eine 
Einheit. Daß im vorl. Fall auf Grund der beſonderen Be⸗ 
freiungsvorſchriften für den mittleren Neuhausbeſitz der Geber 
den Nutzungswert der unentgeltlich überlaſſenen Wohnung auf 
vorübergehende Zeit nicht zu verſteuern hat, läßt keine andere 
Beurteilung zu; denn unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt der Geber 
gleichwohl, während die Verſteuerung der Zuwendung beim 
Geber in § 22 Ziff. 1c Satz 2 EinkStG. 1934 nicht unmittel⸗ 
bar gefordert wird. 


(RFS., 4. Sen., Urt. v. 9. März 1939, IV 352/98.) 


Anmerkung: Es iſt überraſchend, daß gerade die im Leben 
beſonders einfach erſcheinenden Fälle rechtlich häufig beſon⸗ 
ders große Schwierigkeiten machen. Wenn ein Vater ſeinem 
Sohn, ſeiner Tochter oder ſeinem Schwiegerſohn in ſeinem 
Hauſe eine Wohnung unentgeltlich überläßt, ſo wurde früher 
angenommen, daß der Vater inſoweit kein Einkommen aus 
der Wohnung beziehe. Der Mietwert der Wohnung wurde als 
Wert einer unentgeltlich überlaſſenen Wohnung dem Unter⸗ 
haltsberechtigten zugerechnet, ſoweit derartige Fälle überhaupt 
zur Kenntnis der Finanzbehörden kamen. Dieſe frühere 
Praxis wurde den tatſächlichen Verhältniſſen und der Volks⸗ 
anſchauung aber nicht gerecht, denn diefe Überlaſſung der 
Wohnung iſt wirtſchaftlich genau das gleiche, wie wenn der 
Vater einen Zuſchuß zur Wirtſchaftführung oder zur Miete 
einer Wohnung in einem fremden Hauſe zahlen würde. Des⸗ 
halb iſt dem 4. Sen. zuzuſtimmen, wenn er hier dem Geſichts⸗ 
punkt der Unterhaltsgewährung den Vorzug vor dem Geſichts⸗ 
punkt des Einkommens aus Vermietung gibt. Folgerichtig iſt 
es dann aber auch, daß überhaupt keine Steuerpflicht ein⸗ 
tritt, wenn der Hauseigentümer auch bei Erzielung einer 
Miete 8 die Wohnung ſteuerfrei ſein würde. Das iſt in 
erſter Linie bei dem ſteuerbegünſtigten Hausbeſitz der Fall, 
kann aber auch auf anderen Gründen beruhen (3. B. weil kein 
Einkommen erzielt iſt oder weil der Wert der Wohnung die 
Steuerſtufe nicht beeinflußt uſw.). Freilich knüpfen ſich auch 
an dieſen Schritt gleich wieder weitere Zweifelsfragen: 

Wie ſteht es, wenn die Wohnung nicht unentgeltlich 
überlaſſen wird, aber zu einem Mietpreiſe, der hinter dem 
Mietpreiſe anderer Wohnungen zurückbleibt? Dieſes Zurück⸗ 
bleiben kann ſeinen Grund in dem Zuſtand der Wohnung, 
aber auch in der Leiſtungsfähigkeit des Mieters haben. Man 
wird hier den Finanzbehörden nicht zumuten können, den 
Grund für eine ſolche Billigervermietung feſtzuſtellen. Wenn 
nicht ganz offenbar iſt, daß die gezahlte Miete hinter dem 
Mietwert der Wohnung zurückbleibt, wird man eine Unter- 
haltsgewährung nicht annehmen können. Dann verſteuert alfo 
der Hauseigentümer nur die wirklich gezahlte Miete als ſein 
Einkommen. 

RA. und Notar Dr. Delbrück, Stettin, 
Fachanwalt für Steuerrecht. 


* 


x 51. 884, 5, 12 EintSt&. Ordnungsſtrafen wegen Ber- 
fehlungen gegen die Wirtſchaftsgeſetze ſind am Gewinn eines 
gewerblichen Unternehmens nicht abziehbar. +) 

Streitig ift der Gewinn aus Gewerbebetrieb der OHG., 
einer Kammgarnſpinnerei, für 1936. Gegen die Firma hat das 
SächſMin. für Wirtſchaft und Arbeit wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Preisbeſtimmungen der FaſerſtoffVO. und des 
Spinnftoff®. eine Ordnungsſtrafe von 200 000 AM verhängt. 
Der Strafbeſcheid iſt gegen die Firma am 7. Nov. 1936 er⸗ 
gangen; die Beſchw. dagegen hat Min Präſ. Göring am 
15. April 1937 zurückgewieſen. Das Fin A. hat für die Ein- 
kommenſteuer nicht anerkannt, daß die Strafe als Betriebs⸗ 
ſchuld oder Betriebsausgabe am einheitlich feſtzuſtellenden Gc- 
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winn der Mitunternehmerſchaft abziehbar fei. Das Finder. 
hat den Abzug des Betrags für 1936 zugelaſſen. 

Die RBeſch w. des Fin A. iſt begründet. 

Der Senat hat bisher die Abzugsfähigkeit von Ordnungs⸗ 
ſtrafen grundſätzlich bejaht. Dies geſchah in der Erwägung, 
daß jeder andere infolge von Unachtsamkeit irgendwelcher Art 
eintretende Schaden im Betrieb den ſteuerlichen Gewinn ver⸗ 
mindert, ſoweit der Schaden nicht von anderer Seite gedeckt 
wird. Darin liegt eine Aufwendung, die eine Folge der mit 
der Betriebseröffnung verbundenen Gefahrenübernahme iſt. 
Es war an ſich nur eine folgerichtige Anwendung des Ge⸗ 
winnbegriffs i. S. des § 5 EinkStG., wenn bei etwa in⸗ 
folge von Unachtſamkeit dem Betrieb zur Laft fallenden Oro⸗ 
nungsſtrafen keine Ausnahme von dieſem Grundſatz gemacht 
wurde. Der Senat hat jedoch ſchon immer auf dem Stand. 
punkt geſtanden, daß eine folgerichtige Durchführung des Ge⸗ 
winubegriffs keineswegs allen anderen Erwägungen vorgeht. 
Er hat z. B. von jeher im Gegenſatz zu den Lehrmeinungen der 
Betriebswirtſchaftslehre die Sanierungsgewinne⸗ für ſteuer⸗ 
frei erklärt; auch ſeine Ablehnung des Abzugs von Spenden 
bedeutete eine Abweichung von der ſolgerichtigen Durchfüh⸗ 
rung des Gewinnbegriffs und feine Behandlung der Brand- 
entſchädigungen ift mindeſtens eine nicht unerhebliche Um- 
biegung des Gewinnbegriffs. Es ift deshalb erneut zu unter- 
ſuchen, welche Bedenken gegen den Abzug von Ordnungs⸗ 
ſtrafen ſprechen. TA 121 

Der NFH. hat in feſtſtehender Rſpr. die wegen eine 
Verbrechens 15 Vergebens t. S. des. Stch B. und feiner 
Nebengeſetze von den Gerichten verhängten Strafen (die 
eigentlichen Kriminalſtrafen) als einen belriebsfremden Vor⸗ 
ang i. S. des 8 12 EinfSt®. betrachtet, der ſich im privaten 
Willensgebiet des Täters und damit e 
außerbetrleblichen Lebensführun im weiteſten Sinne abipi 
(ogl. Entſch. pr RFG. v. 31. ot. 1929, VI A 1147/28: StW. 
1929 Nr. 163 = RStBL. 1920, 83). Er hat es deshalb ſtets 
abgelehnt, derartige Strafen als Betriebsaufgaben anzuerken⸗ 
nen, im Gegenſatz etwa zu den den Betrieb treffenden Scha⸗ 
denserſatzverpflichtungen, Vertragsſtrafen und vielleicht auch 
zu Erzwingungsgeldern. Bei nochmaliger Prüfung muß aber 
der Ri H. anerkennen, daß das, was für die Kriminalſtrafen 
gilt, auch für die geſetzlich vorgeſehenen, vom Staat oder 
üffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften verhängten Ordnungs, 
ſtrafen des Verwaltungoͤrechts zu gelten hat. Zwar iry 
Rechtsgebiet und Zweck der Kriminalſtrafen und der Verwal- 
tungsrechtsſtrafen verſchieden. Die Ordnungsſtrafen oeoa 
niht dem allgemeinen Strafrecht, ſondern dem Vera tungs⸗ 
recht an und bilden Teile des vom eigentlichen Kriminalſtraf⸗ 
recht verſchledenen en den Ea Ta 
der Strafbeſtimmungen tft den Ve 1 
einem BEN nihin vereinfachten Verfahrensrecht über⸗ 
tragen. Trotzdem haben aber die Vertoaltungeftrafc d hung 
gen eigentlichen Strafcharakter, d. h. ſie bedeuten e 
einer Nachteilszufügung zwecks Ahndung begangener 1 
verletzungen zum Schutze des Gemeinwohls. Es handelt! a 
alſo um eine wirkliche Strafe. Aus dem Unterſchied zwiſ en 
den beiden Rechtsgebieten folgt nicht ohne weiteres, daß p 
Bedeutung der beiden Strafarten im Leben ay SE, 
ſchaft nicht die gleiche fein könne. Aus dent Strafchara N er 
Ordnungsſtrafen ergibt ſich vielmehr, daß die Drbnungsftrafen 
im Geſamtgebiet der Ordnung des Volkslebens im weſen lac 
keine andere Bedeutung haben als die eigentlichen Krimina Tey 
fen. Die Ordnungsſtrafe bedroht die Verletzungen beſtimm pi 
Gebote oder Verbote nach dem Grundſatz. Der Ain e 
verpflichtet, ſo und ſo zu handeln; die Folge daraus fo | oy 
Nichterfüllung der Pflicht wird beftraft. Regelmäßig pi En 
Beſtrafung wegen Pflichtverletzung nur dann 3 i 5 
nen, wenn den Pflichtenträger willensmäßig gi S kawohls 
der Pflichtverletzung und der Gefährdung des a N 
trifft. Für einen unglücklichen Zufall kann Pie 1 55 
werden. Der Unterſchied gegenüber den Kriminalſtrafen 1915 
ſteht nur darin, daß bei den Bermaltungsredteftreien 1925 
Verfahren anders geordnet iſt, insbeſ. nicht das ga pal j 
dern die Verwaltungsbehörde entſcheidet, daß bei El 
ob und gegen wen im einzelnen Fall eine Strafe en, 
werden foll oder nicht, Fragen der Verwaltungszweng 92 
keit und Verwaltungsvereinfachung hereinipielen. auch 2 
Verſchiedenheit des Verfahrens ergibt ſich, af, ss uin 
Fragen der Beweislaſt bier ander ‚nexegelt, fin Aa 
Gegenſatz zu den Kriminalſtrafen bei den I y ld En 
unter Umſtänden Vorſatz und Fahrlaſſigkeit nicht im einz 
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nachgewieſen zu werden brauchen, ſondern nach der Erfahrung 
des Lebens vermutet werden können und daher in der Regel 
zu unterſtellen ſind. Ob alle Ordnungsſtrafen des Verwal⸗ 
tungsrechts dieſen Strafcharakter haben, mag im einzelnen 
Fall zweifelhaft fein; man denke z. B. an die gebührenpflich⸗ 
tige Verwarnung des Verkehrsrechts, an die Ungebührſtrafe 
des $ 178 GG., oder an die Erzwingungsſtrafe des 8 202 
RAGO. Jedenfalls beſitzen aber Ordnungsſtrafen für Ver⸗ 
feblungen gegen die Wirtſchaftsverordnungen des Vierjahres⸗ 
plans und ähnlicher Reichsmaßnahmen eigentlichen Straf⸗ 
charakter. Die Wirtſchafts⸗ und Juſtizverwaltung muß Ver⸗ 
ſtöße gegen die Maßnahmen insbeſ. auf dem Gebiet der Brets- 
bildung unnachſichtlich und gegebenenfalls bis zur Vernichtung 
der Eziſtenz des Unternehmens im Einzelfall ahnden, und 
zwar raſch und durchgreifend. Wie oben bemerkt, kommt es 
dei den Ordnungsſtrafen des Verwaltungsrechts nicht darauf 
an, daß im Strafbeſcheid ein Verſchulden des oder der Täter 
feſtgeſtellt wird. Gewiß ſetzt die Ordnungsſtrafe ſchuldhaftes 
Handeln eines einzelnen voraus; Adreſſat eines Gebots und 
Verbots und damit der Strafdrohung für Verletzung iſt im⸗ 
mer nur der Menſch (Lobe, „StGB.“ I, S. 11). In der 
Regel wird man daher bei einer Zuwiderhandlung gegen die 
allgemein zu beachtenden Vorſchriften der Verwaltungsbehorde 
ohne weiteres die Schuld von Einzelperſönlichkeiten vermuten 
können und kann es den Betroffenen überlaſſen, im Einzel⸗ 
fall im Beſchwerdeweg ihre Schuldloſigkeit darzulegen (Entſch. 
RGSt. 61, 88; 64, 25). 

An dem Straſcharakter der Ordnungsſtrafe ändert 43 
auch nichts, daß die Ordnungsſtrafe nicht bloß gegen den 
eigentlichen Schuldigen, ſondern auch gegen das Unternehmen 
als ganzes verhängt werden kann. Es iſt eine Frage der 
zweckmäßigen Regelung des Ordnungsſtrafrechts durch die 
einzelnen Geſetze oder Verordnungen, ob die Ordnungsſtrafe 
ſich zunächſt gegen den Täter und nur mittelbar im Wege 
der Haftung gegen andere Beteiligte, insbeſ. gegen das Unter⸗ 
nehmen als ſolches, richtet (ſo z. B. § 416 RAbgO.), oder ob 
die Strafe wie in § 393 RAbgO. unmittelbar gegen das 
Unternehmen erkannt werden darf. Auch in dieſen Fallen 
bleibt es bei der Schuldvermutung. Es iſt nur den Verwal⸗ 
ktungsbehörden die oft undurchführbare Verpflichtung abge⸗ 
nommen worden, den oder die wahren Schuldigen zu er⸗ 
mitteln; ſie trifft hier mit der Strafe mittelbar die Geſamt⸗ 
heit der ſchuldigen Täter, Gehilfen und Hehler (vgl. auch 
RGSt. 61, 92). 


Bemerkt ſei, daß dieſe Auffaſſung vom Weſen der Ord⸗ 
nungsſtrafe ſchon ſeit langem in der Wiſſenſchaft vertreten 
wurde (vgl. z. B. Gg. Meyer, „Wörterbuch des Deutſchen 
Staats⸗ und Verwaltungsrechts“; Otto Meyer, „Deut⸗ 
ihes Verwaltungsrecht“ I, 3. Aufl., S. 364; Veiel, „Die 
ſtrafrechtliche Bedeutung der Unfallverſicherungsgeſetzgebung“, 
Stuttgart 1910; dazu vgl. nuerdings Götzeler, „Rationale 
Grundlagen des Steuerſtrafrechts“, S. 186 ff.). 


Wenn der NFH. früher in mehreren Entſch. gering- 
Ka Ordnungsſtrafen auf Sondergebieten, wo das Ver- 
chulden regelmäßig äußerſt geringfügig war und die Ord⸗ 
nungsſtrafe mehr den Charakter einer gebührenpflichtigen 
Verwarnung oder eines Erzwingungsgeldes trug, die Sachlage 
anders beurteilt hat, ſo konnte er ſich in dieſer Richtung auf 
die frühere Volksanſchauung ſtützen, die bei unbedeutenden 
Kleinigkeiten im Falle von Verfehlungen gegen mehr formale 
Ordnungsvorſchriften ein unſittliches, volkswidriges Verhalten 
nicht annahm. Inzwiſchen haben ſich aber die Beſtimmungen, 
in denen Ordnungsſtrafen vorgeſehen ſind, ihrem Zweck und 
ihrer Bedeutung in der Volksgemeinſchaft nach und in ihrem 
ganzen Weſen erheblich geändert. Dementſprechend iſt auch 
die allgemeine Auffaſſung eine andere geworden. Dieſe Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe muß nach § 1 Abſ. 3 StAnpcG. be- 
rückſichtigt werden. An dem in der Entſch. v. 17. Aug. 1938, 
VI 440/38: StW. 1938 Nr. 460 vertretenen Rechtsſtandpunkt 
kann daher der Senat nicht feſthalten. Wenn daher ein Ge- 
werbetreibender gegen die Beſtrebungen der Regierung, den 
Preisſtand für Bedarfsgüter unverändert zu erhalten, ver⸗ 
ſtößt, ſo beeinträchtigt er dadurch nicht nur die formale ge⸗ 
werbliche Ordnung, ſondern auch die Sicherung der Lebens⸗ 
führung des ganzen deutſchen Volkes. Die Beſtrafung eines 
ſolchen Handelns richtet ſich ſtets gegen ſchuldhafte Willens⸗ 
betätigung und enthält auch dann ein ſittliches Werturteil, 
wenn ſie das Verſchulden eines Einzelnen nicht feſtſtellt, ſon⸗ 
dern ſich ſofort gegen das Unternehmen als ſolches richtet. Es 
handelt ſich nicht darum, den der Volksgemeinſchaft oder ein⸗ 
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zelnen Volksgenoſſen zugefügten Schaden wieder gutzumachen, 
jondern um die Sühne zur Abgeltung eines Vergehens. Die 
Ordnungsſtrafen diefer Art find daher ſtets den gerichtlichen 
Strafen gleichzuſetzen; ihre Verhängung oder Bezahlung kann 
i. S. des $ 12 EinfStG. als betriebsfremder Vorgang nicht 
den der Einkommenſteuer unterliegenden Gewinn des Ge— 
werbebetriebs mindern. Es kann daber nicht etwa den Ver⸗ 
waltungsbehörden zugemutet werden, bei ihrer Strafzumeſ⸗ 
lung auf die Frage Rücksicht zu nehmen, ob durch die Be⸗ 
ſtrafung im betriebswirtſchaftlichen Sinn der Gewinn ge⸗ 
mindert wird oder ob die Strafe die ſteuerliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Betriebs beeinträchtigt. Die Zahlung der Strafe 
bedeutet ſomit eine Entnahme durch den oder die Betriebs- 
inhaber zur Abdeckung der Folgen ihrer eigenen Verfehlungen. 

Daß dieſe Auffaſſung vom Weſen der Ordnungsſtrafe 
richtig ift, ergibt ſich auch daraus, daß nach den hier anwend⸗ 
baren Vorſchriften die Verwaltungsbehörde auch dann eine 
Ordnungsſtrafe feſtſetzen kann, wenn die Borausfegungen für 
die Einleitung eines gerichtlichen Strafverfahrens beſtehen. 
Damit ſoll nicht etwa der Vorfall als weniger bedeutungsvoll 
oder weniger unmoraliſch hingeſtellt werden, ſondern es ſoll 
der Wirkungsgrad der Strafe durch beſchleunigte Verhängung 
in vereinfachtem Verfahren geſteigert werden. Setzt die Ver⸗ 
waltungsbehorde ohne Feſtſtellung ſchuldhafter Handlungen 
einzelner die Strafe feſt, ſo kann auch den Steuerbehörden 
nicht zugemutet werden, ihrerſeits noch zu unterſuchen, ob die 
Ordnungsſtrafe an Stelle einer gerichtlichen Strafe verhängt 
iſt oder nicht. Es ſei aber weiter bemerkt, daß den Steuer⸗ 
behörden auch nicht zugemutet werden kann, bei Ordnungs⸗ 
ſtrafen mit Strafcharakter überhaupt Unterſchiede zu machen 
und etwa von ſich aus den Grad des Verſchuldens bei der 
begangenen Verletzung der Vorſchriften zu ermitteln. Insbeſ. 
brauchen die Steuerbehörden nicht nachzuweiſen, daß die 
Strafe nicht bloß eine rein objektive Inanſpruchnahme des 
Betriebs bedeutet, ſondern eine Beſtrafung einer beſtimmten 
ſchuldhaften Pflichtverletzung. 

Zu Unrecht hat daher das Fincher. die Ordnungsſtrafe 
als einen rein objektiven Zufall für den Betrieb der Be⸗ 
ſchwerdegegnerin angeſehen und die Strafe als Betriebsaus- 
gabe behandelt. 


(R F., 6. Sen., Urt. v. 8. März 1939, VI 175/39.) 


Anmerkung: Am 17. Aug. 1938 hatte der 6. Sen. ent⸗ 
ſchieden, daß Ordnungsſtrafen grundſätzlich den gewerblichen 
Gewinn mindern können. Dieſes Urteil iſt in StW. alsbald 
abgedruckt worden, es ift aber im RESENI. erſt am 4. Febr. 
1939 (S. 229) veröffentlicht, und am gleichen Tage hat der 
Ri M. in einem Runderlaß mit einem einzigen Satz den 
gegenteiligen Standpunkt vertreten, dem wenige Wochen ſpäter 
der 6. Sen. ſich angeſchloſſen hat. 

Dieſe Entwicklung ift ähnlich der Rſpr. über die Behand⸗ 
lung der Schmiergelder. Nachdem früher die Schmiergelder 
ganz allgemein zum Abzug zugelaſſen wurden, wurden zu⸗ 
nächſt nur die Anforderungen an den Nachweis (Name des 
Empfängers) ſtark verſchärft. Im Urteil des PrOVG. vom 
6. Juli 1937 (das ebenfalls erft im REtBL. v. 4. Febr. 1939, 
S. 226 ff. abgedruckt iſt) wird demgegenüber der Grundſatz ver⸗ 
treten, daß Schmiergelder überhaupt nicht abgezogen werden 
dürſen. Auf dieſes Urteil ſtützt ſich der entſprechende Erlaß vom 
26. Jan. 1939 (REBI. 195), wonach „Schmiergelder, die an 
Inländer gezahlt werden, bei der Ermittlung des Einkommens 
nicht abgezogen werden“ können. Es iſt mit Sicherheit darauf 
zu rechnen, daß die zuſtändigen Senate des NRH. auch in 
dieſem Falle der Anſchauung des RM. folgen werden. 


Wenn hiernach völlige Übereinſtimmung zwiſchen Ver⸗ 
waltung und Rſpr. herrſcht, fo ift eine Erörterung über die 
Richtigkeit der Rſpr. gegenſtandslos. Es erſcheink nur der 
Hinweis darauf angebracht, daß ja umgekehrt Einkünfte, deren 
Bezug gegen die guten Sitten verſtößt, einkommenſteuer⸗ 
pflichtig find, fo daß alfo die Empfänger ſolcher Schmiergelder 
dieſe verſteuern müſſen. Es ſei weiter darauf hingewieſen, 
daß in anderen Punkten der Kreis der Betriebsausgaben in 
der letzten Zeit eher erweitert worden iſt. So werden z. B. die 
Folgen eines Unfalls anläßlich einer zu beruflichen oder be⸗ 
trieblichen Zwecken unternommenen Kraftwagenfahrt als Be⸗ 
triebsausgaben behandelt (vgl. z. B. Urt. v. 14. Dez. 1938, 
VI 739/38: JW. 1999, 374) 


RA. und Notar Dr. Delbrück, Stettin, 
Fachanwalt für Steuerrecht. 
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Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


52. Geſ. über die Vertretung vor den Verwaltungs⸗ 
gerichten v. 25. Mai 1926. Verwaltungsrechtsrat. Als „Tätig⸗ 
keit in der Verwaltung des Preuß. Staates“ i. S. des 8 1 
Gef. über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten kann 
nicht die Vornahme verwaltender Maßnahmen angeſehen wer⸗ 
den, die in preußiſchen Verwaltungsbehörden von Beamten 
uſw. neben ihrer eigentlichen, nicht verwalkenden Tätigkeit 
vorgenommen werden. 


Dr. D. hat die Prüfung als Gerichtsaſſeſſor beſtanden 
und iſt dann 1½ Jahre im Reichswirtſchaftsminiſterium 
tätig geweſen. Im Jahre 1932 iſt er unter Berufung in 
das Beamteuverhältnis zum ordentlichen Profeſſor in der 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerfität 
M. ernannt worden. An dieſer Univerſität hat er zwei 
Jahre das Amt eines Senators und drei Jahre das Amt 
eines Prodefans der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Fakultät bekleidet. Im Jahre 1937 iſt er gem. § 4 des 
Geſetzes über die Entpflichtung und Verſetzung von Hod- 
ſchullehrern aus Anlaß des Neuaufbaues des deutſchen Hoch⸗ 
ſchulweſens v. 21. Jan. 1935 von den amtlichen Verpflich⸗ 
tungen entbunden worden. 

Er hat darauf um Eintragung in die Liſte der Verwal⸗ 
tungsrechtsräte nachgeſucht. Dem Antrag konnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. 

Nach § 1 des Geſetzes über die Vertretung vor den 
Verwaltungsgerichten v. 25. Mai 1926 muß zur berufs⸗ 
rufsmäßigen Rechtsvertretung vor den Verwaltungsgerich⸗ 
ten zugelaſſen werden, wer die Befähigung zum preußiſchen 
höheren Verwaltungsdienſt oder zum Richteramt erlangt 
hat, danach zwei Jahre in der Verwaltung des Preußiſchen 
Staates, preußiſcher Gemeinden oder Gemeindeverbände 
oder in einer Kirchenverwaltung oder als preußiſcher Ver⸗ 
waltungsrichter tätig geweſen und in einer beim OVO. zu 
führenden Liſte der Verwaltungsrechtsräte eingetragen iſt. 

Dieſe Vorausſetzungen ſind inſofern nicht erfüllt, als 
der Antragſteller nicht zwei Jahre in der Verwaltung des 
Preußiſchen Staates tätig geweſen iſt. Nach dem Sinn und 
Willen des Geſetzes, wie er auch in der Begründung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs und den parlamentariſchen Verhandlungen zum 
Ausdruck kommt, ſollte eine neue Erwerbs möglichkeit nicht 
für ehemalige ſtaatliche Beamte und Angeſtellte in weiterem 
Umfange, insbeſondere auch nicht für ehemalige Richter, 
ſondern nur für ehemalige Verwaltungsbeamte geſchaffen 
werden, die für den Beruf des Rechtsanwalts nicht in Frage 
kommen, weil ſie das Gerichtsaſſeſſorexamen nicht abgelegt 
haben oder dem regelmäßigen Tätigkeitsgebiet des Rechts⸗ 
anwalts infolge langjähriger Tätigkeit bei den Verwal⸗ 
tungsbehörden entfremdet find. Hiernach kann als „Tätig⸗ 
keit in der Verwaltung des Preußiſchen Staates“ i. S. des 
§ 1 des Geſetzes nicht die Vornahme verwaltender Maß⸗ 
nahmen angeſehen werden, die — wie z. B. von jedem 
Einzelrichter der bisher preußiſchen AG. — in preußiſchen 
Nichtverwaltungsbehörden von Beamten uſw. neben ihrer 
eigentlichen nichtverwaltenden Tätigkeit vorgenommen wer- 
den. Das kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß der che- 
malige Verwaltungs richter nach dem 81 des Geſetzes 
beſonders zugelaſſen iſt, was anderenfalls nicht nötig ge⸗ 
weſen wäre. Vielmehr ſtellt ſich als „Verwaltung des Preu⸗ 
ßiſchen Staates“ im Sinne des Geſetzes derjenige Zweig 
der Staatstätigkeit dar, der den Verwaltungsbe⸗ 
hörden des Staates und deren Verwaltungsbeamten ob⸗ 
liegt. Da nun die Univerfitäten, ebenſo wie die Gerichte, 
keine Verwaltungsbehörden darſtellen, fo kann eine verwal⸗ 
tungsmäßige Beſchäftigung in Univerſitätsangelegenheiten, 
die von einem Univerſitätsprofeſſor etwa als Dekan, Pro⸗ 
dekan oder Senator neben ſeiner eigentlichen Lehrtätigkeit 
ausgeübt wird, nicht als Tätigkeit in der Verwaltung des 
Preußiſchen Staates gem. § 1 des Geſetzes gelten. Hiernach 
kann die Tätigkeit des Antragſtellers als Prodekan und 
Senator bei der Univerſität M. nicht als Tätigkeit in der 
Verwaltung des Preußiſchen Staates i. S. von 81 des 
Geſetzes v. 25. Mai 1926 angeſehen werden. Die Tätigkeit 
des Autragſtellers im Reichswirtſchaftsminiſterium kommt 
ſchon deshalb nicht in Frage, weil ſie die Dauer von zwei 
Jahren nicht erreicht hat. 


(Proc., Beſchl. v. 15. Dez. 1938, Pr ID 14/6.) 
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53. 84 Krafti.: S$1, 3, 10 StrapBerfZuld. vom 
13. Nov. 1937. Kraftfahrer. Eutziehung der Fahrerlaubnis. 
83 Abſ. 2 Straß Verk Zul O., der die Ungeeignetheit zum üh- 
ren von Fahrzeugen und Tieren betrifft, enthält keine den 
Verwaltungsrichter bindende Rechtsvorſchrift, ſondern nur 
Nichtlinien. Rechtsquelle iſt vielmehr nach wie vor 84 Ktrafti®. 

Aus einem einmaligen Verſtoß gegen Verkehrsvor⸗ 
ſchriften iſt nicht ſtets die Ungeeignetheit des 
Kraftfahrers zu folgern. 

Der Oberbürgermeiſter entzog dem Kl. die Fahrerlaub⸗ 
nis, weil er einen Zuſammenſtoß des von ihm geführten 
Laſtzuges mit einem Perſonenkraftwagen herbeigeführt 7 

Das VezVerwGer. hob die Eutziehungsverfügung auf. 
Es führte 35 Nach 9 1 StraßVerkd habe jeder Teil- 
nehmer am öffentlichen Straßenverkehr ſich ſo zu verhalten, 
daß der Verkehr nicht gefährdet werden könne. Er muſſe 
ſein Verhalten ſo einrichten, daß kein anderer geſchädigt 
werde Nach 810 Abſ. 1 fei das Überholen von Fahrzeugen 
an unüberſichtlichen Straßenſtellen verboten. Beide Bor- 
ſchriften habe der Kl. verletzt, indem er ein Pferdefuhrwerk 
überholte, obwohl er wegen des Fuhrwerks nicht habe über⸗ 
ſehen können, ob die Fahrbahn frei war. Als er nach dem 
überholen den entgegenkommenden Perſonenkraftwagen er⸗ 
blickte, habe er nicht ſofort gebremſt. Als erſchwerend falle 
ins Gewicht, daß die Bremſen des Wagens nach ſeiner 
eigenen Angabe nicht in Ordnung ware. Er habe unter 
dieſen Umftänden im hohen Grade fahrlaſſig gehandelt Das 
BezVerwGer, habe aber auf Grund dieſer einmaligen ſchuld⸗ 
haften Übertretung der Verkehrsvorſchriften nicht als er⸗ 
wieſen angeſehen, daß er im allgemeinen zum Führen 
eines Kraftfahrzeuges ungeeignet ſei. Mit Rütkſicht dar⸗ 
auf, daß er noch nicht beſtraft ſei, daß ſeine jetzige Firma 
ihm ein gutes Zeugnis ausſtelle und daß er im ganzen 
einen ſoliden und zuverläſſigen Eindruck mache, ſei das Bez⸗ 
VerwGker. überzeugt, daß er fih dieſen Unfall als Lehre 
dienen laſſe. Auch das OVA. habe in einem im RVerw Bl. 
59, 574 ( QW. 1938, 1358) abgedruckten Urteil zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß aus einer einmaligen ſchuldhaften Ver⸗ 
fehlung nicht immer auf die Ungeeignetheit eines Kraft⸗ 
wagenführers zu ſchließen ſei. 

Die Rev. des Bell. hatte keinen Erfolg. 

Der Bekl. hat mit der Nev. gerügt, das Bez VerwGer. 
Habe den Begriff der Ungeeignetheit zum Führen von 
Kraftfahrzeugen verkannt. Es habe feſtgeſtellt, daß Be 
in hohem Maße fahrläſſig gehandelt habe. In einer ſolchen 
Handlungsweiſe liege aber ein erheblicher eol ga 
Verkehrsvorſchriften, der nach 83 Abſ. 2 nee: au i 
die Ungeeignetheit bedinge- („Ungeeiguet zum Fu bebe don. 
Fahrzeugen oder Tieren ift beſonders, wer unter erhe 5 
Wirkung geiſtiger Getränke oder Rauſchgifte am T 
teilgenommen oder ſonſt gegen verkehrs rechtliche Vor] hrif⸗ 
ten oder andere Strafgeſetze erheblich 99 5 19 1755 ea 

jeſe Anſicht des Bekl. ift ſchon aus dem runde ni 
tee T nicht einmal jebe vorſätzliche, geſchweige 
denn jede grob fahrfäflige ſtrafbare Handlung ihrem Weſen 
nach einen „erheblichen Verſtoß“ darſtellt. Als Beispiel 15 
vorſätzliches Parken an verbotener Stelle angeführt. Aber 
auch abgeſehen davon iſt zu bemerken, daß i 0 
vork. Zalf 8 4 Rraftf®. ift und daß 83 Abſ. 2 Straß Ver 
ZulO. nicht allgemein den Begriff der Ungeeignetheit, ER 
ſchreibt, ſondern unr beiſpielhaft einige Fälle Prea 1155 
vorhebt, aber keine den Verwaltungsrichter 8 1 60 
vorſchrift enthält (vgl. OBG. 98, 98 = RVerwB 1 105 
= JW. 1996, 2832 und RVerwBl. 58, 843 = JW. 1% 1 
2487). Das läßt ſich ſchon aus der Art ſeiner Faſſung en 
nehmen und ergibt ſich eindeutig aus der Bierfkanmeilung, 
die der Reichs- und Preuß. Miniſter des Innern * — 
Reichs⸗ und Prenk. Verkehrsminiſter am 17. Dez. 2255 m 
Durchführung der Vorschriften über den N e 115 
laſſen haben. In ihrem Abſchnitt B II, der die I 
rung der StraßBerfguld. betrifft, wird zu deren $i 5 5 
geführt, daß die Eignung auf Grund allgemeiner 5 gel 
erfahrung nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu rer ae 
und daß der letzte Satz von 8 3 Richtlinien für . 
wichtige Fälle gebe. Nach dieſer authentiſchen en 
enthält die oben angeführte Beſtimmung, wle ber Ni A; * 
aus ihrem Wortlaut erkennen läßt, nach dem u een 
ſtändigen Miniſter nicht bindende Rochtsvorſch 20 y ort 
nur Richtlinien für bie nachgeordneten Behörden. 
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wenn das BezVerwGer. aljo in der Verfehlung des Kl. 
einen „erheblichen Verſtoß“ gegen verkehrsrechtliche Vor⸗ 
ſchriften geſehen hätte, ſo wäre es grundſätzlich nicht ge⸗ 
bunden geweſen, hieraus den Schluß auf mangelnde Eig⸗ 
nung des Kl. zu ziehen. Es hatte vielmehr in dem vorl. 
Einzelfall unter Berückſichtigung der geſamten Sachlage und 
der Begleitumſtände zu prüfen, welche Verkehrsvorſchriften 
verletzt worden ſind und ob die begangenen Verſtöße als ſo 
ſchwerwiegend zu würdigen ſind, daß ſie den Betroffenen 
1 ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen erſcheinen 
aſſen. 

Diefe Prüfung hat das BezVerwGer. in der angefoch⸗ 
tenen Entf). vorgenommen. Es hat eine Verletzung des 8 1 
Straß Verk. inſofern feſtgeſtellt, als der Kl. ſich nicht fo 
verhalten habe, daß der Verkehr nicht gefährdet werden 
konnte, ſowie eine Übertretung des 8 10 Abſ. 1 Straß⸗ 
VerkO., der das Überholen an unüberſichtlichen Straßen⸗ 
ſtellen verbietet. Hierbei kann dahingeſtellt bleiben, ob es 
ſich im vorl. Falle tatſächlich um eine unüberſichtliche 
Straßenſtelle gehandelt hat. Der Kl. hat es in der RevInſt. 
ausdrücklich beſtritten, und die Akten enthalten keine amt- 
liche Feſtſtellung der Unüberſichtlichkeit. Im Gegenteil zeigt 
die von der Polizei angefertigte Handſkizze der Unfallſtelle 
eine völlig gradlinige Straße, und in dem Polizeibericht 
wird die Sicht — mit Beziehung auf die Witterung — als 
gut bezeichnet. Es kann daher immerhin zweifelhaft ſein, 
ob ein Verſtoß gegen 810 Abſ. 1 Straß VerkO. überhaupt 
vorlag. 

Wenn der Bekl. im einzelnen darauf hingewieſen hat, 
daß die Bremſen nicht in ordnungsmäßigem Zuſtand ge⸗ 
weſen feien, fo ift das zwar richtig. Das Bez VerwGger. hat 
aber in ſeiner Entſch. auch die vom Kl. in der mündlichen 
Verhandlung abgegebene und unwiderſprochen gebliebene 
Erklärung berückſichtigt, daß die Bremſen von ſeinem Dienſt⸗ 
herrn und von der Nutofirma J. für ausreichend erachtet 
worden find. Das BezVerwGer. hat mit Recht trotzdem dem 
Kl. einen ſchweren Vorwurf daraus gemacht, daß er mit 
dieſen nicht ſtark genug wirkſamen Bremſen überhaupt ge⸗ 
fahren iſt oder mindeſtens nicht ganz beſonders vorſichtig 
gefahren iſt. 

Nach der ſtändigen Ripr. des Gerichtshofs (RVerwBl. 
56, 844) iſt bei der Geſamtwertung unter Berückſichtigung 
aller in Betracht kommenden Umſtände zu prüfen, ob der 
Fahrer als ungeeignet anzuſehen iſt. Auch dieſe Prüfung 
hat das BezVerwGer. einwandfrei vorgenommen. Es hat 
die ſchuldhafte übertretung von Verkehrsvorſchriften gegen⸗ 
über ſeiner bisherigen Strafloſigkeit, dem guten Zeugnis 
ſeiner Firma und ſeinem im ganzen ſoliden und zuver⸗ 
läſſigen Eindruck miteinander abgewogen und iſt zu der 
Überzeugung gekommen, daß er ſich dieſen Unfall zur Lehre 
dienen laſſen und künftig vorſichtig und achtſam fahren 
wird, ſo daß er noch nicht als ungeeignet i. S. des Geſetzes 
anzuſehen iſt. 

Der Bekl. hat ſchließlich darauf hingewieſen, daß es 
nach der auch vom BezVerwGer. angeführten, im RVerw Bl. 
59, 574 abgedruckten Entſch. rechtlich möglich fei, die Un- 
geeignetheit eines Fahrers unter Umſtänden auch aus 
einer einmaligen Übertretung von Verkehrsvorſchriften zu 
folgern. Das ift zwar richtig, das OVG. hat aber — wie im 
Leitſatz der angeführten Entſcheidung ausgeſprochen iſt — 
nicht den Rechtsſatz aufgeſtellt, daß (abgeſehen von den Aus⸗ 
nahmen der Alkoholeinwirkung, der Übermüdung und der 
Fahrerflucht) infolge einer einmaligen Verfehlung ſtets die 
Ungeeignetheit als dargetan gelten müſſe. 

(PrOVG., Urt. v. 2. Febr. 1939, IV C 173/38.) S. 
x 

54. 8 4 Kraftf®. Kraftfahrerlaubnis, Kraftfahrzeughal⸗ 
ter, Alkohol. Ein Kraftwagenhalter iſt als ungeeignet zum 
Führen von Kraftfahrzeugen anzuſehen, wenn er duldet, daß 
ſein Kraftwagen von einem anderen Kraftwagenführer ge⸗ 
ſteuert wird, obwohl er weiß, daß dieſer unter der Wirkung 
von Alkohol ſteht. 

Dem Kl. wurde die Fahrerlaubnis entzogen, weil er 
bei einer Fahrt geduldet habe, daß der Kraftwagenführer 
9. fein — des Kl. — Kraftfahrzeug in betrunkenem Zu⸗ 
ſtande geſteuert habe. 

Der Kl. erhob nach fruchtloſer Beſchwerde Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren und führte aus: er habe ſich an 
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dem betreffenden Tage nicht wohl gefühlt und aus dieſem 
Grunde den Kraftfahrer H. auf die Fahrt mitgenommen. 
Aus demſelben Grunde, nämlich um feine Verſtimmung zu 
beheben, habe er auch Alkohol zu ſich genommen. Er würde 
ſich aber nie in dieſem Zuſtand ans Steuer geſetzt haben. 
H. ſei dagegen vollkommen nüchtern geweſen. In den zwölf 
Jahren, die er die Fahrerlaubnis beſitze, habe er ſich außer 
einer nichtsſagenden Übertretung wegen falſchen Parkens 
nichts zuſchulden kommen laſſen. 


Das BezVerwGer. wies nach eingehender Beweisauf⸗ 
nahnte die Klage ab. Es ſtellte feſt, daß H. den Kraftwagen 
des Kl. in angetrunkenem Zuſtande geſteuert und daß der 
Kl. dies trog Warnung des Zeugen W. geduldet habe. An 
das Verhalten des Kraftfahrzeughalters müſſe derſelbe 
ſtrenge Maßſtab angelegt werden wie an das des Kraftfahr⸗ 
zeugführers, d. h. er fei als ungeeignet anzuſehen, wenn 
er auch nur ein einziges Mal ein Fahren in betrunkenem 
Zuſtande geduldet habe. 


Die Rev. der Kl. könnte nur Erfolg haben, wenn die 
angefochtene Entſch. auf einem Rechtsirrtum beruhen würde 
oder wenn ein weſentlicher Verfahrensmangel nachweisbar 
wäre. Beides iſt jedoch nicht der Fall. 


Der Kl. hat geltend gemacht, er habe den Kraftwagen- 
führer H. auf die Fahrt mitgenommen, weil er an einer 
Magenverſtimmung gelitten habe und auf alle Fälle einen 
zuverläſſigen Führer für ſeinen Wagen zur Hand haben 
wollte. Er habe ſich darauf verlaſſen können, daß H. ſeinen 
Verpflichtungen als Kraftwagenführer nachkommen würde; 
tatſächlich habe H. auch nur in beſcheidenem Maße Alkohol 
zu ſich genommen und ſei völlig nüchtern geweſen. Wenn 
dies ſogar von den völlig nüchternen Zeugen M. und R. 
bekundet worden ſei, ſo könne ihm kein Vorwurf daraus ge⸗ 
macht werden, daß er eine etwaige Angetrunkenheit des H. 
nicht erkannt habe. Alle dieſe Einwendungen richten ſich 
gegen die vom BezVerwöGer. getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen. Dieſe ſind jedoch der Nachprüfung in der Revi⸗ 
ſionsſtufe grundſätzlich entzogen. Dem BezVerwGer. ſtand 
nach 8 79 LVG. das Recht freier Beweiswürdigung zu. 
Inwiefern es ſich bei der Ausübung dieſes Rechts eines 
Rechtsirrtums oder Verfahrensmangels ſchuldig gemacht 
haben ſollte, ift nicht zu erkennen. Daß das BezVerwGer. 
die vom Kl. behauptete Magenverſtimmung in feinem Urteil 
nicht beſonders erwähnt hat, iſt kein Verfahrensmangel. 
Auf die Gründe, die den Kl. und H. zum Genuß von Afo- 
hol verleitet haben, kommt es überhaupt nicht an. Das 
Bez Verwöer. hatte daher keine Veranlaſſung, zu dieſer 
Behauptung des näheren Stellung zu nehmen. Im übrigen 
iſt den auf eigener ſorgfältiger Beweiserhebung beruhenden 
Ausführungen des BezVerwGer. nur durchaus beizu⸗ 
pflichten. 

Das gilt auch für die rechtlichen Folgerungen, die das 
BezVerwGer. aus dem von ihm feſtgeſtellten Tatbeſtand 
gezogen hat. Die Gefahr, die ein unter Alkoholwirkung 
ſtehender Kraftfahrer für die Allgemeinheit bildet, iſt ſo 
groß, daß jeder Volksgenoſſe die Pflicht hat, gegen ſolchen 
verantwortungsloſen Kraftfahrer vorzugehen. Das trifft in 
erhöhtem Maße für den Kraftwagenhalter zu, der für den 
ſicheren Betrieb feines Fahrzeugs auch ſeinerſeits die volle 
Verantwortung trägt. Mit Recht hat das Bez Verivßer. da- 
her ausgeſprochen, daß ein Kraftfahrzeughalter als unge⸗ 
eignet zum Führen von Kraftfahrzeugen anzuſehen iſt, 
wenn er auch nur ein einziges Mal duldet, daß ſein Kraft⸗ 
wagen von einem Kraftwagenführer geſteuert wird, von 
dem er weiß, daß er unter der Wirkung von Alkohol ſteht. 


(PrOVG., U. v. 9. März 1939, IV C 3/39.) 
* 


55. $3 Wegereinigungs®. v. 1. Juli 1912. Obſervanz 
zu Laſten von Anliegern oder Anwohnern. Beſtimmtheit einer 
Pol Bfg. Geſchloſſene Ortslage. In Diez a. d. Lahn beſteht 
eine Obſervanz, nach welcher die Anlieger zur polizeimäßigen 
Reinigung der öffentlichen Straßen verpflichtet ſind. Zum 
Begriff der „Bauſtellen“ und der feld- oder forſtwirtſchaftlich 
genutzten Flächen“ i. S. des § 1 Abſ. 3 Wegereinigungsß, 


Der Bürgermeiſter als Ortspolizeibehörde in D. for⸗ 
derte die Kl. unter Hinweis auf die Pol VO. v. 1. San. 
1934 (über die Straßenreinigung in den Gemeinden des 
U.freifes) auf, den an ihrem unbebauten Anweſen entlang 


führenden Teil des Ber Weges an den in der PBD. ge- 
nannten Tagen „reinigen bzw. im Winter ſtreuen zu laſſen“. 


Die Klage und die von der Kl. gegen die klagabwei⸗ 
ſende Entſch. des BezVerwöGker. eingelegte Rev. hatten tei- 
nen Erfolg. 


Nach 83 Wegereinigungs®. v. 1. Juli 1912 find ört- 
liche Obſervanzen über die Reinigung öffentlicher Wege 
grundſätzlich aufrechterhalten worden. Unter Bezugnahme 
auf die für die Stadtgemeinde D. beſtehende Obſervanz 
beſtimmt die Kreis⸗Pol VO. des Landrats in D. v. 1. Jan. 
1934 in 8 1, daß „die nach den vorgenannten Ortsſtatuten 
zur polizeimäßigen Reinigung der öffentlichen Straßen, 
Wege und Plätze Verpflichteten“ die Reinigung auf eine 
im einzelnen näher angegebene Weiſe auszuführen haben. 
Vergeblich hat fih die Kl. bemüht, diefe Pol Vo. als rechts⸗ 
ungültig hinzuſtellen. Allerdings ſpricht 8 11 PAVO. nur 
von den „nach den vorgenannten Ortsſtatuten zur polizei⸗ 
mäßigen Reinigung ... Verpflichteten“, während die in D. 
beſtehende Verpflichtung nicht auf Ortsſtatut, ſondern auf 
Obſervanz beruht. Allein da in der Einleitung der PolVO. 
die für D. geltende Obſervanz neben den für die übrigen 
Ortſchaften des Kreiſes erlaſſenen Ortsſtatuten ausdrücklich 
aufgeführt ift und da überdies in 8 1 Ziff. 1 Pol VO. für 
D. beſondere Beſtimmungen getroffen ſind, ſo handelte es 
ſich bei der von der Kl. beanſtandeten Faſſung nur um 
ein offenbares Verſehen, das als ſolches für jedermann 
erkennbar war, der es überhaupt bemerkte, und das jeden⸗ 
falls keinen Grund bildet, um die Rechtsgültigkeit der Pol⸗ 
VO. in Zweifel zu ziehen. 

Dasſelbe gilt für den weiteren Einwand der Kl., die 
angefochtene Verfügung laſſe nicht erkennen, was im ein⸗ 
zelnen von ihr verlangt werde. Die Art und Weiſe, wie die 
Straßenreinigungspflicht im Sommer und im Winter zu 
erfüllen ift, ift in der Pol VO. genau geregelt. Da in der 
Verfügung auf die Pol O. ausdrücklich Bezug genommen 
iſt, die Kl. übrigens auch ohnehin als Grundeigentümerin 
diefe Pol VO. kennen mußte, fo konnte fie über den Umfang 
beffen, was von ihr verlangt wurde, nicht im Zweifel fein. 

Daß in D. die Anlieger zur polizeimäßigen Reinigung 
der öffentlichen Straße obſervanzmäßig verpflichtet ſind, 
hat das BezVerwGer. einwandfrei feſtgeſtellt. Die Kl. hat 
dagegen geltend gemacht, die Obſervanz gehe dahin, daß 
nur die Anwohner der Straßen zur Reinigung verpflich⸗ 
tet ſeien, nur von den Anwohnern werde demgemäß in D. 
die Straßenreinigung ausgeführt. 

Dieſe Rüge iſt verfehlt. 

Dem BezVerwöGer. war, wie die Gründe feiner Entſch. 
ergeben, der Unterſchied zwiſchen einer Verpflichtung der 
Anwohner und einer ſolchen der Anlieger durchaus 
klar. Es hat aber nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
eine Obſervanz zu Laſten der Anlieger für dargetan er- 
achtet; damit hat es die von der Kl. behauptete Obſervanz 
zu Laſten der Anwohner, die ſich nur auf bewohnte, alſo 
bebaute Grundſtücke beziehen würde, abgelehnt. Die Be⸗ 
hauptung der Rev., daß in D. die Reinigung der öffent 
lichen Wege nur von den Anwohnern ausgeführt werde, 
trifft uicht zu. Wenn für einen Teil der Wiſtraße, wie die 
Kl. behauptet, mit Rückſicht auf den an dieſe Straße gren⸗ 
zenden Graben die Eigentümer der hinter dem Graben lie- 
genden Grundſtücke die Reinigung ausführen, ſo iſt das für 
das Beſtehen und den Inhalt der allgemein in D. geltenden 
Obſervanz unerheblich. Es bedarf daher keines Eingehens 
auf die Frage, ob die fraglichen Grundſtückseigentümer 
nicht gerade als die eigentlichen Straßenanlieger und dem⸗ 
gemäß obſervanzmäßig Verpflichteten anzuſehen ſind. 

Das BezVerwGer. hat weiter einwandfrei feſtgeſtellt, 
daß der Teil des Ber Weges, an den das Grundſtück der 
Kl. grenzt, zur geſchloſſenen Ortslage gehört und daß ſich 
daher gemäß § 1 Abſ. 2 Wegereinigungs GG, die Pflicht zur 
polizeimäßigen Reinigung auf dieſen Teil erſtreckt. Die 
Behauptung der Kl., daß nicht alle am Bier Weg gelegenen 
Grundſtücke bebaut ſeien, daß vielmehr einige von ihnen 
und fo auch der an die Straße grenzende Teil des Ge- 
ländes der Kl. landwirtſchaftlich genutzt würden, ſteht dieſer 
Feſtſtellung nicht entgegen. Es genügt nach 8 1 Abſ.3 Wege- 
reinigungsch., wenn die Wohnhäuſer im weſentlichen 
in räumlichem Zuſammenhange liegen. Einzelne unbebaute 
Bauſtellen, d. h. zur alsbaldigen Bebauung reife Grund- 
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ſtücke (DVG. 76, 438; 85, 346), unterbrechen den Zuſam⸗ 
menhang nicht, und zwar wie die Rjpr. bereits feſtgeſtellt 
hat, auch dann nicht, wenn ſie zunächſt noch landwirtſchaft⸗ 
lich beſtellt find (OVG. 85, 346, 347). Ebenſowenig ſtellt 
ein ſchmaler landwirtſchaftlich genutzter Geländeſtreifen, 
auch wenn er unbebaubar iſt, ein für allemal eine Unter⸗ 
brechung des räumlichen Zuſammenhanges dar. Vielmehr 
find in jedem Falle die örtlichen Verhältniſſe im einzelnen 
zu berückſichtigen. gelb- oder ſorſtwirtſchaftlich genutzte 
Flächen hingegen unterbrechen nach 8 1 Abl. 3 a. a. O. den 
Zuſammenhang der geſchloſſenen Ortslage. Die Zugehörig⸗ 
leit von Ländereien zu dieſen „Flächen“ beſtimmt ſich nicht 
nach ihrer zufälligen äußeren Verwendung, ſondern nach 
der örtlichen Lage und Größe und der daraus fih cr- 
gebenden natürlichen Beſtimmung (von Brauchitſch 
Bd. II 2, Halbbd. S. 578). Daß das BezVerwGker. bei ſeinen 
Feſtſtellungen nicht von dieſen, ſondern von unrichtigen 
Vorausſetzungen ausgegangen wäre, ift nicht erſichtlich. 


(BrORG,, u. v. 9. Febr. 1939, IV C 89/87.) 


* 


56. Baud. der Stadt Breslau v. 30. Mai 1668; Regle⸗ 
ment des Königs in Preußen v. 26. Mai 1744; PrGeſ. vom 
23. Mai 1931 zur Aufhebung veralteter Polizei⸗ und Straf⸗ 
ſetze (GS. 33). Der Verwaltungsrichter kann einer Partei 
nicht ein Rechtsmittel auſdrängen, von dem ſie keinen Ge⸗ 
brauch machen will. In, Breslau liegt weder nach geſchrie⸗ 
benem Recht noch nach einer Obſervanz den Straßenanliegern 
die Pflicht zur Unterhaltung der Bürgerſteige 
ob. Eine fortgeſetzte Übung, welche einer geltenden geſezlichen 
Vorſchrift entpricht, kann nicht die Grundlage für eine inhalt⸗ 
lich gleiche Obſervanz bilden. Die öffentlich⸗rechtliche poli⸗ 
zeiliche Wege bau lla ſt (Bürgerſteigunterhaltungspflicht) 
wird durch eine nach dem gluti. erlaſſene Ortöjagung über 
kommunale Anliegerbeiträge nicht berührt. 

D bürgermeiſter — Wegebaupolizei — in Breslau 
U die e ramet eines in der C.⸗Straße zu 
Breslau gelegenen Grundſtücks find, durch Verfügung vom 
10, Juli 1995 auf, den Bürgerſteig vor dem Grundſtück zu ber 


feſtigen. 


Gegen dieſe Verfügung erhoben die Kl. nach erfolgloſem. 


i Klage im Berwaltungsftreitverfahren bei dem Bez 
. — Sie führten insbeſ. in einem nach Ablauf der 
Klagefriſt bei dem BezVerwiher, eingegangenen Schriftſatz 
aus, wegebaupflichtig hinſichtlich der geforderten Arbeiten fei 
die Eigentümerin der C.⸗Straße, alfo die * TE 

Das BerBerwGer. wies die Klage mit der egründun 
ab, eines fachlichen Eingehens auf die Einwendungen, 015 
bedürfe es nicht, da ſie die Abbürdungsklage gegen die Sta 
nicht erhoben hätten. 

Die Rev. der Kl. hatte Erfolg. a 2 a 

Das OVG. hat in ſtändiger Ripr. etont, daß an ie 
Aa, an einer Abbürdungsklage keine En 
nötig hohen Anforderungen geſtellt werden dürfen. 1 ay 
daß der vermeintlich Berpffichtete in 150 ae e a 
im s ausdrücklich als mitverklag y 
mag die A der Abbürdungsklage angenommen er 
den, wenn die Abſicht, ihn in Anſpruch zu nehmen, aus dem 


geſamten Klagevortrag unter Berücksichtigung . ED 


verhandlungen zu ſchließen ift (von BrauhiiiM: x 
rua Kür Preußen“, Bd. 1, 24. Aufl. 555 9 
51, 451; 62, 220). Das 1 VR Ae e e 55 

isherigen Rſpr., nach der die # 9 56 
ale: reiche mit der BE er. 
Hage vor Ablauf ber Klagefriſt erhoben deen m ie, 
neuerdings den Grundſatz aufgeftellt, daß bei rechtzei igor 10 
hebung der Reklamationsklage die Abbürdungsklage. no 9 
Ablauf der Klagefriſt bis zum Schluß der, ee 
handlung im Wege der zulaſſigen Klageänderr gg e 
werden kann (RVerwBl. 60, 103 = JW. 1939, 783). 


i h ibt ſich, daß 
Geht man von dieſen Grundſätzen aus, jo ergib 

die Kl. n porl. Fall die Abbürdungsllage peo iig üben 
haben. Sie haben alsbald nach Einreichung we. it 
Schriftſatz vom 23. Jan. 1936 auf die Wege ool IR 
Stadt ausdrücklich hingewieſen. Auch wenn apa 
ſchrift, in der dieſer Standpunlt der Kl, nicht 0 er pe 
druck gekommen ift, nur eine Reklamatious⸗ 59 Pan Mage 
Abbürdungsklage erblickt, jo iſt doch die Abbürdungsklag 
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jedenfalls durch den Schriftſatz vom 23. Jan. 1936 im Wege 
der zuläſſigen Klageänderung im Laufe des Verfahrens erſter 
Inſtanz, alſo rechtzeitig, erhoben worden. Allerdings wurde 
man die Abbürdungsklage dann nicht als erhoben anjehen 
können, wenn die Kl. unzweideutig erklärt hätten, daß ſie dieſe 
keinesfalls erheben wollten. Denn der Verwaltungsrichter 
kann der Partei nicht ein Rechtsmittel aufdrängen, von dem 
fie keinen Gebrauch machen will. Allein eine ſolche unzwei⸗ 
deutige Erklärung haben die Kl. nicht abgegeben. 

Da ſomit die Entſch. des BezVerwGer. auf rechtsirrtüm⸗ 
lichen Erwägungen beruht, ſo hatte das OVG. die Sache ohne 
Bindung an die ſonſt für die Rev Inſt. geltenden Beſchran⸗ 
kungen frei zu beurteilen (88 94 Ziff. 1, 98 Satz 1 LVG.) . 

Es ijt anerkannten Rechts, daß durch eine Pol BO. die 
Verpflichtung zur Unterhaltung des Bürgerſteigs nicht be⸗ 
gründet werden kann, es bedarf hierzu vielmehr eines Geſetzes 
oder einer Obſervanz (OVG. 58, 270; 73, 332; 76, 438; 
Drews, „Preußiſches Polizeirecht“, Bd. 2, S. 292; von 
Brauchitſch, „Verwaltungsgeſetze“, Bd. 2, Halbbd. 2, 
S. 566 Germershauſen⸗Seydel, „Wegerecht und 
Wegeverwaltung in Preußen“, Bd. 1, 4. Aufl., S. 265; Balg- 
Fiſcher, „Preußiſches Baupolizeirecht“, 6. Aufl., S. 78). 


Bei der Prüfung, ob die Bürgerſteigunterhaltungspflicht 
der Anlieger in einem Geſetz ihre Grundlage gefunden hat, 
war auszugehen von der BauO. der Stadt Breslau v. 30. Mai 
1668, die in dieſer Hinſicht folgendes beſtimmt: 

„Das Pflaſter ſol ein Jeder vor ſeinem Hauſe / biß an 
das Gerinne / oder Fahrweg ſelbſt zu halten ſchuldig ſeyn / 
auch dasſelbe vor ſeiner Thüre / nicht erhöhen laſſen / alſo / 
daß es allda bergicht / oder mercklich höher jen / als das an= 
dere Pflaſter / wie denn auch ohne Unſern erhaltenen Con⸗ 
ſens die Gerinne mit breiten Steinen / oder ſonſten zu be⸗ 
decken niemand befugt ſeyn ſoll.“ 


Dieſe BauO. ſtellt fih nach ihrer klaren Faſſung als ein 
Ortsgeſetz dar, daß die in ihr behandelten Gebiete ſelbſtändig 
und rechtsbegründend ohne Hinweis auf andere Rechtsquellen, 
insbeſ. ohne Bezugnahme auf Gewohnheitsrecht oder Obſer⸗ 
vang, kodifizerend regelte. Die angeführte Vorſchrift der BauO. 
bildete ſeit ihrem Erlaß zunächſt die materielle Rechtsgrund⸗ 
lage für die Bürgerſteigunterhaltungspflicht der Grundſtücks⸗ 
eigentümer in Breslau. 

Sie wurde inſoweit jedoch erſetzt durch Nr. XIV des 
Königlichen Reglements v. 26. Mai 1744 (Kornſche Edikten⸗ 
ſammlung für 1740—1744 Jahrg. 1744 S. 76 ff.), die folgen- 
dermaßen lautet: 


„Weil auch die gute Unterhaltung des Stein⸗Pflaſters 
zu der Reinigkeit der Straßen ein vieles beyträgt, ſelbiges 
aber bisher an vielen Orten ziemlich ſchadhaft und ungleich 
geweſen; als ſollen nicht allein die Poſſeſſores derer Häuſer 
dasſelbe auf ihre eigenen Unkoſten, ſo weit die Grenzen 
ihrer Fundorum reichen, und bis an das Gerinne, bey 6 Ggr. 
Strafe, ſo oft ſie deßhalber erinnert worden, und es dennoch 
nicht befolget, repariren, und bauſtändig halten, ſondern es 
ſoll auch das Stadt⸗Bau⸗Amt öfters gehörigen Orts Erinne⸗ 
rung thun, daß die Veranſtaltung gemachet werde, daß 
ſolches Stein⸗Pflaſter nach und nach mitten auf der Straße 
in einen guten Stand geſetzet, und ſolchergeſtalt dasſelbe 
durch die ganze Stadt in wenig Jahren ausgebeſſert werden 
möge.“ 


Der Meinung der Bekl., daß das Reglement lediglich eine 
Ausführungsanweiſung zu der Bauordnung von 1668 ſei und 
die Verpflichtung der Grundſtückseigentümer zur Unterhaltung 
des Bürgerſteigs nicht ſelbſtändig geregelt, ſondern nur bei⸗ 
läufig erwähnt und die bisherigen Rechtsnormen in ihrem 
Beſtand und ihrer Geltung unberührt gelaſſen habe, war nicht 
beizutreten. Das Reglement ſagt nirgends, daß es nur zur 
Ausführung eines beſtehenden und weiter in Geltung bleiben⸗ 
den Rechts ergehe, ſeine Einleitung ſpricht im Gegenteil aus⸗ 
drücklich von Recht „ſetzen“. Nr. XIV des Reglements insbeſ. 
erwähnt nicht etwa nur beiläufig die Unterhaltung des Bür⸗ 
gerſteigs und enthält nicht lediglich eine Anweiſung an die 
Behörden, die Anlieger an die Erfüllung dieſer Pflicht zu er⸗ 
innern. Dieſe Vorſchrift wendet ſich vielmehr mit einem klaren 
Geſetzesbefehl unmittelbar an die unterhaltspflichtigen An⸗ 
lieger und ordnet die Frage der Unterhaltung ſelbſtändig in 
allen Einzelheiten. Die in Nr. XIV enthaltene Strafandrohung 
(„bey 6 Ggr. Strafe ſo oft ſie deßhalber erinnert werden und 
es dennoch nicht befolget“) ſieht ebenfalls nicht die Übertretung 
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von Rechtsvorſchriften, die außerhalb des Reglements beſtehen, 
vor, ſondern bedroht die Nichtbefolgung gerade des Regle⸗ 
ments ſelbſt mit Strafe. Vorſchriften, die nach Faſſung und 
Inhalt ſich in derſelben Weiſe als ſelbſtändige Rechtsquellen 
materiellrechtlicher Art darſtellen, finden ſich auch ſonſt in dem 
Reglement. So regelt Nr. XII die Verpflichtung zur Abfuhr 
von Schutt und Ziegelgraus, Nr. X und XIII die Verpflich⸗ 
tung zur Straßenreinigung. Auch bzgl. dieſer Pflichten, die 
nach der Faſſung von Nr. XIV mit der Bürgerſteigunterhal⸗ 
tungspflicht eng zuſammenhängen, findet ſich kein Hinweis auf 
eine außerhalb des Reglements beſtehende Rechtsquelle. 

Aus der Entſtehungsgeſchichte des Reglements kann nicht 
auf deſſen Eigenſchaft als bloße Ausführungsanweiſung ge⸗ 
ſchloſſen werden. Es mag richtig ſein, daß bei den Verhand⸗ 
lungen zwiſchen dem Magiftrat in Breslau und der dortigen 
Kriegs⸗ und Domänenkammer, die dem Erlaß des Reglements 
vorausgingen, insbeſ. von feiten der Stadt lediglich eine Be- 
zugnahme auf die nach der Bauordnung bereits beſtehende 
Bürgerſteigunterhaltungspflicht der Anlieger beabſichtigt war. 
Hierfür könnte der Abſchnitt 13 des von der Stadt ange⸗ 
fertigten Vorentwurfs ſprechen, wo die Verpflichtung der An⸗ 
lieger zur Bürgerſteigunterhaltung in der Tat lediglich als 
eine bereits beſtehende in einem Nebenſatz erwähnt iſt. Allein 
dieſer Entwurf iſt nicht Geſetz geworden. In Nr. XIV des 
Reglements iſt vielmehr, abweichend von dem Entwurf, den 
Hausbeſitzern die Verpflichtung zur Bürgerſteigunterhaltung 
durch eine in einem Hauptſatz getroffene ſelbſtändige geſetzliche 
Regelung ausdrücklich auferlegt worden. Dieſe Abweichung 
von dem ſtädtiſchen Entwurf iſt offenbar von den Staats⸗ 
behörden in voller Abſicht und mit guten Gründen vorgenom⸗ 
men worden. Denn während die Stadt bei dem Schriftwechſel 
mit den Staatsbehörden ſtets die Schwierigkeiten der geſtellten 
Aufgabe betonte und die Entwürfe möglichſt wenig beſtimmt 
faßte, um ſich bei der Durchführung einen gewiſſen Spielraum 
zu ſichern, ging das Beſtreben der Statasbehörden dahin, die 
Pflichten der Beteiligten und ihre Verantwortlichkeit klar, 
ſcharf und abſchließend in dem Reglement ſelbſt zu regeln. 
Dieſes Ziel wäre durch eine Bezugnahme auf anderweitige 
Rechtsquellen nicht erreicht worden. Gerade aus dem Unter⸗ 
ſchied, der zwiſchen der Faſſung des Entwurfs und derjenigen 
des Reglements ſelbſt beſteht, iſt alſo zu entnehmen, daß der 
Wille des Geſetzgebers bei Erlaß des Reglements nicht auf 
eine bloße Anweiſung zur Durchführung einer anderweitig be⸗ 
ſtehenden Rechtsvorſchrift, ſondern auf eine ſelbſtändige neue 
geſetzliche Regelung der Unterhaltungspflicht der Bürgerſteig⸗ 
anlieger ging. Schließlich würde es auch der Stellung des 
Königs, des Unterzeichners des Reglements, kaum entſprochen 
haben, daß er als oberſter Geſetzgeber in derartig feierlicher 
Form bloße Ausführungsanweiſungen zu einem von dem Rat 
der Stadt Breslau beſchloſſenen Ortsgeſetz erlaſſen hätte. 


Hiernach war auch bei erneuter Prüfung an der ſchon 
früher in ſtändiger Rſpr. von dem OVG. ausgeſprochenen 
Rechtsanſicht feſtzuhalten, daß die Vorſchriften des Reglements 
über die Bürgerſteigunterhaltung ſich als materielle Rechts⸗ 
quelle darſtellen und als das ſpätere Geſetz an die Stelle des 
früheren, in der BauO. von 1668 enthaltenen Ortsrechts ge- 
treten find, dieſes ſomit beſeitigt haben (vgl. OVG. 58, 270, 
271; 65, 284, 285; 73, 322). 


Dag Reglement ift dann in feinem gangen Umfang durch 
das PrGeſ. v. 23. März 1931 zur Aufhebung veralteter Polizei- 
und Strafgeſetze (GS. 33) außer Kraft geſetzt worden. Die Auf- 
faſſung der Bekl., daß durch dieſes Geſetz nach dem Wortlaut 
ſeiner Überſchrift nur die polizei- und ſtrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen des Reglements, nicht aber die materiellrechtlichen 
Vorſchriften über die Bürgerſteigunterhaltung aufgehoben 
worden ſeien, trifft nicht zu. Aus der Überſchrift des Geſetzes 
kann nicht der Fortfall nur der Strafandrohung und das Fort⸗ 
beſtehen des ſonſtigen Inhalts der Nr. XIV des Reglements 
gefolgert werden. Ein Vorbehalt für die Fortgeltung mate- 
rieller wegerechtlicher Beftimmungen, wie er ſich z. B. für die 
wegerechtlichen Vorſchriften der Jüliſch⸗Bergiſchen PAVO. 
v. 10. Okt. 1554 und 15. Mai 1558 in § 1 Ziff. 1 des Geſetzes 
findet, iſt bei der Aufhebung des Reglements nicht gemacht. 
Gegenüber dem unzweideutigen Wortlaut und Inhalt des Gef. 
v. 23. März 1931 ift es unerheblich, ob dem Geſetzgeber bei 
Erlaß des Geſetzes die materiellrechtliche Bedeutung der die 
Bürgerſteigunterhaltung betreffenden Vorſchrift des Regle⸗ 
ments bekanntgeweſen ift. Selbſt wenn der Geſetzgeber fich, 
wofür aber keinerlei Anhalt beſteht, in dieſer Hinſicht bei 
Erlaß des Geſetzes in einem Irrtum befunden haben ſollte, 
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ſo würde dieſer Irrtum auf die Wirkung des klaren Geſetzes⸗ 
befehls, der auf die vollſtändige Aufhebung des Reglements 
ging, ohne Einfluß geblieben ſein. 


Hiernach beſteht in Breslau, nachdem ſowohl die BauO. 
von 1668 als auch das Reglement von 1744 außer Kraft geſetzt 
find, nach geſchriebenem Recht teme Verpflichtung der 
Anlieger zur Unterhaltung des Bürgerſteigs. Ferner iſt aber 
auch das Vorliegen einer Obſervanz hinſichtlich einer fol- 
chen Verpflichtung zu verneinen. Dahingeſtellt kann bleiben, 
ob eine ſolche Obſervanz ſich vor dem Inkrafttreten der 
Band. von 1668 gebildet hatte. Denn fie wäre durch die 
Baud., die fich, wie dargelegt, als ſelbſtändige neue Rechts⸗ 
quelle darſtellt und die Frage der Bürgerſteigunterhaltung 
unter Ausſchließung aller früher in dieſer Hinſicht beſtehen⸗ 
den Rechtsquellen kodifizierend regelt, hinfällig geworden. Die 
Auffaſſung der Bekl., daß nach dem Inkrafttreten der Bau⸗ 
ordnung eine Obſervanzbildung erfolgt ſei, iſt abzulehnen. 
Wenn auch nachher die Anlieger zur Unterhaltung des Bür⸗ 
gerſteigs herangezogen wurden, ſo erfolgte dieſe Übung auf 
Grund der Geſetzesvorſchrift der BauO. und ſpäter des Regle⸗ 
ments, nicht aber auf Grund einer obſervanzmäßigen Über- 
zeugung. Denn eine fortgeſetzte Rechtsübung, welche einer 
geltenden geſetzlichen Vorſchrift entſpricht, kann nicht die 
Grundlage für eine inhaltlich gleiche Obſervanz bilden (RG. 
PrVerwBl. 18, 277, 278; Germershauſen⸗Seydel, 
„Wegerecht und Wegeverwaltung in Preußen“, Bd. 1, 4. Aufl., 
S. 316). Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß ſich eine 
Bürgerſteigobſervanz während der Geltung der BauO. von 
1668 und ſpäter des Reglements von 1744 nicht entwickelt hat. 


Die Bekl. wenden demgegenüber ein, eine Obſervanz⸗ 
bildung neben dem Geſetz ſei hier deshalb möglich geweſen, 
weil die Übung hinſichtlich der Bürgerſteigunterhaltung zwar 
dem Geſetz entſprochen, aber nicht auf ihm beruht habe. Denn, 
wie ein Schreiben des Magiſtrats an das Polizeipräſidium in 
Breslau vom 13. Mai 1818 ergebe, hätten Magiſtrat und 
ſicherlich auch die Bürgerſchaft damals von einer geſetz⸗ 
lichen Regelung der Bürgerſteigunterhaltung überhaupt 
nichts gewußt. Nur ſo ſei es zu erklären, daß der Magiſtrat 
in dieſem Schreiben auf die Frage des Polizeipräſidenten, wer 
in Breslau zur Unterhaltung der Bürgerſteige verpflichtet ſei, 
für die Unterhaltungslaſt der Anlieger weder die BauO. noch 
das Reglement angeführt, ſondern nur auf die auch in an⸗ 
deren Stadten beſtehende Bürgerſteigunterhaltungspflicht der 
Hausbeſitzer hingewieſen habe. 


Dieſe Einwendung iſt verfehlt. Wenn in einem einzigen 
die Bürgerſteigunterhaltungslaſt betreffenden Schreiben des 
Magiſtrats die geſetzliche Grundlage der Bürgerſteigunterhal⸗ 
tungslaſt nicht erwähnt wurde, fo kann daraus nicht geſchloſſen 
werden, daß dem Magiſtrat und der Bürgerſchaft das Vor⸗ 
handenſein einer ſolchen Grundlage unbekannt war. Im 
übrigen muß grundſätzlich eine Übung, die einem Geſetz ent⸗ 
ſpricht, als auf ihm beruhend angeſehen und die Zuläſſigkeit 
einer dem Geſetz entſprechenden Obſervanz neben dem Geſetz 
verneint werden, ohne Rückſicht darauf, ob die einzelnen Träger 
der Übung das Geſetz kennen (jo auch Urteil des RG.: Br- 
VerwBl. 18, 277, 278). 


Schließlich iſt auch nicht, wie die Bekl. meinen, aus der 
Lehre über die Bedeutung des Irrtums bei der Entſtehung 
der Obſervauz die Zuläſſigkeit der Obſervanz im vorl. Fall zu 
entnehmen. Die Möglichkeit einer Obſervanzbildung trotz der 
urſprünglich bei den Beteiligten vorhandenen unrichtigen An⸗ 
nahme, daß ein Geſetz zu der Übung verpflichte, beruht auf 
der nachträglichen Beſeitigung des die Obſervanzbildung hin⸗ 
dernden Irrtums durch Erkennen der wahren Rechtslage oder 
durch den dieſem Erkennen gleichgeſtellten Zeitablauf in Ver⸗ 
bindung mit der Bildung einer neuen, von dem Irrtum w- 
abhängigen Rechtsüberzeugung der Beteiligten (OVG. 13, 252, 
253, 15, 222, 230; 72, 327). Nach dem von den Bekl. be- 
haupteten Sachverhalt ſoll zwar ebenfalls ein Irrtum beſtehen, 
namlich die fälſchliche Annahme, daß die Bürgerſteigunterhal⸗ 
tung nicht durch Geſetz geregelt ſei. Allein dieſer Irrtum iſt 
nicht das Hindernis der Obſervanzbildung. Als ſolches Hin⸗ 
dernis kommt vielmehr nur das die Übung vorſchreibende Ge- 
ſetz in Frage. Dieſes Hindernis aber iſt weder durch Erkennen 
des Irrtums, d. h. durch Kenntnis von dem Vorhandenſein 
des Geſetzes, noch durch Zeitablauf zu beſeitigen. Es bleibt be— 
ſtehen, ſolauge das Geſetz gilt, und ſteht daher ſolange der 
Obſervanzbildung entgegen. Deshalb war die Fortſetzung oder 
Entſtehung einer Obſervanz neben der BauO. von 1668 und 
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dem an ihre Stelle getretenen Reglement von 1744 nicht 
möglich. 

Nachdem das Reglement durch das Geſetz von 1931 auf⸗ 
gehoben worden war, hat ſich eine Obſervanz bei der Kürze 
der Zeit und mangels einheitlicher Überzeugung von einer 
Rechtspflicht zur Bürgerſteigunterhaltung in Breslau eben⸗ 
falls nicht gebildet. 

Hiernach liegt den Kl. die Bürgerſteigunterhaltungspflicht 
nicht ob, da weder beſtehendes geſchriebenes Recht noch eine 
Obſervanz die Grundlage dafür bildet. Unterhaltspflichtig ift 
vielmehr der allgemein Wegebaupflichtige, d. h. die beklagte 
Stadtgemeinde, die von den Kl. mit der Abbürdungsklage zu 
Recht belangt iſt. 

Gegenüber dieſer klaren Rechtslage können die von den 
Bekl. vorgetragenen wirtſchaftlichen Bedenken nicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung fein. Im übrigen muß die Belastung 
mit der Bürgerſteigunterhaltung, wie auch der PMI. in 
feinem Erlaß vom 20. Febr. 1934 erklärt hat, für die Stadt 
Breslau ebenſo tragbar ſein wie für die zahlreichen anderen 
bete den Städte, in denen eine Bürgerſteigobſervanz nicht 
eſteht. 

(Pr OG., Urt. v. 26. Jan. 1939, IV C 69/7.) 


* 


57. Verwaltungsſtreitverfahren. Unzureichende Urteils⸗ 
begründung. Baurecht. Balkonüberdachung. 

Für den Wiederaufbau eines abgebraun= 
ten Hauſes find, auch wenn die Wiederherſtellung eines 
genau gleichen Haufes beabſichtigt iſt, nicht die früheren, ſon⸗ 
dern die zur Zeit des Wiederaufbaues geltenden Vorſchriften 
maßgebend. 

Die Vorſchriften einer Bauordnung über 
die bauliche Ausnutzung der Grundſtücke folen 
nicht nur die öffentliche Sicherheit (Geſundheit), ſondern au ch 
die öffentliche Ordnung gewährlciſten, insbeſ. für 
die ſtädtiſche Raumordnung einen Rahmen ſchaffen. 

Das polizeiliche Verlangen nach Beſeitigung eines 
poli ehoibeiden Zuftandes ift nicht deshalb unzulä ig weil die 
Poltzel in anderen nleihliegenden Fällen noch 
nicht eingeſchritten iſt. 

Der Kl. bewohnt als Mieter eine Wohnung im vierten 
Obergeſchoß eines Hauſes in der Stadt B. Auf dem zu die- 
ſer Wohnung gehörigen 4,40: 1,10 Meter großen Ballon hat 
er ohne baupollzeiliche Genehmigung eine hölzerne, mit 
Dachpappe gedeckte überdachung hergeſtellt. 2 

r Oberbürgermeiſter (Baupolizei) forderte ihn auf, 
die Pultonfü beach ung Al befeitigen. Dieſe uberdachung ver- 
ftoße gegen § 7 Biff: 6 Abf. 5 der Bauordnung v. 9. Nov. 
1929, da das bereits erheblich überbaute Grundſtück durch 
ſie eine weitere überbauung erfahre. Es fei auch 8 20 Pol- 
BO. über die Waſſerverſorgung unnd Enutwäſſerung der 
Grundſtücke verletzt, weil das Nieberſchlagswaſſer der Dach⸗ 
fläche nicht durch ein beſonderes Abfluß rohr abgeleitet 
werde. Endlich ſei die Konſtruktion des Daches in ſtatiſcher 
Hinſicht nicht einwandfrei; es beſtehe die Gefahr, daß bei 
Unwetter das Dach herunterftürge. ; l 

chtloſer Beſchwerde erhob der Kl. lage im 
aa, armena Ay mit dem Antrage, bie Ber 
fügung aufzubeben. Zur Begründung führte er aus: i 
nach ſeinem Mietvertrag verpflichtet, den 3 nite i rei 
von Schnee und Waſſer zu halten“, Um dieſe zerpflichtung 
zu erfüllen, habe er im Jahre 1919 die überdachung ange- 
bracht und, nachdem ſie im Jahre 1927 einem NT 
brand zum Opfer gefallen fei, im Jahre 1934 erneuert. In 
den langen Jahren ihres Beſtehens habe ſie bisher 1 1 
manden geſtört. Sie habe auch allen Stürmen ſtandgeha a 
die Annahme der Baupolizei, daß fie eine Gefahr darſtelle, 
ie baper auc gesehen, eden bean ne deore 

ö i efordert werden, chun 
a kwehrer Wielung und ihrem Ausſehen A 
einer Markiſe, zu deren Anbringung nach ausdrücklicher 
Mitteilung der Zentrale der Baupolizei eine ene E 
nicht erforderlich fei. Das Balkondach ſei eine Zierde 1555 
das Haus Es gebe in Berlin zahlreiche ähnliche der 
dachungen, gegen die die Baupollzet nicht elngeſchritten ſei. 

Das BezVerwGher. hob die angefochtene Verfügung auf. 

Die Rev. des Vell. erwies ſich als begründet. 


p Für die Beurteilung der nach eigener Angabe des Kl. 
im Jahre 1934 errichteten baulichen Anlage iſt die Bau⸗ 
ordnung v. 9. Nov. 1929 maßgebend. Daß ſich an Stelle der 
heute vorhandenen Überdachung bereits ſeit 1919 eine ähn⸗ 
liche Anlage befunden hat, die 1927 abgebrannt iſt, iſt un⸗ 
erheblich; auch beim Wiederaufbau abgebrannter Häuſer 
ſind nicht die früheren, ſondern die zur Zeit des Wieder⸗ 
aufbaues geltenden Vorſchriften zu beachten. 

Die Bauordnung v. 9. Nov. 1929 iſt auch keineswegs 
ein Überbleibſel aus der liberaliſtiſchen Zeit, ſondern, wie 
auch die zahlreichen bis in die neueſte Zeit ergangenen 
Nachträge beweiſen, ein heute noch maßgebendes unentbehr⸗ 
liches Mittel ſtädtebaulicher Raumordnung. 

Das BezVerwcher. hat denn auch mit Recht die Frage 
geprüft, ob die ſtreitige Balkonüberdachung den materiellen 
Vorſchriften dieſer Bauordnung entſpricht. Es hat dabei 
feſtgeſtellt, daß die nach 87 Ziff. 6 Abſ. 5 BauO. şu- 
läſſige Bebauung des Grundſtücks, das zur Bauklaſſe V 
gehört, bereits um 152 qm überſchritten iſt und daß fie 
durch die Balkonüberdachung noch weiter überſchritten wird. 
Es hat jedoch berückſichtigt, daß dieſe weitere Überbauung 
nicht beſonders ins Gewicht falle, und die Anlage aus die⸗ 
ſem Grunde für rechtmäßig angeſehen. Dieſe Schlußfolge⸗ 
rung beruht auf einem Rechtsirrtum. 

Wie der Bell. mit Recht hervorgehoben hat, find die 
Vorſchriften der Bauordnung über die bauliche Ausnutzung 
der Grundſtücke zwingendes Recht. Das bedeutet, daß ſie in 
jedem Einzelfalle maßgebend ſind, wenn nicht eine Be⸗ 
freiung von ihnen ausdrücklich erteilt worden iſt. Zu einer 
Befreiung iſt aber gemäß 82 des Geſ. über baupolizeiliche 
Zuſtändigkeiten v. 15. Dez. 1933 (GS. 491) nicht der Ver⸗ 
waltungsrichter, ſondern ausſchließlich die Baugenehmi⸗ 
gungsbehörde zuſtändig. 

Hieran kann auch die Erwägung, daß der Verſtoß 
gegen die Bauordnung nicht beſonders ins Gewicht falle, 
nichts ändern. Die Vorſchriften über die bauliche Ausnutzung 
der Grundſtücke ſind nicht nur erlaſſen worden, um Ge⸗ 
fahren für die öffentliche Sicherheit (Geſundheit) abzu⸗ 
wehren, ſondern auch, um die öffentliche Ordnung zu ge⸗ 
währleiſten, insbeſondere um für die ſtädtebauliche Raum⸗ 
ordnung einen Rahmen zu ſchaffen (Art. 4 81 Ziff. 1 
Wohnungsch.). Ebenſowenig wie der Eigentümer eines Hau- 
ſes ſich über dieſen Rahmen — und wenn auch nur in 
Kleinigkeiten — eigenmächtig hinwegſetzen darf, weil dies 
allmählich zu einer Auflöſung der Ordnung führen würde, 
ebenſowenig kann ein Mieter dieſes Recht für Verände⸗ 
rungen an ſeiner Wohnung in Anſpruch nehmen. Es bleibt 
vielmehr in jedem Falle dem pflichtmäßigen Ermeſſen der 
Baupolizeibehörde überlaſſen, ob und unter welchen Be⸗ 
dingungen eine Befreiung von den Beſtimmungen der Bau⸗ 
ordnung erteilt werden kann. Das hat auch zu gelten, wenn 
der Kl. durch Anbringung einer Markiſe in der Lage ſein 
würde, einen ähnlichen Zuſtand wie jetzt ohne baupolizei⸗ 
liche Genehmigung zu erreichen. Denn auch ſoweit Markiſen 
(oder Jalouſien) ohne baupolizeiliche Genehmigung ſollten 
angebracht werden können, ſind ſie doch der Einwirkungs⸗ 
möglichkeit der Baupolizeibehörde keineswegs entzogen (vgl. 
hierzu die auch auf ſie zutreffenden Ausführungen in dem 
Urteil OVG. 96, 190, 194). 


Außer mit dem Verſtoß gegen 87 Ziff. 6 Baud. war 
die angefochtene Verfügung aber auch damit begründet, daß 
durch die ſtreitige Überdachung § 20 Pol VO. über die Waf- 
ſerverſorgung und Entwäſſerung der Grundſtücke verletzt 
ſei, weil das Niederſchlagswaſſer der Dachfläche nicht durch 
ein beſonderes Abflußrohr abgeleitet werde. Hierzu hat das 
BezBerwGer. in feiner Entſch. ebenſowenig Stellung ge⸗ 
nommen wie zu der weiteren Behauptung des Bekl., daß 
das Dach in ſtatiſcher Hinſicht nicht einwandfrei konſtruiert 
ſei und daher bei Unwetter herunterſtürzen könne. Dieſe 
Behauptungen waren weſentlich, denn wenn ſie zutrafen, ſo 
waren ſie geeignet, die angefochtene Verfügung als recht⸗ 
mäßig erſcheinen zu laffen. Das BezVerwGer. hätte ſich 
daher, wenn es den Verſtoß gegen 8 7 Baud. nicht für 
durchſchlagend hielt, mit ihnen auseinanderſetzen müſſen 
(RVerwBl. 58, 782 = JW. 1937, 3128). 

Wegen dieſer Mängel in der Urteilsfindung des Bez⸗ 
VerwGer. hatte das OVG. die Sache ohne die ſonſt für die 
Reviſionsſtufe geltenden Beſchränkungen frei zu prüfen (8 98 
LG.); fie erwies ſich dabei als ſpruchreif. 
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Wie bereits oben hervorgehoben, find die Vorſchriften 
der Bauordnung über die bauliche Ausnutzung der Grund⸗ 
ſtücke zwingender Natur. Gegen ſie hat der Kl. bei der Er⸗ 
richtung der ſtreitigen Überdachung verſtoßen. Eine Be⸗ 
freiung hat die Baupolizeibehörde nicht erteilt. Der be⸗ 
ſtehende Zuſtand iſt alſo rechtswidrig. Gegen rechtswidrige 
bauliche Zuſtände einzuſchreiten, iſt die unbeſtreitbare Be⸗ 
fugnis der Baupolizeibehörde. Die gegen den Kl. ergangene 
Verfügung, in der die Beſeitigung der Balkonüberdachung 
gefordert wird, iſt alſo zu Recht ergangen. Die auf ihre 
Aufhebung gerichtete Klage mußte deshalb unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils, wie geſchehen, abgewieſen werden. 


Mit der Behauptung, daß es in Berlin noch zahlreiche 
andere Balkonüberdachungen gebe, die von der Baupolizei⸗ 
behörde nicht beanſtandet würden, kann der Kl. eine andere 
Entſch. nicht erreichen. Es hat niemand einen Anſpruch bar- 
auf, von der Polizei aus dem Grunde unbehelligt gelaſſen 
zu werden, weil die Polizei in ähnlichen Fällen gegen au⸗ 
dere nicht eingeſchritten ift (ogl. Drews, „Preußiſches Po- 
lizeirecht“, Bd. I 5. Aufl., S. 45). Denn dadurch wird die 
Polizeiwidrigkeit, die den Anlaß des polizeilichen Eingrei⸗ 
fens bildet, hier alſo der Verſtoß des Kl. gegen 87 Ziff. 6 
Abſ. 5 Baud., nicht beſeitigt. Nur auf das Verhalten des 
Kl. aber kommt es an, weil nur dieſes der Gegenſtand der 
angefochtenen polizeilichen Verfügung und nur dieſe wie⸗ 
derum Gegenſtand des Verwaltungsſtreitverfahrens iſt. Die 
Frage, ob die Baupolizeibehörde in anderen Fällen eben⸗ 
falls Anlaß zum Einſchreiten gehabt hätte, iſt in dieſem 
Streitverfahren nicht zu prüfen. Wenn der Kl. glaubt, daß 
die Baupolizeibehörde das Recht nicht gleichmäßig angewen⸗ 
det hat, ſo ſteht es ihm frei, ſich beſchwerdeführend an die 
Aufſichtsbehörde zu wenden. 


Unzutreffend iſt auch ſeine Behauptung, das Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren ſei für ihn zwecklos geweſen, wenn die 
Ermeſſensfrage in ihm nicht entſchieden werden könne, und 
er habe ſtatt deſſen auf den Weg der Aufſichtsbeſchwerde 
verwieſen werden müſſen. Der Kl. hat die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren nicht erhoben, um auf Grund einer 
Ermeſſensentſcheidung eine Ausnahmegenehmigung zu er⸗ 
halten, ſondern weil er die angefochkene Verfügung für 
unrechtmäßig hielt und daher glaubte, auf ihre Aufhebung 
einen Rechtsanſpruch zu haben. Die Frage, ob die Ver- 
fügung rechtmäßig war, iſt im Verwaltungsſtreitverfahren 
auch nachgeprüft worden, und die Prüfung hätte, wenn die 
Verfügung tatſächlich unrechtmäßig geweſen wäre, zu ihrer 
Aufhebung geführt. Zu einem Hinweis auf die Möglichkeit 
der Aufſichtsbeſchwerde lag um ſo weniger Veranlaſſung 
vor, als die Aufſichtsbeſchwerde kein förmliches Rechtsmittel 
tft und ohne Bindung an Friſten oder Formen jederzeit er- 
hoben werden kann. Der Kl. iſt daher nicht gehindert, die 
Aufſichtsbehörde auch jetzt noch anzurufen. 


(PrOVG., U. v. 15. Sept. 1938, IV C 130/37.) 
* 


58. 8814, 20 PolBerwG,. Allgemeines Polizeirecht. 
Baurecht. Gefährdung der öffentlichen Ordnung. Offenſichtliche 
ſchwere und ſinnloſe Gefährdung des eigenen Lebeus iſt, weil 
der einzelne als Glied der Volksgemeinſchaft dadurch Belange 
der Volksgemeinſchaft ſchädigt, ſtets polizeiwidrig und nicht 
nur dann, wenn eine unmittelbare Gefährdung weiterer 
Kreiſe feſtgeſtellt wird (Abweichung von OVG. 39, 392/393). 


Die Kl. wurden vom Bürgermeiſter als Ortspolizei⸗ 
behörde aufgefordert, die auf dem ihnen gehörigen Grund⸗ 
ſtück befindlichen Gebäude abzubrechen, da dieſe Gebäude 


Rechtſprechung 


nach den Feſtſtellungen der Baupolizei baufällig ſeien 
und ihr Betreten mit Lebensgefahr verbunden ſei. 

Die Klage und die von den Kl. gegen die klagebewei⸗ 
fende Entſcheidung des BezVerwöGer. eingelegte Reviſion 
konnten keinen Erfolg haben. 

Als Eigentümer find die Kläger nach § 20 Abſ. 1 Pol⸗ 
BVerwG. für den polizeimäßigen Zuſtand des Grundſtücks 
verantwortlich. Sie beſtreiten zwar nicht, daß die fraglichen 
Baulichkeiten baufällig und verfallen ſind. Sie behaupten 
aber, die Baufälligkeit bedeute keine Gefahr für die All⸗ 
gemeinheit, da kein Fremder in die Nähe der Bauten zu 
kommen brauche. Selbſt wenn dieſer ſchon im Hinblick auf 
die Zutrittsmöglichkeiten für Beamte der Polizei, der Gass, 
Waſſer⸗ und Elektrizitätswerke, für Schoruſteinfeger uſw. 
kaum denkbare Fall zuträfe (vgl. PrVerwBl. 23, 548, 549), 
ſo würde doch der Einwand der Kl. nicht durchgreifen. Denn 
die Polizei hat dennoch einzuſchreiten, da die Kl. ſelbſt an 
Leib und Leben bedroht ſind. Vor dem Umbruch war 
es im allgemeinen, abgeſehen von Ausnahmen (Verhütung 
des Selbſtmordes, der Selbſtverſtümmelung), nicht die 
Aufgabe der Polizei, die Menſchen gegen ſich ſelbſt zu 
ſchützen und Handlungen, die dem ſie Vornehmenden ſelbſt 
ſchädlich werden konnten, aus dieſem Grunde zu verbieten. 
Nach damaliger Anſicht würde die Polizei ſonſt in „die 
natürliche Handlungsfreiheit des einzel⸗ 
nen” eingegriffen haben, die begrifflich in ſich ſchloß, daß 
jeder über ſeinen Körper verfügen konnte. Leichtſinniges 
Spielen mit dem eigenen Leben und der eigenen Geſundheit 
war nach der in der Rechtſprechung und im Schrifttum 
herrſchenden Meinung nur dann polizeiwidrig, wenn da⸗ 
durch andere nicht nur möglicherweiſe, ſondern wahrſcheinlich 
an Leben und Geſundheit gefährdet oder zur Nachahmung 
angereizt wurden, oder wenn an der Handlung öffentlich 
Argernis genommen wurde (vgl. Schultzenſtein: Dig. 
1904, 82; Treitel: PrVerw Bl. 46, 505; KG. v. 10. Juli 
1928: R. u. PrVerwBl. 50, 241; Jellinek, „Verwal⸗ 
tungsrecht“, 2. Aufl., 1929, S. 419; Drews, „Preußiſches 
Polizeirecht“, 1. Bd., 4. (ältere) Aufl. von 1933 S. 17). Das 
OVG. vertrat bereits in einer Entſcheidung vom Jahre 1890 
(PrVerwBl. 12, 28) die Anſicht, daß der einzelne immer ein 
Glied des Publikums bleibe, deſſen Schutz der Polizei an⸗ 
vertraut ſei, und daß kein geſetzliches Hindernis beſtehe, 
gegen den fih ſelbſt Gefährdenden vorzugehen. Es nahm, 
aber in ſpäteren Entſcheidungen kurz nach der Jahrhundert⸗ 
wende (vgl. OVG. 39, 392, 393 ſowie PrVerwBl. 23, 534, 
535 und 25, 161, 162) den oben gekennzeichneten individua⸗ 
liſtiſchen Standpunkt ein. Dieſe letztere Rechtſprechung des 
OVG. wird mit Zuſtimmung des III. Senats hiermit auf- 
gegeben. Nach nationalſozialiſtiſcher Anſchau⸗ 
ung hat der einzelne nicht die natürliche Frei- 
heit, nach eigenem Ermeſſen ungebunden über fein 
Leben und ſeine Geſundheit zu befinden. Denn 
es handelt ſich hierbei um Werte, die nicht nur dem einzel⸗ 
nen gehören, ſondern bei denen er zugleich ſtets als Mit- 
glied der Volksgemeinſchaft betrachtet werden muß. Über ſie 
in einer Weiſe zu verfügen, daß der Betreffende ſie einer 
offenſichtlichen, ſchweren und ſinnloſen Gefährdung ausſetzt, 
was gleichbedeutend ift mit einer Gefährdung der öffent⸗ 
lichen Ordnung i. S. des 814 Pol Verw., ſtört die 
Intereſſen der Volksgemeinſchaft (vgl. Hamel: 
DR. 1935, 415; Frank, Himmler, Beſt, Höhn, 
„Grundfragen der deutſchen Polizei“ S. 25). Die Polizei iſt 
deshalb mit Recht gegen die durch den Einſturz der verfal⸗ 
lenen Gebäude bedrohten Kl. zur Erhaltung ihres Lebens 
und ihrer Geſundheit eingeſchritten. 

(PrOVG., Urt. v. 26. Jan. 1939, IV C 62/38.) S. 
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| Direkt aus meiner Spezial- Fabrik 


| nur gut durchsortierte Klingen 


| Ohne Risiko zur Probe 
| 1000e Anerkennungen erhielt ich für Lieses 


Rasierklingen 


10 Tage zur Probe! 30 Tage Ziel! 


| Qualität I: Die preiswerte Klinge 00. 100 Stück 1.25 
aditst Il; Haarscharf 100 Stück 2.25 
| Qualität Ill: Mein Schlager für starken und wider- 
i spenstigen Bart, 0,10 mm 100 Stück 3.25 
Qualität IV: Aus bestem 0,10-mm- Stahl, Deutsche 
Wertärbeit. . e U a 100 Stück 4.25 


Qualität VI: Aus bestem 0,08-mm-Stahl. Besonders 

sanft für drahthaarigen Bart, empfind- 

liche Haut. Sie werden begeistert sein. 

Deutsche Wertarbeitt... 100 Stück 5.00 
580 Ansicht und Probe erhalten Sie (Porto und Verpackung frei) eine 
85 lebige Packung. 3 Klingen können unverbindlich probiert werden. 
Sind Sie zufrieden, überweisen Sie den Betrag nach 30 Tagen. 

Andernfalls unfranko zurücksenden. 


Rasierklingen-Spezial-Fabrik 


‚Heinrich Liese, Essen 683/84 


Bei Bestellungen wollen Sie bitte Ihren Beruf genau angeben 


Verlangen Sie bitte unfeten ı neueften Bücherkatalog! Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35 


Kollegen unter sich! 


Trotz langer, angespannter Arbeit: der eine 
strahlend frisch, der andere abgespannt 
und müde. Nun zeigt sich's, daß Kola Dall- 
mann zur rechten Zeit genommen, selbst 
bei starker Beanspruchung Erschöpfung und 
Unsicherheit nicht aufkommen lassen. Kal- 
legen sind dankbar für solche Ratschläge. 


| Jola PALLMANN 
macht Mide mobil 


Schochtal RM 0.90, aus frischen Nüsıen RM 1.10, 
mit Laclthin RM 1.20, In Apothaken und Drogarian. 
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Deutſche Beamten-Feuerverſicherung 


auf Gegenſeitigkeit 
Berlin- Charlottenburg 2 


Berliner Straße 153 
eue Bra eg er e h sr 
Drucksachen kostenlos durch die Direktion 


Einheits - (Normal -) 


Einbruch 


Beitrag: 0.40 RM für je 1000 RM Versicherungssumme und jede Versicherungsart 


einschl. Versicherungssteuer und aller Nebenkosten 


8826 BGB. Ob die Geſchäftsübertragung 
eines zahlungsunfähig gewordenen Schuldners 
auf ſeine Ehefrau gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt, iſt ſtets nach den Umſtänden des Ein⸗ 
zelfalles zu beurteilen. Dabei kann es u. U. 
auch nicht ſittenwidrig ſein, wenn der Mann 
für ſeine Tätigkeit im Geſchäft der Frau weder 
pfändbares Gehalt noch eine Gewinnbeteili⸗ 
gung erhält. RG.: DR. 1939, 1081 Nr. 25 


8826 BGB. Die rechtlichen Folgerungen 
aus der Verſchiedenheit zwiſchen Einmann⸗ 
Aktionär und ſeiner Geſellſchaft können dann 
nicht bis zum letzten gezogen werden, wenn 
wichtige Umſtände vorhanden ſind, die die Aus⸗ 
nutzung der formalen Verſchiedenheit als dem 
herrſchenden Vollsbewußtſein widerſprechend 
erſcheinen laſſen. RG.: DR. 1939, 1083 Nr. 26 


8839 Abs. 2 BGB.; PO. über die kaſſen⸗ 
ärztliche Vereinigung Deutſchlands v. 2. Aug. 
1933 (RGBl. I, 567). Entſcheidungen des Be- 
ſchwerdeausſchuſſes der kaſſenärztlichen Ver⸗ 
einigung Deutſchlauds gehören nicht zu den 
Urteilen i. S. des 8839 Abſ. 2 BGB. Von 
einem „Urteil in einer Rechtsſache“ kann nur 
dann die Rede ſein, wenn eine Sachentſchei⸗ 
dung in der äußeren Form eines Urteils im 
prozeßtechniſchen Sinne der StPO. oder der 
ZPO. oder ſonſtiger öffentlicher Verfahrens⸗ 
en ergeht. RG.: DR. 1939, 1083 

1.27 


882069, 2139, 2363 BGB. 


1. Hat der Erblaſſer feine Ehefrau zur Bor- 
erbin und ſeine Kinder zu Nacherben eingeſetzt, 
die letzteren aber für den Fall ihrer Unzufrie⸗ 
denheit auf den Pflichtteil beſchränkt, ſo ſpricht 
eine tatſächliche Vermutung dafür, daß die 
Ausſchlagung eines Nacherben auch deſſen Ab⸗ 
kömmlinge von der Erbfolge ausſchließen ſoll. 


2. Hat der Nacherbe ſeine Anwartſchaft an 
einen anderen veräußert, fo ift in einem Erb⸗ 
ſchein der Erwerber als Nacherbe und dem⸗ 
nächſt als Erbe zu bezeichnen. KG.: DR. 1939, 
1085 Nr. 28 


Miet⸗ und Pachtrecht 


82 Abſ. 3—5 R Mieth. Das MEA. und 
die Beſchwerdeſtelle dürfen einen Antrag auf 
Ermittlung der Friedensmiete nicht ſchon des⸗ 
halb ablehnen, weil die Preisbildungsbehörde 
bereits den Mietzins feſtgeſetzt hat und die 
dagegen eingelegte Beſchw. zurückgewieſen iſt. 
Ob die Feſtſetzung der Preisbildungsbehörde 
vor oder nach dem RdErl. des Reichskommiſ⸗ 
ſars für die Preisbildung 154/38 v. 30. Dez. 
1938, erfolgt iſt, iſt dabei unerheblich. KG.: 
DR. 1939, 1086 Nr. 29 


82 MietschG. Auch in Bereich des 82 
MietSchch. kommt — wie bei §3 MietSch®. 
— eine Aufhebung dann nicht in Betracht, 
wenn der Mieter der Annahme war, ſein Han⸗ 
deln ſei vertragsgemäß, ſofern dieſe Annahme 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruht. Beſteht zwiſchen 
den Vertragsparteien daher ein ernſthafter 
Streit über den Vertragsinhalt, dann kann der 
Vermieter dieſen Streit nur im Wege einer 
Unterlaſſungsklage oder einer Feſtſtellungs⸗ 
klage klären, nicht aber ſofort Mietaufhebungs⸗ 
klage erheben. LG. Berlin: DR. 1939, 1086 
Nr. 30 (Roquette) 


SS6, 25, 28, 47 a PrpachtſchO. Die Vor⸗ 
ſchriften der PachtſchO. finden nach 86 Pr- 
PachtſchO. auf einen Vertrag, durch den einem 
Arbeitnehmer ein landwirtſchaftliches Grund⸗ 
ftid zum Genuſſe ſeiner Erzeugniſſe überlaſſen 
iſt, jedenfalls dann Anwendung, wenn die 
Gegenleiſtung des Arbeitgebers für die Ar⸗ 
beitsleiſtung im weſentlichen in der Überlaſ⸗ 
fung des Landes beſteht. Betrifft der Pat- 
ſtreit einen Vertrag, dem die notwendige Ge⸗ 
nehmigung einer Behörde fehlt, ſo iſt dem An⸗ 
tragſteller eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb 
der er bei der Behörde die erforderlichen An⸗ 
träge zu ſtellen hat. Recht der n a auf 
Erfordern von Rechtsentſcheiden. KG.: DR. 
1939, 1087 Nr. 31 


Verſicherungsrecht 

Şi Nr. 1, § 4 Abſ. 1 Nr. 1 Allg VerſBed. für 
die Haftpflichtverſicherung. 

1. Gegenſtand der Verſicherung nach 81 
Nr. 1 AllgVerſBed. find Anſprüche auf Erſatz 
des Schadens, der ſich aus dem Tode, der Ver⸗ 
letzung und Geſundheitsbeſchädigung von Men⸗ 
ſchen (Perſonenſchäden) oder aus der Beſchädi⸗ 
gung und Vernichtung von Sachen (Sachſchä⸗ 
den) ergibt, gleichviel, ob der auf Grund geſetz⸗ 
licher Haftpflichtbeſtimmungen privatrechtliche 
Inhalts Anſpruchsberechtigte durch das ſchä⸗ 
digende Ereignis unmittelbar oder mittelbar 
betroffen iſt. Danach iſt die Auffaſſung, daß 
der den Verſicherten in Anſpruch Nehmende 
Dritte kein anderer als der Verletzte oder der 
Eigentümer der beſchädigten Sache ſein dürfe, 
abzulehnen. 

2. Die Zuſicherung einer Eigenſchaft durch 
den verſicherten Verkäufer einer Sache bedeutet 
keine den Verſicherungsſchutz nach 8 4 Abſ. 1 
Nr. 1 AllgVerſBed. ausſchließende, „über den 
Umfang der geſetzlichen Haftpflicht auf Grund 
Vertrags oder beſonderer Zuſagen“ hinaus⸗ 
gehende Erweiterung der Haftpflichtanſprüche. 
RG.: DR. 1939, 1088 Nr. 32 (Süß) 

Allg VerſBed. für Unfallverſicherung. Iſt in 
den AllgVerſBed. eine Klauſel enthalten, durch 
die ſich die Verſicherung — wenn der Bers 
ſicherte verheiratet iſt bei gemeinſamer 
Haushaltsführung auch auf den Ehegatten er⸗ 
ſtreckt und durch die „an Stelle des Ehegatten“ 
eine weitere erwachſene Perſon mitverſichert 
werden kann, fo rückt ein mitverſicherter Haus- 
genoſſe verſicherungsrechtlich in die Stelle 
eines mitverſicherten Ehegatten des Verſtcher⸗ 
a ein. OLG. Düſſeldorf: DR. 1939, 1090 
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Straßenverkehrsrecht 


KraftfG. Nicht der Vorfahrtberechtigte ift da- 
für verantwortlich, daß er in nicht mehr aus⸗ 
reichender Zeit und auf nicht mehr ausreichen⸗ 
dem Raum Maßnahmen auf ungewiſſer 
Grundlage treffen muß und ſich dabei für 
eine ſolche entſcheidet, die vielleicht objektiv 
nicht richtig iſt, aber nach ſeiner Erkenntnis⸗ 
möglichkeit ebenſo richtig ſein kann, ſondern 
der Wartepflichtige, der den Vorfahrtberechtig⸗ 
ten ſo kurz vor dem Kreuzungsraum beider 
Fahrtwege in dieſe Zwangslage gebracht hat. 
OLG. Dresden: DR. 1939, 1091 Nr. 34 

87 Kraftf . Zur Frage, wann ein Shas 
den durch den „Betrieb eines Kraftfahrzeugs“ 
entſtanden ift. — Bei Sonderfahrzeugen muß 
der Teil des Fahrzeugs, von dem die ſchädi⸗ 
gende Wirkung ausgeht, mit dem Weſen des 
Kraftfahrzeugs als eines Beförderungs⸗ 
mittels im Zuſammenhang ſtehen, um eine 
Haftung aus §7 zu begründen. — Zum Be⸗ 
griff dieſes Zuſammenhanges. RG.: DR. 1939, 
1092 Nr. 35 


817 Kraftf.; § 850 g ZPO; 8394 Satz 1 
BGB 


1. Es entſteht im Rahmen des § 17 Kraftf®. 
dann kein einheitlicher Ausgleichsanſpruch, 
wenn der unfallverletzte Kraftwageninſaſſe 
nach dem Unfall den einen ausgleichspflichti⸗ 
gen Schädiger beerbt. In dieſem Falle ſteht 
ihm der volle Schadenserſatzauſpruch zu, wäh- 
rend der Schädiger ſeinerſeits nur einen Mus- 
gleichsanſpruch hat. 

2. Da der Schadenserſatzanſpruch — insbeſ. 
ſoweit es ſich um einen Rentenanſpruch han⸗ 
delt — nicht pfändbar iſt, kann der Schädiger 
gegen ihn auch nicht mit ſeinem Ausgleichs⸗ 
anſpruch aufrechnen. Beruft ſich der Verletzte 
hierauf und fordert er die volle Rente, ſo han⸗ 
delt er — trotz des Vorhandenſeins des Gegen⸗ 
anſpruchs — keinesfalls argliſtig. RGB.: DR. 
1939, 1093 Nr. 36 

827 Abſ. 3 RStraßVerk O. v. 28. Mai 1934. 
Für die Frage, ob eine Richtungsänderung 
i. S. des § 27 Abſ. 3 RStraßVerkO. v. 28. Mai 
1934, die zum Zeichengeben verpflichtet, vor⸗ 
liegt, iſt entſcheidend, welche von mehreren 
Straßen im Einzelfall nach vernünftiger Ver⸗ 
kehrsauffaſſung als Fortſetzung der bisherigen 
Fahrtrichtung anzuſehen ilt. Rd.: DR. 1939, 
1094 Nr. 37 


Schuldenbereinigungsgeſetz 

§8 1 Abſ. 2 und 3, 11 Schuld Bereinch. 

1. Das LG. kann die Zulaſſung der ſofor⸗ 
tigen weiteren Beſchw. auf einen Teil ſeiner 
Entſch. jedenfalls dann beſchränken, wenn die 
teilweiſe Anfechtung einer einheitlichen End» 
entſcheidung nicht im Wege ſteht. 

2. Schulden aus dem Kauf von Kleidungs⸗ 
ſtücken gehören nicht zu den „alten“ Schulden 
i. S. des 81 Abſ. 2, 3 SchuldBereind. KG.: 
DR. 1939, 1095 Nr. 38 


81 Schuld BereinG. Bei der Ausübung eines 
im weſentlichen auf der perſönlichen Arbeits⸗ 
kraft beruhenden freien Berufes (3. B. Makler 
oder beratender Ingenieur) können im Einzel⸗ 
fall auch Büromöbel die wirtſchaftliche 
Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des 
— bilden. KG.: DR. 1939, 1096 
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81 Abſ. 4 Schuld BereinG. Ob bei der ari- 
ſchen Ehefrau eines Juden der Schutz des 
SchuldBerein®. dem gefunden Volksempfinden 
widerſprechen würde, läßt ſich nur unter Be- 
rückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles 
beurteilen. KG.: DR. 1939, 1097 Nr. 40 7 

81 Abſ. 1 S. 2 Schuld Bereincß. Zur wirt 
ſchaftlichen Grundlage der ſelbſtändigen 0 
benshaltung gehört auch ein Wohngrundftüd 
des Schuldners, das er zur Sicherung geſchäſte 
licher Kredite belaſtet hat. KG.: DR. 1939, 
1097 Nr. 41 H 

86 Schuld BereinG. Gewinn aus der Wei⸗ 
terveräußerung eines zwangsverſteigerten 
Grundſtücks. — Der Bürge kann den Antrag 
aus 86 nur dann ſtellen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die allgemeine Schuldenbereini⸗ 
gung entweder bei dem Hauptſchuldner oder 
bei dem Bürgen vorliegen. LGG. Kiel: DR. 
1939, 1098 Nr. 42 (Epping) 


Pächterentſchuldungsverordnung 


Art. 23, 24 PächtEntſchuldB O.; Gemein- 
ſchaft. Richtlinie Nr. 79 des RErn Min. und 
RIM. v. 22. Dez. 1938. Auch auf Grund der 
GR. 79 kann eine Neufeſtſetzung des Pacht⸗ 
zinſes nur dann erfolgen, wenn ſie zur Durch⸗ 
führung der Entſchuldung erforderlich iſt. LG. 
Halle: DR. 1939, 1100 Nr. 43 


Reichsfinanzhof 


§ 248 RAbgO. Wirkſamkeit eines Rechtsmit⸗ 
telverzichts; Umfang der dem Stpfl. vor Un⸗ 
terzeichnung des Verzichts zu erteilenden Beleh⸗ 
rung. REE.: DR. 1939, 1100 Nr. 44 (Del⸗ 
brück) 

822 Abſ. 1 RBewG. 1934; 8 225 4 Abſ. 1 
Ziff. 1 RAbgO. Eine Wertfortſchreibung für 
ein Grundſtück iſt auch dann zuläſſig, wenn der 
Wert des Grundſtücks im Fortſchreibungszeit⸗ 
punkt deshalb von dem auf den Feſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt feſtgeſtellten Einheitswert abweicht, 
weil das Grundſtück auf den Fortſchreibungs⸗ 
zeitpunkt nach anderen Bewertungsvorſchriften 
zu bewerten war als auf den Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt (z. B. bisher als Mietwohngrundſtück, 
jetzt als Einfamilienhaus). RFH.: DR. 1939, 
1101 Nr. 45 (Delbrück) 

ss8 Ziff. 1. 12 Abſ. 2 Ziff. 1 GewSt. 

1. Wechſelkredite werden zu Danerſchulden, 
wenn die Laufzeit der Wechſel derart bemeſſen 
iſt, daß die Wechſelſchuld der nicht nur vor⸗ 
übergehenden Verſtärkung des Kapitals dient, 

2. Bei Wechſelkrediten, die als Dauerſchulden 
anzuſehen find, jind in der Regel auch Akzept⸗ 
proviſionen und Zuſageproviſionen für weitere 
Bereitſtellung ſchon in Anſpruch genommener 
Kredite den nicht abzugsfähigen Zinſen i. S- 
des 88 Ziff. 1 GewStG. zuzurechnen. RF. 
DR. 1939, 1102 Nr. 46 

82 Abſ. 2 Ziff. 2, § 7 GewStG; 88 6 Satz l, 
11 Ziff. 4 KörpStcG. 1934; § 3 Ziff. 10 
EinkStcd. 1934. 

1. Bei Kapitalgeſellſchaften gibt es keine be⸗ 
triebsfremden Vorgänge, die bei der Ermitt⸗ 
lung des ſteuerpflichtigen Gewerbeertrags aus 
geſchaltet werden müßten. 


2. Auf Grund der NotVBO. v. 8, Dez. 1931 
(RGS Bl. I, 699) einer Kapitalgeſellſchaft erlaſ⸗ 
ſene Beförderungsſteuerbeträge ſtellen weder 
Sanierungsgewinne i. S. des 811 Ziff. 4 
KörpSt®. 1934 noch Unterſtützungen wegen 
Hilfsbedürftigkeit i. S. des 53 Ziff. 10 Eintr 
StG. 1934 dar; fie können daher — ebenſo⸗ 
wenig wie am körperſchaftſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winn — am ſteuerpflichtigen Gewerbeertrag 
abgeſetzt werden. RFH.: DR. 1939, 1102 Nr. 47 

82 UmjSt®. 1934; 83 Abſ. 4 UmſStdDurchf⸗ 
Beſt. 1934. Zur Umſatzſteuerpflicht von Rechts⸗ 
anwälten, die bei den Rechtsberatungsſtellen 


der Deutſchen Arbeitsfront tätig find. NFH.: 


DR. 1939, 1102 Nr. 48 


88 22, 24 Urkst. Anträge auf Ge⸗ 
währung von Darlehen und Sicherungsüber⸗ 
eignungs angebote an Geſellſchaften zur 
Finanzierung von Kraftfahrzeugkäufen ſind in 
der Regel als Schulderklärungen und Siche⸗ 
rungsübereignungen urkundenſteuerpflichtig. 
An der abweichenden Rechtsauffaſſung wird 
nicht mehr festgehalten. NFO: DR. 1939, 
1103 Nr. 49 

88 21 Abſ. 2, 22 Ziſſ. 1, 26 EinkStcz. 1934. 
Hat der unbeſchränkt ſteuerpflichtige Schwie⸗ 
gervater dem Ehemann ſeiner Tochter eine 
Wohnung unentgeltlich überlaſſen, um den 
Eheleuten die Haltung eines angemeſſenen 
Hausſtands zu ermöglichen, ſo iſt der Nutzungs⸗ 
wert dieſer Wohnung nach 822 Ziff. 1 Satz 2 
EinkStch. 1934 (1938) zu behandeln, wenn 
die Eheleute zuſammen zu veranlagen ſind. 
Das gilt auch, wenn die Wohnung ſich in 
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einem Hauſe befindet, das zum mittleren Neu⸗ 
hausbeſitz gehört. R.: DR. 1939, 1104 
Nr. 50 (Delbrück) 


88 4, 5, 12 EinkStcß. Ordnungsſtrafen 
wegen Verfehlungen gegen die Wirtſchafts⸗ 
geſetze ſind vom Gewinn eines gewerblichen 
Unternehmens nicht abziehbar. RF H.: DR. 
1939, 1104 Nr. 51 (Delbrück) 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


Geſetz über die Vertretung vor den Verwal⸗ 
tungsgerichten v. 25. Mai 1926, Verwaltungs⸗ 
rechtsrat. Als „Tätigkeit in der Verwaltung 
des Preuß. Staates“ i. S. des 8 1 Gef. über 
die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten 
kann nicht die Vornahme verwaltender Maß⸗ 
nahnien angeſehen werden, die in preußiſchen 
Verwaltungsbehörden von Beamten uſw. neben 
ihrer eigentlichen, nicht verwaltenden Tätigkeit 
vorgenommen werden. PrOVcz.: DR. 1939, 
1106 Nr. 52 


84 Steaftf@.; 88 1, 3, 10 Straß VerkzulO. 
v. 13. Nov. 1937. Entziehung der Fahrerlaub⸗ 
nis. 83 Abſ. 2 StraßVerkZul O., der die Uns 
geeignetheit zum Führen von Fahrzeugen und 
Tieren betrifft, enthält keine den Verwaltungs⸗ 
richter bindende Rechtsvorſchrift, ſondern nur 
Richtlinien. Rechtsquelle iſt vielmehr nach wie 
vor § 4 Kraftfch. — Aus einem einmali- 
nen Verſtoß gegen Verkehrsvorſchriften ift 
nicht ſtets die Ungeeignetheit des 
Kraftfahrers zu folgern. PrOVG.: DR. 
1939, 1107 Nr. 53 


Sozietät (auch Berlin), 


84 Kraftfcß. Ein Kraftwagenhalter ift als 
ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen 
anzuſehen, wenn er duldet, daß ſein Kraft⸗ 
wagen von einem anderen Kraftwagenführer 
geſteuert wird, obwohl er weiß, daß dieſer un⸗ 
ter der Wirkung von Alkohol ſteht. Prove.: 
DR. 1939, 1107 Nr. 54 

§ 3 Wegereinigungs®. v. 1. Juli 1912. Ob- 
ſervanz zu Laſten von Anliegern oder Anwoh⸗ 
nern. Beſtimmtheit einer Pol Vfg. Geſchloſſene 
Ortslage. PrOVG.: DR. 1939, 1108 Nr. 55 

BauO. der Stadt Breslau v. 30. Mai 1668; 
Reglement des Königs in Preußen v. 26. Mai 
1744; PrGeſ. v. 23. Mai 1931 zur Aufhebung 
veralteter Polizei⸗ und Strafgeſetze. Der Ver⸗ 
waltungsrichter kann einer Partei nicht ein 
Rechtsmittel aufdrängen, von dem ſie keinen 
Gebrauch machen will. In Breslau liegt weder 
nach geſchriebenem Recht noch nach einer Ob⸗ 
ſervanz den Straßenanliegern die Pflicht zur 
Unterhaltung der Bürgerſteige 
ob. PrOVG.: DR. 1939, 1109 Nr. 56 

Verwaltungsſtreitverfahren. Unzureichende 
Urteilsbegründung. Baurecht. Balkonüber⸗ 
dachung. PrOVG.: DR. 1939, 1111 Nr. 57 

$$ 14, 20 Pol Verw. Allgemeines Polizei⸗ 
recht. Baurecht. Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung. Offenſichtliche ſchwere und ſinnloſe 
Gefährdung des eigenen Lebens iſt, weil der 
einzelne als Glied der Volksgemeinſchaft da⸗ 
durch Belange der Volksgemeinſchaft ſchädigt, 
ſtets polizeiwidrig und nicht nur dann, wenn 
eine unmittelbare Gefährdung weiterer Kreiſe 
feſtgeſtellt wird (Abweichung von OVG. 39, 
392/393). PrOVG.: DR. 1939, 1112 Nr. 58 


Langjähr. jüngerer 
Anwalt und Notar 


Gule und weiter entwicklungsfähige 


Anwaltspraxis 
mit Simultanzulaſſung in ſchöner 
Kleinſtadt Pommerns, für die au 
Ausſicht auf künftige Verleihung des 
Notariats beſteht, unter günſtigen 
Bedingungen ſofort abzugeben. 
Ang. u. A. 746 an: Deutſcher Rechts⸗ 
verlag, Berlin W 35, Hildebrandſtr. 8. 


Aſſeſſor 
als Vertreter für die Zeit vom 
1. Auguſt bis 15. September 1939 
geſucht. 
Dr. Fliege, Rechtsanwalt u. Notar, 
Kreuzburg D6. 


Anwaltspraxis 
in mitteldeutfcher Großſtadt beſonderer 
Umſtände wegen ſofort günſtig 
abzugeben. Übernahme des Per⸗ 
fonala, 1 Bürovorſteher u. 4 Damen 
erwünſcht. Angebote u. A. 753 an: 
Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, 

Hildebrandſtraße 8. 


Anwaltsvertreter 
für die Monate Oktober unb 
November 1989 geſucht. 
Rechtsanwalt Dr. Kirſtein, 


Tegernſee, 
auch zugelaſſen am 20. München II Bürovorſteher, 
——T '. . — jerfekt in Prozeß und Notariat, von 
vertreter größerem Berliner Anwaltsbilro 
für September d. Js. ſucht[geſucht. Angebote mit Lebenslauf 
Biſchoff, u. Gehaltsanſprüchen u. A. 754 an: 


Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Hildebrandſtraße 8. 
. ˙w—— e a 


Stenokontoriſtin, 
evti. auch Herrn, mit Erfahrung im Anwaltsfach für unſere 
Rechtsabteilung baldmöglichſt geſucht. 
Reifenpreisſchuz-Verband Verwaltungs⸗Gmbh, 
Berlin W 35, Am Karlsbad 3 


Rechtsanwalt und Notar, 
Seelow (Marh) 


eſuchte Stellen ki 


Bürogehilfelin), 
zuverläſſig in beiden Fächern, zum 
baldigen Antritt oder 1. Auguſt 1989 
nach Magdeburg geſucht. 
Rechtsanwälte 
Juſtizrat Dr. Kuh lmey 
und Heinz Schultze, 


Magdeburg, Breiterweg 232 a. 


Ferienvertretungen 
übernimmt jg. Rechtsanw. m. groß. 
Notariatserfahrg. ab 15.7. 39 i. Berlin 
u. Umgebung. Angeb. u A. 743 an: 
Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, 

Hilbebrandſtraße 8. 


. 
Zuschriften auf Zifferanzelgen bitte deut- 
lich mit der Ziffernummer kennzeichnen! 
panna 


ch verlag, Berlin W 35, Hildebrandſtr. 8. 


Praxistaufdy oder übernahme, 
ſucht aus perſönl. Gründen RA. und 
Notar, 45, repräſ., ſympath., Frontk., 
mit 14 Jahre beſtehender Praxis in 
größ., induſtr., ſchleſiſchen Gebirgsſtadt. 
Ang. u. A. 752 an: Deutſcher Rechs⸗ 


ſucht Sozietät oder Stellung 
in Induſtrie, Handel oder dgl. 
(Syndikus). Angebote u. A. 755 an: 
Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Hildebrandſtraße 8. 


Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8. 


Manuskripte nur an: 


Rechtsanwalt und Notar, 


ledig, ev., ſeit 25 Jahren ſelbſtändig, mit reichen Erfahrungen und gutem 

Urteil, zuverläſſig, arbeitsfreudig und gewandt, ſucht möglichſt in 

Berlin verantwortungsvolle Poſition in Handel, In⸗ 

duſtrie oder Wirtſchaft. Angebote unter A. 745 an: Deutſcher Rechts⸗ 
verlag, Berlin W 35, Hildebrandſtraße 8. 


Rechtsanwalt, 

z. Zt. ohne Praxis 
aich a re 
Angebote unter A. 749 an: Deutſcher 
Rechtsverlag, Berlin W 35 

Hildebrandſtraße 8. 


Bürovorfteher, 
firm in beiden Fächern, 
übernimmt Urlaubs vertretung 
ab 20. Juli oder 1. Auguſt. 
Angebote u. A. 750 an: Deutſcher 


Rechtsverlag, Berlin W 35, 


Hildebrandſtraße 8. 
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; Bekanntmachungen verſchiedener Art : 


Der Große Brockhaus 
letzte Auflage, 20 Halblederbände (576.—) 
vorzüglich erhalten 300.—, 20 Monatsraten 
M. Edelmann, Nürnberg-A. 


Zu verkaufen: 
Jur. Wochenschrift, 
1920—1932 (ungeb. auß. 1920, 1921, 1932) 
Deutsches Recht, 1924 (lose) 
RGBI. I. 

1909, 1915—1916, 1918—1920 (gebund) 


Angeb. u. A. 748 an: Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Erbitte Freisangebot 
v.‚Reichsgerichisentscheldungen 
ab Band 140 (1933—1939) antiquarisch. 
Buch-u.Kunsth. Heinrich Vos, Antiqu. 


Inh. Bruno Festag, Essen,Lichtschlagstr.47. 


Zu verkaufen: 
Entscheidungen d. RG. In Strats., 
Bd. 1—14, 16, 18—42, 52—56, 58—66 u. 
Gen.-Reg. zu Bd. 1-35. Angebote unter 
A. 751 an: Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 3, Hildebrandstraße 8. 


Zu kauien gesucht: 


a) E. d. RMil. Ger. 

b) Archiv f. Mil.-Recht 

c) Sonstige Werke (Kommen- 
tare, Lehrbücher, Abhandlungen u. a.), 
auch ältere, über Mil.-Recht. 

Angebote unter A. 756 an: Deutscher 

Rechtsverlag, BerlinW 35,Hildebrandstr.8 


Das 


ürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutfche Reich 


erläutert durch die Rechtfprechung und das neue Schrifttum 


nebft dem kinführungsgeſetz, dem neuen Eherecht 
und dem neuen Teſtamentsgeſetz 


Achter in Verbindung mit Amtsgerichtsrat Dr. Bohnenberg in Leipzig neu bearbeitete Auflage 


Don Dr. Otto Warneyer 


Relchsgerichtsrat a. D. in Leipzig 


XVI, 1215 Seiten, Preis in Halbleder gebunden 42. RM 


Das Erscheinen eines „neuen Warneyer” 


wird jeder Praktiker mit Freude begrüßen. Seine Freude wird um fo größer fein, wenn er aus dem Buche 
erſieht, wie es der Verfaſſer und ſein bereits auf anderen Gebieten vortrefflich bewährter Mitarbeiter verſtan⸗ 
den haben, die Erläuterung der natlonalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung anzupaſſen, die neuen Geſetze — 
vor allem das neue Eherecht, das Teſtamentsrecht und die Familtenrechtsnovelle — dem Ge- 
füge des BGB ein- und anzugliedern, und durch Mitteilung und Verarbeitung des feit 1933 ergangenen 
Schrifttums der Rechtsanwendung wertvolle Fingerzeige zu geben. Wenn bei der Sichtung des bisherigen 
Erläuterungsſtoffes vieles Uberholte und mit der neuzeitlichen Rechtsauffaſſung Unverträgliche ausgeſchaltet wer⸗ 
den mußte, ſo iſt doch nichts von den früheren Entſcheidungen weggelaſſen worden, was noch irgendwie zur Aus⸗ 
legung und Anwendung des Geſetzes, auch von dem jetzt maßgebenden Geſichtspunkt aus, von Wichtigkeit erſchien. 


** 


Seit mehr als 30 Jahren zählt Warneyers Kommentar zum BGB zu den beſten Erläuterungsbüchern, die 
unſere juriſtiſche Literatur aufweiſt. Es iſt ein geradezu unentbehrliches Nachſchlagewerk für den Rechtswahrer 
und für den Rechtsſtudenten, der ſich in den auf die praktiſchen Bedürfniſſe zugeſchnittenen Ausführungen 
ſchnell und ſicher zurechtfindet. Bei der Erläuterung wurde der tiefgreifenden Umgeſtaltung der Rechtsanſchau⸗ 
ung und ihren Ergebniffen in Schrifttum und Rechtſprechung in vollem Maß Rechnung getragen, ferner wurde 
das umfangreiche neue Geſetzesmaterial eingegliedert. Auch die international⸗privatrechtlichen Vorſchriſten 
des EH BGB find beſprochen, zur Erläuterung des neuen Ehe- und Teſtamentrechts ift die amtliche Be- 
gründung herangezogen. Von beſonderem Wert erſcheinen auch die Hinweise auf das Fachſchriſttum, das von 


1933 lückenlos erfaßt iſt. $ Das deutſche Rechtsſchrifttum 


Der Name Warneyer hat den beſten Klang in der jurtſtiſchen Welt. Schon die bisherigen Auflageziffern 
beweifen die Beliebtheit und praktiſche Bewährung des Warneyerſchen BG B-Kommentars.. ... Der 
Warneyerſche Kommentar kann nur beſtens empfohlen werden. Reichsverwaltungsblatt 


Carl Heymanns Verlag Berlin WS 


